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1 Einleitung 

Nachdem die niedersächsische Landesregierung im Jahr 2001 den ersten und 2010 den zweiten Akti-

onsplan zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen im Häuslichen Bereich verabschiedet hatte, wurde 

zuletzt im Jahr 2012 von der Landesregierung ein dritter Aktionsplan verabschiedet. Dieser enthält 

Daten zur Strafverfolgung, zum zivilrechtlichen Schutz und zur psychosozialen Unterstützung be-

troffener Frauen sowie einen Überblick über aktuelle Handlungsbedarfe und Vorhaben (Niedersäch-

sisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration et al., 2012). 

Wissenschaftlich begleitet wurde dieser dritte Aktionsplan durch eine Evaluation, in der zahlreiche 

Fachkräfte aus Polizei, Justiz, Frauenunterstützungs- und Opferberatungsstellen, Jugendämter, 

Gleichstellungsbeauftragte und Täterberatungsstellen befragt wurden. Ziel der Evaluation war es, 

„eine umfassende Bestandsaufnahme der Entwicklungen und Veränderungen, die durch den Landes-

aktionsplan in Niedersachsen auf institutioneller Ebene erreicht wurden“ (Lobermeier / Strobl 2012, 

S. 8) vorzunehmen. Insbesondere wurde der Frage nachgegangen, „welche Auswirkungen der Akti-

onsplan auf die Zusammenarbeit der involvierten Institutionen hat“ (ebd.). 

Im Rahmen dieser Evaluation wurde u.a. deutlich, dass der Bereich „Häusliche Gewalt in Familien mit 

Migrationshintergrund“ von den Befragten als eine der wichtigsten gesellschaftlichen Herausforde-

rungen angesehen wird, auf die der Landesaktionsplan in den nächsten Jahren reagieren müsse 

(ebd., S. 5, S. 69). Um betroffenen Frauen mit Migrationshintergrund den Zugang ins Hilfesystem zu 

erleichtern, wurde empfohlen, neue Zugangswege zu nutzen (ebd., S. 6). Darüber hinaus sprachen 

sich nahezu alle befragten Einrichtungen und Institutionen für eine stärkere Einbindung von Migran-

tenselbsthilfeorganisationen aus (ebd., S. 48).  

Die nun vorliegende Untersuchung mit dem Titel „Häuslicher Gewalt im Migrationskontext vernetzt 

und kompetent begegnen – Analysen und Handlungsempfehlungen zur Optimierung des Hilfesys-

tems aus multiprofessioneller Sicht“ liefert nun konkrete Vorschläge. Sie geht der Frage nach, inwie-

fern sich das Hilfesystem strategisch und methodisch verändern muss, um sich in der Migrationsge-

sellschaft adäquat zu öffnen. Wie kann es gelingen, Migrantinnen präventiv und intervenierend im 

Falle Häuslicher Gewalt angemessen zu unterstützen? 

Um diese Fragen zu beantworten, wurden insgesamt vier multiprofessionelle Gruppendiskussionen, 

an denen 28 Diskutant/innen teilgenommen haben, durchgeführt. Die hier gewonnen Erkenntnisse 

wurden in zehn Expert/inneninterviews vertieft untersucht. Die hierfür verwendeten Inputs und Leit-

fäden schließen an die Ergebnisse einer 2013 veröffentlichten Studie an, in der die Lebenssituation 

von Frauen, denen Häusliche Gewalt im Migrationskontext widerfahren ist, analysiert wurde. Sie 

enthält außerdem erste Empfehlungen zur Öffnung des Hilfesystems in der Migrationsgesellschaft, 

an die ebenfalls inhaltlich angeknüpft werden konnte (Müller 2013). Im Ergebnis liegen nun (a) wei-

tergehende allgemeine Empfehlungen sowie (b) spezifische strategische und methodische Weiter-

entwicklungen in verschiedenen Handlungsfeldern vor. 

Nachdem in Kapitel 2 der aktuelle Forschungsstand zur Lebenssituation von Opfern Häuslicher Ge-

walt im Migrationskontext sowie die Inanspruchnahme des etablierten Hilfesystems durch Migran-

tinnen dargestellt wurden, folgen in Kapitel 3 Erläuterungen zum Forschungsdesign. In Kapitel 4 wer-

den die Ergebnisse der empirischen Untersuchung dargelegt. Die Studie schließt in Kapitel 5 mit ei-

nem Fazit und einem Ausblick ab. 

http://vorschau.lprnds.de/Landespraeventionsrat/Module/Publikationen/Dokumente/Landesaktionsplan-Haeusliche-Gewalt-III_1439.pdf
http://vorschau.lprnds.de/Landespraeventionsrat/Module/Publikationen/Dokumente/LAP-Haeusliche-Gewalt-Evaluation_1369.pdf
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2.  Stand der Forschung1 

2.1 Kenntnisse zur Lebenssituation von Opfern Häuslicher Gewalt im 

Migrationskontext 

2.11 Quantitative Daten aus dem Hellfeld 

Weder die zum Hellfeld gehörenden polizeilichen Kriminalstatistiken noch Befragungen, die inner-

halb anderer Institutionen, wie z.B. in Frauenhäusern durchgeführt wurden, können in statistischer 

Hinsicht als repräsentativ gelten, da sie nur von einem Teil der Gewaltbetroffenen genutzt werden. 

Dennoch bieten sie Anhaltspunkte, die im Folgenden dargestellt werden. 

Dem „Aktionsplan III zur Bekämpfung Häuslicher Gewalt in Paarbeziehungen“ (Niedersächsisches 

Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integration et al. 2012) sind bezogen auf 

das Land Niedersachsen u.a. folgende Daten der Polizei zu entnehmen: 

Polizeilich registrierte Gesamtfallzahlen Häusliche Gewalt in Niedersachsen 

 Gesamtfallzahl davon Straftaten Davon  

„Sonstige Ereignisse“2 

2007 11.911 10.533 1.378 

2008 13.101 11.359 1.742 

2009 15.061 13.181 1.880 

2010 16.704 14.684 2.020 

2011 17.047 14.761 2.286 

(ebd., S. 5) 

Die in dieser Tabelle dokumentierte Steigerung der registrierten Fälle Häuslicher Gewalt ist ein Hin-

weis auf eine erhöhte Anzeigenbereitschaft, die auf die Ausweitung des staatlichen Gewaltmonopols 

auf den familialen Bereich durch das Gewaltschutzgesetz (Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtli-

chen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der 

Ehewohnung bei Trennung) zurückzuführen ist, das bereits 2002 in Kraft getreten ist. Nachdem in 

den Jahren 2007 bis 2010 die Fallzahlen sehr deutlich zugenommen hatten, ist im Jahr 2011 mit einer 

nur marginalen Erhöhung des Straftatenaufkommens um 77 Fälle erstmalig nahezu ein Gleichstand 

zum Vorjahr zu verzeichnen. Da weder Hinweise auf einen Rückgang der Anzeigebereitschaft vorlie-

gen, noch ein Nachlassen der Aufklärungsarbeit von Polizei und anderen beteiligten Einrichtungen 

und Institutionen festzustellen ist, gehen die Herausgeber/innen des Landesaktionsplanes III nicht 

von einer Verdrängung ins Dunkelfeld aus (ebd., S. 6). 

                                                 
1
 Der im Folgenden dargestellte Forschungsstand wurde in Teilen bereits in Müller (2013) veröffentlicht. Der 

Text wurde aktualisiert und Daten, die die Situation in Niedersachsen beschreiben, wurden ergänzend hinzuge-
fügt. 
2
 „Sonstige Ereignisse“ stellen in diesem Zusammenhang polizeilich registrierte Einsatzanlässe dar, bei denen 

keine strafbare Handlung der Beteiligten vorlag. 
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Die Bewohnerinnenstatistik der Frauenhauskoordinierung bietet zur ethnischen Herkunft der Opfer 

Anhaltspunkte. Sie zeigt, dass mehr als die Hälfte der Frauen, die in den Frauenhäusern Zuflucht su-

chen, einen Migrationshintergrund haben. Ihr Anteil hat sich in den Jahren 2000 bis 2008 kontinuier-

lich vergrößert (2000: 41%; 2008: 51%). Gemessen am Anteil der weiblichen Bevölkerung sind Frauen 

mit Migrationshintergrund in Frauenhäusern also deutlich überrepräsentiert (Frauenhauskoordinie-

rung 2008, S. 2). Im Jahr 2008 bilden die Frauen aus Osteuropa nach wie vor die mit Abstand größte 

Gruppe (31%).3 Zur zweiten großen Gruppe gehören Frauen türkischer Herkunft (21%). Der Anteil der 

Frauen aus afrikanischen und asiatischen Ländern liegt in beiden Gruppen bei 13% und im Hinblick 

auf die Frauen aus nord- und südamerikanischen Ländern bei 3%. Weitere 3% stammen aus Ländern, 

die in der Statistik nicht weiter differenziert sind (ebd., S. 9). 

2.1.2 Quantitative Daten aus dem Dunkelfeld 

Um die Ausmaße der Gewaltbetroffenheit von Frauen mit Zuwanderungsgeschichte genauer ein-

schätzen zu können, sind bevölkerungsbasierte Dunkelfeldstudien auf der Basis repräsentativer 

Stichproben besser geeignet, als die Daten aus dem Hellfeld.4 So bietet die in den Jahren 2002 bis 

2004 im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend durchgeführte 

erste große deutsche Repräsentativstudie zu Gewaltprävalenzen gegen Frauen in Deutschland ver-

tiefte Einblicke in die Gewaltbetroffenheit von in Deutschland lebenden Frauen insgesamt und spezi-

ell auch in die Gewaltprävalenz gegen Migrantinnen. Hierfür wurden insgesamt 10.264 Frauen im 

Alter von 16 bis 85 Jahren umfassend zu ihren Gewaltwiderfahrnissen in unterschiedlichen Lebens-

kontexten und zu den Folgen von Gewalt, zur Inanspruchnahme institutioneller Hilfe und Unterstüt-

zung sowie zu ihrem Sicherheitsgefühl und ihren Ängsten befragt (Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend 2004d). Im Rahmen dieser Studie5 wurden außerdem Frauen türkischer 

und osteuropäischer Herkunft6 und damit die größten in Deutschland lebenden Migrantinnengrup-

pen in erhöhter Fallzahl in ihren Herkunftssprachen interviewt. Alle Befragten wurden aus repräsen-

tativen Gemeindestichproben ausgewählt, so dass eine hohe Qualität und Repräsentativität der 

Stichprobe gewährleistet werden konnte (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend 2007, S. 10). Eine herkunftsspezifische Aufschlüsselung ergab folgendes Ergebnis: 

                                                 
3
 Stichprobe: N=3.577 

4
 Aber auch diese können trotz der verfeinerten und hoch spezialisierten Methoden einer sensiblen Befragung 

niemals das gesamte Ausmaß der Gewalt erfassen, da davon auszugehen ist, dass ein Teil der 
gewaltbetroffenen Frauen und Männer Dritten gegenüber keine Auskunft über erlebte Gewalt gibt. In diesem 
Zusammenhang sei auch auf die teilweise emotional hoch aufgeladene Diskussion zur Geschlechterrelation 
hingewiesen. So herrscht auf der Grundlage verschiedener Dunkelfeldstudien Uneinigkeit darüber, ob Männer 
oder Frauen häufiger von Partnergewalt betroffen sind. Eine seriöse Antwort auf die Frage kann zurzeit nicht 
gegeben werden, denn eine breit angelegte, repräsentative Untersuchung, die auch Partnergewalt gegen 
Männer einschließlich ihrer Folgen in Deutschland erhebt, steht noch aus (Walter/Lenz/Puchert 2007, S. 141). 
5
 Sie wird im Folgenden „Prävalenzstudie“ genannt. 

6
 Die ethnische Herkunft der Befragten wurde anhand des Geburtslandes der Eltern und der Staatsbürgerschaft 

der Befragten bestimmt. Dadurch konnten Migrantinnen der ersten und zweiten Generation durchgängig und 
Migrantinnen der dritten Generation nur insofern einbezogen werden, als sie (noch) nicht die deutsche 
Staatsbürgerschaft besaßen. 
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Tabelle: Gewaltbetroffenheit der Untersuchungsgruppen im Vergleich 

Fallbasis: Frauen zwischen 16 und 75 Jahren 

 
Herkunft Befragte 

Deutschland1 Türkei2 ehem. Sowjetunion3 

Partnergewalt 

Körperliche oder sexuelle Gewalt durch 
aktuelle und/oder frühere Partner* 

26 % 37 % 27 % 

Körperliche oder sexuelle Gewalt durch 
aktuellen Partner** 

13 % 29 % 17 % 

Sexuelle Gewalt durch aktuellen Partner** 1 % 6 % 3 % 

Psychische Gewalt durch aktuellen Partner 
(vier und mehr Handlungen)** 

6 % 20 % 14 % 

1
 N = 8.023; 

2
 N = 368; 

3
 N = 475 

* nur Frauen, die schon einmal in einer Partnerschaft gelebt haben 

** nur Frauen, die aktuell in Partnerschaft leben 

(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2003, S. 14) 

Im Ergebnis wird deutlich, dass in allen Gruppen ca. ein Drittel der befragten Frauen angeben, in 

ihrer aktuellen Partnerschaft und/oder früheren Partnerschaft von körperlicher und sexualisierter 

Gewalt betroffen (gewesen) zu sein. Besonders häufig geben dies – auch in den darauf folgenden 

Items – Frauen türkischer Herkunft an. 

Auch einer vergleichenden Sekundäranalyse zur gesundheitlichen Situation und zur Gewaltsituation 

von Frauen mit und ohne Migrationshintergrund in Deutschland, die auf der Grundlage der in 2002 

bis 2004 erhobenen Daten durchgeführt wurde, ist zu entnehmen, dass auch hier die Frauen türki-

scher Herkunft besonders betroffen sind (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend 2007, S. 66). Die nachstehende Tabelle dokumentiert den Zusammenhang zwischen körperli-

cher und psychischer Gesundheit in Korrelation zur Gewaltwiderfahrnis. Auch hier klagen vor allem 

Frauen türkischer Herkunft über körperliche und psychische Beschwerden. Dies lässt einen vorsichti-

gen Schluss auf einen höheren Schweregrad der erlebten Gewalt zu, kann aber auch ein Hinweis auf 

weitere Belastungen sein, die sich in der Gruppe der türkischen Migrantinnen ebenfalls auf die ge-

sundheitliche Situation auswirken. 

Tabelle: Gewalt durch aktuelle/frühere Partner und Anzahl der körperlichen/psychischen Be-

schwerden in den letzten 12 Monaten nach Untersuchungsgruppen 

 

Herkunft Befragte 

deutsche Herkunft1 türkische Herkunft2 ehem. Sowjetunion3 

Gewalt 
ja 

Gewalt 
nein 

Gewalt 
ja 

Gewalt 
nein 

Gewalt 
ja 

Gewalt 
nein 

Anteil mehr als sieben 
körperliche Beschwerden  

29,4 % 16,7 % 52,5 % 22,6 % 26,5 % 18,7 % 

Anteil vier und mehr psy-
chische Beschwerden  

57,9 % 34,6 % 68,3 % 36,7 % 56,4 % 37,4 % 

1
 N = 8.699; 

2 N = 371; 
3
 N = 501 

(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2007, S. 66) 

Als besondere Gefährdungssituationen, in denen erstmalig Gewalt aufgetreten ist, sind zum einen 

die Phase der Familiengründung einerseits und andererseits Phasen von Trennung und Scheidung. 
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„Heirat und Bezug der gemeinsamen Wohnung, ebenso wie Schwangerschaft und Geburt des ersten 

Kindes wurden von beiden Migrantinnengruppen häufiger als Lebensereignisse genannt, in denen die 

Gewalt erstmals aufgetreten war“ (ebd., S. 70). So wurde die Heirat als Lebensereignis, infolgedessen 

Gewaltübergriffe erstmalig aufgetreten sind, von Frauen türkischer Herkunft am häufigsten genannt 

(71%; ehemalige Sowjetunion: 53%; deutsche Herkunft: 31%). Hier ist zu berücksichtigen, dass bei 

Frauen türkischer Herkunft die Hochzeit häufiger als bei den anderen Befragungsgruppen den Beginn 

der festen Paarbeziehung markieren dürfte, da voreheliche Paarbeziehungen hier häufiger negativ 

sanktioniert werden (ebd.). 

Zur Gefährdungslage gaben die Befragten, die von Partnergewalt betroffen waren oder sind, Folgen-

des an. 

Tabelle: Gefährdungslage der Gewalt 

 
Herkunft Befragte 

Deutschland Türkei ehem. Sowjetunion 

Partner hat eine Waffe, zum Beispiel 
eine Pistole oder ein Messer gegen die 
Frau gerichtet 

10 % 29 % 17 % 

Frauen hatten Angst, ernsthaft oder 
lebensgefährlich verletzt zu werden 

43 % 50 % 68 % 

Diese Bedrohung, der sich Frauen mit Migrationshintergrund im Vergleich zu Frauen deutscher Her-

kunft in höherem Maße ausgesetzt sehen, wird auch im Kontext von Trennung und Scheidung von 

den befragten Frauen mit Migrationshintergrund bestätigt. Auch hier tragen verstärkt türkische Mig-

rantinnen ein erhöhtes Risiko, Gewalt durch einen (Ex-)Partner zu erleben. Etwa die Hälfte der Be-

troffenen hat durch frühere Partner mit Migrationshintergrund sehr schwere körperliche Gewalt-

handlungen erlebt, im Vergleich zu etwa einem Drittel der davon betroffenen Frauen deutscher Her-

kunft. Ebenso haben Frauen türkischer Herkunft signifikant häufiger bedrohliche Nachstellungen und 

Stalking-Handlungen als andere Befragungsgruppen durch ihre Ex-Partner erlebt. Gewalt und deren 

Androhung im Kontext von gemeinsamem Umgangs- und Besuchsrecht der Kinder wurden ebenfalls 

häufiger genannt; hierbei wurden insbesondere die Androhung von Gewalt und Mord, körperliche 

Angriffe und Mordversuche, Vergewaltigung und deren Versuch sowie Entführung der Kinder erheb-

lich häufiger genannt. Diese Ergebnisse legen nahe, dass etwa ein Drittel der Frauen türkischer Her-

kunft in Trennungs- und Scheidungssituationen in besonderem Maße gefährdet ist, Opfer von Gewalt 

durch (ehemalige) Partner zu werden. In der Gruppe der Frauen aus Ländern der ehemaligen Sowjet-

union trifft dies auf jede siebte Frau zu und auf jede zehnte Frau deutscher Herkunft (Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2009, S. 41). 

Die Studie zur „Familienplanung und Migration im Lebenslauf“, die im Auftrag der Bundeszentrale für 

gesundheitliche Aufklärung durchgeführt wurde, scheint die Ergebnisse der Prävalenzstudie zu bestä-

tigen. Hier wird in der Gruppe der befragten Frauen türkischer Herkunft ein besonders hohes Infor-

mationsinteresse an dem Thema „Gewalt in der Familie“ deutlich (Bundeszentrale für gesundheitli-

che Aufklärung 2008, S. 9). Es sind vor allem die niedrig qualifizierten Frauen, die ein hohes Informa-

tionsinteresse haben.7 

                                                 
7
 Stichprobe: 900 Frauen, 20-44 Jahre; mit Migrationshintergrund: türkisch: N=307; ost-/südeuropäisch: N=294; 

ohne Migrationshintergrund: N=299 (Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 2008, S. 12). 
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Tabelle: Interesse an Informationen im Bereich der Familienplanung (Anteil ja in %) 

Informationsinteresse Herkunft der Befragten 

Deutschland Türkei Ost-/ Südosteuropa 

Was tun bei Gewalt in der Familie? 38,6 71,6 34,7 

BZgA, Datensatz „frauen leben II“ 2007, 20- bis 44-jährige Frauen mit und ohne Migrationshintergrund 

(Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 2008, S. 9) 

Einen Aufschluss darüber, warum die Frauen ein verstärktes Informationsbedürfnis artikulieren, gibt 

diese Studie nicht. Ursache kann – vor dem Hintergrund der vorausgegangenen Ergebnisse – zwar 

eine erhöhte Gewaltbetroffenheit sein, eklatant ist hier aber, dass die Differenz zwischen den her-

kunftsspezifischen Gruppen hier deutlich ausgeprägter ist als in der Prävalenzstudie. Gründe für das 

ausgeprägte Informationsbedürfnis könnten die gestiegene mediale Präsenz der Thematik „Häusliche 

Gewalt“ und der damit verbundene öffentliche Diskurs im Kontext so genannter „Ehrenmorde“ sein. 

Darüber hinaus wird deutlich, dass sich die Frauen türkischer Herkunft vor familialer Gewalt aktiv 

schützen wollen. Die Daten könnten auch ein Hinweis sein, dass sich die Frauen ggf. auch für eine 

gewaltbetroffene Angehörige in ihrer Familie einsetzen oder einsetzen möchten. 

Neben der Zusatzbefragung der Frauen türkischer Herkunft und der Migrantinnen, die aus der ehe-

maligen Sowjetunion stammen, wurden im Rahmen der Prävalenzstudie weitere Teilpopulationen, 

u.a. auch Flüchtlingsfrauen, befragt. Während die bereits dargestellte Zusatzbefragung der Frauen 

türkischer Herkunft und der Migrantinnen aus der ehemaligen Sowjetunion aufgrund höherer Fall-

zahlen und der identischen Untersuchungsmethodik eher direkte Vergleiche mit der Hauptuntersu-

chung ermöglicht, sind bei den anderen Teilpopulationen nicht nur aufgrund der geringeren Fallzah-

len (60 Flüchtlingsfrauen), sondern auch aufgrund der zu vermutenden höheren Selektivität bei der 

Auswahl der Interviewpartnerinnen und der modifizierten Methodik und Untersuchungsanlage eher 

vorsichtige Vergleiche möglich. Dennoch bieten die hier gewonnenen Ergebnisse erste Einblicke in 

die Gewaltbetroffenheit dieser schwer zugänglichen Teilpopulation (Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend 2004d, S. 23). Zusammenfassend stellen Schröttle und Müller heraus, 

dass Flüchtlingsfrauen im Vergleich zu anderen Befragungsgruppen am massivsten von Gewalt in 

unterschiedlichen Lebensbereichen betroffen waren. Der Kontext der Paarbeziehung war bei allen 

erhobenen Gewaltformen ein zentraler Lebensbereich, in dem die befragten Flüchtlingsfrauen kör-

perliche, sexuelle und auch psychische Gewalt in Deutschland erlebt haben. Mehr als die Hälfte der 

befragten Flüchtlingsfrauen, die in einer Paarbeziehung leben, sind von körperlicher, sexueller und 

auch psychischer Gewalt durch den aktuellen Partner betroffen. Hierbei handelt es sich häufig um 

Gewalt von hoher Intensität und Regelmäßigkeit, der sich die betroffenen Frauen nur äußerst schwer 

entziehen können (ebd., S. 93). 

Bei allen quantitativen Befunden ist zu berücksichtigen, dass solche Studien lediglich Klarheit über 

Korrelationen zwischen Gewaltwiderfahrnissen und ethnischer Herkunft verdeutlichen können. Hin-

weise auf differenziertere Zusammenhänge geben diese Studien nicht.  

2.1.3 Qualitative Daten zur vertieften Analyse von Einzelfällen 

Die einzige Studie, die sich mithilfe qualitativer Forschungsmethoden der besonders vielschichtigen 

und komplexen Problematik von Partnergewalt im Spannungsfeld von Herkunft, Migration und Auf-

nahmeland auseinandersetzt, ist die 2008 erschienene Studie von Nadja Lehmann (Lehmann 2008). 

Ausgangspunkt dieser Studie ist die Frage, wie sich Frauen mit Migrationshintergrund mit der erleb-
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ten Gewalt im biografischen Kontext auseinandersetzen. Hierfür führte Lehmann in den Jahren 1999 

bis 2004 insgesamt 15 biografisch-narrative Interviews mit Frauen durch, die aufgrund von Gewalt-

widerfahrnissen in ein Frauenhaus geflüchtet waren. Das von ihr gewählte Sample umfasst Frauen, 

die Gewalt in einer Beziehung mit einem Partner aus dem eigenen Herkunftskontext erlebt haben, 

als auch Frauen, denen Gewalt in der Beziehung mit einem Partner deutscher oder anderer Herkunft 

widerfahren ist. Die Informantinnen sind zum Zeitpunkt der Interviews zwischen 21 und 50 Jahre alt 

und haben unterschiedliche Herkunftskontexte (ebd., S. 114f.). Aus diesem Sample wählte Lehmann 

drei Einzelfälle aus und rekonstruiert die Lebensgeschichten in Einzelfalldarstellungen. Im Rahmen 

eines kontrastiven Vergleichs stellt sie drei Typen heraus und ordnet ihnen die dargestellten Einzel-

fälle sowie weitere Informantinnen zu: 

- Erster Typus: Die Thematisierung des Gewaltwiderfahrnisses auf der Ebene gesellschaftlicher 

Ausgrenzungs- und Unterdrückungserfahrungen (ebd., S. 276ff.) 

- Zweiter Typus: Die Thematisierung des Gewaltwiderfahrnisses auf der Ebene von Ausgren-

zungs- und Unterdrückungserfahrungen in der Herkunftsfamilie (ebd., S. 281ff.) 

- Dritter Typus: Die Thematisierung des Gewaltwiderfahrnisses als singuläre Ausgrenzungs- 

und Unterdrückungserfahrung im biografischen Kontext (ebd., S. 284ff.) 

Diese Typenbildung verdeutlicht in einer pointierten Weise, auf welcher Ebene die Befragten ihre 

Gewaltwiderfahrnisse thematisieren. Dies ist nicht nur für die Forschung, sondern auch für die Praxis 

interessant. Die Antwort auf die Frage, welcher Ebene die betroffene Frau ihre Gewaltwiderfahrnisse 

vorrangig zuordnet, bietet Anhaltspunkte für die Entwicklung weiterer Schritte im Hilfeprozess. Im 

Sinne eines personenzentrierten Ansatzes wird die Perspektive der Klientin auf diese Weise wertge-

schätzt und hilfreiche Maßnahmen können abgeleitet werden. 

Abbildung: Thematisierung der Gewaltwiderfahrnisse als Ausgangspunkt zur Entwicklung weiterer 

Schritte im Hilfeprozess 

Drei Typen:

Die Gewaltwiderfahrnisse wurden in den 

Interviews auf unterschiedlichen Ebenen 

thematisiert (vgl. Lehmann 2008, S. 273-286).

1. Gesellschaftliche Ausgrenzungs- und 

Unterdrückungserfahrungen

z.B. aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit

2. Ausgrenzungs- und Unterdrückungs-

erfahrungen in der Herkunftsfamilie

z.B. Gewalterfahrung in der Herkunftsfamilie

3. Singuläre Ausgrenzungs- und 

Unterdrückungserfahrung im biografischen 

Kontext

einmaliges Ereignis; Vermeidung einer 

biografischen Perspektive

Hilfsangebote können

sich an diesen Ebenen

orientieren. 

z.B. Empowerment in

Migrantenorganisationen

z.B. therapeutisches

Angebot

z.B. Coaching

 

Allerdings sollte auch die Frage, welche Ebenen nicht thematisiert werden, geklärt werden. Die Ant-

wort auf die Frage, was der Grund dafür sein könnte, dass bestimmte Ebenen nicht oder zu wenig 

thematisiert werden, könnte ein notwendiger und wertvoller Schritt im Hilfeprozess sein. 

Die zentralen Ergebnisse der qualitativen Untersuchung, an die die vorliegende Studie anschließt 

(Müller 2013), werden im Rahmen des Kapitels 3.1 dargelegt, da das Forschungsdesign an die hier 

gewonnen Erkenntnisse anschließt. 
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2.2 Kenntnisse zur Inanspruchnahme des etablierten Hilfesystems 

durch Migrantinnen 

Die Inanspruchnahme des etablierten Hilfesystems durch in Deutschland lebende Migrantinnen wur-

de noch nicht hinreichend untersucht.8 Nichtsdestotrotz liegen punktuelle Erkenntnisse vor, die im 

Folgenden dargestellt werden. 

2.2.1 Quantitative Daten 

Im Rahmen der bundesweiten Prävalenzstudie wurde deutlich, dass die Inanspruchnahme ärztlicher 

Hilfen vor dem Hintergrund massiver Gewaltwiderfahrnisse der türkischen Migrantinnen im Vergleich 

zu den Befragten ohne Migrationshintergrund geringer ausfällt. Dasselbe gilt für die polizeiliche In-

tervention (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2004b, S. 131f.). 

Darüber hinaus wurde deutlich, dass die Kenntnisse zu den Angeboten psychosozialer Hilfseinrich-

tungen zwischen Frauen mit und ohne Migrationshintergrund deutlich differieren. Der Prävalenzstu-

die zufolge haben Migrantinnen türkischer und osteuropäischer Herkunft deutlich seltener als deut-

sche Befragte Kenntnis von Hilfseinrichtungen für gewaltbetroffene Frauen (Frauen deutscher Her-

kunft: 65%; Frauen türkischer und osteuropäischer Herkunft: 41 bis 49%) (vgl. ebd., S. 132). 

Die Befragungsergebnisse zur faktischen Inanspruchnahme weisen jedoch ein anderes Resultat auf. 

(Frauen-)Beratungsstellen und insbesondere Frauenhäuser werden von Migrantinnen türkischer Her-

kunft (17%) – auch im Vergleich zu den Befragten deutscher Herkunft (11%) – häufig genutzt. Osteu-

ropäische Migrantinnen nehmen dieses Angebot vergleichsweise seltener in Anspruch (8%). Wäh-

rend die befragten Migrantinnen türkischer Herkunft überwiegend Frauenhäuser und Frauenbera-

tungsstellen aufsuchten, gaben die Befragten osteuropäischer Herkunft häufiger therapeutische Pra-

xen an (vgl. ebd., S. 132f.). 

Die Autorinnen der Prävalenzstudie weisen abschließend darauf hin, dass sich diese Ergebnisse vor 

dem Hintergrund einer größeren Betroffenheit der türkischen Migrantinnen durch schwere Formen 

von Gewalt noch relativieren könnten. Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass angesichts der quan-

titativ und qualitativ hohen Betroffenheit insbesondere der türkischen Migrantinnen durch Gewalt in 

Familien- und Paarbeziehungen ein deutlicher Hilfe- und Unterstützungsbedarf zu bestehen scheint 

(vgl. ebd., S. 133). 

Weitere Einsichten – insbesondere zu einer Differenzierung von Beratungsstellen und Frauenhäusern 

– liefert der Bericht der Bundesregierung zur Situation der Frauenhäuser, Fachberatungsstellen und 

anderer Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder (vgl. Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2012). Die in diesem Bericht enthaltene sozialwissen-

schaftliche IST-Analyse9 kommt im Hinblick auf die Versorgungslage gewaltbetroffener Frauen mit 

Migrationshintergrund zu folgenden Ergebnissen: 

1. Fachberatungsstellen, die für den Bereich „Gewalt gegen Frauen“ spezialisiert sind, erreichen 

Frauen mit Migrationshintergrund nur unzureichend. Dies trifft insbesondere auf Migrantinnen 

                                                 
8
 Zwar wurde in den frühen 1990er Jahren die Frauenhausarbeit dahingehend kritisch reflektiert. So dokumen-

tierte Aktas die Erfahrungen türkischer Migrantinnen. Hierbei beschreibt sie einerseits den Rassismus unter den 

Frauenhausbewohnerinnen, sowie andererseits auch den subtileren Rassismus der Mitarbeiterinnen (Aktas 1993, 

S. 60). Dies mündete jedoch nicht in differenzierten Untersuchungen. 
9
 Grundlage sind die Ergebnisse einer bundesweiten Befragung von Fach- und Führungskräften aus den lokalen 

Hilfesystemen, Interviews mit den Ressorts aller 16 Landesministerien, die für die 
Frauenunterstützungseinrichtungen zuständig sind sowie Fachgespräche mit weiteren ausgewiesenen 
Expertinnen und Experten (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2012, S. 13-19). 
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zu, die über keine oder wenige Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Die Bereitstellung 

mehrsprachigen Informationsmaterials ändert nichts an diesem Befund. Zentraler scheint hier ein 

mangelndes mehrsprachiges Beratungsangebot zu sein, das über die Sprachen Englisch und Fran-

zösisch hinausgeht. Dieses wird lediglich in 19,4% der 253 befragten Fachberatungsstellen bereit-

gestellt. Ein weiterer Aspekt ist die unsichere Finanzierung für eine Sprachmittlung. Die Untersu-

chung hat ergeben, dass sie nur in 23,8% der Einrichtungen gesichert ist (vgl. ebd., S. 81). 

2. Die Zugänglichkeit der Frauenhäuser wird von den Befragten hingegen überwiegend (83%) als gut 

beschrieben (vgl. ebd., S. 45). Die Zahlen der Frauenhauskoordinierung bestätigen dies. Sie weisen 

darauf hin, dass etwa die Hälfte aller Bewohnerinnen einen Migrationshintergrund hat (vgl. ebd., 

S. 81, vgl. auch Kapitel 2.1.1). Ebenso wie die Mitarbeiterinnen der Beratungsstellen weisen die in 

den Frauenhäusern tätigen Fach- und Führungskräfte auf die teilweise ungesicherte Finanzierung 

der Kosten für eine Sprachmittlung hin. Die Frauenhäuser ermöglichen zwar eine Finanzierung 

über Eigenmittel (Trägerverein und Spenden) oder durch die Mitarbeit Ehrenamtlicher, aber diese 

Varianten sind nicht immer realisierbar. Lediglich 20,3% der entstandenen Kosten werden über 

Zuschüsse des Landes oder der Kommune finanziert (vgl. ebd., S. 49). 

Aus der bundesweiten Prävalenzstudie geht jedoch hervor, dass Flüchtlingsfrauen zumindest Hilfe- 

und Beratungsstellen, die nicht auf die Thematik „Gewalt gegen Frauen“ spezialisiert sind, eher in 

Anspruch nehmen. Dies kann darauf zurückgeführt werden, dass die befragten Frauen aufgrund ihrer 

Flucht- und Asylsituation bereits stärker in entsprechende Hilfe- und Beratungssysteme eingebunden 

sind. Instanzen der Sozialkontrolle (Polizei, Gerichte) nehmen Flüchtlingsfrauen allerdings nur mit 

großen Vorbehalten in Anspruch. Ursachen sind Ängste vor befürchteten Nachteilen für die eigene 

Situation und die der Familie (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2004c, S. 

93). 

2.2.2 Der pro-aktive Ansatz als erfolgreiche Handlungsstrategie 

Aus der bundesweiten wissenschaftlichen Begleitung der Interventionsprojekte gegen Häusliche Ge-

walt (WiBIG) geht hervor, dass sich für die Zielgruppe von Migrantinnen – insbesondere für diejeni-

gen mit geringen Deutschkenntnissen – die pro-aktive Beratung bewährt hat. Die erforderliche 

Sprachmittlung kann sehr viel einfacher organisiert werden, wenn die Nachfrage nach Beratung nicht 

unerwartet kommt, sondern der Zeitpunkt von der Beraterin bestimmt werden kann. Im Anschluss 

an einen Einsatz der Polizei wird mit Zustimmung der von Gewalt betroffenen Person ein Fax an eine 

Hilfseinrichtung gesendet, welche dann pro-aktiv Kontakt mit dem Opfer aufnimmt. Wurde bereits 

auf diesem Fax angegeben, dass eine Sprachmittlung erforderlich ist, kann eine Dolmetscherin die 

Beraterin im Einsatz begleiten oder telefonisch zugeschaltet werden. Auch dem Beratungsbedarf 

derjenigen Migrantinnen, die in sozialer Isolation leben und die Strukturen des deutschen Hilfesys-

tems nicht kennen, kann auf diese Weise gut entsprochen werden (Bundesministerium für Familie, 

Frauen Senioren und Jugend 2004a, S. 20). 

Im Rahmen der Evaluation des Modellprojekts „Beratungs- und Interventionsstellen (BISS) für Opfer 

Häuslicher Gewalt“ wurde herausgestellt, dass die Beratung von Migrantinnen „besondere Heraus-

forderungen“ (Löbmann/Herbers 2005, S. 192) für die Beteiligten darstellt. Die Autorinnen empfeh-

len, aufgrund der Komplexität der Thematik, weitere Forschungen durchzuführen (vgl. ebd., S. 184). 
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2.3 Zusammenfassung 

Die Ausführungen zum aktuellen Stand der Forschung zeigen Folgendes: 

Ergebnis 1: Die Bereitschaft, Hilfen in Anspruch zu nehmen, ist gestiegen. 

Seit der Einführung des Gewaltschutzgesetzes ist die Anzeigebereitschaft deutlich gestiegen. Daraus 

lässt sich schlussfolgern, dass neben der Inanspruchnahme eines polizeilichen Schutzes auch die Be-

reitschaft gestiegen ist, weitere staatliche Hilfen in Anspruch zu nehmen. Dies betrifft auch Frauen 

mit Migrationshintergrund, die in Frauenhäusern in zunehmendem Maße deutlich überrepräsentiert 

sind (vgl. Kapitel 2.1.1). 

Ergebnis 2: Migrantinnen sind in quantitativer und qualitativer Hinsicht von Häuslicher 

Gewalt etwas stärker betroffen als Frauen ohne Migrationshintergrund. Ferner sind sie 

möglicherweise weiteren Belastungen ausgesetzt, die zu berücksichtigen sind. 

Dunkelfeldstudien belegen, dass ein Drittel der in Deutschland lebenden Frauen in ihrer aktuellen 

Partnerschaft und/oder in früheren Partnerschaften von körperlicher und sexualisierter Gewalt be-

troffen sind oder waren. Frauen mit Migrationshintergrund sind hier in quantitativer Hinsicht etwas 

stärker betroffen. Vor allem Frauen türkischer Herkunft beklagen körperliche und psychische Be-

schwerden, die einen vorsichtigen Schluss auf einen höheren Schweregrad der erlebten Gewalt zu-

lassen. Diese Beschwerden können aber auch ein Hinweis auf weitere Belastungen sein, die sich in 

der Gruppe der türkischen Migrantinnen ebenfalls auf die gesundheitliche Situation auswirken. Fer-

ner wurde deutlich, dass im Vergleich zu anderen Befragungsgruppen Flüchtlingsfrauen am massivs-

ten von Gewalt in unterschiedlichen Lebensbereichen betroffen sind (vgl. Kapitel 2.1.2). 

Ergebnis 3: Migrantinnen ordnen ihre Gewaltwiderfahrnisse in einer differenzierten Weise 

ein. Eine einseitige Einordnung in den Kontext der Herkunftskultur findet nicht statt. 

Frauen mit Migrationshintergrund thematisieren ihre Gewaltwiderfahrnisse auf verschiedenen Ebe-

nen. Zentral können hier gesellschaftliche Ausgrenzungs- und Unterdrückungserfahrungen, Ausgren-

zungs- und Unterdrückungserfahrungen in der Herkunftsfamilie oder singuläre Ausgrenzungs- und 

Unterdrückungserfahrung im biografischen Kontext sein. Deutlich wird hier, dass nicht nur, aber auch 

migrations- und herkunftsspezifische Faktoren eine Rolle spielen können, es aber nicht müssen (vgl. 

2.1.3). 

Ergebnis 4: Die Zugänglichkeit zu verschiedenen Angeboten muss verbessert werden. 

Fachberatungsstellen, die für den Bereich „Gewalt gegen Frauen“ spezialisiert sind, und ärztliche 

Hilfen erreichen Frauen mit Migrationshintergrund nur unzureichend. Dies trifft insbesondere auf 

Migrantinnen zu, die über keine oder wenige Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Die Zu-

gänglichkeit der Frauenhäuser ist jedoch positiv zu bewerten. Allerdings müssen Angebote, die in der 

Interventionskette früher einsetzen, optimiert werden, um den Frauen bestenfalls einen Aufenthalt 

im Frauenhaus zu ersparen (vgl. Kapitel 2.2.1). Der pro-aktive Ansatz nach einem Polizeieinsatz ist als 

erfolgreiche Strategie zu bewerten. Das Zugehen auf die Betroffenen müsste jedoch bereits früher 

geschehen (vgl. Kapitel 2.2.2). 
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3. Forschungsdesign 

3.1 Ziele für Forschung und Praxis 

Auf der Grundlage der in Kapitel 2 dargelegten Erkenntnisse verfolgt die vorliegende Untersuchung 

nun das Ziel, Vorschläge zur Optimierung des Hilfesystems zu formulieren. Zentral ist hier die Frage 

der qualitativen Ausgestaltung verschiedener Dienste, die im Bereich „Häusliche Gewalt“ präventiv 

und intervenierend tätig sind: 

1. Inwiefern muss sich das Hilfesystem strategisch und methodisch verändern, um sich der Migrati-

onsgesellschaft adäquat zu öffnen? 

2. Wie kann es gelingen, präventiv und intervenierend möglichst bereits vor einem eventuell not-

wendigen Frauenhausaufenthalt nachhaltig tätig zu werden? 

Um diese Fragen zu beantworten, sind (a) allgemeine Empfehlungen und (b) spezifische strategische 

und methodische Weiterentwicklungen in verschiedenen Handlungsfeldern erforderlich. 

Zunächst wurden vier multiprofessionelle Gruppendiskussionen durchgeführt. Die hier gewonnenen 

Erkenntnisse wurden anschließend in 10 Expert/inneninterviews vertieft. Die so gewonnen Daten 

wurden jeweils nach der Methode der Qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) mit der Soft-

ware MAXQDA 10 ausgewertet. 

3.2 Multiprofessionelle Gruppendiskussionen 

Standorte 

Die Gruppendiskussionen wurden an drei Standorten (Osnabrück, Cloppenburg/Vechta, Wolfsburg) 

durchgeführt. Die Auswahl wurde aufgrund des vergleichsweise hohen Anteils an Menschen mit Mig-

rationshintergrund ausgewählt. 

- In Osnabrück (Stadt) verfügten im Jahr 2010 24,1 % der Bevölkerung über einen Migrationshin-

tergrund, im Landkreis Osnabrück sind es 21,6 %. 

- Im Landkreis Cloppenburg haben 27,5 % und in Vechta 25,0 %, also circa ein Viertel der Bevölke-

rung, einen Migrationshintergrund. 

- In Wolfsburg haben 32,9 % der Bevölkerung einen Migrationshintergrund. Damit verzeichnet die 

Stadt Wolfsburg im Vergleich zu allen anderen Städten und Landkreisen im Land Niedersachsen 

den höchsten Anteil10 (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit 

und Integration 2012, S. 108). 

Darüber hinaus wurden diese Standorte aufgrund ihrer Unterschiedlichkeit gewählt. So konnten so-

wohl städtische Kontexte (Osnabrück, Wolfsburg) und ländliche Räume (Cloppenburg/Vechta, Osn-

abrücker Land) berücksichtigt werden. 

Teilnehmer/innen 

Die Dauer der Gruppendiskussionen betrug jeweils circa zwei Stunden. Es nahmen insgesamt 28 Dis-

kutant/innen aus folgenden Arbeitsbereichen teil: 

- Frauenberatungsstelle (7 Personen) 

                                                 
10

 Im Vergleich dazu sind die Anteile in den Landkreisen Friesland und Wittmund (6,8 Prozent) sowie Aurich (7,0 
Prozent) besonders gering (ebd.). 
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- Polizei (5 Personen) 

- Gleichstellungsbeauftragte der Stadt oder des Landkreises (4 Personen) 

- Integrationsbeauftragte / Referat für Integration der Stadt oder des Landkreises (3 Personen) 

- Jugendamt (3 Personen) 

- Familienberatung (2 Personen) 

- Frauenhaus (1 Person) 

- Freier Träger der Jugendhilfe (1 Person) 

- Migrationsberatung (1 Person) 

- Rechtsanwältin (1 Person) 

Erhebungsmethode 

Im Rahmen dieser Gruppendiskussionen wurden drei Fallbeschreibungen diskutiert, die auf der 

Grundlage der empirischen Erkenntnisse des Projektes „Migrantinnen-Netzwerk gegen Häusliche 

Gewalt“ im Kreis Düren konstruiert wurden. Ziel war es, zunächst das Erfahrungswissen und die ak-

tuellen Handlungsstrategien im Falle Häuslicher Gewalt im Migrationskontext im Hinblick auf die 

vorgestellten Fälle zu erheben (IST-Analyse), um daran anschließend (a) allgemeine Vorschläge zur 

Optimierung des Hilfesystems sowie (b) Vorschläge zur Verbesserung der Strategien und Methoden 

einzelner Institutionen zu erhalten (SOLL-Analyse) (vgl. Kapitel 3.1). 

Im Hinblick auf die Lebenssituation der betroffenen Frauen waren es die folgenden Ergebnisse, die 
sich in den Fallbeschreibungen wiederfanden: 

- Ergebnis 1: Hierarchische Geschlechterverhältnisse und das Postulat der lebenslangen Ehe wer-

den im Migrationskontext sowohl von den betroffenen Frauen als auch von Fach- und Führungs-

kräften nicht ausschließlich, aber oftmals mit der ethnischen Herkunft begründet. Dies schafft ei-

ne ethnische Differenzierung, die dazu führen kann, dass Frauen trotz Häuslicher Gewalt von der 

Inanspruchnahme einer als deutsch konnotierten, professionellen Hilfe absehen. Die Frauen be-

fürchten, von den im Hilfesystem tätigen Fach- und Führungskräften nicht adäquat verstanden zu 

werden (vgl. Fall 1; Müller 2013, S. 34-38). 

- Ergebnis 2: Frauen, die in ihrer Ehe von Partnergewalt betroffen sind, widerfährt nicht nur als 

Ehefrau Gewalt. Sie können darüber hinaus auch als Tochter, Schwiegertochter, Schwester, 

Schwägerin oder auch als Mutter von Gewalt betroffen sein (vgl. Fall 1; ebd., S. 38-45). 

- Ergebnis 3: Die betroffenen Frauen finden in ihrem nahen, eigenethnischen Umfeld Bündnispart-

nerinnen und -partner, die sie unterstützen (vgl. Fall 1; ebd., S. 45-48). 

- Ergebnis 4: Nach islamischem Recht hat eine muslimische Frau im Falle Häuslicher Gewalt u.U. 

die Möglichkeit, eine Scheidung zu legitimieren. Die eigene Religiosität wurde in den Interviews 

wiederholt als wichtige Ressource bewertet (vgl. Fall 2; ebd., S. 48-51). 

- Ergebnis 5: Frauen mit Migrationshintergrund, deren Aufenthaltstitel an den Bestand der Ehe 

gekoppelt ist, erleiden die Häusliche Gewalt möglicherweise über einen längeren Zeitraum. Dies 

trifft teilweise auch auf die Frauen zu, die qua Gesetz ein eigenständiges Aufenthaltsrecht haben 

oder erwirken können, aber aufgrund von Unwissenheit davon ausgehen, abgeschoben werden 

zu können. Flüchtlingsfrauen können ferner einer Wohnsitznahmebeschränkung bzw. Residenz-

pflicht unterliegen (vgl. Fall 2, Fall 3; ebd., S. 51-57, 71-72). 

Im Hinblick auf die Analyse des Hilfesystems waren es folgende Ergebnisse: 

- Ergebnis 1: Die von Müller (2013) durchgeführte Studie bestätigt außerdem, dass der Schritt, in 

einer Frauen- oder Familienberatungsstelle Hilfe in Anspruch zu nehmen, für viele betroffene 
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Frauen nicht selbstverständlich ist. Aus diesem Grund bietet es sich für Frauen mit Migrations-

hintergrund an, dass Flüchtlings- und Migrationsberatungsstellen für die Thematik „Häusliche 

Gewalt gegen Frauen“ ein personelles Angebot bereitstellen. Dieser Arbeitsbereich sollte einer 

hierfür ausgewiesenen Beraterin zugeordnet werden, die dann als vertrauenswürdige Person in 

der Migrantencommunity auf informellem Wege weiterempfohlen wird (vgl. Fall 1; ebd., S. 64-

65). 

- Ergebnis 2: Es wurde ferner deutlich, dass sich Klientinnen mit Migrationshintergrund Diskrimi-

nierungen ausgesetzt sehen, die sie auf ihre ethnische Herkunft zurückführen. Die im Rahmen 

der Interviews dargelegten Diskriminierungserfahrungen reichen von dem Druck, sich beweisen 

zu müssen, bis hin zu der Situation, dass sie nicht die Hilfe erhielten, die sie benötigten. Als Be-

gründung wurden äußere Merkmale benannt, die einen Hinweis auf ihre ethnische Herkunft oder 

auf ihre religiöse Haltung gegeben haben (vgl. Fall 2, Fall 3; ebd., S. 61-64). 

- Ergebnis 3: Darüber hinaus kristallisierten sich in den Interviews Vorbehalte heraus, die Klientin-

nen mit Migrationshintergrund dem Hilfesystem gegenüber hegen können. Der erste Vorbehalt 

basierte auf negativen Erfahrungen im Herkunftsland und der zweite Vorbehalt resultierte aus 

der Annahme, dass das Angebot, insbesondere von Jugendämtern sowie von Frauen- und Famili-

enberatungsstellen nicht adäquat sei. Es wird angenommen, dass Familienmitglieder – seien es 

Eltern und Kinder oder Mann und Frau – im Konfliktfall voneinander getrennt werden würden 

(vgl. Fall 1; ebd., S. 64-65). 

- Ergebnis 4: In den Interviews wurde mehrfach betont, dass die im etablierten Hilfesystem haupt-

amtlich Beschäftigten ihre Interkulturellen Kompetenzen durch Schulungen und Supervision er-

weitern müssten. Ziel sei es, zum einen ethnisch begründete Machtasymmetrien durch die Schu-

lung einer so genannten Dominanzsensibilität abzubauen und zum anderen herkunfts- und mig-

rationsspezifische Kenntnisse zu erweitern. Hierzu gehören auch Kenntnisse zu aufenthaltsrecht-

lichen Bestimmungen bzw. die Kenntnis und Bereitschaft mit fachlich versierten Institutionen 

hinsichtlich dieser Fragen zu kooperieren (kein Fallbezug). 

Vorbereitungsphase 

Alle Diskutant/innen erhielten die folgenden Fallbeschreibungen in schriftlicher Form als Arbeitsblatt 

zur Vorbereitung auf die Gruppendiskussion. Diese wurden im Vorfeld – eine Woche vor dem jeweili-

gen Workshop – an die Teilnehmenden verschickt, mit der Bitte, sich mit den Fallbeschreibungen und 

den dazugehörenden Leitfragen zu befassen. 

Fallbeschreibung Nr. 1 

Zeynep Akgül ist in der Türkei geboren und lebt seit ihrem 8. Lebensjahr in Deutschland. Sie verfügt 

über einen gesicherten Aufenthaltsstatus. Ihre deutschen Sprachkenntnisse sind sehr gut, sie hat die 

Fachoberschulreife erworben, aber keine Berufsausbildung absolviert. 

Zum Zeitpunkt ihrer Eheschließung ist Zeynep 18 Jahre alt. Ihr Ehemann Murat wurde von ihren El-

tern ausgewählt. Zunächst wehrte sich Zeynep gegen die geplante Eheschließung, willigte jedoch 

schließlich ein, nachdem sie von ihrem Vater, ihrer Mutter und auch von ihrer älteren Schwester 

massiv unter Druck gesetzt wurde. An einen Satz, den ihre Schwester geäußert hatte, erinnert sie 

sich besonders gut: „Und dann sagt plötzlich meine Schwester zu mir, also die älteste Schwester: Ja, 

wenn du den nicht heiratest, was willst du werden? Schlampe, oder was denn?“ 

„Die Liebe wird wachsen“, dachte Zeynep. Sie heiratet Murat und liebte ihn, wie sie später erzählt. An 

die Momente, die sie im Rückblick als glücklich beschreibt, erinnert sie sich gerne. 
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Heute ist Zeynep 21 Jahre alt. Sie hat zwei Kinder. Kurz nach der Eheschließung wurde sie schwanger 

und gebar eine Tochter. Sie ist heute 2 Jahre alt. Ihr Sohn kam vor 5 Monaten zur Welt. Zeynep lebt 

mit Murat und den Kindern im Haus der Schwiegereltern. Dort widerfährt ihr seit etwa 2 Jahren mas-

sive psychische, physische und soziale Gewalt durch ihren Mann und auch durch ihre Schwiegerel-

tern. Das Haus verlässt sie selten. Auch ärztliche Hilfe nimmt sie nicht in Anspruch. 

Ihre Gewaltwiderfahrnisse verheimlicht Zeynep auch ihren Eltern gegenüber. Sie will vermeiden, dass 

sie sich Sorgen machen. Außerdem verspürt sie Schuldgefühle, da ihre Eltern sich so sehr gewünscht 

hatten, dass sie Murat heiratet. Überdies verfolgt sie der Gedanke, sie sei für die Gewalteskalationen 

selbst verantwortlich. 

Über eine mögliche Trennung von ihrem Mann denkt Zeynep nach, aber sie befürchtet, als geschie-

dene Frau in der eigenethnischen Community ihre soziale Anerkennung zu verlieren. Sie sieht keinen 

Ausweg, denn sie erinnert sich noch sehr gut an das, was ihr eine Cousine gesagt hatte, als sie andeu-

tete, dass sie in ihrer Ehe unglücklich ist: „Bist du eine Deutsche geworden? Wenn du dich trennst, 

wer nimmt dich denn noch? Du hast dann keine Zukunft. Egal wie der Mann ist, du musst das ertra-

gen und mit dem Mann leben.“ 

Eine Trennung erscheint Zeynep seitdem wie ein Fall ins „Bodenlose“, wie sie es später beschreibt. 

Ihre psychische Verfassung verschlechtert sich. Sie weint sehr viel. Eine Tante rät ihr, zum Arzt zu 

gehen. Doch Zeynep sieht nach wie vor davon ab, da ihr eine Freundin gesagt hatte, sie bekäme ei-

nen Attest, der das Jugendamt berechtigt, ihre Kinder in Obhut zu nehmen. Auch eine Frauenbera-

tungsstelle sucht Zeynep nicht auf. „Bei deutschen Frauen ist das ganz anders“, denkt sie und be-

fürchtet, dass ihr dort niemand angemessen weiterhelfen wird. 

Nach einer massiven Gewaltattacke flüchtet Zeynep gemeinsam mit ihren Kindern zu ihrer Tante. Sie 

ist schwer verletzt und wird in ein Krankenhaus eingeliefert. 

Grundlage für Fall 1: 

Müller 2013, S. 34-48, S. 61-67 
 

Fallbeschreibung Nr. 2 

Fatin Taoussi ist in Marokko geboren. Im Alter von 20 Jahren heiratet sie Younes. Er lebt bereits seit 

seiner Geburt in Deutschland und ist seit zwei Jahren deutscher Staatsbürger. Fatin und Younes 

schließen in Marokko die islamische Ehe und heiraten nach Fatins Ausreise in Deutschland standes-

amtlich. Nach einem Jahr kommt ihre Tochter Sanae zur Welt. 

Fatin verfügt über keinerlei Deutschkenntnisse. Das Haus verlässt sie kaum. Ihr Mann misshandelt sie 

seit ihrer Ankunft. Ihr widerfährt insgesamt vier Jahre lang psychische, physische und sexuelle Ge-

walt. Wenn Younes die Wohnung verlässt, schließt er die Wohnungstüre ab und nimmt das Telefon 

mit. 

Eines Tages gelingt Fatin nach einer Gewalteskalation die Flucht durch ein Fenster. Sie bittet den 

Nachbarn um Hilfe. Er ermöglicht Fatin, ihren Bruder anzurufen. Dieser holt sie ab und begleitet sie 

zur Polizei, wo Fatin Younes anzeigt. Von dort aus wird ihr ein Platz in einem 200 km entfernten 

Frauenhaus vermittelt. Sie nutzt diese Möglichkeit. 

Im Frauenhaus fühlt sie sich zwar befreit, aber sie hegt Zukunftsängste. Durch ihre Gebete zu Gott 

fühlt sie sich ermutigt. „Ich habe mich immer durch meinen Glauben gestärkt. Ich habe immer gebe-
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tet“, erzählt sie später. Nach ihrem Aufenthalt im Frauenhaus beginnt Fatin ein eigenständiges Le-

ben. Sie lernt Deutsch und beginnt eine Ausbildung. 

Doch Younes verfolgt und bedroht Fatin. Auch nach der Scheidung, die nach deutschem Recht vollzo-

gen wurde, lässt er nicht von ihr ab. Er erkennt die Scheidung nicht an. Darüber hinaus droht er ihr: 

„Ich lasse dich abschieben, du Hure.“ 

Fatin geht erneut zur Polizei und gibt eine Strafanzeige auf. Dort wird ihr geraten, die Frauenbera-

tungsstelle aufzusuchen. Diesem Rat kommt sie nach. Doch als Muslima ist sie skeptisch, zu oft spür-

te sie Ressentiments – sei es offen oder subtil. 

Grundlage für Fall 2: 

Müller 2013, S. 48-51, 51-57 
 

Fallbeschreibung Nr. 3 

Als Azinza Adebayor vor zehn Jahren mit ihren beiden Kindern aus Togo nach Deutschland kam, stell-

te sie gemeinsam mit ihrem Mann Juma einen Asylantrag. Ihr Asylverfahren wurde damals mit dem 

politischen Handeln des Mannes legitimiert. Als Oppositioneller war er existentiell bedroht. 

Azinza widerfährt in ihrer Ehe in Deutschland physische und psychische Gewalt. Sieben Jahre sind seit 

ihrer Ankunft in Deutschland bereits vergangen, als sie sich entschließt, sich von Juma zu trennen. 

„Ich musste mich und auch meine beiden Kinder schützen“, erklärt sie rückblickend. Seit einem Jahr 

sind Azinza und Juma nun geschieden, doch Juma verfolgt, misshandelt und bedroht Azinza nach wie 

vor. Auch die Kinder lässt er nicht in Ruhe. Um sich vor Juma in Sicherheit zu bringen, möchte Azinza 

in eine andere Stadt ziehen. 

Seit der Ehescheidung wurde jedoch über Azinzas Aufenthaltstitel noch nicht abschließend entschie-

den. Aus diesem Grund unterliegen sie und ihre Kinder einer Wohnsitznahmebeschränkung bzw. 

Residenzpflicht. Da Azinza und ihre Kinder von Sozialleistungen leben, wären darüber hinaus bei ei-

nem Wechsel in eine andere Kommune weder die Finanzierung eines Frauenhausaufenthaltes noch 

die Unterstützung zum Lebensunterhalt per se geregelt. Zu Beratungsstellen und Behörden hat 

Azinza nur wenig Vertrauen. Sie sieht keinen Ausweg. 

Eines Tages wird Azinza von Juma in der Öffentlichkeit brutal zusammengeschlagen. 

Grundlage für Fall 3: 

Müller 2013, S. 51-57, 71-72 

Fragen zur Vorbereitung auf die Gruppendiskussion: 

- Haben Sie Fragen und Anmerkungen zum dargestellten Fall? 

- Enthält der dargestellte Fall einen oder mehrere Aspekte, die Sie aus Ihrer beruflichen Praxis 

kennen? Wenn ja, welche sind es? 

- Wie würden Sie im Kontext Ihrer eigenen Profession unter den gegebenen institutionellen Bedin-

gungen in diesem Fall handeln? 

- Was würden Sie von anderen Professionen unter den gegebenen institutionellen Bedingungen in 

diesem Fall erwarten? 

- Haben Sie Vorschläge zur Optimierung des Hilfesystems? Wenn ja, welche sind es (z.B. Verbesse-

rung der Angebote einzelner Institutionen, Verbesserung der Vernetzungs- und Kooperations-

struktur, Entwicklung innovativer Angebote)? 
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Im Rahmen der Gruppendiskussion wurden die Fälle im Einzelnen besprochen und die von den Disku-

tant/innen vorbereiteten Antworten vorgetragen und diskutiert. Nach den Falldiskussionen wurde 

die Gruppe abschließend aufgefordert, mögliche weitere Diskussionspunkte zu benennen, die nicht 

oder zu wenig zur Sprache gekommen sind. 

Die Moderation wurde entweder von Sabine Bohne oder Annette Müller übernommen. Sie haben 

auf der Grundlage der methodischen Empfehlungen nach Lamnek (2010, S. 100-102.) Fragen anhand 

folgender Prinzipien gestellt: 

- Es wurden offene Fragen gestellt. Diese geben dem Antwortenden die Möglichkeit, die Richtung 

der Antwort selbst zu bestimmen, was einen größeren Handlungsspielraum eröffnet und die 

Antwortbereitschaft erhöhen dürfte. 

- Die Diskussionsteilnehmer/innen wurden wiederholt aufgefordert, sich an persönliche Erlebnisse 

zu erinnern. 

- Warum-Fragen wurden vermieden. Stattdessen wurden Fragen gestellt, wie: ‚Wie kommen Sie zu 

Ihrer Ansicht? Auf welche Erfahrungen können Sie zurückgreifen?‘ 

- Die Fragen wurden möglichst einfach und eindeutig formuliert. 

- Allgemeinere Fragen gingen in der Regel den spezielleren Fragen voraus. Allgemeine Fragen bie-

ten die Möglichkeit, das Referenzsystem der Informant/innen zu erheben und nicht durch spezi-

elle Fragen zu sehr einzuengen. 

3.3 Expert/inneninterviews 

Um die in den Gruppendiskussionen herausgearbeiteten strategischen und methodischen Empfeh-
lungen zur Optimierung des Hilfesystems zu vertiefen, wurden anschließend elf Expert/innen in neun 
Einzelinterviews befragt; in einem Interview wurden zwei Expertinnen gemeinsam befragt. Die In-
formant/innen bezogen sich – wie im Folgenden dargestellt wird – auf acht verschiedene Handlungs-
felder. In jedem Interview wurde ein Handlungsfeld genauer beleuchtet. Hier wurden neben den 
handlungsfeldspezifischen Empfehlungen jedoch auch das eigene Handlungsfeld übergreifende, all-
gemeine Empfehlungen offenbar. Diese werden im Folgenden stichwortartig aufgelistet. Die Inter-
views wurden den methodischen Empfehlungen nach Meuser und Nagel (2010) entsprechend auf 
der Basis eines flexibel zu handhabenden Leitfadens geführt. 

1. Beratungs- und Schutzstellen für Frauen: Adäquate Beratung für gewaltbetroffene Migrantin-

nen 

Befragt wurden drei Expertinnen. Sie sind als Fachkräfte für Frauen- und Gewaltberatung beschäftigt, 

wovon zwei ihr Angebot speziell und ausschließlich an Frauen mit Migrationshintergrund richten. Sie 

wurden zu folgenden Themen befragt: 

a) Inhalt und Art der Aufklärung über das Hilfesystem 

b) Bearbeitung von möglichen Vorbehalten gegenüber dem Hilfesystem 

c) Bearbeitung einer möglichen Angst vor Stigmatisierung und Diskriminierung (durch Beraterin, 

durch andere Akteure im Hilfesystem und im persönlichen Umfeld) 

d) Umgang mit einem möglichen sozialen Druck in Familie und Community sowie der explizite Um-

gang mit dem Thema „Schande“ in diesem Zusammenhang 

e) Konzepte zum Umgang mit möglichen Sprachbarrieren 

f) Bearbeitung möglicher aufenthaltsrechtlicher Fragen und damit verbundener Unsicherheiten 

g) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 
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2. Täterarbeit: Adäquate Arbeit mit Tätern im Migrationskontext 

Befragt wurde ein Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit. Er ist als Fachkraft in einer 

Beratungsstelle für Männer tätig und bietet Gruppenangebote und Einzelberatungen für Männer mit 

Migrationshintergrund an, die Täter Häuslicher Gewalt geworden sind. Er wurde zu folgenden The-

men befragt: 

a) Gewinnung von Klienten 

b) Darstellung des Konzeptes und der Umsetzung 

c) Umgang mit einem möglichen sozialen Druck in Familie und Community sowie der explizite Um-

gang mit dem Thema „Ehre“ in diesem Zusammenhang 

d) Konzepte zum Umgang mit möglichen Sprachbarrieren 

e) Bearbeitung möglicher aufenthaltsrechtlicher Fragen und damit verbundener Unsicherheiten 

f) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 

3. Polizei: Vertrauensbildende Maßnahmen als Voraussetzung für die Inanspruchnahme polizei-

licher Interventionen 

Befragt wurde eine Expertin für Integration bei der Polizei. Sie ist als Beauftragte der Polizei beschäf-

tigt und widmet sich in beratender Funktion ausschließlich der Thematik „Polizeidienst in der Migra-

tionsgesellschaft“. Ihre Aufgabe ist es, Kontakte zu Migrantenorganisationen zu pflegen und Wissen 

über kulturelle Besonderheiten in den Dienststellen der Polizeidirektion zu vermitteln. Sie gibt Ver-

haltensempfehlungen und unterstützt das Verhältnis von Migrant/innen zur Polizei und umgekehrt, 

auch in Einzel- und Konfliktfällen. Tätigkeiten, die Polizeibeamt/innen obliegen, übernimmt sie nicht. 

Befragt wurde sie zu folgenden Themen: 

a) Netzwerkbildung und Aufklärung in Migrantenorganisationen 

b) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 

4. Migrationsspezifische Angebote: 

4.1 Adäquate Beratung für gewaltbetroffene Migrantinnen 

Befragt wurde eine Expertin für die Migrationsberatung, die als Fachkraft in einer Beratungsstelle für 

erwachsene Migrant/innen tätig ist. Sie war außerdem als Beraterin für gewaltbetroffene Migrantin-

nen in einer Frauenberatungsstelle tätig. Sie wurde zu folgenden Themen befragt: 

a) Möglichkeiten der Enttabuisierung Häuslicher Gewalt in der Migrationsberatung 

b) Inhalt und Art der Aufklärung über das Hilfesystem 

c) Bearbeitung von möglichen Vorbehalten gegenüber dem Hilfesystem 

d) Bearbeitung einer möglichen Angst vor Stigmatisierung und Diskriminierung (durch Beraterin, 

durch andere Akteure im Hilfesystem und im persönlichen Umfeld) 

e) Umgang mit einem möglichen sozialen Druck in Familie und Community sowie der explizite Um-

gang mit dem Thema „Schande“ in diesem Zusammenhang 

f) Konzepte zum Umgang mit möglichen Sprachbarrieren 

g) Bearbeitung möglicher aufenthaltsrechtlicher Fragen und damit verbundenen Unsicherheiten 

h) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 
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4.2 Möglichkeiten der Gewaltprävention in einem offenen Bildungs- und Beratungszentrum für Mus-

lim/innen 

Befragt wurde eine Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen. Sie konzipiert und initiiert ein offe-

nes Bildungs- und Beratungszentrum für Muslim/innen. Befragt wurde sie zu folgenden Themen: 

a) Möglichkeiten der Enttabuisierung Häuslicher Gewalt sowie der Bearbeitung von sozialem Druck 

in Familie und Community, ggf. im Kontext von „Ehre“ und „Schande“ 

b) Möglichkeiten der Vernetzung mit dem Hilfesystem zur Aufklärung über mögliche Angebote, zur 

Bearbeitung möglicher Vorbehalte sowie zur Bearbeitung einer möglichen Angst vor Stigmatisie-

rung und Diskriminierung 

c) Möglichkeiten der Verbesserung einer Aufklärung zu aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen 

d) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 

5. Jugendamt und weitere Institutionen der Jugendhilfe: Prävention und Intervention im Rah-

men niedrigschwelliger Angebote 

Befragt wurde eine Expertin für Jugendhilfe. Sie ist als Fachkraft bei einem Träger der freien Jugend-

hilfe beschäftigt. 

a) Möglichkeiten der Enttabuisierung Häuslicher Gewalt in der Jugendhilfe 

b) Inhalt und Art der Aufklärung über das Hilfesystem 

c) Bearbeitung von möglichen Vorbehalten gegenüber dem Hilfesystem 

d) Bearbeitung einer möglichen Angst vor Stigmatisierung und Diskriminierung (durch Beraterin, 

durch andere Akteure im Hilfesystem und im persönlichen Umfeld) 

e) Umgang mit einem möglichen sozialen Druck in Familie und Community 

sowie der explizite Umgang mit dem Thema „Schande“ in diesem Zusammenhang 

f) Möglichkeiten der Prävention durch niedrigschwellige Angebote 

g) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 

6. Bildungsinstitutionen: Prävention durch Aufklärungsprojekte im Bildungssystem 

Befragt wurde eine Expertin für Aufklärungsprojekte. Sie ist als Fachkraft in einer Frauenberatungs-

stelle beschäftigt und bietet in Kindertageseinrichtungen und Schulklassen in allgemeinen und be-

rufsbildenden Schulen persönlichkeitsbildende und sexualpädagogische Angebote an. 

a) Möglichkeiten der Prävention durch Bildung 

b) Aufklärungsprojekte als Einstieg in das Hilfesystem 

c) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 

7. Gesundheitswesen: Prävention und Intervention im Gesundheitssektor 

Befragt wurde eine Expertin, die ein Netzwerk Gesundheit gegründet hat, das sich auf die Sensibili-

sierung im Gesundheitswesen im Bereich Häuslicher Gewalt spezialisiert. In diesem Rahmen beschäf-

tigt sie sich auch mit den Belangen von Migrantinnen. Sie wurde zu folgenden Themen befragt: 

a) Sensibilisierung der verschiedenen Professionen, die im Gesundheitswesen tätig sind, zu den 

Themen Häusliche Gewalt und Migration 

b) Interventionsmöglichkeiten des Gesundheitswesens bei Häuslicher Gewalt 

c) Besondere Bedarfe von Migrantinnen 

d) Vernetzung und Kooperation 
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8. Bedeutung des Aufenthaltsrechts: Wege zur Verbesserung in der Umsetzung der Rechtslage 

Befragt wurde eine Expertin für Aufenthaltsrecht und Strafrecht. Sie ist als Rechtsanwältin tätig und 

kooperiert u.a. mit verschiedenen Einrichtungen, die im Bereich Häusliche Gewalt und Migration 

tätig sind. Sie wurde zu folgenden Themen befragt. 

a) Verfahren und notwendige Unterstützung bei Härtefallregelungen im Rahmen der Ehebestands-

pflicht von Heiratsmigrantinnen 

b) Verfahren und notwendige Unterstützung im Falle einer Wohnsitznahmebeschränkung von 

Flüchtlingen 

c) Verbesserung der Aufklärung zu aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen 

d) Bedingungen einer gelingenden Vernetzung und Kooperation mit anderen Institutionen 

4. Analysen und Empfehlungen zur Öffnung des Hilfesystems  

in der Migrationsgesellschaft aus multiprofessioneller  

Perspektive 

4.1 Allgemeine Analysen und Empfehlungen 

4.11 Strategien zur Erleichterung der Inanspruchnahme des Hilfesystems 

Sowohl in den Gruppendiskussionen als auch in den durchgeführten Expert/inneninterviews wurde 

häufig problematisiert, dass das Hilfesystem die betroffenen Frauen nicht in einem zufriedenstellen-

den Maße erreicht (vgl. hierzu Kapitel 4.1.2). Im Sinne des Untersuchungsziels, Handlungsempfeh-

lungen zur Optimierung des Hilfesystems zu entwickeln, wird nun das erhobene multiprofessionelle 

Erfahrungswissen dargelegt, welches Antworten auf die Frage gibt, welche Strategien aus Sicht der 

Befragten als erfolgversprechend bewertet werden, damit das Hilfesystem von Frauen mit Migrati-

onshintergrund häufiger in Anspruch genommen wird. 

Die Ergebnisse sind im Einzelnen folgende: 

1. Das Thema „Häusliche Gewalt“ ist mit Tabus belegt, die es zu enttabuisieren gilt. Hier bieten sich 

verschiedene Strategien an, die insbesondere auch Migrant/innen besser erreichen. 

2. Der Einsatz mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals ist aus verschiedenen Gründen eine 

erfolgsversprechende Strategie zur Öffnung sozialer Dienste – sie ist aber nicht die einzige. 

3. Zur Öffnung des Hilfesystems in der Migrationsgesellschaft tragen insbesondere die fachlichen 

Kompetenzen des Personals bei. Diese sind durch Reflexion und Bildung zu optimieren. 

Ergebnis 1: Das Thema „Häusliche Gewalt“ ist mit Tabus belegt, die es zu enttabuisieren gilt. 

Hier bieten sich verschiedene Strategien an, die insbesondere auch Migrant/innen umfas-

send erreichen. 

Die Notwendigkeit der Aufklärung bringt eine Fachkraft des Jugendamtes folgendermaßen auf den 

Punkt: 

„bei Häuslicher Gewalt da zucken alle zusammen […] Häusliche Gewalt, darüber sind viel zu wenig infor-
miert.“ (Gruppendiskussion 2, 242 -242) 

Aus den Gruppendiskussionen ging hervor, dass die Art und Weise der Informationsweitergabe den 

verschiedenen Lebenslagen und kommunikativen Zugängen entsprechend konzipiert werden müsse. 

Dies wird als eine zentrale und fortwährende Aufgabe bewertet. Im Hinblick auf Frauen, die bspw. 
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aufgrund fehlender Sprachkenntnisse oder aus anderen Gründen die deutsche Presse nicht rezipie-

ren, stellt eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle heraus: 

„[…] da brauchen wir andere Kanäle, um die Information weiterzugeben. Das haben wir auch immer 
wieder, dass wir uns fragen müssen, […] wie soll Öffentlichkeitsarbeit aussehen […]. Da arbeiten wir ja 
immer wieder dran […], Neues zu versuchen, um es immer wieder in die Köpfe zu bringen.“ (Gruppendis-
kussion 3, 317 – 317) 

Insbesondere vier Strategien wurden in den Gruppendiskussionen und Expert/inneninterviews als 

erfolgversprechend bewertet, um eine Öffnung des Hilfesystems in der Migrationsgesellschaft ge-

währleisten zu können: 

1. Sensibilisierung der allgemeinen Öffentlichkeit und Förderung der Zivilcourage 

2. Einsatz mehrsprachigen Informationsmaterials 

3. Veröffentlichungen in Medien für Migrant/innen 

4. Informationsweitergabe an und Vernetzung mit Migrantenorganisationen und anderen Insti-

tutionen, die von Migrant/innen frequentiert werden 

Zu 1) Sensibilisierung der allgemeinen Öffentlichkeit und Förderung der Zivilcourage 

Anlässlich des internationalen Tages zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen am 25. November 

oder anlässlich des internationalen Frauentages am 8. März präsentieren sich verschiedene Instituti-

onen durch Informationsstände und die persönliche Ansprache von Passant/innen auf öffentlichen 

Plätzen. Hier geht es nicht nur um die Weitergabe von Informationen, sondern auch darum, in einer 

niedrigschwelligen Weise Kontakt und Vertrauen zur Bevölkerung herzustellen. So berichtet eine 

Fachkraft, die in einer Frauenberatungsstelle tätig ist: 

„Dass wir zum Beispiel am achten März immer am Neumarkt stehen, Blumen verteilen, oder Hefte vertei-
len, erzählen und langsam [die] Frauen [Vertrauen gewinnen], wie gesagt, es ist wichtig, auch Vertrau-
ensperson zu haben.“ (Gruppendiskussion 1, 84 – 84) 

Würde dieses punktuelle bzw. anlassbezogene Engagement verstetigt werden, hätte dies nicht nur 

den Effekt, dass Frauen ermutigt werden, sich professionelle Hilfe zu suchen, wenn ihnen Häusliche 

Gewalt widerfährt. Es hätte auch den Effekt, dass Menschen, die Häusliche Gewalt in der Nachbar-

schaft, in der Familie oder im Freundeskreis bezeugen können, ermutigt würden einzugreifen. 

Eine Diskutantin aus dem Bereich der Wissenschaft verweist in diesem Kontext auf ein Projekt mit 

dem Titel „StoP! - Stadtteile ohne Partnergewalt“ (vgl. Chawla/Stövesand 2011; Stövesand 2007, 

2014; Gruppendiskussion 2, 275 - 275). Zentrales Ziel dieses Modellprojektes ist, Häusliche Gewalt 

zum Gegenstand von Stadtteilöffentlichkeit zu machen, „es aus der Privatheit und Unsichtbarkeit 

heraus zu holen und Menschen vor Ort zu ermutigen, sich aktiv damit auseinander zu setzen“ (ebd., 

S. 3). Das hier entwickelte Handlungskonzept besteht aus acht Schritten. Kern ist u.a. der Aufbau und 

die Etablierung einer nachbarschaftlichen Aktionsgruppe mit dem Ziel, das Thema Partnergewalt in 

den Stadtteil zu tragen und Menschen zu ermutigen, in Verdachtsfällen einzugreifen. So veranstalte-

te bspw. eine Gruppe, die sich aus Frauen mit und ohne Migrationshintergrund zusammensetzt, ver-

schiedene öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen etwa in Einkaufsstraßen, verteilte Informations-

blätter und weiteres öffentlichkeitswirksames Material, wie Aufkleber und Plakate (vgl. Stövesand 

2014). 

Die Stärkung der Zivilcourage von potenziellen und realen Zeug/innen wurde auch in einer weiteren 

Gruppendiskussion aufgegriffen. So berichtete eine Diskutantin als Vertreterin des Gleichstellungsre-

ferates der Stadt: 

„im November haben wir ja auch noch […] diese Ausstellung Zivilcourage, […] das ist ja im Rahmen von 
‚Nein zu Gewalt an Frauen’, fünfundzwanzigster November, […] da ist eben auch diese Ausstellung und 
es wird, wenn es denn klappt, auch eine Referentin da sein, die über ein Projekt berichtet, wo eben tat-
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sächlich Laien, also die Nachbarn […] die werden geschult zum Hingucken, Hingucken […] was passiert 
beim Nachbarn und wie kann ich intervenieren, wie gehe ich damit um, dass ich dem andern wenigstens 
erstmal zeige ‚ich sehe, ich sehe dich, ich sehe und ich habe Befürchtung das da was ist’.“ (Gruppendis-
kussion 3, 318 – 318) 

Ziel ist es, dass 

„im Prinzip jeder, der irgendwo in einem sozialen Verbund ist, dass er sich nicht abschottet [und, A.M.] 
sagt: ‚Interessiert mich nicht.‘ Sondern […] auch den Mut oder die Zivilcourage zeigt, zu fragen, Kontakt 
aufzunehmen, auch zu jemand […] dessen Sprache ich nicht kenne. […] und dass das Möglichkeiten sind, 
die nicht viel Geld kosten.“ (Gruppendiskussion 3, 337 – 337) 

Eine Fachkraft, die in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, bestätigt die Notwendigkeit solcher An-

sätze. Sie berichtet von den Ängsten der Nachbar/innen ihrer Klientinnen. Die Befürchtung selbst 

zum Opfer zu werden, führe dazu, dass Nachbar/innen nicht eingreifen. So verweigern sie aus Angst 

vor der eigenen Unversehrtheit dem Opfer mögliche Hilfen und verzichten darauf, bspw. die Polizei 

zu alarmieren. Diese unterlassene Hilfeleistung verschärft die Situation der Betroffenen deutlich 

(Gruppendiskussion 3, 337 – 337). 

Strategien und Konzepte zu fördern, diese Ängste explizit zu überwinden und die Zivilcourage der 

Bevölkerung zu stärken, ist eine Möglichkeit, betroffenen Frauen den Zugang zum Hilfesystem zu 

erleichtern. Hier bestünde im Hinblick auf die Relevanz des Migrationskontextes ein zentrales Quali-

tätskriterium darin, bspw. in Aktionsgruppen auf eine ethnische Heterogenität zu achten und sie 

aktiv zu fördern, um den „Mythos einer homogenen Kultur“ zu durchkreuzen (vgl. Müller 2013, S. 

34ff.). Dass auch Männer Zivilcourage gegen Partnergewalt zeigen, ist ebenfalls ein wesentliches 

Signal. Als gutes Beispiel ist wiederum das Projekt „StoP“ zu werten, welches auf seiner Webseite das 

Engagement von Frauen und Männern unterschiedlicher Herkunft dokumentiert (Stövesand 2014). 

Zu 2) Einsatz mehrsprachigen Informationsmaterials 

Eine weitere Strategie, die einige – jedoch nicht alle – befragten Institutionen verfolgen, ist der Ein-

satz mehrsprachigen Informationsmaterials („Flyer“) zum Gewaltschutzgesetz und zu den existieren-

den Hilfsangeboten. Diese werden in unterschiedlichen Kontexten verteilt: Beim Polizeieinsatz, per 

Post im Rahmen des pro-aktiven Zugehens auf die Betroffenen, bei öffentlichen Veranstaltungen und 

in Auslagen. Als zentral wird herausgestellt, dass Frauen das Informationsmaterial vor dem Täter gut 

verstecken können („Taschenformat“). In einem Interview wurde auch auf den Einsatz und die Not-

wendigkeit mehrsprachiger Internetauftritte verwiesen (Gruppendiskussion 3, 334 – 334; Gruppen-

diskussion 4, 15 – 15; Expertinnen für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 15 – 16; Exper-

tin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 10 – 10). 

Im Interview mit einem Experten für kultur- und migrationssensible Täterarbeit wurde deutlich, dass 

es bei der Bereitstellung mehrsprachigen Informationsmaterials nicht nur um die Übermittlung von 

Informationen geht, sondern auch um das Signal, dass die Institution, die dieses Material zur Verfü-

gung stellt, die mehrsprachige Lebenswirklichkeit ihrer Klientel wertschätzend anerkennt. Auch diese 

Signalwirkung trägt zur Öffnung der Institution bei und erhöht die Inanspruchnahme angebotener 

Hilfen durch Migrant/innen. 

„Wenn Männer oder Familien, die kommen, sehen, es ist was in ihrer Sprache […] da, […] dass die dann 
das Gefühl haben ‚ich werde hier verstanden‘, ‚ich werde hier angenommen‘ und ‚es gibt Menschen, die 
sich um die Thematik beschäftigen‘ und nicht sagen ‚mach das erstmal im Gespräch deutlich, ob die was 
brauchen‘. Dass sie im Vorfeld schon das Gefühl haben, ‚die sind doch darauf eingestellt, dass es auch 
diese Menschen gibt und ich kann frei auswählen, welche Sprache ich spreche‘. Die einen sprechen dann 
auch vielleicht nur deutsch, aber diese Sicherheit zu haben ‚ich kann das andere auch‘, dass Institutionen 
sich darauf einstellen, ist für viele schon 'n Zugang.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterar-
beit, 71 – 71) 
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Zu 3) Veröffentlichungen in Medien für Migrant/innen 

Zwei befragte Fachkräfte, die sich auf die Arbeit mit Migrant/innen spezialisiert haben, verweisen auf 

die Strategie, muttersprachliche Zeitungen oder Radiosendungen dazu zu nutzen, das Thema Häusli-

che Gewalt zu enttabuisieren und das Hilfsangebot bekannt zu machen (Experte für kultur- und mig-

rationssensible Täterarbeit, 50 – 50, 61 – 63; Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migran-

tinnen, 15 - 15). 

„Also wenn […] wir jetzt etwas mehr Geld hätten, würde ich auch in einigen türkischen Zeitungen riesige 
Anzeigen geben, auch zum Beispiel zum Thema Häusliche Gewalt. […] also gerade auch in der türkischen 
Presse lese ich immer wieder […] so 'ne Art Verharmlosung [der Thematik Häusliche Gewalt, A.M.], 'ne? 
Hürriyet […] zum Beispiel hat 'ne Kampagne, wo ich mich tierisch, also mich persönlich auch geärgert 
hab, dass sie so reingeschrieben haben in diesen Plakat, das heißt ‚ein Mann, der seine Frau schlägt ist 
kein Mann‘ […] aber es sind Männer, ne? […] also diese Haltung zu Häuslicher Gewalt, also wenn ich 
mehr Geld hätte, würde ich also in türkischen Zeitungen auch Veröffentlichungen […] machen und viel-
leicht auch mehr Veranstaltungen und mehr muttersprachliche […] Publikationen oder […] Veröffentli-
chungen intensivieren“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 58 – 58) 

In weiteren Interviews wurde diese Strategie nicht erwähnt. Dies kann als deutlicher Hinweis gewer-

tet werden, dass die geleistete Pressearbeit bislang auf deutschsprachige Medien beschränkt und auf 

Medien in anderen Sprachen zu erweitern ist. 

Zu 4) Information und Vernetzung mit Migrantenorganisationen und anderen Institutionen, die 

von Migrantinnen frequentiert werden 

Eine weitere Strategie ist der Kontakt zu und die Vernetzung mit Migrantenorganisationen. Diese 

Strategie wird von einigen Institutionen verfolgt, sollte aber – so die Befragten – ausgebaut werden 

(vgl. Kapitel 4.1.3). Als besonders zentral wird hier der Wert persönlicher Kontakte eingeschätzt, die 

über eine regelmäßige Vernetzung, gemeinsame Aktionen oder/und über Informationsveranstaltun-

gen für Mitglieder der Organisationen und Vereine hergestellt werden können (Expertin für Integra-

tion bei der Polizei, 9 – 9; Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 61 – 61; Gruppendiskussion 

1, 61 – 61; Gruppendiskussion 2, 267 – 272). 

Eine befragte Expertin, die ein Bildungs- und Beratungszentrum für Muslim/innen plant, hält es für 

einen guten Ansatz Informationsveranstaltungen über das Hilfesystem auch in der Herkunftssprache 

von Migrant/innen durchzuführen (Expertin für die Offene Arbeit mit Migrant/innen, 35 – 35). Zent-

rales Ziel, welches in den Gruppendiskussionen und in den Interviews mit Expert/innen genannt wur-

de, ist neben der Vermittlung von Informationen der Aufbau von Vertrauen. Insbesondere auf diese 

Weise ist es möglich, Unwissenheit und Vorbehalten gegenüber dem Hilfesystem entgegen zu wir-

ken. So berichtet die Integrationsbeauftragte der Polizei, dass die Informationsveranstaltungen, die 

sie – teilweise mit der Frauenberatungsstelle und teilweise mit dem Jugendamt gemeinsam – in mus-

limischen Gemeinden angeboten hatte, von Frauen und Männern gut besucht wurden. Die Notwen-

digkeit solcher Aufklärungs- und Informationsveranstaltungen begründet sie mit einer angstschüren-

den Berichterstattung bspw. durch die türkische Presse über die Handlungsweisen der Jugendämter. 

„Und ganz wichtig in dem Zusammenhang ist die Geschichte mit dem Jugendamt. […] Frauen [haben, 
A.M.] Angst davor, sich an Beratungsstellen zu wenden, aufgrund der Befürchtung, dass ihnen die Kinder 
entzogen werden. Ehm, ein Großteil trägt dazu die Berichterstattung in den türkischen Medien bei. […] 
eine ganze Zeit lang, das ging über Wochen, dass also Fälle […] aufgebauscht [wurden, A.M.]. Das waren 
Horrorfälle, die dann dort beschrieben wurden, in der türkischen Presse […]. Die das natürlich verdichtet 
haben, gestärkt haben dieses Gefühl: ‚Jugendamt – Achtung Gefahr!‘ Und die westliche Welt, ehm, will 
sowieso unsere Familien zerstören […]. Dann wurde so 'ne bestimmte Stimmung ja auch geschürt. Und 
dann haben wir ja auch zusammen mit dem Jugendamt […] eine Veranstaltung gemacht, die auch sehr 
gut besucht war. Und wo viele Vorurteile und Bilder ausgeräumt werden konnten, das ist also auch noch 
mal etwas, wo man weiterführend ansetzen sollte, ja.“ (Gruppendiskussion 1, 61 – 61) 
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Als zentral ist in diesem Zitat die Beobachtung der Diskutantin anzusehen, es kursiere in den Migran-

tencommunities die Angst, von „der westlichen Welt“ bevormundet zu werden („Und die westliche 

Welt, ehm, will sowieso unsere Familien zerstören“). Die Angst vor einer subtil oder offen rassistisch 

motivierten Unterdrückung bezieht sich insbesondere auf der Befürchtung, der Familienzusammen-

halt würde bei Inanspruchnahme des Hilfesystems angegriffen. Wie an mehreren Stellen in den 

Gruppendiskussionen und Interviews deutlich wurde, wird die Gestaltung des Ehe- und Familienle-

bens und das damit verknüpfte Geschlechterverhältnis als Kristallisationspunkt ethnischer Unter-

scheidungspraxen angesehen. Aus diesem Grund sind Signale und Aufklärung darüber, dass das Hilfe-

system hier offen und sensibel agiere, äußerst bedeutsam (vgl. hierzu in diesem Kapitel, Ergebnis 3, 

Punkt 2 sowie Kapitel 4.1.2, 4.2.2, 4.2.3). 

Um solchen Ängsten entgegenzuwirken und Vertrauen zu schaffen, um letztlich Häusliche Gewalt zu 

enttabuisieren und die Öffnung des Hilfesystems zu gewährleisten, weisen die Integrationsbeauftrag-

te der Polizei sowie eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle auf die Notwendigkeit des Kontakts 

zu Personen hin, die in Migrantenorganisationen Schlüsselpositionen besetzen. Diese können als 

Multiplikator/innen fungieren und ihrerseits zur Enttabuisierung Häuslicher Gewalt beitragen sowie 

über die Möglichkeiten des Hilfesystems aufklären. So wurden Kontakte zu Personen mit kommuna-

lem Einfluss, wie den Mitgliedern des Migrationsbeirats, oder auch der Kontakt zu den Vorstandsmit-

gliedern in Verbänden mit landesweitem Einfluss, wie bspw. SCHURA Niedersachsen oder DITIB Nie-

dersachsen, genannt (Gruppendiskussion 1, 294 – 296; Gruppendiskussion 1, 443 – 443). 

Aber auch die Vorstände vor Ort können als Multiplikator/innen fungieren, indem sie sich sichtbar für 

die Bekämpfung Häuslicher Gewalt engagieren. Das folgende Zitat einer Fachkraft mit Migrationshin-

tergrund, die in einer Frauenberatungsstelle tätig und gleichzeitig Vorstandsmitglied in einer Migran-

tenorganisation ist, dokumentiert dies beispielhaft aus eigener Erfahrung: 

„In dem Verein, wo ich auch im Vorstand sitze, […] als ich die Prospekte von uns, von der […] Beratungs-
stelle [ausgelegt, A.M.] habe, da kam jemand vorbei, wusste nicht, dass ich das war. Da sagt er ‚wer hat 
diesen Mist hier hingestellt?‘ […] Und als ich gesagt hab ‚ja, ich‘, […] da ist er rot angelaufen. Da konnte 
er nicht mehr- nichts mehr sagen. Und da sieht man, dass auch in den Vereinen auch, die möchten das 
nicht hören. Die möchten erst mal damit nichts zu tun haben.“ (Gruppendiskussion 2, 267 – 272) 

Eine andere Strategie ist es, neben den Migrantenorganisationen auch an weiteren Orten, die von 

Familien mit Migrationshintergrund bereits frequentiert werden, ein personales Angebot zu schaffen. 

So verweist eine Fachkraft, die im Feld der Migrationsberatung tätig ist, darauf, dass bspw. Migrati-

onsberatungsstellen ihre Sprechstunden einmal pro Woche in der Ausländerbehörde anbieten 

(Gruppendiskussion 1, 407 – 407). 

Eine weitere Diskutantin verweist auf die Chance, in den Migrationsberatungsstellen Personal einzu-

setzen, welches für die Thematik qualifiziert ist (Gruppendiskussion 2, 264 – 264). 

„Also S. [Name einer Kollegin, A.M.] sagt, sie ist ja in der Migrationsberatung […] angestellt, und sie sagt, 
seit sie bei uns [in der Frauenberatungsstelle, A.M.] arbeitet, kommen Frauen zu ihr in die Migrationsbe-
ratung mit der Gewaltthematik. Vorher nicht.  Früher war das nicht Thema.“ (Gruppendiskussion 2, 264 – 
264) 

Diese Handlungsempfehlung wird im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung des Projektes in 

Düren bestätigt (Müller 2013, S. 75f; vgl. hierzu Kapitel 4.2.3). 
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Ergebnis 2: Der Einsatz mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals ist aus verschiede-

nen Gründen eine Erfolg versprechende Strategie zur Öffnung sozialer Dienste – sie ist aber 

nicht die einzige. 

Auch wenn mehrsprachiges und mehrkulturelles Personal bspw. als „Türöffner“ (Gruppendiskussion 

2, 38 – 38) deklariert wird und die Notwendigkeit eines mehrsprachigen und mehrkulturellen Ange-

botes in den Gruppendiskussionen und Interviews an verschiedenen Stellen herangeführt wird (s.u.), 

so wird gleichzeitig auch beklagt, dass Mehrsprachigkeit, als wesentlicher Aspekt der Mehrkulturali-

tät, in der Sozialen Arbeit – so die Sicht einer Expertin aus dem Feld der Frauen- und Gewaltberatung 

– noch nicht ausreichend anerkannt und wertgeschätzt wird: 

„In der Wirtschaft [heißt es, A.M.]: ‚Ja, da ist ein neuer Markt, China ist neuer Markt.‘ Und die chinesi-
sche Sprache, diese schwierige Sprache, ist jetzt eine beliebte Sprache geworden und das nicht nur hier in 
Deutschland, sondern überall. Aber in der Sozialen Arbeit, wenn man sagt: ‚Ja, Mehrsprachigkeit ist eine 
Errungenschaft von der Gesellschaft‘, dann sofort ‚Amtssprache ist deutsche Sprache und alle müssen 
auch nur deutsch sprechen.‘“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 79 – 81) 

Die Integrationsbeauftragte der Polizei stellt heraus, dass sie im Bereich der Altenpflege eine aktive 

Akquise mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals wahrnimmt, in anderen Bereichen jedoch 

noch nicht flächendeckend (Expertin für Integration bei der Polizei, 67 – 68). 

Dass ein Bedarf, in der Herkunftssprache und von einer Person mit derselben ethnischen Herkunft 

beraten zu werden, besteht, stellt eine Expertin aus dem Bereich der Migrationsberatung heraus. Sie 

berichtet von Anwält/innen und Psycholog/innen türkischer Herkunft, die als Fachfremde für eine 

Beratung in türkischer Sprache aufgesucht werden, weil das Angebot im Bereich der Sozialen Arbeit 

die Nachfrage offenbar – so die These der Befragten – nicht deckt (Expertin für Migrationsberatung, 

75 – 75). Eine Expertin aus dem Bereich der Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen bestätigt 

diesen Bedarf und führt folgendes Beispiel heran: 

„Begleitung ist oftmals wichtig, weil aus ganz einfachem Grund, die Frau kann sich nicht beim Jugend-
amt artikulieren, 'ne? Wenn's beispielsweise um Sorgerechtsfragen geht und Umgangsrechtsfragen - […] 
die Frau selber kann sich nicht wirklich erklären, weil oftmals mehrsprachiges Personal fehlt in vielen Ein-
richtungen.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 26 – 26) 

In einer Gruppendiskussion zeigte sich, dass die Bedeutung von Sprachbarrieren jedoch unterschied-

lich eingeschätzt wird. Während eine Gleichstellungsbeauftragte des Landkreises betont, dass 

Sprachkenntnisse die „Voraussetzung“ (Gruppendiskussion 4, 26 – 26) einer Beratung sind, wider-

spricht ihr eine Fachkraft aus dem Bereich der Frauenberatung: 

„Nicht in dem Maße wie man denkt. Nein! Ganz ehrlich gesagt, nein! […] Wir haben Bildtafeln, wenn wir 
merken, dass diese Sprachbarrieren oder ja Wörter fehlen, dann haben wir Bildtafeln, die wir dann ein-
fach mit anbieten, wenn es wirklich, und wir sprechen alle ein paar Fremdsprachen, nicht unbedingt Rus-
sisch oder Türkisch oder Kurdisch, das ist ein bisschen schwierig, äh, aber das seh‘ ich auch nicht als un-
bedingt erforderlich an, sondern das ist schon möglich mit ein begrenztes Vokabular ganz viel auszudrü-
cken.“ (Gruppendiskussion 4, 29 – 29) 

Im Rahmen der Dokumentation und Evaluation des Modellprojektes im Kreis Düren wird deutlich, 

dass die Bereitstellung eines Beratungsangebotes in der Herkunftssprache ein wichtiger Erfolgsfaktor 

war, in einigen Fällen aber andere Kriterien wichtiger waren. So wurde nämlich deutlich, dass für die 

Hälfte der erreichten Klientinnen die Alltagskommunikation in der deutschen Sprache problemlos 

möglich war. Bei der anderen Hälfte der Klientinnen war jedoch eine Beratung in der deutschen 

Sprache nicht problemlos möglich. Ein herkunftssprachliches Angebot wäre für sie also hilfreich. Und 

dennoch: Bei der Zuordnung dieser Klientinnen zu ihren Beraterinnen war nicht immer die Sprache 

das ausschlaggebende Kriterium. So war in einigen Fällen, trotz vorhandener Sprachbarrieren, eine 

Übereinstimmung der Religiosität, des Alters, der Bildung und weiterer Differenzkategorien ent-
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scheidender (Müller 2013, S. 105.). Eine Beratung in der Herkunftssprache ist also in einigen Fällen 

ein wichtiges Kriterium, aber nicht das einzige. 

Um der Mehrsprachigkeit und der Mehrkulturalität der Klientinnen gerecht zu werden, wurden in 

den Interviews verschiedene Ansätze dargelegt und unterschiedlich bewertet. 

1. Verstärkte Akquise und Anstellung mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals 

2. Erweiterung und Sicherung der Qualität von Dolmetscher/innendiensten 

3. Qualifizierung Ehrenamtlicher zu „Kulturmittler/innen“ oder „Integrationslotsen“ 

Zu 1) Verstärkte Akquise und Anstellung mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals 

Als erster Ansatz wurde die Festanstellung mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals genannt. 

Eine Fachkraft aus dem Jugendamt und eine weitere Befragte aus dem Bereich der Frauen- und Ge-

waltberatung für Migrantinnen formulierten dazu, dass soziale Institutionen ihrer Ansicht nach ein 

Spiegelbild der Gesellschaft sein müssten und mehrsprachig und mehrkulturell besetzt sein müssten 

(Gruppendiskussion 2, 219 – 219; Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 25 – 

25). Dies wird von einigen weiteren Diskutant/innen und Expert/innen bestätigt (u.a. Experte für 

kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 50 – 50; Expertin für Frauen- und Gewaltberatung allge-

mein, 94 – 94). Eine Fachkraft aus dem Bereich der Frauenberatung stellt ebenfalls die Notwendig-

keit, aber auch die Grenzen heraus: 

„[…] muttersprachliche Beratung, das ist wirklich wichtig. […] Weil die Frauen ihre Gefühle ausdrücken 
und [dies, A.M.] wirklich in ihrer eigener Sprache [besser können, A.M.]. Wir können nicht […] alle 168 
Nationalitäten, die in Osnabrück leben, [bedienen, A.M.] aber vielleicht die häufigsten.“ (Gruppendiskus-
sion 1, 280 – 282) 

Zwei Informantinnen stellen die kritische Frage, ob muslimische Frauen, die ein Kopftuch tragen, im 

Feld der Sozialen Arbeit einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt hätten. Das folgende 

Interviewzitat illustriert ihre Skepsis: 

„Aber da gibt es dann wieder die Frage: Werden die eingestellt oder nicht? Die Kopftuchfrage ist immer 
ein ganz wichtiger Aspekt. Also das ist nicht einfach als Muslimin jetzt. Gut mit Migrationshintergrund, 
wenn man jetzt nicht muslimisch ist, finde ich, ist auch problematisch, […] aber das ist dann noch mal ei-
ne Baustelle weniger, die man hat. Moslem sein, ist noch mal eine zweite. Einfach wirklich noch mal ein 
Brocken, den man noch dazu bekommt über den Migrationshintergrund und viele wirklich darunter lei-
den, dass es nicht möglich ist. Also […] wenn das Bistum mich nicht kennen würde, würde ich da als Pä-
dagogin nicht arbeiten, als pädagogische Mitarbeiterin. Das ist Tatsache. Also, das heißt, man kennt je-
manden, man hat Vertrauen, dann funktioniert es. Aber nicht jede muslimische junge Frau ist vielleicht 
schon mitten drin im öffentlichen Leben. Und wie kriegt sie diese Chance, mal da rein zu kommen?“ (Ex-
pertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 76 – 77) 

Dieselbe Frage wurde auch im Rahmen einer Gruppendiskussion gestellt. Auch hier wurde die kriti-

sche Frage formuliert, ob möglicherweisen Barrieren und Vorbehalte gegenüber muslimischen Fach-

kräften mit Kopftuch gehegt werden könnten (Gruppendiskussion 2, 234 – 234). Es fällt auf, dass 

diese Skepsis im Rahmen der durchgeführten Untersuchung ausschließlich von muslimischen Frauen, 

die selbst ein Kopftuch tragen, geäußert wurde. Dies zeigt zum einen, dass aus ihrer Sicht ein vorbe-

haltloses Miteinander auch im Feld der Sozialen Arbeit (noch) nicht selbstverständlich ist. Zum ande-

ren zeigen die vorliegenden Daten auch, dass die Beobachtung, Frauen mit Migrationshintergrund 

würde der Zugang zum Arbeitsmarkt möglicherweise bewusst oder auf eine subtile Weise verwehrt, 

von den Befragten, die keine Muslim/innen sind, nicht benannt wurde. Es wird zwar beobachtet, dass 

muslimische Fachkräfte fehlen. Mögliche Ursachen werden jedoch nicht genannt oder in einem 

Mangel qualifizierter Kräfte vermutet (Gruppendiskussion 2, 230 – 230). 

Zwei Fachkräfte erläutern, dass in den Jugendämtern, in denen sie tätig sind, darauf geachtet werden 

würde, Fachkräfte mit Migrationshintergrund und auch muslimische Fachkräfte einzustellen, es aber 
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nicht in einem zufriedenstellenden Maße gelinge (Gruppendiskussion 2, 234 – 234; Gruppendiskussi-

on 4, 11 – 11). Eine der beiden Diskutantinnen erläutert, dass es ihnen zwar gelungen sei, mehrere 

russischsprachige Kräfte und eine polnische Kraft einzustellen, wer ihnen aber fehle, seien muslimi-

sche Fachkräfte (Gruppendiskussion 4, 11 – 11). Vonseiten der Polizei wurde ebenfalls herausgestellt, 

dass sie auf eine ethnische Vielfalt in ihrer Rekrutierungspraxis bewusst achten würden. So stellt eine 

Diskutantin heraus, dass ein geeigneter Kandidat oder eine geeignete Kandidatin, der oder die türki-

sche Eltern hat, „gute Chancen“ (Gruppendiskussion 2, 86 – 86) habe. 

Der befragte Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, er ist türkischer Herkunft, ver-

mutet eher eine Skepsis der potenziellen Fachkräfte selbst, bezieht sich hier aber explizit auf das Feld 

der Prävention und Intervention bei Häuslicher Gewalt. 

„Was ich feststelle ist, dass es viel zu wenige, ähm, also Migrantenmitarbeiter gibt, die sich in diesem Be-
reich […] so reinwagen. Also ich kenn' ziemlich viele Menschen, also auch Kollegen, die- auch Freunde 
von mir, aber die eher Abstand von diesem Feld [nehmen, A.M.]. Meine Vermutung ist, dass sie mit dem 
Thema Gewalt oder Häusliche Gewalt 'ne, selber 'ne andere Haltung haben oder ähm sich nichts drunter 
vorstellen und sagen: ‚Ja, aber das kommt doch überall vor, was soll das.‘ Ich kann es nicht so richtig er-
gründen, aber es ist extrem schwierig, Migrantenmänner oder -frauen an diese Arbeit heranzu- auch ein-
zuarbeiten und fort- und weiterzubilden. Also, das wäre aus meiner Sicht […] das einzige, was noch ver-
bessert werden kann oder sollte.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 42 – 42) 

Die vorliegenden Daten können zwar nicht belegen, wie es dazu kommt, dass der Anteil der Beschäf-

tigten nicht dem Anteil entspricht, den sich die Befragten offenbar wünschen. Sie belegen aber diffe-

renziert, welche Vorteile die Befragten erwarten, wenn sich der Anteil der Beschäftigten mit Migrati-

onshintergrund erhöht. Diese Erwartungen lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

a) Mehrsprachiges und mehrkulturelles Personal bringt migrations- und kulturspezifische 

Kenntnisse in die Arbeit ein und ermöglicht ein interkulturelles Lernen im Team. 

b) Mehrsprachiges und mehrkulturelles Personal wirkt auf Klient/innen mit Migrationshinter-

grund vertrauenswürdiger als Personal ohne Migrationshintergrund. Ein vorhandener Migra-

tionshintergrund nimmt den Klientinnen ihre Angst vor Stigmatisierung, denn er impliziert 

eine persönliche Nähe. 

Zu a) Mehrsprachiges und mehrkulturelles Personal bringt migrations- und kulturspezifische Kenntnis-

se in die Arbeit ein und ermöglicht ein interkulturelles Lernen im Team. 

Diese These wird sowohl von Fach- und Führungskräften mit und ohne Migrationshintergrund als 

auch von Beschäftigten aus verschiedenen Professionen vertreten. So stellt eine befragte Expertin für 

die Offene Arbeit mit Migrant/innen heraus, dass muslimische Fachkräfte „Kompetenzen“ einbrin-

gen, die Fachkräfte ohne diesen Hintergrund nicht mitbringen (Expertin für Offene Arbeit mit Mig-

rant/innen, 100 – 100). Auch eine Polizistin stellt heraus, dass Kolleg/innen mit Migrationshinter-

grund benötigt werden, weil sie sich mit unterschiedlichen kulturellen Hintergründen „auskennen“ 

(Gruppendiskussion 1, 74 – 74). Eine Fachkraft aus dem Jugendamt stellt allgemein die Notwendig-

keit heraus, über „Hintergründe von Kulturen“ informiert zu sein und berichtet von der Schwierigkeit, 

diese selbst zu eruieren, da sich hieraus bei der Klientin ein Gefühl des „Ausgefragtwerdens“ einstel-

len könnte. 

„[…] je mehr ich über mein Gegenüber weiß, umso mehr kann ich ja auf die Not und die Ängste […] ein-
gehen. […] das heißt, zum einen muss ich informiert sein über Hintergründe von Kulturen, von einzelnen 
Personen usw., weil die Frage ja auch, haben sie [die Klientel, A.M.] immer die Sprache oder […] gibt mir 
die Frau die Informationen, die ich brauche, um darauf einzugehen. […] was da bedeutet, auch viel zu 
fragen. Ist aber auch schwierig, viel zu fragen. Nee, weil es hört sich schnell nach Ausfragen an, ne?“ 
(Gruppendiskussion 2, 65 – 65) 
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Im Rahmen einer Gruppendiskussion berichtete eine Fachkraft ohne Migrationshintergrund, die in 

einer Frauenberatungsstelle tätig ist, von einer Situation aus dem Bereich der Gewaltberatung, in der 

sie von einer Kollegin nicht-deutscher Herkunft die Rückmeldung erhielt, ihr Beratungsansatz sei für 

die Klientin aufgrund ihrer Herkunft nicht adäquat. 

„Als N. [eine Kollegin russischer Herkunft, A.M.] angefangen hat, da sind wir am Anfang zusammen in die 
Beratung gegangen, damit sie halt den Beratungsablauf kennenlernt […] und wir kamen aus unserer ers-
ten gemeinsamen Beratung und ich hab zwischendurch in der Beratung schon immer gedacht, das ist ir-
gendwie alles ein bisschen seltsam. Sie hat immer übersetzt, ich habe immer schön erzählt, […] dann 
muss sie dies machen, dann muss sie das machen, dann kann sie das noch in Anspruch nehmen und alles, 
wat man so in so einer Gewaltberatungssituation macht. Und immer zwischendurch habe ich die Frau 
angeguckt und hab gedacht, irgendwie passt ihr das alles nicht und irgendwie kommen wir hier nicht so 
richtig voreinander. Dann kommen wir raus und ich sag zu N.: ‚Was war das komisch?‘ Und dann sagt 
sie: ‚Ja, so kannst du das doch auch nicht machen.‘ /lach/ Und ich sag: ‚Wie, so kann ich das nicht ma-
chen? So mach ich das immer. Das ist Gewaltberatung.‘ /Lach/ Und dann sagt sie: ‚Aber mit unseren 
Frauen kannst du doch nicht so sprechen.‘ Die war ganz entrüstet. So /ähm/ Sie hatte dann Wort für 
Wort übersetzt und ich mit meinem deutschen Hintergrund habe gesagt, und dann musst du zur Polizei 
gehen und dann musst du das machen und dann musst du. […] Also von der russischen Mentalität her 
muss man das anbieten und dann muss man dann bisschen drüber reden und dann muss man das noch 
mal anbieten. Das habe ich z.B. gelernt. Das wusste ich nicht. Ich kann das auch nicht. Die Zeit hab ich 
überhaupt nicht. Die Geduld hab ich auch nicht /lach/. Muss ich ehrlich sagen. Wir haben dann verein-
bart, ich geh zwanzig Minuten mit rein und erzähle das, was die Frau wissen muss, weil ich bin die Ge-
waltberaterin und natürlich will ich, dass sie weiß, worum es geht und dann bleibt N. mit ihr noch ne 
Stunde und übersetzt das. Und übersetzt das auf die Kultur hin, nicht auf die Worte hin und macht ihr das 
begreiflich, was das bedeuten soll.“ (Gruppendiskussion 2, 79 – 79) 

Das hier wahrgenommene Unvermögen, sich auf alle Klientinnen unterschiedlicher Herkunft einstel-

len zu können, nimmt auch eine Rechtsanwältin wahr. Sie stellt ebenfalls die Notwendigkeit einer 

vermittelnden Kraft mit Migrationshintergrund als erfolgversprechende Strategie heraus (Gruppen-

diskussion 2, 81 – 83). 

Von den Interkulturellen Kompetenzen einer Mitarbeiterin profitieren nicht nur Klient/innen, son-

dern auch das Team, das sich auf diese Weise interkulturell weiterbilden kann. Dies stellen zwei Dis-

kutantinnen heraus: 

„Wir haben viel voneinander gelernt. […] Wie denken die, was ist in deren Köpfen, was ich vielleicht nicht 
so gut verstehe. Was ist in meinem Kopf, was die nicht gut versteht. Also der Austausch unter uns [Kolle-
ginnen unterschiedlicher Herkunft, A.M.], das finde ich schon sehr bereichernd“ (Gruppendiskussion 2, 35 
– 35) 

Eine Fachkraft aus dem Jugendamt bestätigt dies, indem sie sagt: 

„ich sag mal, von meiner Kollegin weiß ich viel. Und wenn meine Kollegin Türkin ist, dann weiß ich auch was 

über die türkische Gesellschaft […]. Also, das ist dann mehr ‚normal‘ und […] dann kann ich dann besser ar-

beiten und sie auch.“ (Gruppendiskussion 2, 219 – 219) 

Eine Fachkraft mit eigener Migrationsgeschichte, die in der Frauen- und Gewaltberatung tätig ist, 

stellt heraus, dass es wesentlich sei, den sozialen Druck zu kennen, der auf Frauen innerhalb ihrer 

Familie und Community ausgeübt wird (vgl. Kapitel 4.1.2). Hierauf einzugehen, gelänge ihrer Erfah-

rung nach besser, wenn die Beraterin selbst über einen Migrationshintergrund verfügt. Hier sei es 

weniger entscheidend, dass Beraterin und Klientin dieselbe ethnische Herkunft haben. Allein der 

Migrationshintergrund sorge für „Erfahrung“, „Wissen“ und eine „gleiche Basis“: 

„erstmal diesen Druck da auch raus zu nehmen und zum Beispiel auch mitzuteilen, ich weiß wovon sie 

spricht, auch wenn ich das persönlich nicht in einer gewalttätigen Form erleben musste […] aber ich kenne 

das, […] das hilft, […] also so mit eigenen Erfahrungen auch in so eine Beratung zu gehen, oder 

das Wissen darüber und das macht es mit eigenen Erfahrungen natürlich auch noch mal leichter. 
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Dann schaffe ich eine ganz andere Beziehung zu den Frauen, die mir da gegenüber sitzen und 

dann ist es letztendlich egal, ob es eine tunesische Frau ist, eine türkische Frau ist, eine italieni-

sche, das macht nichts, weil wir haben eine gleiche Basis und dann können die mich auch mal fra-

gen: ‚Wie war das denn bei Ihnen?‘“ (Gruppendiskussion 3, 235 – 235) 

Die Bedeutung einer gemeinsamen „Basis“ wird auch von anderen Diskutant/innen und Infor-

mant/innen herangeführt, wie im Folgenden deutlich wird. 

Zu b) Mehrsprachiges und mehrkulturelles Personal wirkt auf Klient/innen mit Migrationshintergrund 

vertrauenswürdiger als Personal ohne Migrationshintergrund. Ein vorhandener Migrationshinter-

grund nimmt den Klientinnen ihre Angst vor Stigmatisierung und impliziert eine persönliche Nähe. 

Diese These wurde aus der Sicht verschiedener Professionen und von Fach- und Führungskräften mit 

und ohne Migrationshintergrund vertreten. Während eine Rechtsanwältin eine Beraterin mit Migra-

tionshintergrund als „unheimlich gute Schaltstelle“ (Gruppendiskussion 2, 134 – 134) bezeichnet, 

können Fachkräfte oder auch Ehrenamtliche mit Migrationshintergrund – so die Sicht einer Fachkraft 

aus dem Jugendamt – „Vertrauen herstellen“ (Gruppendiskussion 4, 12 – 12), um weitere Hilfen in 

die Wege zu leiten. Eine Diskutantin aus dem städtischen Gleichstellungsreferat geht ebenfalls davon 

aus, dass Klientinnen weniger „Druck“ empfinden, wenn ihr Gegenüber auch über einen Migrations-

hintergrund verfügt (Gruppendiskussion 3, 57 – 57; auch Gruppendiskussion 3, 286 – 286). Dies ge-

länge, so eine weitere Fachkraft des Jugendamtes „über persönliche Beziehung“ und „persönliche 

Akzeptanz“:  

„[…] das ist sofort persönlich. Es geht schon damit los, dass sie sich duzen, ne? […] weil sie nicht Deutsch 
miteinander reden […] [Ich stelle fest, dass viel, A.M.] über die persönliche Akzeptanz läuft, weniger als 
über das Wissen oder über die Kompetenz, ne?“ (Gruppendiskussion 2, 53 – 53) 

Eine Fachkraft, die in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, berichtet aus ihrer eigenen Erfahrung, 

dass die Inanspruchnahme ihres Beratungsangebotes deutlich gestiegen ist, seitdem in ihrer Institu-

tion drei Beraterinnen unterschiedlicher Herkunft tätig sind. Die Diskutantin – sie hat selbst keinen 

Migrationshintergrund – stellt heraus, dass von ihren Kolleginnen mit Migrationshintergrund eine 

„Signalwirkung“ ausgehe: 

„wenn ich in der Frauenberatungsstelle nur mittelschichtsorientierte Frauen im Alter von 50 im 

Team hab, dann ist doch klar, wer kommt. Wenn ich aber R. mit im Team hab und ich hab N. mit 

im Team und S. und dann ist auch klar, das hat eine Signalwirkung. […] ‚Oh, oh guck mal. Da ist ja 

eine von uns. Dann kann man hier hingehen. Vielleicht. Mal gucken.‘ […] ich weiß nicht, wie man 

anders gegen diese Unwissenheit oder dieses Nichterreichen, […] wie man da anders drangehen 

soll. Wir haben uns das hier ewig gewünscht, dass wir hier Kolleginnen einstellen können, die die 

mithelfen, in die Bereiche zu gehen. Und wir sehen einfach jetzt. Wie lange geht das? Seit 2009? 

Sehen wir einfach, was das für-für-für nen Effekt hat. […] Es spricht sich rum. Also wenn die [Kol-

leginnen unterschiedlicher Herkunft, A.M.] da sind, zu den Telefonzeiten klingelt das Telefon. War 

am Anfang natürlich nicht, es kommt nach und nach.“ (Gruppendiskussion 2, 33 – 35) 

Diesen Effekt erklärt sich die Diskutantin auch dadurch, dass ihre Kolleginnen über das Hilfesystem in 

ihren Communities informieren (Gruppendiskussion 2, 35 – 35). Eine dieser drei Kolleginnen stellt 

heraus, dass sie den Klientinnen „diese Stigmatisierungsangst“ nehme: 

„Also ich beobachte, dass auch meistens bei den Frauen, die ich berate, dass […] diese Stigmati-

sierungsangst […] ‚Ich sitze jetzt vor einer [Beraterin, A.M.], die denkt, ich bin die unterdrückte 

Frau.‘ […] Ich betone es noch mal, das sind wirklich starke Frauen, es gibt […] nichts Schlimmeres 

für eine starke Frau als eine unterdrückte schwache Frau […] bezeichnet zu werden. Und bei mir 

fühlen sie sich einfach wohl. Die müssen das nicht haben, weil die denken: ‚Okay, sie weiß, wie 
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das wird. So bei uns jetzt.‘ Und ich versuche denen auch diese Angst zu nehmen, diese eine Teil-

angst, […] weil ich auch die Stunden nicht [habe, A.M], ich kann die auch nicht länger beraten. 

Dann müssen die irgendwann zu einer Kollegin gehen und die Angst nehme ich denen.“ (Grup-

pendiskussion 2, 57 – 57) 

Die Diskutantin fügt hinzu, dass insbesondere ihre religiöse Zugehörigkeit – sie ist Muslimin – eine 

besondere Rolle spielt. Sie erläutert: 

„ganz oft kommen Frauen, wo die Religion eine große Rolle spielt und dann möchten die nicht aus 

dem Haus gehen, ohne religiös geschieden zu sein z.B., weil das für die wirklich eine -  die empfin-

den das als eine große Sünde. Und ich sitze dann vor denen und muss in dem Moment als Theolo-

gin fungieren, wo ich gar keine bin. Und denen auch diese Angst nehmen. […] ‚Du gehst, weil du 

Ungerechtigkeiten erlebst und Gott möchte nicht, dass jemand Ungerechtigkeit erlebt.‘ Wenn ich 

das sage, dann sind die auch ein bisschen so [beruhigt, A.M], ne. […] von einer anderen Kollegin 

[…] wenn die das hören, dann denken sie, das sind aber keine Muslime. Die wissen das gar nicht, 

dass es bei uns so ist.“ (Gruppendiskussion 2, 63 – 63) 

Eine Expertin aus dem Bereich der Jugendhilfe merkt zu diesem Ansatz jedoch kritisch an, er verleite 

dazu, das eigene Bemühen um eine vorurteilsfreie Begegnung mit Klientinnen unterschiedlicher Her-

kunft an Kolleginnen mit Migrationshintergrund zu delegieren. 

„Da muss jetzt nicht, […] nur jemand zuhören, weil ich bin ne türkische Frau und die hört nur der 

türkischen Frau zu. Also was soll das? […] als würde mich das [die ethnische Herkunft, A.M.] dann 

dazu befähigen. Und das ist auch so ein komisches, schräges Denken. Also dann werden dann hier 

überall so punktuell Leute [mit Migrationshintergrund, A.M.] hingesetzt, die sollen das denn ma-

chen und damit ist das denn für viele [Fachkräfte ohne Migrationshintergrund, A.M.] denn auch 

erledigt. Oder ‚Es ist nicht unsere Aufgabe‘, das ist auch die häufige Aussage, ist nicht unsere Auf-

gabe, ist nicht unser Bereich - das ist auch noch ganz großer Punkt.“ (Expertin für Jugendhilfe, 70 

– 71) 

Eine weitere Problematik, die in diesem Zusammenhang von verschiedenen Befragten erwähnt wur-

de, besteht darin, dass sich Beratende und Hilfesuchende persönlich kennen. Dies könnte sowohl für 

die beratende oder helfende Person problematisch sein (Gruppendiskussion 3, 44 – 47; Experte für 

kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 43 – 43), als auch für die Klientinnen. Die befragte Exper-

tin für Integration bei der Polizei weist auf Folgendes hin: 

„Auch das hat zwei Seiten. […] es kann auch so zum Beispiel sein, […] dass sich jemand gerade davor 
scheut, mit ihr zu sprechen, weil sie vielleicht die Familie kennt oder weil man dann doch Befürchtungen 
hat, dass die Anonymität nicht gewahrt bleibt, also dass es da Vorbehalte geben kann. […] ‚Vielleicht 
spricht sich dann doch was in der Community herum‘, also dass kann sogar auch hinderlich sein. Es kann 
positiv sein, aber es kann auch absolut hinderlich sein. Und ich denke, nein, es muss nicht unbedingt je-
mand, äh, mit migrantischem Hintergrund sein, kann auch jemand sein, der einfach so empathisch ist, 
der die Erfahrung hat, [...] der darauf eingehen kann, die darauf eingehen kann. […] Tandemlösungen, 
Paarlösungen sind auch immer-immer gut.“ (Expertin für Integration bei der Polizei, 59 – 60) 

Die Strategie, eine Beratung in einem bilingualen oder bikulturellem „Tandem“ – also in der Her-

kunftssprache und der deutschen Sprache, die jeweils von einer Person vertreten wird – anzubieten, 

verfolgt der befragte Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit (vgl. Kapitel 4.2.2). Er 

weist außerdem darauf hin, dass es sinnvoll ist, bei Einzelberatungen mit den Klient/innen im Vorfeld 

die Wahl der Sprache explizit zu klären (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 69 – 

69). 



33 

 

Zu 2) Erweiterung und Sicherung der Qualität von Dolmetscher/innendiensten 

Um der mehrkulturellen Herkunft und Mehrsprachigkeit der Klientel gerecht zu werden, wurde als 

zweiter Ansatz der Einsatz von Dolmetscher/innen herangeführt. Doch die Bereitstellung solcher 

Sprachmittler/innen deckt – wie eine repräsentative Studie bestätigt – den Bedarf bei Weitem nicht 

(vgl. Kapitel 2.2.1). Dieser Missstand wurde im Rahmen der hier durchgeführten Untersuchung von 

einer befragten Expertin für Frauen- und Gewaltberatung sowie von einer weiteren Fachkraft aus 

dem Bereich der Frauenberatung bestätigt. So wurde im Interview mit der befragten Expertin insbe-

sondere auf die Problematik hingewiesen, dass betroffene Frauen bei der Polizei nur schwer eine 

Aussage machen können, wenn sie die deutsche Sprache nicht oder nicht ausreichend beherrschen. 

Dolmetscher/innen werden hier zu selten zur Verfügung gestellt (Expertin für Frauen- und Gewaltbe-

ratung allgemein, 90 – 90). Dasselbe gilt für die Praxis der Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 

wie im Rahmen einer Gruppendiskussion deutlich wurde (Gruppendiskussion 3, 193 – 193). 

Darüber hinaus wurde in diesem Zusammenhang auch darauf hingewiesen, dass die Geschlechtszu-

gehörigkeit des Dolmetschers bzw. der Dolmetscherin relevant ist. Eine Diskutantin thematisierte, 

dass es bspw. zu wenig Arabisch sprechende Dolmetscherinnen gäbe; ein Gespräch mit einem männ-

lichen Dolmetscher, den die Betroffene womöglich kenne, wäre für die betroffene Frau nicht hilfreich 

und könnte sie sogar gefährden (Gruppendiskussion 2, 88 – 88). Darüber hinaus wies eine Rechtsan-

wältin auch auf die Notwendigkeit professioneller Dolmetscherdienste hin. Sie berichtet von ihrer 

Erfahrung, dass es ehrenamtlichen Dolmetscher_/innen nicht immer gelänge, die Übersetzung von 

den eigenen Gedanken und Empfindungen zu trennen (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 90 – 

90). Diese professionelle Distanz könne von Hauptamtlichen eher erwartet werden als von Ehrenamt-

lichen. 

Zu 3) Qualifizierung Ehrenamtlicher zu „Kulturmittler/innen“ oder „Integrationslotsen“ 

Ein dritter Ansatz, welcher in einer Gruppendiskussion und in einem Interview mit einer Expertin 

(Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 88 – 88) herangeführt wurde, ist die Qualifizierung zu so 

genannten „Kulturmittler/innen“ oder „Integrationslotsen“. Die Intention solcher Programme be-

steht nicht nur darin, eine sprachliche Übersetzung zur Verfügung zu stellen, sondern vielmehr ver-

trauenswürdige Personen aus der eigenen Community bereitzustellen, die den Betroffenen in einer 

partnerschaftlichen Weise den Weg in das Hilfesystem ebnen können. Solche Programme wurden in 

einer Gruppendiskussion von einer Diskutantin, die im Jugendamt tätig ist, positiv gewürdigt, es wur-

den aber auch Probleme und Grenzen benannt: 

„[…] wo man dann davor steht und hilflos ist, es sei denn man hat das große Glück einen Kulturmittler zu 
haben, [...] der diese Frau erreichen kann. Also das ist die Erfahrung, […] also wir haben hier die Immigra-
tionslotsen […], die spreche ich häufig an, obwohl man in diesem Rahmen auch immer sagen muss, Eh-
renamtliche haben ihre Grenze sehr deutlich. Wenn sie dann plötzlich auf eine Familie treffen, die sie 
dann auch noch kennen, ist das schon mal nicht sehr förderlich. Bringt sie auch in Loyalitätskonflikte.“ 
(Gruppendiskussion 4, 2 – 11). 

Neben dem Einsatz mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals – sei es als angestellte Fachkräf-

te, haupt- oder ehrenamtliche Dolmetscher/innen, „Integrationslotsen“ und „Kulturmittler/innen“ – 

wurden in den Gruppendiskussionen und Expert/inneninterviews eine Liste an Kenntnissen und 

Kompetenzen herangeführt, über die das im Hilfesystem tätige Personal unabhängig seiner Herkunft 

verfügen soll. 
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Ergebnis 3: Zur Öffnung des Hilfesystems in der Migrationsgesellschaft tragen insbesondere 

die fachlichen Kompetenzen des Personals bei. Diese sind durch Reflexion und Bildung zu 

optimieren. 

Blickt man zu der Frage nach den pädagogischen Ansätzen und den damit verbundenen Empfehlun-

gen zur Kompetenzentwicklung pädagogischer Fachkräfte in der Migrationsgesellschaft in die erzie-

hungswissenschaftliche Literatur, so lassen sich hier verschiedene Paradigmenwechsel erkennen. Der 

meist diskutierte Paradigmenwechsel ist die Entwicklung von der Ausländerpädagogik hin zur Inter-

kulturellen Pädagogik. Hierbei handelt es sich grob zusammengefasst um einen Wandel von der defi-

zit- zu einer differenzorientierten Perspektive: Während das Ziel der Ausländerpädagogik darin be-

stand, Zugewanderte darin zu unterstützen, vermeintliche ‚Defizite‘ abzulegen und sich zu assimilie-

ren, sich den Gewohnheiten der Mehrheitsgesellschaft also einseitig anzupassen, besteht das Ziel der 

Interkulturellen Pädagogik darin, ein Leben in Vielfalt und ein dialogisches Miteinander zu fördern 

(vgl. u.a. Mecheril 2010, S. 54-76; Krüger-Potratz 2005, S. 38-61). In der aktuellen Debatte wird der 

Begriff ‚interkulturell‘ jedoch kritisch diskutiert, da er zu einer kulturalistischen Sichtweise verführt, 

welche die dynamische Wandlung, die Binnendifferenzierung und die Hybridisierung, also die Durch-

lässigkeit und gegenseitige Beeinflussung verschiedener kulturell-ethnisch- und milieuspezifischer 

Strömungen übersieht (vgl. u.a. Kalpaka / Mecheril 2010, S. 77-98). Kurz: Der Begriff interkulturell 

verleitet zu einseitigen Zuschreibungen, die der Pluralität der Migrationsgesellschaft nicht gerecht 

werden. 

Vor dem Hintergrund dieser Diskussion ergibt sich ein Spannungsfeld, das auch in den Gruppendis-

kussionen und Expert/inneninterviews deutlich wurde. Es erstreckt sich – auf eine einfache Formel 

gebracht – zwischen der von Fachkräften abverlangten Fähigkeit, Vorannahmen permanent zu hin-

terfragen, und stattdessen ihr Nicht-Wissen konstruktiv zu nutzen, sowie der Fähigkeit, sich fortwäh-

rend neues ‚Wissen‘ anzueignen, welches dann aber immer wieder infrage gestellt werden muss. 

Sowohl aus den vorliegenden Daten als auch aus der erziehungswissenschaftlichen Literatur geht 

also hervor, dass Fachkräfte als ‚Pendler/innen zwischen Wissen und Nicht-Wissen‘ zu verstehen sind. 

Vor diesem Hintergrund lassen sich zwei Kompetenzbereiche festmachen, die zur Öffnung des Hilfe-

systems in der Migrationsgesellschaft beitragen sollen: 

1. Aneignung einer explorierenden Haltung und eines konstruktiven Umgangs mit Nicht-Wissen 

vor dem Hintergrund eines aufgeklärten Ethnozentrismus 

2. Aneignung kultur-, religions- und migrationsspezifischen optionalen Detailwissens 

Zu 1) Aneignung einer explorierenden Haltung und eines konstruktiven Umgangs mit Nicht-

Wissen vor dem Hintergrund eines aufgeklärten Ethnozentrismus 

Die Aneignung einer explorierenden Haltung wird – wie eingangs bereits erläutert – insbesondere 

aufgrund der Pluralität ethnischer Gruppen notwendig. Die befragte Expertin für Frauen- und Ge-

waltberatung von Migrantinnen, die neben ihrer Beratungstätigkeit auch für die Qualifizierung von 

Fachkräften für den Bereich der Prävention und Intervention Häuslicher Gewalt im Migrationskon-

text tätig ist, berichtet im Interview davon, dass ihr immer wieder die Frage nach ethnisch spezifi-

schen Merkmalen gestellt wird. Das folgende Zitat illustriert ihren Umgang damit: 

„Bei diesen Fortbildungen [wird, A.M.] oft auch [die Frage gestellt, A.M.]: ‚Was ist zum Beispiel bei Tür-
ken?‘ Und dann Gegenfrage von mir: ‚Was ist in deutsche Kultur?‘ […] dann auf einmal ein Schock, ja. Es 
gibt in türkischer Kultur von hier bis da, von emanzipierten Frauen […] bis eine Frau, die total in traditio-
nelle Rolle gefangen ist, beide sind türkische Frauen.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Mig-
rantinnen, 55 – 55) 
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Vor dem Hintergrund dieser gesellschaftlichen Pluralität stellt die befragte Expertin für das Netzwerk 

Gesundheit heraus, dass eher eine fragende als eine wissende Haltung in der Beratung zentral sei. 

„Ja, das ist eine grundsätzliche Haltung […] immer wieder die eher fragende, als die wissende Haltung, 
also die explorierende, als die […], die im Grunde schon Bescheid weiß. […] Wir müssen als Beraterinnen 
oder auch als Gesundheitsversorger und Gesundheitsversorgerinnen lernen, unsere Vorannahmen als 
etwas sehr, sehr Relatives und sehr zu Hinterfragendes zu betrachten. Wir werden die Vorannahmen nie 
abstellen können, das ist auch nicht sinnvoll, sondern wir müssen uns bewusst sein, dass es Vorannah-
men sind und dass es darum geht herauszufinden, was wirklich ist.“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 
11 – 11) 

Zentral ist in diesem Zitat auch die Aussage, dass es weder möglich noch sinnvoll sei, Vorannahmen 

komplett auszublenden. Diesen Standpunkt vertritt auch der Erziehungswissenschaftler Wolfgang 

Nieke und stellt heraus, dass solche Vorannahmen der routinierten Orientierung dienen. Sie resultie-

ren – so Nieke weiter – aus dem Eingebundensein in die Denk- und Wertgrundhaltungen der eigenen 

Lebenswelt. Vor diesem Hintergrund schlägt er einen „aufgeklärten Ethnozentrismus“ vor und meint 

damit „ein Bewusstsein von der Unvermeidlichkeit dieses Eingebundenseins in die Denk- und Wert-

grundlagen der eigenen Lebenswelt sowie davon, dass andere in ihren Lebenswelten in ebensolcher 

Weise verankert sind“ (Nieke 2008, S. 77). 

Die befragte Expertin für Migrationsberatung stellt die dynamische Veränderung der kulturell-

ethnischen Identität von Migrant/innen heraus, die sich durch den Prozess der Migration ergeben. 

Diese veranschaulicht sie an einem von ihr wahrgenommenen Wandel der Geschlechterrollen: 

„die Rollenbilder ändern sich, Frauen werden unabhängiger, arbeiten. Also es geht auch um Rollenbilder, 
die sich ständig, also ständig, das ist ja normal, nun mal ändern. Und [für, A.M.] Männer auch, auch [für 
sie, A.M.] sind jetzt […] keine Vorbilder mehr [vorhanden, A.M.] und sie wissen auch nicht, woran sie sich 
orientieren sollen. […] das ist auch ein Kulturschock für einen Mann, der jetzt irgendwie aus dem Südos-
ten der Türkei nach Deutschland kommt, durch den Bürgerkrieg, da war er der Herr im Haus, der das Sa-
gen hatte, plötzlich hat er ne Frau (lacht) die möchte, ein Leben führen mit eigenen […] Vorstellungen, 
Zielen und sie möchte gehen.“ (Expertin für Migrationsberatung, 31 – 31) 

In einer weiteren Interviewpassage beschreibt dieselbe Informantin eine Veränderung im Partner-

wahlverhalten. Junge Frauen würden ihren Partner „bewusster auswählen“ (Expertin für Migrations-

beratung, 42 – 42). 

Dass tradierte Geschlechterrollen durch muslimische Frauen hinterfragt werden, stellt auch die be-

fragte Expertin für Integration bei der Polizei heraus: 

„ich seh in letzter Zeit selbstbewusste, sehr selbstbewusste muslimische Frauen. Ähm was ich ganz viel 
erlebe in der letzten Zeit, sind Frauen, die 17-, 18-jährig geheiratet haben, dann sehr schnell ihre Kinder 
bekamen und dann, äh, im Alter von 25 Jahren angefangen haben so: ‚Moment, die Kinder sind jetzt aus 
so dem Gröbsten raus. Jetzt bin ich dran!‘ Die Schulausbildung nachgeholt haben, die angefangen haben 
zu studieren und mit Anfang 30 plötzlich richtig raus kommen, sich ihre Kopftücher abgelegen, sich 
scheiden lassen […] und es auch ihren Eltern zumuten.“ (Expertin für Integration bei der Polizei, 43 – 43) 

Die Expertin für Migrationsberatung bestätigt, dass sich im Hinblick auf die zugewanderten Familien 

aus der Türkei auch die Einstellungen der Eltern verändern. Während, so die Befragte, in den Jahren 

von 1980 bis 2000 eine durch die Eltern (teil-)arrangierte Heiratsmigration noch sehr ausgeprägt war, 

hat sich dies nun geändert. Grund für die Heiratsmigration waren oftmals Vorbehalte der Eltern ge-

genüber möglichen Ehen zwischen ihren Kindern und Deutschen. Jedoch stellte sich heraus, dass 

zwischen den Ehepartnern, die aus dem Herkunftsland zur Eheschließung nach Deutschland kamen, 

und den Ehepartnern, die bereits in Deutschland lebten, „kulturelle Unterschiede“ existierten, die zu 

Problemen geführt haben. 

„Damit sie keinen Deutschen heiraten. […] Also, die Zeit hat gezeigt, dass es da wirklich auch […] kulturel-
le Unterschiede […] zu Problemen [geführt haben, A.M.] zwischen Mann und Frau, und die Älteren haben 
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auch daraus gelernt und jetzt darf die andere Generation selber entscheiden, (lacht) wen sie heiratet, al-
so jetzt zum größten Teil. Es gibt natürlich immer noch Zwangsverheiratungsfälle, aber man lernt ja auch 
[…] diese Ehen, die zerbrechen, die gehen auseinander, die ganzen Scheidungsfälle sind zum größten Teil 
auch diese, diese […] Ehen, die durch Heiratsmigration geschlossen ist. (Expertin für Migrationsberatung, 
51 – 52). 

Die Integrationsbeauftragte der Polizei warnt vor dem Hintergrund kultureller Wandlungsprozesse – 

sei es in der Migrationsgesellschaft als auch in der Herkunftsgesellschaft – davor, die Thematik Häus-

liche Gewalt im Rahmen öffentlichkeitswirksamer Maßnahmen, wie sie bspw. am Internationalen Tag 

gegen Gewalt an Frauen durchgeführt werden, explizit an das Thema Migration zu koppeln, da dies 

zu einer neuen Stigmatisierung führe.  

„Das ist essentiell wichtig für den Erfolg dieser Arbeit [zur Prävention und Intervention Häuslicher Ge-
walt, A.M.], dass wir das rausnehmen dieses mit diesem Migrationshintergrund. Das ist ganz ganz wich-
tig, weil das schafft auch wieder […] eine schärfere Akzentuierung […]. Die Migranten, das sind die, die 
besonders schlimm schlagen. Da werden Bilder transportiert. Das ist sowohl für die Mehrheitsgesell-
schaft schlecht als Signal, wie in die migrantischen Communities hinein – da müssen wir aufpassen. Das 
ist ein Knackpunkt.“ (Gruppendiskussion 1, 484 – 484) 

Dass in der öffentlichen Debatte das Thema Häusliche Gewalt im Migrationskontext eng an den mus-

limischen Glauben gekoppelt ist, erlebt die Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen. Auch sie 

plädiert gegen eine separierte Betrachtung der Thematik. 

„Ja vielleicht erstmal so im Voraus, ich denke mal, es ist die Frage, wenn man über Gewalt an Frauen 
spricht, meint man das im religiösen Kontext oder meint man es allgemein, wo durch kulturelle und na-
türlich auch soziale Hintergründe auch diese Rolle spielt. Und da ist es auch oft bei Muslime so der erste 
Punkt, zu sagen, ist es jetzt ein Thema, weil wir Moslems sind und weil man davon ausgeht, dass musli-
mische Männer die Frauen schlagen? […] Und da muss man natürlich erstmal klar sagen: Das ist ein all-
gemeines Problem, gibt es in jeder Gesellschaft. Und wenn das klar ist, kann man natürlich, sollte sogar, 
müssen wir alle irgendwo mit anpacken und schauen dass dieses Problem, ob es jetzt behoben werden 
kann, weiß ich nicht, aber zumindest dass man es im Visier hat und dass man es im Blickwinkel hat und 
auch helfen kann, wenn es nötig ist.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 20 – 20) 

Vor diesem Hintergrund ist eine wesentliche Kompetenz von Fachkräften zum einen darin zu sehen, 

sich nicht unreflektiert von öffentlichen Debatten bspw. über Muslim/innen leiten zu lassen. Zum 

anderen kommt es aber auch darauf an, nicht vorschnell davon auszugehen, dass sich die eigene 

Lebenswelt auf die des Gegenübers übertragen lässt. So stellt eine Fachkraft aus dem Bereich der 

Frauenberatung heraus, dass es darauf ankäme, ergebnisoffen zu beraten. 

„dass es nicht darum geht, dass sich die Frauen trennen müssen, zum Beispiel. Das sage ich bei der Bera-
tung durchaus auch. Sondern, dass es ihre Entscheidung bleibt. […] Ich berate, welche Möglichkeiten sie 
haben, und was sie sich da, wo, wofür sie sich entscheidet oder wogegen sie sich entscheidet, entscheidet 
sie. Ich sag nicht, was richtig oder was falsch ist.“ (Gruppendiskussion 3, 186 – 186) 

„und natürlich gibt es dann manchmal eine […] Beraterin, wo man so denkt: Ohoh, schade eigentlich, 
dass du die getroffen Hast’. Die dann vielleicht auch gleich vermittelt, ´ne, mach dies, mach das und du 
hast gar keine Chance und du musst weg von deiner Familie. [...] also da dann eher vielleicht auch wirk-
lich noch mal so dieser Ansatz, da kulturelle Bedingungen irgendwie kennenzulernen und auch damit, das 
mit in die Beratung mit einzubinden.“ (Gruppendiskussion 3, 191 – 191) 

Sich kulturell geprägten Lebenswirklichkeiten, die sich von den eigenen unterscheiden können, ge-

genüber zu öffnen, impliziert auch, die eigenen Wertvorstellungen zu hinterfragen; so stellt es die 

Integrationsbeauftragte der Polizei heraus: 

„Und das ist das, was unsere Gesellschaft infrage stellt. [...] weil nach unserem Wertesystem lehnen wir 
das [einen arrangierten oder teil-arrangierten Partnerwahlmodus, A.M.] ab, weil für uns ist das Vorbild 
die Liebesehe. Dass wir vielleicht einfach unseren Blickwinkel auch gelegentlich mal verschieben sollten 
und auch akzeptieren sollten, dass arrangierte Ehen durchaus für den jungen Menschen [...] so gewollt, 
so tradiert sind und dass auch durchaus funktionierende Verbindungen sind.“ (Gruppendiskussion 1, 39 – 
39) 
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Darüber hinaus sollte der Fokus nicht zu sehr auf die Bedeutung der Religion gerichtet werden, son-

dern auch auf andere Merkmale, wie z.B. den Bildungshintergrund. So stellt die Integrationsbeauf-

tragte des Landkreises kritisch heraus: 

„Stellen wir hier bei diesen Fällen vielleicht teilweise die Religion zu sehr in den Vordergrund? Für mich ist 
es ne Frage der Bildung. […] die Religion ist gar nicht unbedingt das Vordergründige aus meiner Sicht. 
Und das wird meines Erachtens hier ein bisschen zu sehr in Vordergrund gerückt.“ (Gruppendiskussion 4, 
179 – 180) 

Dass die Lebenswirklichkeiten von Migrant/innen äußerst plural sind, und ihre individuelle Situation 

im Einzelfall immer auf ihre Relevanz hin zu überprüfen ist, stellt auch die Expertin für das Netzwerk 

Gesundheit heraus. 

„die Bezeichnung ‚Frauen mit Migrationshintergrund‘ ist ja sowieso nur ein Hilfsmittel. […] Frauen mit 
Migrationshintergrund ist im Grunde der Rest der Welt. Also darüber irgendeine verallgemeinerte Aus-
sage zu treffen, finde ich jetzt nicht zulässig, aber was ich glaube sagen zu können, ist, dass […] wenn wir 
über familienorientierte Migrationszusammenhänge sprechen, also Migrantinnen die nicht nur, also 
Frauen die nicht nur Migrationshintergrund haben, sondern auch aus dem familienorientierten Zusam-
menhang kommen. Da würde ich zum Beispiel sagen, dass die Familie viel- viel stärker mit in den Blick 
genommen werden müsste, als in Gesellschaften in denen Familie zunehmend an Bedeutung verliert […]. 
Also insofern ja, es besteht da ein Unterschied, aber wirklich dann, wirklich schon sehr genau gucken, 
über wenn reden wir denn? Über welche Frauen mit welchem Migrationshintergrund? […] ich kenne eine 
ganze Menge von den Frauen mit Migrationshintergrund, die bestimmte Barrieren für sich so nicht mehr 
sehen oder nicht so bezeichnen würden.“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 19 – 19) 

Was aus diesem Zitat auch hervorgeht, ist die Aussage der Informantin, dass es nichtsdestotrotz spe-

zifische Aspekte geben kann, die sich aus dem kultur-, religions- oder migrationsspezifischen Kontext 

ergeben. Die Informantin verweist in diesem Zusammenhang auf einen möglicherweise ausgeprägten 

Familienzusammenhalt, der auch in der wissenschaftlichen Begleitforschung des Migantinnen-

Netzwerks im Kreis Düren deutlich wurde (Müller 2013, S. 38ff.) und im Rahmen des vorliegenden 

Berichts in Kapitel 4.1.2 genauer erläutert wird. Neben jeglicher Pluralität und möglicher Relativie-

rung ist es also auch erforderlich, dass sich Professionelle ein kultur-, religions- und migrationsspezifi-

sches Wissen aneignen, welches jedoch immer zu hinterfragen ist, und – wenn überhaupt – als ‚opti-

onales Detailwissen‘ gelten kann. 

Zu 2) Aneignung kultur-, religions- und migrationsspezifischen optionalen Detailwissens 

In der Reihe der kultur-, religions- und migrationsspezifischen Aspekte wurde am häufigsten genannt, 

dass es wesentlich sei, die Bedeutung der Familie zu berücksichtigen. Dieser Aspekt wurde so häufig 

reproduziert, dass hier auch kritisch zu hinterfragen ist, wie es dazu kommt, dass diese Thematik als 

Grenzmarkierung zwischen verschiedenen kulturellen Gruppen fungiert. Kann man hier bereits von 

einer Ritualisierung sprechen? 

Die befragte Expertin aus dem Bereich der Migrationsberatung erläutert die von ihr wiederholt beo-

bachtete Familiendynamik: 

„Das ist so, dass Familie als Begriff auch schon einen Wert hat in der Gesellschaft, [der, AM.] beibehalten 
werden sollte, möglichst. Wenn Mann und Frau sich trennen möchten, dann kommen sofort die Eltern 
und sagen: ‚Ach, was passiert der Familie, schade um die Familie!‘. [...] Ältere haben einfach eben andere 
Vorstellungen davon. Sie haben alles getan, damit ihre Familie zusammenhält und dann kommen Perso-
nen und wollen die auseinandernehmen. Sie verstehen einfach nicht, dass es nichts bringt, so weiter zu 
leben. Irgendwann eskaliert es, und es sterben Menschen oder es leiden Menschen und das ist, das kön-
nen Eltern, weil sie einfach auch so eine andere Erziehung hatten oder ein anderes Leben [nicht verste-
hen, A.M.]. Wir leben ja auch in einer anderen Gesellschaft und die Welt ändert sich.“ (Expertin für Mig-
rationsberatung, 31 – 31) 

In diesem Zusammenhang stellt die Integrationsbeauftragte der Polizei die Fürsorgeabsicht der Eltern 

heraus („Sie wollen natürlich für ihre Tochter das Beste. Und in ihren Augen ist das Beste: Sie hat 
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Mann, Familie. Alles ist vordergründig erst mal in Ordnung.“) und sieht in der Konsequenz die Not-

wendigkeit, sie und auch den Ehemann in den Beratungsprozess einzubeziehen (Gruppendiskussion 

1, 39 – 39). 

Familienangehörige in den Beratungsprozess miteinzubeziehen, ist eine Empfehlung, die in den 

Gruppendiskussionen sowie in den Expertinneninterviews als erfolgversprechende Strategie wieder-

holt genannt wurde. So empfiehlt die Expertin für das Netzwerk Gesundheit „Familien nicht nur als 

bedrohlichen Faktor sondern als Ressource“ zu bewerten und die Strategie, sie einzubeziehen, sei aus 

ihrer Sicht „noch weiter zu etablieren“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 33 – 33). Eine Fachkraft 

aus dem Bereich der Frauenberatung plädiert dafür, insbesondere die Familienmitglieder miteinzu-

beziehen, die die betroffenen Frauen innerhalb der familiären Gemeinschaft unterstützen können. 

Hierbei empfiehlt sie, die möglichst „mächtigen Familienmitglieder“ (Gruppendiskussion 3, 250 – 

250) als Bündnispartner/innen der betroffenen Frauen anzusprechen. Diese Strategie stellt auch eine 

weitere Fachkraft aus demselben Fachbereich heraus sowie die Expertin für das Netzwerk Gesund-

heit (Gruppendiskussion 4, 215 – 215; Expertin für Netzwerk Gesundheit, 33 – 33). Eine Fachkraft aus 

dem Jugendamt bestätigt, dass ihrer Erfahrung nach durch die Hilfe solcher Bündnispartner/innen 

innerhalb der Familie eine Lösung gefunden wird, die die Gewaltspirale durchbricht (Gruppendiskus-

sion 2, 182 – 182). Die Expertin für Migrationsberatung bestätigt dies und fügt außerdem hinzu, dass 

eine Fokussierung beider Elternteile auf die Situation des Kindes oder der Kinder auch eine sinnvolle 

Strategie sein kann, um die Situation zu deeskalieren (Expertin für Migrationsberatung, 29 – 29). 

Eine Fachkraft aus dem Bereich der Frauenberatung, sie ist selbst Muslimin, berichtet, dass in man-

chen muslimischen Familien auch ein Imam einbezogen wird. Dies bewertet die Informantin jedoch 

als wenig hilfreich, wie im folgenden Zitat deutlich wird: 

„Eigentlich wird der immer gerufen, wenn es wirklich akut ist. Was ich nicht als positiv finde. Ich beurteile 
das immer […], wie er dann auch in der Situation umgeht, dass er wie ne Beruhigungstablette einfach 
wirkt. […] Dass er auf beiden Seiten sagt: ‚Du sollst nicht schlagen‘ zum Mann zum Beispiel oder auch, zur 
Frau ‚Du sollst Geduld haben. Nur ne geduldige Frau kommt ins Paradies‘ […] Das habe ich schon von 
mehreren Frauen [gehört, A.M.] […] Manchmal geht's denen nicht darum irgendwie, dass der Mann sich 
ändert oder dass die Frau, es der Frau gut geht, sondern es geht darum, dass keine Scheidung stattfin-
det. Die Scheidung ist wie ein Tabuthema bei uns. Das darf nicht passieren. Scheidung ist Tod. Obwohl es 
ja religiös gesehen erlaubt ist. Ja.“ (Gruppendiskussion 2, 197 – 206) 

Die Rolle der Männer erläutern sowohl ein Diskutant aus dem Integrationsreferat der Stadt als auch 

der befragte Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit (Experte für kultur- und migrati-

onssensible Täterarbeit, 81 – 85, Gruppendiskussion 3, 247 – 247). Beide berichten von dem sozialen 

Druck, der nicht nur auf Frauen, sondern auch auf Männer ausgeübt wird (vgl. Kap. 4.2.2). Über die-

sen sozialen Druck, unter dem die Täter möglicherweise leiden, müssen Fachkräfte informiert sein. 

Vor diesem Hintergrund ist zum einen eine kultur- und migrationssensible Täterarbeit erforderlich, 

die in Kapitel 4.2.2 genauer erläutert wird, und zum anderen ist ein systemischer Beratungsansatz, in 

dem u.a. auch die Eltern und Schwiegereltern eingebunden werden, hilfreich. 

Als Beispiele für weitere kultur- und religionsspezifische Aspekte wurden drei weitere Faktoren her-

angeführt: 

- die Relevanz einer religiös legitimierten Scheidung im Islam 

(Gruppendiskussion 1, 39 – 39, 226 – 240, Gruppendiskussion 2, 201 – 205, 370 – 370, 376 – 

376, 385 – 388, Gruppendiskussion 3, 355 – 359, Gruppendiskussion 4, 184 – 207) 

- die Zugehörigkeit gemeinsamer Kinder zur Familie des Mannes 

(Gruppendiskussion 3, 25 – 25; vgl. auch Müller 2013, S. 37) 
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- der Glaube daran, dass die Gewaltproblematik ein vorher bestimmtes Schicksal sei 

(Gruppendiskussion 4, 164 – 168) 

Als Beispiele für migrationsspezifische Aspekte wurden genannt: 

- die Angst um den Aufenthaltsstatus (vgl. Kapitel 4.2.8) 

- verschiedene psychosoziale und sozioökonomische Belastungen, die sich aus der Migrations-

situation ergeben 

(Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 83 – 87; Expertin für Migrationsberatung, 73 – 74) 

Die befragte Expertin für Migrationsberatung listet die psychosozialen und sozioökonomischen Prob-

leme, die ihr in ihrer Beratungspraxis begegnen, wie folgt auf: 

„viele sind arbeitslos, von Arbeitslosigkeit bedroht. Es gibt einfach diese Fabrikarbeit nicht mehr, unge-
bildete vielleicht, die lange, länger arbeitslos sind, frustriert sind, depressiv sind, psychische Probleme 
haben, und alles in einer Familie. Die Frau unzufrieden ist mit ihrem ständigen Hausfrausein oder die 
auch ständig arbeiten muss, vielleicht, um die Schulden vom Mann abzuzahlen. Das sind so viele Ge-
schichten, ich kann sie nicht alle aufzählen. Das ist - das ist so unterschiedlich und so vielfältig, die haben 
einfach diese Probleme. Es gibt viele türkische Männer, die spielsüchtig sind, da  die sind verschuldet, […] 
die Frau leidet, die Kinder leiden drunter […] sie hat ein schlechtes Gewissen, wenn sie ihn verlässt, möch-
te eigentlich helfen, aber eigentlich kann man nicht mehr viel helfen.“ (Expertin für Migrationsberatung, 
73 – 74) 

Besonders entscheidende Faktoren in der Arbeit mit Migrantinnen sind auch und vor allem das Wis-

sen um mögliche Diskriminierungserfahrungen und die Reflexion von Machtasymmetrien, die im 

Verhältnis zwischen Berater/innen und Klient/innen existieren können. Diese erfordern einen sensib-

len Umgang mit Dominanz im Hilfeprozess. So formulieren es verschiedene Informantinnen wie folgt: 

„diese Machtausübung ist sehr deutlich zu merken. […] Migranten sind eben keine homogene Gruppe, 
sondern heterogen. […] gute und schlechte werden einfach vermischt und alle in einen Topf geworfen 
und  für mich ist wichtig, dass wirklich gut funktionierende, vorbildliche Migranten im Vordergrund ste-
hen und nicht immer dieses, diese negativ belasteten Migranten. Weil [...] das wirkt auch auf die Kinder 
ein, die hier aufwachsen und die müssen immer mit diesen Vorurteilen kämpfen, es ist unangenehm für 
ein Kind in der Schule, wenn sie einfach andere Familien haben, die anders sind.“ (Expertin für Migrati-
onsberatung, 71 – 71) 

„nicht von oben herab – das finde ich immer ganz wichtig, nicht diese erzieherischen Reden dabei, son-
dern versuchen, auf der Augenhöhe zu sein, dann klappt es eigentlich ganz gut.“ (Expertin für Frauen- 
und Gewaltberatung allgemein, 62 – 62) 

„es muss ne Offenheit da sein, dass man die Frau so annimmt, wie sie ist, egal woher sie kommt.“ (Exper-
tin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 96 – 96) 

„offen, ohne diese Vorbehalte und ohne diese Stereotypen, […] um halt nicht mit diesen diskriminieren-
den oder rassistischen Einstellungen offen (.) den Menschen gegenüber treten zu können.“ (Expertin für 
Integration bei der Polizei, 62 – 63) 

Um kultur-, religions- und migrationsspezifische Kenntnisse längerfristig und nachhaltig zu etablieren, 

ist jedoch ein fest angestelltes und kontinuierlich finanziertes Personal erforderlich (vgl. Gruppendis-

kussion 4, 169 – 169). Die Realität ist jedoch geprägt von einer unsicheren Finanzierung der Hilfsan-

gebote, verbundenen mit befristeten Arbeitsverträgen und einer personellen Fluktuation (vgl. Kapitel 

4.1.5.). 

4.1.2 Barrieren zur Inanspruchnahme des Hilfesystems 

Wie schon in Kapitel 4.1.1 aufgeführt, erreicht das Hilfesystem Frauen im Migrationskontext, welche 

von Häuslicher Gewalt betroffen sind, nicht oder nur unzureichend. In den Gruppendiskussionen und 

Expert/inneninterviews konnten verschiedene Barrieren zur Inanspruchnahme identifiziert werden, 

welche im Folgenden näher erläutert werden. 
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1. Die Unwissenheit in Kombination mit Vorurteilen und Mythen über das Hilfesystem, sowie Angst 

vor Stigmatisierung und Diskriminierung führen dazu, dass Frauen im Migrationskontext, die von 

Häuslicher Gewalt betroffen sind, den Weg in das Hilfesystem nicht „finden“, bzw. es nicht in An-

spruch nehmen. 

2. Druck erzeugende normative Botschaften seitens der Familie, des Ehemannes und/oder der 

Community können betroffene Frauen darin hindern, das Hilfesystem in Anspruch zu nehmen. 

Hierbei werden vor allem auch „Schuld, Scham und Schande“ thematisiert. 

3. Ein unsicherer Aufenthaltsstatus, bzw. eine Unkenntnis über diesen, stellt eine große Barriere dar, 

Unterstützung zu suchen. 

Ergebnis 1: Die Unwissenheit in Kombination mit Vorurteilen und Mythen über das Hilfesys-

tem, sowie Angst vor Stigmatisierung und Diskriminierung führen dazu, dass Frauen im 

Migrationskontext, die von Häuslicher Gewalt betroffen sind, den Weg in das Hilfesystem 

nicht „finden“, bzw. es nicht in Anspruch nehmen. 

In den Gruppendiskussionen und Expert/inneninterviews wurden folgende Bereiche thematisiert, 

welche Barrieren für betroffene Frauen darstellen:  

1. Beim „öffentlich werden“ von Häuslicher Gewalt werden die Kinder aus der Familie genommen 

und die Funktionen des deutschen Behördensystems sind nicht bekannt, bzw. es besteht eine all-

gemeine Angst vor Behörden 

2. Professionelle des Hilfesystems drängen auf Trennung 

3. Sprach- und Kommunikationsbarrieren  

4. Ängste vor Stigmatisierung und Diskriminierung, welche auch auf reale Erfahrungswerte begrün-

det sein können 

Zu 1) Beim „öffentlich werden“ von Häuslicher Gewalt werden die Kinder aus der Familie ge-

nommen und die Funktionen des deutschen Behördensystems sind nicht bekannt, bzw. es 

besteht eine allgemeine Angst vor Behörden. 

In allen vier Gruppendiskussionen werden Vorbehalte von Frauen mit Migrationshintergrund gegen-

über dem Hilfesystem benannt, welche überwiegend durch Unkenntnis der Rollen der Institutionen 

bestehen. So fasst eine Diskutantin, welche schon langjährig in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, 

die bestehenden Ängste wie folgt zusammen: 

„Die Angst aus Unwissenheit. So erlebe ich das immer. Dass da ganz wenig Information ist, wie funktioniert so 

ein Jugendamt. Was tun die da eigentlich? Was ist deren Auftrag? Was dürfen die, was dürfen die nicht? Das 

weiß kaum jemand. Also die Frauen wissen das nicht, weil es ihnen keiner erklärt. Wer auch? Und so geht es 

ihnen mit den deutschen Behörden, mit der deutschen Polizei, mit dem deutschen Jugendamt. Die Zusam-

menhänge, die sind, kennen die nicht. Die wissen nicht, was das ist und was machen die da. Was tun die da 

überhaupt? Und wer ist da?“  (Gruppendiskussion  2,  25 - 25) 

Besonders betont wird die Angst von Frauen vor dem Jugendamt, dass die Kinder aus der Familie 

genommen werden (Gruppendiskussion 2, 17, 22-23, 25; Gruppendiskussion 4, 2). 

Gerade die Frage was mit den Kindern passiert, ist für die betroffenen Frauen relevant und birgt viele 

Ängste (Gruppendiskussion 2, 17, 22-23, 25; Gruppendiskussion 4, 2): 

...und die Frau weiß genau, wenn ich jetzt die Polizei anrufe, das Erste, was die machen, ist, die nehmen mei-

ne Kinder bei meinem Mann weg, weil der schlägt mich ja und die Kinder müssen ins Heim. Das glauben die 

[Frauen, S.B.) Da müsste man vielleicht mal ansetzen, dass es gar nicht so ist.“ (Gruppendiskussion 2, 137 - 

137) 
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Ausgelöst, bzw. verstärkt werden diese Ängste auch durch türkische Medien (Gruppendiskussion 1, 
61 – 61) und allgemein „die Presse“ (Gruppendiskussion 2, 166 – 166; vlg. auch Kapitel 4.1.1 zu Punkt 
3). So beschreibt eine Fachkraft des Jugendamtes für soziale Dienste es folgendermaßen: 

„Das heißt, selbst wenn diese schwer verletzte Frau nach Hause geht, ist es ja nicht so, dass wir die Kinder, 

dass wir einen Antrag am Familiengericht stellen. Aber wir müssten dann schon weiter dran bleiben, um zu 

gucken, was tut die Familie, damit die Kinder geschützt sind. Oder geschützt werden. Und das ist Etwas, was 

die Frauen ja sehr wohl unter Druck setzt und dann natürlich alle Phantasien lostritt und ich muss mal sagen, 

da hat die Presse ne Menge zu beigetragen, dass die Phantasien über das Jugendamt derart massiv sind und 

[…] da ist es auch sehr schwer gegen anzugehen und es bedarf [viel Erklärungen, S.B.] und das ist, das ist 

dann ja nicht mal so ein kulturelles Problem, es ist ja sehr […] differenziert und schwierig zu erklären unter 

welchen Voraussetzungen sie [die betroffene Frau tatsächlich begründete Angst hat, dass die Kinder fremd 

untergebracht werden, S.B.], mit was sie zu rechnen hat.“ (Gruppendiskussion 2, 166 - 166) 

Dabei gäbe es gewiss Fälle, wo das Jugendamt zum Wohle der stark (aktiv oder passiv) gefährdeten 
Kinder den Eltern angeraten habe, sich zu trennen (Gruppendiskussion 3, 178 - 179) und solche, wo 

die Familien sich „zum Schein“ getrennt hätten, um vorzugeben, sie würden die Kinder schützen, 
allerdings nach kurzer Zeit wieder zusammen gewesen seien: 

„(…) das Erste ist immer, dass die Eltern ihre Kinder schützen. Und manchmal hilft ein solcher Antrag [Antrag 

auf Fremdunterbringung, S.B.] einfach, um die Ernsthaftigkeit deutlich zu machen. Das kann auch, das haben 

wir häufig erlebt, nach hinten losgehen, denn dann ist es erstmal okay und dann […] sagen sie [die Eltern, 

S.B.], wir sind [wieder, S.B.] okay, das ist der Klassiker: ‚wir trennen uns, wir schützen die Kinder’ und sind 

dann nach kurzer Zeit auch wieder zurück [zusammen, S.B.].“ (Gruppendiskussion 2, 168). 

Erfahrungen einer türkischstämmigen Beraterin in einer Migrantenberatungsstelle zeigen, dass viele 

türkische Frauen generell Behördenängste haben. 

„Da ist eine größere Hilflosigkeit. Das man wirklich nicht weiß, wohin man sich wenden soll. Das alles ir-

gendwie so große Hürden sind, so riesige Berge.“ (Gruppendiskussion  2, 32 - 32) 

Die Vorbehalte gegenüber dem Hilfesystem einiger betroffener Frauen können aber auch in den zu-
vor gemachten schlechten Erfahrungen begründet sein, wie eine Fachkraft mit Migrationshinter-
grund einer Frauenberatungsstelle erläutert: wenn z.B. die Polizei solcherart Äußerungen formuliert, 
„dass sie beim nächsten Anruf [wegen einer Tätlichkeit, eines Übergriffes oder eines Häuslichen Strei-
tes, SB] nicht mehr käme [die Gründe warum, werden an dieser Stelle nicht angesprochen, S.B.] 
(Gruppendiskussion 3, 317 - 317). Dies kann in diesem Fall zur Verstärkung von Nicht-Hilfe-Leistung 
der Polizei führen.  

„wenn Polizei gerufen wird, und es gibt da auch Beamte die sagen, ‚wenn sie jetzt noch mal anrufen dann 
kommen wir nicht vorbei’ ja, so auch, wenn es da noch mal die tausend anderen gibt, die sich da wirklich 
auch ein Bein ausreißen, aber auch da gibt es ja die Negativbeispiele oder Einschränkungen was Recht, 
rechtliche Möglichkeiten angeht, der hat noch nichts gemacht, was muss denn noch passieren, damit was 
passiert ist auch schon eine berechtigte Frage“ (Gruppendiskussion 3, 317 - 317).   

Zudem können schlechte Erfahrungen im Herkunftsland Behördenängste verstärken (Gruppendiskus-

sion 2, 28 – 28; Gruppendiskussion 1, 16 – 16). Dies verdeutlicht eine Fachkraft mit Migrationshinter-

grund, welche in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, wie folgt: 
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„aber es geht von der Erziehung. In Russland müssten sie eh aushalten. Und dann Mutter sagt auch immer: 

‚Ist dein Ehemann, du muss mit ihn bleiben’. Bei jüngeren Leuten nicht mehr, aber bei älteren, die haben da 

ausgehalten, da war nicht die Polizei, die mussten selbst alles klären in der Familie und dann trauen sie sich 

hier nicht, in Deutschland. Und viele wissen nicht, dass es so was [Gewaltschutzgesetz, S.B.] gibt.“ (Grup-

pendiskussion 1, 16 - 16)      

Demgegenüber verweist eine Beraterin mit Migrationshintergrund auf positive Erfahrungswerte, 
welche Klientinnen mit deutschen Behörden gemacht haben:  

„ […] was die Behörde angeht, da mache ich eigentlich eine andere Beobachtungen bei den Frauen, wenn 

ich mit meinen Frauen […] oder wenn ich zusammen bin oder in der Beratung bin, dann fühlen  sie sich ei-

gentlich in ihrer Situation gestärkt von den Behörden, weil sie sagen, wenn ich - was weiß ich in der Türkei 

oder […] in Marokko wäre oder was weiß ich - dann kann er vielleicht was erreichen, aber hier kann er [der 

Täter, A.M.] das nicht machen. Hier sind  ‚meine Kinder bleiben bei mir’ also da die Beobachtung mach ich 

ja ständig bei den Frauen.“ (Gruppendiskussion 2, 39 – 39) 

Zu 2) Professionelle des Hilfesystems drängen auf Trennung 

Ein weiterer Vorbehalt, bzw. eine weitere Angst besteht darin, dass das deutsche Hilfesystem auf 

Trennung vom gewalttätigen Partner, bzw. Scheidung dränge: „…der Eindruck bei diesen Menschen 

(…) ist so dass wenn man dort hingeht geht die Familie auseinander….“ (Workshop 3, 177 - 177). Die-

se Vorbehalte wurden von mehreren Diskutant/innen unterstrichen. 

Ein männlicher Diskutant mit Migrationshintergrund, welcher in einer Migrationsberatung tätig ist, 

fasst diesen Vorbehalt wie folgt zusammen: 

„was ich von vielen […] Migrantenfamilien höre [ist],  dass die Behörden in Deutschland [so sind], also wenn 

wir sagen Jugendamt oder ich weiß nicht Erziehungsberatung […] oder Gericht oder Polizei, […] oder die Be-

ratungsstellen, Frauenberatungsstellen, Familienberatungsstellen, dass der Eindruck bei diesen Menschen 

[besteht…], dass wenn man dort hin geht, geht die Familie auseinander […], dass gleich das Ziel ist, so, du 

[die Frau, S.B.] hast deine Rechte, also verlass diesen Mann. Dass also die Frau denkt und auch der Mann 

denkt es, ’wenn ich dort hingehe dann werden die mir direkt gleich sagen […]: trenn dich.’ […] Mein Vor-

schlag wäre also in dieser Sache, […] dass man  muttersprachliche Beraterinnen und Berater hat, die sowohl 

auf gültige Gesetze achten, als auch auf diese sozialen Traditionen oder auf diesen Hintergrund [der, S.B.] 

familiären Bindungen achten.“ (Gruppendiskussion 3,  177 - 177) 

Allerdings stellte eine Fachkraft mit Migrationshintergrund, welche in einer Frauenberatungsstelle 

tätig ist, heraus, dass eine Frau meist erst dann kontinuierliche Hilfe in Anspruch nimmt, wenn sie 

beschlossen hat, sich von ihrem Mann zu trennen: 

„[…] und wenn sie den Schritt gegangen sind auch schon in die Beratungsstelle und wenn es was Kontinuier-

liches ist, dann ist es also nach meiner Erfahrung eher oft so, dass es kein Zusammenkommen mehr wieder 

gibt,  weil da muss […] schon viel [Gewalt, S.B] passiert sein,  um überhaupt da kontinuierliche […] Angebo-

te in Anspruch zu nehmen  oder auch wirklich wegzugehen.“ (Gruppendiskussion 3, 24 - 24) 

Zu 3) Sprach- und Kommunikationsbarrieren 

Als ein weiterer möglicher Grund von Vorbehalten gegenüber dem Hilfesystem  wird in den Grup-

pendiskussionen das Problem der Kommunikation benannt. Hierbei kann es sich um Sprachbarrieren 

aufgrund mangelnder Deutschkenntnisse handeln, welche die Informationsweitergabe an die Klien-

tinnen erschweren. Aber auch die Art der Kommunikation kann das Verständnis für Rollen und Funk-

tionen von Institutionen seitens der Klientinnen beeinträchtigen. So sind Erläuterungen in „Bürokra-

tendeutsch“ nicht unbedingt kultursensibel, sodass eine reine Übersetzung die Inhalte nicht adäquat 

vermitteln können (siehe auch Kapitel 4.2.1 These 2). Hierzu äußert sich eine Rechtsanwältin folgen-

dermaßen: 
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„Ich glaube aber, wenn da so ein Übersetzer ist oder wenn ich überlege, dass [die Klientinnen, S.B] dann 

wieder zu mir kommen und dann sagen Jugendamt [muss eingeschaltet werden, S.B.]. Ich sag Jaa!, Die [die 

Fachkräfte des Jugendamtes, S.B.] machen das und das und das und sie [die Klientinnen, S.B.] schlucken das 

auch, wenn man es [die Rolle des Jugendamtes, S.B.] ihnen erklären kann. Wenn das noch [erklärt werden 

könnte, S.B.] […]  von sag ich mal, […] eigenen Frauen [Vertrauenspersonen aus der Community, S.B.] die 

das auch mal erlebt haben. Das ist auch irgendwo ein Türöffner. Ich glaub schon, dass das einfach nur die 

Schwellenangst ist und das man dann sagen kann, da [beim Jugendamt, S.B.] bekommst du  auch was. Aber 

man muss erst mal irgendwie vermitteln und da braucht man dieses Zwischending, diese Übersetzer. Finde 

ich, nicht nur in der Sprache, sondern auch wie so was […] hier abläuft.“ (Gruppendiskussion 2,  56 - 56) 

Nach Einschätzungen einiger Diskutant/innen suchen die meisten Frauen mit Migrationshintergrund 

nicht aktiv nach Hilfe. Eine Fachkraft mit Migrationshintergrund einer Frauenberatungsstelle wies z.B. 

auf die Erfahrung hin, dass bei einer pro-aktiven Beratung durch die BISS-Stelle nach einem Polizei-

einsatz, in welcher die Informationen über das Gewaltschutzgesetz gegeben werden, betroffene 

Frauen eher „abwiegeln“ und ihnen damit wenig an die Hand gegeben wird, was für sie tatsächlich 

umsetzbar ist:  „Sie leben in einer ganz anderen Lebensrealität mit ganz anderen Entwürfen und Mög-

lichkeiten.“ (Gruppendiskussion 4, 14  -14) 

„ Aber es gibt ja die Situation, wo wir über die Polizei einen Fall bekommen wo jemand anderes zum Bei-
spiel die Polizei ruft und in diesen Gesprächen ist es so, dass diese Frauen natürlich wenig mit dem Gewalt-
schutzgesetz [zu tun haben, S.B.], also man informiert, aber [...] es zeigt dann ja auch wie anders deren Le-
benswirklichkeit ist. Für eine deutsche Frau ist es schon auch nicht einfach, aber es ist schon etwas [...] wo-
nach man handeln kann oder zumindest eine Idee sozusagen: ‚Ja ich könnte mich im nächsten Fall schützen. 
Ich könnte die und die Schritte gehen. Ich könnte das tun’ und das merkt man eben ganz deutlich, wenn 
man dann über die BISS-Beratung diese Frauen dann kontaktiert, dass sie sehr schnell abwiegeln und sie 
wenig eigentlich damit anfangen können. Also man gibt ihnen da mit dem Gewaltschutzgesetz wenig in die 
Hand, was für sie umsetzbar ist, weil sie natürlich in einer ganz anderen Lebensrealität mit ganz anderen 
Entwürfen und Möglichkeiten leben.“ (Gruppendiskussion 4, 14 – 14)  

 

Zu 4) Ängste vor Stigmatisierung und Diskriminierung durch das „öffentlich machen“ der Ge-

waltwiderfährnisse“, welche auch auf realen Erfahrungswerten begründet sein können. 

Zum einen mangelt es Frauen mit Migrationshintergrund, die von Gewalt betroffen sind, an Vertrau-

en in das Hilfesystem und die dazugehörigen Institutionen (Gruppendiskussion 4, 23; Gruppendiskus-
sion 1, 334, Gruppendiskussion 2, 20); zum anderen spielt die Befürchtung der Bloßstellung bei ei-
nem Einsatz des Hilfesystems eine gewichtige Rolle:  

„[…] da wird eine Akte angelegt, da [...] bin ich bekannt, dann ist es offen. Und dieses Schamgefühl, dass ich 

als misshandelte Frau habe, […] weil es durch alle Schichten geht und das ist egal in welcher Schicht, das ist 

Scham besetzt.“ (Gruppendiskussion 4, 71- 71) 

In den Gruppendiskussionen wurde auch immer wieder thematisiert, dass z.B. die Polizei in ihrer 

Rolle wenig Rücksicht auf die Wünsche von betroffenen Frauen bzgl. der Anzeigenerstattung nehmen 

kann. Die Polizei ist bei einer Straftat verpflichtet, Anzeige zu erstatten unabhängig vom Willen der 

Frau. Eine Polizistin verdeutlicht im folgendem Zitat die Ambivalenz, bzw. Rollen und Grenzen der 

Polizei: 

„Also für die Polizei es ist ne ganz schwierige Geschichte, weil sobald sie von solch einem Fall erfährt - wird 

Anzeige erstattet. Und […] das wollen viele Frauen ja gar nicht. Also wir können nicht sagen – ‚passen Sie 

auf, gehen Sie zur Frauenberatungsstelle, da hilft man Ihnen, da können sie auch bei Gericht, ohne eine An-

zeige zu erstatten, […] eine einstweilige Verfügung erwirken’, oder wie auch immer, das können wir den 

Frauen nicht sagen, ohne nicht […] auch Anzeige aufzunehmen, oder ne Anzeige zu erstatten meinetwegen. 
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Von daher hängen wir da so ein bisschen […], wir können uns und da nicht so mit reinstürzen, wir sind da 

mehr in dem Rahmengebiet.“ (Gruppendiskussion 1, 58).     

In einer Gruppendiskussion wurde beispielhaft auf mögliche Diskriminierung seitens Professioneller 

hingewiesen, welche sich durch persönliche Haltungen und/oder vorschnelles Urteilen über be-

troffene Muslima zeigen kann. So wurde z.B. einer Muslima mangelnde Emanzipation durch das Tra-

gen eines Kopftuches unterstellt (Gruppendiskussion 2, 336). Des Weiteren wurde Angst vor Stigma-

tisierung thematisiert.  

Eine Fachkraft mit Migrationshintergrund, welche in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, gab ein 

Beispiel von diskriminierendem Verhalten gegenüber einer kopftuchtragenden Klientin während 

eines Frauenhausaufenthaltes: 

„Ja, das kann ich auch bestätigen. Ich hatte mal eine Frau, die schon einmal im Frauenhaus war, und dann 

ist sie zurück zu ihrem Mann gegangen, und dann hat sie wieder Gewalt erlebt von ihm, und dann wollte sie 

- irgendwie - weg, aber sie wollte nicht ins Frauenhaus. Da hab ich sie gefragt, das ist die einzige Lösung, 

warum willst du nicht dahin? Da meinte sie dann ‚ja, aber das erste Mal wurde mir gesagt, ich sollte Kopf-

tuch [ablegen])’, […] sie hat sich irgendwie stigmatisiert gefühlt, so nicht akzeptiert gefühlt, von den Mitar-

beiterinnen da. Es wurde einfach Kopftuch betont auch, die Verbindung zu ihrer Religion auch betont und so 

weiter und so fort. Und das hat sie irgendwie dann gestört.“ (Gruppendiskussion 2, 335 - 335) 

Ein weiteres Beispiel von erlebter Diskriminierung in einem juristischen Rahmen schildert eine 
Rechtsanwältin: 

„Die hat kein Recht gekriegt, nur weil sie arabisch war, weil so ausschweifend gesprochen hat. Die kam 

überhaupt nicht zu dem was war, sie kam nicht zur Gewalt, weil sie noch bei der Begrüßung war und da hat 

der Richter schon einen Cut gemacht und gesagt, das will ich nicht hören, zack.“ (Gruppendiskussion 2,  88 - 

88) 

Unwissenheit in Kombination mit Vorurteilen und Mythen über das Hilfesystem, sowie Angst vor 

Stigmatisierung und Diskriminierung führen dazu, dass Frauen mit Migrationshintergrund, die von 

Häuslicher Gewalt betroffen sind, den Weg in das Hilfesystem nicht finden. Zudem leben sie meist in 

ökonomischer Abhängigkeit und sind häufig nicht über soziale Dienstleistungen und finanzielle Un-

terstützungsmöglichkeiten informiert, welche sie zu Veränderungen ermutigen könnten. Die fasst 

eine Diskutantin wie folgt zusammen:  

„Aber auch die Tatsache, sich zu trennen, sich scheiden zu lassen, dass man Hilfe kriegt, was kein Geld kos-

tet zum Beispiel. Ja, wenn man nicht ein eigenes Einkommen hat, in einem gewissen Maße, dass [...] über 

Prozesskostenhilfe die Kosten für diesen ganzen rechtlichen Schritt zur Verfügung stehen oder gegeben 

werden, ich denke, wenn die Frau das dann auch richtig wahrgenommen hat, dass es so etwas gibt und 

dass da perspektivisch ne gewisse Zukunftssicherheit da ist, ohne ihren Mann, in der Abhängigkeit, dann 

kann man sie auch bestärken und umstellen den Schritt zu tun mit Hilfe von weiteren Stellen eben halt. Ja, 

sich zu trennen oder so was eben. Aber letztendlich ist es immer ihre Entscheidung, so, und das muss man 

auch deutlich machen.“ (Gruppendiskussion 1, 211 – 211) 

Ergebnis 2: Druck erzeugende normative Botschaften seitens der Familie, des Ehemannes 

und der Community können betroffene Frauen daran hindern, das Hilfesystem in Anspruch 

zu nehmen.  

In allen Gruppendiskussionen wurden erzeugende normative Botschaften thematisiert, welche es 
den betroffenen Frauen erschwert haben, erschweren oder erschweren könnten, die von Gewalt 
geprägte Partnerschaft oder Familiensituation zu beenden, bzw. sich Hilfe zu suchen. Diese normati-
ven Botschaften werden insbesondere als von den Familien und den Communities vermittelte Bot-
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schaften dargestellt (z. B. Gruppendiskussion 2, 201 – 201; Gruppendiskussion 3 - 3, 9 -9, 24 – 24, 205 
207; Gruppendiskussion 4, 18 – 18, 39 – 39, 72 – 72, 111 - 111). Im Folgenden werden die von den 
Diskutant/innen beschriebenen Bereiche thematisiert, die es den betroffenen Frau erschweren könn-
ten, das Hilfesystem in Anspruch zu nehmen und/oder die von Gewalt geprägte Beziehung zu been-
den:  

1) „Schuld, Scham und Schande“  

2) Erhalt der Ehe als handlungsleitendes Postulat  

3) Drohung des Ehemanns mit Abschiebung  

4) Rolle der eigenethnischen Öffentlichkeit 

Zu 1) „Schuld, Scham und Schande“ 

Eine Diskutantin einer Frauenberatungsstelle fasst die zahlreichen Trennungsbarrieren bei Migran-

tinnen wie folgt zusammen: 

„[…] was du grad sagtest mit dem Gewaltschutzgesetz greift oft nicht so, wie man es sich gerne wünscht. 

Also es sind ja etliche Trennungsbarrieren da. Bei Migrantinnen vielleicht noch mehr eben im Hinblick auf 

kulturelle Sanktionen, wie ich befürchte, Ausschluss aus der Familie die mir droht, aber auch eben als Folge 

von wiederkehrender Misshandlung wird ja auch hier deutlich Schuld- und Schamgefühl, Selbstwertgefühl 

wird zerstört, dass man eben überhaupt gar nicht mehr empfinden kann ‚ich kann selber was bewirken’ [= 

Verlust der Selbstwirksamkeit, S.B.]. Angst um die gemeinsamen Kinder ist hier ja auch ein Thema mit.“ 

(Gruppendiskussion 4, 18 - 18) 

Dabei wird den Frauen explizit und implizit vermittelt, dass eine Meldung und ein Hilfegesuch Scham 
und Schande über die Familie brächte (z.B. Gruppendiskussion 4, 72 - 72,  111 – 11; Gruppendiskus-

sion 3, 9 - 9, 24 - 24, 41 - 41, 205 - 207). Fachkräfte einer Frauenberatungsstelle weisen in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass dies unabhängig von „Schichten“ sei: 

„Ich würde das eigentlich allgemein so sehen, weil es ja auch wirklich komplett alle Schichten durchzieht 

und ich kann mir durchaus vorstellen, einer der auch bekannter ist hier in […] oder was auch immer, ist die 

Scham auch sehr groß, zu sehen, dass ein Streifenwagen vor unserer Tür steht.“ (Gruppendiskussion 4, 55 - 

55)   

Die Thematisierung von Schuld, Scham und Schande geschieht nur zum Teil vor dem Hintergrund der 

ethnischen Herkunft. So spricht z.B. eine Diskutant/in ohne Migrationshintergrund von „kulturellen 

Sanktionen“ (Gruppendiskussion 4, 39 - 39). Darüber hinaus werden Schuld- und Schamgefühle von 

Diskutant/innen mit und ohne Migrationshintergrund als herkunftsunabhängig dargestellt (z.B. 

Gruppendiskussion 4, 50 - 50; 76 – 76, 111 - 111; Gruppendiskussion 3, 152 - 152, 186 - 186, 214 - 

214). Dies fasst eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle wie folgt zusammen:  

„[…] ansonsten haben Frauen, die sich zu einer Beratungsstelle begeben und dann auch noch Frauen mit 

Migrationshintergrund - für Deutsche sind die Hürden schon groß aus Scham […]. Es geht hier um meinen 

Freund, es geht um Liebespartner,  es geht darum  mich gegen [die] Familie [zu] stellen, es geht darum, 

Fremden zu beschreiben was ich alles über Jahre schon erlebt habe. Die brauchen Jahre, Jahre bevor sie 

überhaupt mal sich öffnen.“ (Gruppendiskussion 3, 186 - 186) 

Die Expertin für Integration bei der Polizei weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass das The-

ma „Scham und Schande“ nicht nur etwas mit anderen Kulturen zu tun hat, „sondern vielleicht auch 

was typisch Weibliches [ist, SB], da wir zunächst auch immer die Schuld bei uns suchen […].“ (Expertin 

für Integration  bei der Polizei, 43) 

Auch weitere Aspekte tragen dazu bei, ob eine Frau Scham- und Schuldgefühle entwickelt. So be-

schreibt ein Diskutant mit Migrationshintergrund die Zunahme des sozialen Drucks in kleineren und 

mittelgroßen Städten:   
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„Und was noch dazu kommt […] zum Beispiel ist nämlich […] hier in diesem Fall zum Beispiel: ‚willst du eine 

Schlampe werden oder was?’ Das ist erstmal das Schlimmste was einer Frau passieren kann und […] da 

geht es ja nicht nur darum, also wenn eine Frau im Frauenhaus ist, […] dass eben die Familie Druck macht 

sondern die geht ja auch natürlich gerne in die Geschäfte einkaufen wo sie ihre Lebensmittel einkaufen 

kann und dann wird sie schon angesprochen […].“ (Gruppendiskussion 3, 211 - 211) 

Während Scham und Schuld eher herkunftsunabhängig dargestellt werden, wird der Begriff der 

„Schande“ ausschließlich vor dem Hintergrund der ethnischen Zugehörigkeit rekonstruiert. In zwei 

Wortbeiträgen von Diskutant/innen mit Migrationshintergrund wird der „Schande“ ein hoher Stel-

lenwert vor dem Hintergrund der ethnischen Herkunft beigemessen (Gruppendiskussion 3, 24 – 24, 

207 - 207).  

„und das andere ist aber auch schon selbst wenn die Familie unterstützt und sagt ‚er darf das nicht und er 

soll das nicht machen’, dann geht es erst mal aber auch oft darum, das nicht in die Öffentlichkeit zu tragen. 

Das muss in der Familie bleiben und es ist eine große Schande, also so wie du das auch schon gerade gesagt 

hast […] die Schande steht an aller oberster Stelle und ich darf als Frau die von Gewalt betroffen ist keine 

Schande über die Familie bringen. Es ist nicht der Mann der die Schande bringt, sondern es ist die gewaltbe-

troffene Frau die die Schande bringt.“ (Gruppendiskussion 3, 24 - 24) 

Darüber hinaus spricht eine Diskutantin mit Migrationshintergrund von einem Gefühl der „Schande“, 

das ein Frauenhausaufenthalt mit sich bringt und das eine Versöhnung des Paares und seiner Fami-

lien verhindere (Gruppendiskussion 3, 9 - 9). Eng verknüpft mit dem Begriff der „Schande“ ist auch 

die so genannte „Familienehre“, die eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle im Zusammenhang 

mit „Religion und Kultur“ interpretiert (Gruppendiskussion 4, 164 - 164) und welche verhindere, eine 

Ehe als gescheitert anzusehen: 

„Also ich finde, dass dieser Ehrbegriff eingefahren ist  und das bleibt auch immer hängen, ich denke, dass 

jetzt auch Religion und Kultur [damit zu tun haben, S.B.], also es geht eben stark einfach um Ehre, um Fami-

lienehre und […] auch diese […] Unfähigkeit,  das […] einfach auch hinzunehmen, auch wenn man sagt ‚die 

Ehe ist gescheitert’, […] und das find ich schon was Kulturelles, so, dass man das einfach vielleicht vor dem 

[kulturellem, S.B.] Hintergrund nicht macht. Und die Frau sich da dann eben auch nicht so schnell neu er-

schaffen kann. Und was mir jetzt so  bei dem Fall so aufgefallen ist, also, dass es häufig so ist, dass die Frau 

jetzt Gewalterleben nicht als Diskriminierung oder so erlebt, sondern dass es eher auch  Schicksal ist. […] Als 

ich es [das Fallbeispiel, S.B.] gelesen habe, wo ich gedacht hab ‚ja, das ist etwas, was einem häufig so be-

gegnet.’ Und das ist dann natürlich ein anderes Zugehen auf diese Frau mit Migrationshintergrund, als jetzt 

nach dem Gewaltschutzgesetz auf eine deutsche Frau.“ (Gruppendiskussion 4, 164 – 164) 

Eine weitere in einer Migrationsberatungsstelle arbeitende Diskutantin mit Migrationshintergrund 

beschreibt den Druck, der im Verlauf der Sozialisation aufgebaut wird und die Heranwachsenden 

davon abhält, Beratung und Unterstützung in Fällen von Gewalt zu suchen:  

„[…] es gibt manche Mädchen und auch Jungs die in diesen Familien […] bleiben und sie können auch nicht 

raus […]. Sie kennen ihre Rechte, sie wissen alles, sie wissen wo die Beratungsstellen sind, aber sie kriegen 

das nicht hin dass sie da hin laufen, weil es ist nicht Ärger [den sie bekommen könnten, S.B.], das könnte 

schon im Kopf schon von klein an sein und dann schaffen sie es nicht, jetzt raus zu gehen und zur Polizei zu 

gehen oder zur Beratungsstellen oder so. Obwohl sie [die Frau im Fallbeispiel, S.B.] hat hier Schule besucht, 

sie kennt die Gesetze, sie kennt ihre Rechte, aber sie traut sich nicht da raus. Es ist eine Schande und das 

wurde geprägt jetzt in dem Kopf und sie kann das nicht verändern.“ (Gruppendiskussion 3, 205 – 207) 

Als hilfreich werden öffentlichkeitswirksame Maßnahmen zur Enttabuisierung von Häuslicher Gewalt 

eingeschätzt, die versuchen, dem Scham, Schuld- und Schandegefühl entgegen zu wirken (Gruppen-

diskussion 4, 158 – 158, siehe auch Kapitel 4.1.1). 
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Zu 2) Erhalt der Ehe als handlungsleitendes Postulat  

Ausgeübter sozialer Druck seitens der Familie oder der Community sowohl auf die von Gewalt be-

troffene Frau als auch auf den gewalttätigen Mann wird von mehreren Diskutant/innen im Hinblick 

auf das Erhalten der Ehe thematisiert (z.B. Gruppendiskussion 2, 201 – 201, 383 – 383; Gruppendis-

kussion 3, 9 – 9, 24 – 24; 191 – 191, 251 – 251; Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 39 – 

39). Eine Diskutantin mit Migrationshintergrund, welche in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, illus-

triert dies und betont, die Familie agiere mit dem Ziel, die Ehe zu erhalten da Scheidung ein 

„Tabuthema“ sei: 

 „Manchmal geht's denen nicht darum irgendwie, dass der Mann sich ändert oder dass die Frau, es der Frau 

gut geht, sondern es geht darum, dass [...] keine Scheidung stattfindet. Die Scheidung ist wie ein Tabuthe-

ma bei uns, das darf nicht passieren, Scheidung ist Tod.“ (Gruppendiskussion 2, 201 - 201) 

Dies wird von einer Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen bestätigt, allerdings mit dem Hin-

weis, dass es nicht auf alle Familien zutreffe und nicht zu verallgemeinern sei. Insbesondere betont 

die Expertin die Suche nach „Halt“ in der Familie seitens betroffener Frauen, „um nicht alleine dazu-

stehen“: 

„Also es gibt – man soll nie verallgemeinern – aber es gibt durchaus, kann auch mal vorkommen, das natür-

lich auch die Familie da eher dann dafür ist, zu sagen, ‚nein Scheidung geht nicht, no way, das geht gar 

nicht. Das ist ja eine Schande, die Ehe ist gescheitert, halte aus, das wird besser, das wird besser, ne, ein 

Schlag, zwei Schläge, auch irgendwann hört es dann komplett auf’ […]. Dann ist die Frage, wie steht die 

Frau, wenn sie natürlich abhängig ist vom Mann und wenn sie dann doch sich entscheidet gegen den Mann 

anzugehen und die Familie sie nicht irgendwo auffangen kann, dann steht sie irgendwo mitten drin, und 

das will sie nicht, das wollen meistens die Frauen nicht. […] Sie tun sich damit auch schwer zu sagen: ‚Ich 

gehe dann ins Frauenhaus’. Sondern sie suchen doch schon irgendwo Halt, wenn nicht der Mann dann die 

Familie, und dann ist es natürlich ein Problem wenn die Familie nicht zu ihr steht. […] Das meistens dann 

daran scheitert, dass sie dann auch jahrelang ja vielleicht Gewalt aushalten muss um nicht alleine dazu-

stehen.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 39 – 39) 

Ähnlich beschreibt dies eine Fachkraft mit Migrationshintergrund, die in einer Migrationsberatungs-

stelle arbeitet. Sie weist auch darauf hin, dass obwohl sowohl auf die Frau als auch auf den Mann 

Druck ausgeübt wird, die Schuld an einer gescheiterten Ehe eher der betroffenen Frau zugesprochen 

wird:  

„Aber es ist bei uns üblich wenn ich jetzt Probleme mit meinem Mann [habe, S.B.] und ich gehe zuerst zu 

meinen Eltern. Sie werden immer sagen ‚du bist schuld du sollst nicht so denken’ […] und okay, sie reden 

vielleicht hinter meinem Rücken mit ihm damit er ruhig [wird, SB]. ‚Und warum hast du [der Täter, SB] das 

gemacht und was hast du ihr [angetan, S.B.]’. Aber wenn sie mit mir reden, sie würden nie sagen dass ich 

Recht habe. Dann ich muss aufpassen: ‚warum habe ich nicht gekocht oder warum habe ich das nicht rich-

tig geputzt oder warum bin ich raus ohne meinem Mann Bescheid zu sagen’. Sie [die Familie, S.B.] suchen 

immer die Kleinigkeiten [um mir das Gefühl zu geben, S.B.], dass […] ich schuldig bin damit ich dableibe. Das 

ist meistens so, Tante und Onkel und so sie versuchen immer […], dass die Ehe jetzt nicht auseinander geht. 

[…] Sie [die Tochter, S.B.] soll auch Geduld haben mit ihm auch wenn er sie geschlagen hat oder so. Es könn-

te sein, dass sie jetzt mit ihm reden und immer sagen ‚warum hast du sie geschlagen? Nächstes Mal kriegst 

du Ärger’ oder so,  aber […] in  meinem Kopf [ist es so, S.B.] dass ich Schuld bin, ich muss aufpassen und ich 

muss das machen.“ (Gruppendiskussion 3, 251 – 251) 

In einem weiteren Wortbeitrag stellt eine Diskutantin mit Migrationshintergrund den Wunsch der 

Familie heraus, die Gewalt nicht öffentlich zu machen. Um dies zu erreichen und die Ehe zu erhalten, 

wird Druck auf die Frau ausgeübt: „stell dich nicht so an, das wird irgendwann besser“ (Gruppendis-

kussion 3, 24). 
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Ein Diskutant mit Migrationshintergrund beschreibt den Druck, dem Männer ausgesetzt sind. Dieser 

Druck geht von verschiedenen Akteuren aus und ist mit verschiedenen Botschaften normativ aufge-

laden:  

„Dann wird mein Vater mit mir schimpfen, meine Brüder schimpfen ‚du hast deine Frau [sich] scheiden las-

sen, geschieden von deiner Frau […] und deine Kinder werden […] wie die Penner’ […]. Also dieser Druck 

kommt und natürlich auch andere Community-Teilnehmer sozusagen die werden alle reden ‚ er hat seine 

Frau gelassen bestimmt hat die Frau was gemacht mit einem anderen Mann oder bestimmt hat er eine an-

dere Frau’. Dieser Druck ist da irgendwie und nicht jeder Mann kann sich entscheiden ‚mir ist egal ich lass 

mich scheiden’,  also manche halten aus wegen der Kinder, wegen der Familie.“ (Gruppendiskussion 3,  247 

- 247) 

Eine in einem Frauenhaus tätige Fachkraft ohne Migrationshintergrund berichtet von einem Fall, in 

dem ein „Familienrat“ bespricht, wie es nach einer Eskalation von Häuslicher Gewalt weiter gehen 

kann: 

„Ja es ist ja so dass eben […] ganz oft so etwas in der Familie geklärt wird, also ich hatte jetzt eine Frau in 

der Beratung, die ist auch wieder zurück gegangen und die haben das echt in der gesamten Familie bespro-

chen und […] da wird dann auch gesagt ‚du [der gewalttätige Ehemann, S.B.] hast dich jetzt so und so zu 

verhalten und das darf nicht noch mal vorkommen’ […] Also es wird eben auch zu ihr gesagt […] ‚und der ist 

doch auch ein guter Mann natürlich der hat ja auch seine guten Seiten der ist ja nicht nur der Schläger er 

hat ja auch andere Seiten’, ganz klare Sache […] und dann wird da eben gesprochen und der sagt dann ‚ja 

ne das will ich auch nicht mehr machen und ich tue auch was dagegen’ und dann berät oder beschließt die-

ser Familienrat ‚die Beiden probieren es noch mal mit einander.’ […] Und natürlich gibt es Familien wo es 

klappt und es gibt natürlich auch Familien wo es nicht klappt.“ (Gruppendiskussion 3, 11 – 15)   

Ein weiteres Beispiel von Unterstützung durch die Familie wird von einer Diskutantin, welche Fach-

kraft eines Jugendamtes ist, anschaulich geschildert: 

„Ich erinnere gerade ein Fall einer türkischen Frau, die zwei kleine Kinder hat und massive Gewalt erlebt hat 

[…] Und die Familie, also, alle waren beteiligt und haben immer wieder verschiedene Lösungen vorgeschla-

gen [um die Frau und ihre Kinder zu schützen] und dann hat die Frau mit den Kindern ne Zeit lang bei der 

Schwester gewohnt und dann bei der anderen Schwester und  schwierig war's, also ich glaub, ich weiß es 

natürlich nicht, aber ich glaube schon, dass die Familie die Hoffnung hatte, die Ehe schützen zu können, 

aber den Mann auch davon abzubringen! Weil sie ja mitgekriegt haben, sie kriegen aber auch verdammt 

Ärger mit den deutschen Behörden, das muss man ja auch mal sagen, ne? […] Also, ich glaube, die Schwes-

tern waren da sehr aktiv, die älteren Schwestern und ich glaube, denen war es auch wirklich wichtig, ne? 

Dass sie, dass die Schwester nicht weiter misshandelt wird, aber und das ist ja auch häufig, die Schwester 

sich einfach emotional sich gar nicht von dem Mann getrennt hat. Das heißt, sie lebte immer wieder wo 

anders und jemand anders hat die Sicherheit der Kinder sichergestellt und die Frau hat sich immer wieder in 

Gewaltsituationen begeben, auf der Straße, außerhalb, obwohl sie woanders lebte. Ich weiß nicht, ganz am 

Ende, also dann ist sie schließlich auch in eine Eltern-Kind-Einrichtung gegangen, also im Frauenhaus war 

sie natürlich auch und so weiter, also sie hatte dann verschiedene Stationen, und ich erinnere nur, dass die 

Familie sich da sehr bemüht hat eine Lösung zu finden und  mein Eindruck aber auch war, dass sie die Situa-

tion gar nicht so eingeschätzt haben, wie zum Beispiel wir sie einschätzen. Also die Gewalt nicht als so be-

drohlich oder auch [einfach nur sagen] der muss es doch einfach nur lassen! ‚Hör doch auf zu hauen!’  

(Gruppendiskussion 2, 206 – 208) 

In einer Gruppendiskussion wurde diskutiert, ob die gesellschaftliche Akzeptanz einer Frau an den 

Bestand der Ehe gekoppelt sei. Die Diskussion wurde kontrovers geführt. Auf der einen Seite wurde 

die Meinung vertreten, dass dies insbesondere auf Frauen mit Migrationshintergrund zutrifft. Auf der 

anderen Seite wurde die Beobachtung herangeführt, dass diese normative Haltung auch in der soge-

nannten Mehrheitsgesellschaft vorhanden sei. Darüber hinaus wurden auch Entwicklungen im Zeit-
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verlauf dargelegt, die besagen, dass das Phänomen, bei dem eine geschiedene Frau in der eigeneth-

nischen Community ihre Anerkennung verliert, an Bedeutung verliere. Eine Diskutantin illustriert dies 

wie folgt: 

„ich erlebe eine sehr selbstbewusste, neue  Entwicklung bei denen, gerade bei den muslimischen Frauen, die 

sich als junge deutsche Musliminnen sehen. Und die Eltern spüren das, das ihnen da etwas entgleitet und 

auch die Männer. Und diese Tendenz, glaube ich, das [die] jetzt erst mal noch mal ansteigen wird, weil die 

Eltern und die Männer da sehr verunsichert sind, dass aber  langfristig gesehen dieser Prozess sich positiv 

entwickeln wird. Und wenn wir das gut begleiten können und uns vernetzen. Also, da sollten wir ansetzen 

[…]. Denn sie [die gewaltbetroffene Frau, S.B.] befürchtet, dass sie als geschiedene Frau Anerkennung ver-

liert und ins Bodenlose fällt.  Da kann ich nur sagen - auch das muss man nicht unbedingt in einen Migrati-

onskontext sehen, […] und dieses ins Bodenlose fallen - ich denke das betrifft Frauen generell.“ (Gruppen-

diskussion 1, 39 – 39)           

Auch die Expertin für Migrationsberatung weist auf die steigende Anzahl von Trennungen und Schei-

dungen in der türkischen Community hin und thematisiert hierbei die Gefahr der Eskalation bei 

Trennungen: 

Also ich muss sagen, es ist unangenehm für die Frau, es ist meistens - da gibt's auch eigentlich selten Unter-

schiede, aber bei Migrantinnen ist es eben, dass die Familie eine andere Rolle spielt, ne besondere Rolle, al-

so es ist ne?, man ist eben nicht ein Individuum sondern als Familie ein Teil einer Gesellschaft und das, des-

halb spielt das eine größere Rolle. Ich würde sagen, also in letzter Zeit gab's so viele Scheidungen, Trennun-

gen, auch bei den Migranten, bei den türkischen Leuten, sodass es inzwischen ne Normalität, zu einer Nor-

malität wird, dass sich Menschen trennen, scheiden lassen, aber das ist alles nicht so unproblematisch, 

deswegen haben wir auch leider diese Gewaltbeispiele, weil das alles nicht unproblematisch abläuft. […] 

Das kann schon heftig zu Eskalationen führen.“ (Expertin für Migrationsberatung, 19 – 21) 

Eine Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen betont die Notwendigkeit, den aus-

geübten Druck ernst zu nehmen und die Bedürfnisse von Betroffenen wahrzunehmen. Sie bezieht 

sich hierbei auf eine Beratung einer jungen Frau, welche von Zwangsheirat betroffen ist: 

Jede Frau weiß, dass Druck ist da, ob es Migrantinnen oder ausländische Familien und so weiter und so fort 

[sind] […]. [Deswegen] muss das auch ernst genommen werden, dass [das so] ist und nicht, das mit ein oder 

zwei Sätzen das [...] nichtig zu erklären, das ist da und muss auch wahrgenommen werden und dann auch 

dieses innere Bedürfnis […] nach Unterstützung. […] Die Familie ist nicht immer als Druckmittel, als Drucki-

nstrument da, sondern gibt auch Wärme, gibt auch Unterstützung und Schutz und alles. Und das […] analy-

tisch voneinander trennen ‚Okay, deine Mutter liebt dich´. Wir haben hier auch junge Frauen oft wegen 

Zwangsheirat oder Angst vor Zwangsheirat zur Beratung. Und dann, dass die Mutter, als Mutter, die Schutz 

gegeben hat, aber die Mutter, die sie jetzt unter Druck setzt und ja. Und das voneinander zu trennen und 

das auch nicht in einem Gespräch, sondern das braucht auch mehrere Gespräche und das tief und innerlich 

weitergeben, dass ich dich verstehe und alles ist auch richtig und deine Ängste sind real und richtig und 

dann deine Liebe zu deiner Familie ist auch real und wichtig und richtig, aber wie kannst du die beiden von-

einander trennen? (Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 36 – 36) 

Zu 3) Drohungen des Ehemanns mit Abschiebung  

Mehrere Diskutant/innen weisen darauf hin, dass die Drohung mit Abschiebung durch den Ehemann 

einen massiven Druck auf betroffene Frauen ausübe. Diese haben oftmals keine Kenntnisse über ihr 

Aufenthaltsrecht oder werden von ihrem Ehemann falsch informiert (z.B. Gruppendiskussion 1, 269 – 

269, Gruppendiskussion 2, 15 – 15, 17 – 18; Gruppendiskussion 4, 192 – 197; vgl. hierzu auch Kapitel 

4.2.7). Zudem leben betroffene Frauen oftmals in finanzieller Abhängigkeit und werden isoliert. Auch 

die Drohung, dass sie ihre Kinder verlieren, wird thematisiert. Eine Diskutantin illustriert dies wie 

folgt:  
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 „Üblicherweise, also das was mir am meisten begegnet ist, dass die Männer den Frauen sagen, 'Ich behalte 

die Kinder und du musst ausreisen.' […] Das ist das Hauptargument, was die Frauen hält.“  (Gruppendiskus-

sion 2, 15 – 15) 

In diesem Zusammenhang weist eine Diskutantin auf Unsicherheiten und Ängste seitens betroffener 

Frauen hin: 

„I: Erleben sie das auch so, wie das in diesem Fall ist, dass der Ehemann da mit aufenthaltsrechtlichen Kon-

sequenzen droht?“    

„Doch. Ganz oft. Doch, das wird dann auch so benannt dann. Und dass das auch greift, sag ich mal, diejeni-

gen, die unwissend sind und ängstlich sind, die fehlende Sprachkompetenz, und Kleingehaltenwerden und 

auch nicht raus kommen aus dem familiären Raum oder so. Woher sollen die Frauen das denn auch wissen, 

[…] selbst wenn sie ein bisschen Selbstwert [haben und] einigermaßen stark sind, dass sie dann ja trotzdem 

eingeschüchtert sind, und auch Angst haben, dass es so ist, wie ihr Mann das sagt.“ (Gruppendiskussion 4, 

192 – 193) 

Das mangelnde Wissen über die eigenen Rechte kann durch Isolation seitens des gewalttätigen Part-

ners verstärkt werden (Gruppendiskussion 1, 269 – 269). Eine Diskutantin fasst die Druck- und 

Machtausübung von gewalttätigen Männern wie folgt zusammen: 

„Mein Eindruck ist, was die Männer sagen ist eigentlich völlig egal, ne? Aber es wirkt immer und es wird 

ihnen geglaubt. Also alleine daran zu rütteln, an dem, was der Mann gesagt hat zu der Frage, dass sie aus-

reisen müssen oder dass die Kinder genommen werden oder dass das Jugendamt die Kinder nimmt, da 

dauert es lang, also das die Macht der Männer auch die Informationsmacht oder der Druck, darum geht’s 

ja. Ja, dass sie so gewöhnt sind, ihm zu gehorchen oder das hinzunehmen, dass sie sich gar nicht vorstellen 

können, dass es nicht so ist wie er es sagt.“ (Gruppendiskussion 2, 17 – 18) 

Weitere Ausführungen zu dieser Problematik finden sich in Kapitel 4.2.7. 

Zu 4) Rolle der eigenethnischen Öffentlichkeit  

Die eigenethnische Community wird in den meisten Wortbeiträgen als Instanz beschrieben, die das 

hierarchische Verhältnis zwischen Frauen und Männern begünstigt und das Gewaltverhältnis ver-

stärkt. Dies erfolgt wie unter Punkt 1 und 2 schon beschriebenen Problematiken wie „Schande über 

die Familie bringen“ und Druckausübung zur Erhalt der Ehe.  

Zudem berichten verschiedene Diskutant/innen über den sozialen Druck durch die eigenethnische 

Öffentlichkeit und die Abwertung der Frau (Gruppendiskussion 3, 211-214; 220-226; Gruppendiskus-

sion 1, 16 – 28; 42 - 42). Eine Diskutantin mit Migrationshintergrund beschreibt dies wie folgt: 

 „[…] das ist diese Angst vor den Leuten was sie erzählen und es wird immer über die Frau so mehr schlecht 

erzählt,  dass sie nicht gut ist, dass sie was gemacht hat. Darum ist es immer bei uns so wenn es [zur] Schei-

dung [kommt], da ist nicht der Mann schuld sondern die Frau.“ (Gruppendiskussion 3,  214 - 214)  

Den sozialen Druck, der innerhalb der eigenethnischen Community insbesondere auf Frauen ausge-

übt wird, bestätigt auch ein männlicher Diskutant mit Migationshintergrund: 

„bei Frauen ist noch mehr [Druck, A.M.],  weil ein geschiedener Mann wird nicht so schlecht angesehen wie 

eine […] geschiedene Frau […]. Ein geschiedener Mann, egal ob er sieben Kinder hat, dann findet er später 

eine Frau einfacher. Eine geschiedene Frau wenn sie ein Kind hat, oder zwei oder sogar mehr, dann die 

Chancen sind schlecht noch einen Mann offiziell nach ihrem Glauben heiraten zu können. Das ist ein Druck 

natürlich wodurch viele Frauen sagen: ‚ich halte aus, sonst bleibe ich mein Leben lang alleine.‘“ (Gruppen-

diskussion 3, 247 - 249). 

In einer weiteren Passage im Rahmen derselben Gruppendiskussion wird der soziale Druck, den das 

Reden Dritter über Probleme in der Ehe auslöst reflektiert. Es wird Druck auf die Eltern ausgeübt:  
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„da muss das [der soziale Druck, A.M.] nicht unbedingt zwangsläufig von der Herkunftsfamilie ausgehen,  

sondern die anderen machen dann auch den Druck und sagen der Familie ‚ ihr müsst das mal so und so ma-

chen. Ihr habt das ja gar nicht unter Kontrolle.’“ (Gruppendiskussion 3, 237 - 237).  

Des Weiteren wird die Angst vor Ausgrenzung aus der Community betont und darauf hingewiesen, 

dass die Communities nicht nur stadtintern vernetzt sind:  

„und die Angst vor Ausgrenzung ist natürlich groß und wird ja auch dargestellt, ne? Alle reden miteinan-

der, man ist miteinander vernetzt aber sie sind ja zum Teil auch vernetzt über die Stadtgrenzen hinaus.“ 

(Gruppendiskussion 3, 220 – 220)   

Jedoch wird von einer Diskutant/innen auch eine Schutz- und Fürsorgefunktion der eigenethnischen 

Community beschrieben:  

„Ich arbeite mit muslimischen, arabischen [Migranten, S.B.] und da ist es überhaupt nicht so. Also da ist die 

Frau, wenn sie auch geschieden ist, das ist nicht so dass es Makel ist. Es wird geguckt, dass dieser Frau 

nichts passiert. Die Community übernimmt dann so ein bisschen die Fürsorge, aber das ist nicht so, dass die 

da [in der Community, SB] nicht gewollt ist […].“ (Gruppendiskussion 1, 45 – 45)  

Eine weitere Diskutantin berichtet von einem Frauenverein, dem Migrantinnen aus verschiedenen 

Gemeinden beitraten. Der Verein wurde in der Öffentlichkeit anerkannt und die Mitglieder wurden 

zu Vorträgen angefragt. Als jedoch Kritik vonseiten konservativer Vereine geübt wurde, blieben die 

Frauen weg: 

„und irgendwann wir waren sehr erfolgreich. Wir wurden sehr viel angefragt zu Vorträgen von ver-

schiedensten Vereinen. Und auf einmal wurde im konservativen Verein kolportiert - die Frauen die zu uns 

kommen, wir wären Emanzenverein, wir würden die Frauen dazu einleiten, dass sie sich trennen. Und wir 

waren plötzlich die Unberührbaren sozusagen. Und plötzlich blieben uns die Frauen weg.“ (Gruppendiskus-

sion  1,  45 - 45) 

Im weiteren Verlauf der Diskussion berichtet die Diskutantin, dass die konservativen Vertreter heute 

Informationsveranstaltungen zu Häuslicher Gewalt aufsuchen: 

„Es tut sich was. Und manchmal müssen wir einfach einen langen Atem haben […], also kann ich nur Mut 

machen und auf die Zeit setzen.“ (Gruppendiskussion 1, 45 - 45) 

Die Unwissenheit in Kombination mit Vorurteilen und Mythen über das Hilfesystem führt dazu, dass 
Frauen die von Häuslicher Gewalt betroffen sind, den Weg in das Hilfesystem nicht finden. Des 

Weiteren sind betroffene Frauen sozialem Druck ausgesetzt, welcher ein Hilfesuchen erschweren 
oder verhindern kann. Strategien zur Erleichterung der Inanspruchnahme des Hilfesystems sind in 

Kapitel 4.1.1 und in folgenden Ausführungen dargestellt.   

4.1.3 Vernetzung und Kooperation 

Um Frauen und ihre Familien, die von Häuslicher Gewalt betroffen sind, angemessen zu unterstüt-

zen, ist häufig ein komplexes Hilfeangebot erforderlich, bei dem verschiedene Institutionen vernetzt 

und kooperativ beteiligt sind. Um dies zu gewährleisten, haben sich in zahlreichen Kommunen und 

Kreisen „Runde Tische gegen Gewalt an Frauen“ gegründet – so auch an den für diese Untersuchung 

ausgewählten Standorten. Auch das pro-aktive Vorgehen nach einem Polizeieinsatz durch die Frau-

enberatungsstellen und, sollten Kinder betroffen sein, durch die Jugendämter hat sich hier (z.B. 

Gruppendiskussion 3, 135 – 135, 146 – 146) und auch in zahlreichen anderen Regionen etabliert. 

Um Frauen, denen im Migrationskontext Häusliche Gewalt widerfährt, angemessen zu unterstützen, 

ist die Vernetzung mit weiteren Institutionen und Fachdiensten notwendig, die bislang noch nicht per 

se am „Runden Tischen“ vertreten sind und deren Einbindung weiter ausgebaut werden müsste. Im 

Sinne des Untersuchungsziels, Handlungsempfehlungen zur Optimierung des Hilfesystems zu entwi-

ckeln, wird nun das erhobene multiprofessionelle Erfahrungswissen dargelegt, welches der Frage 
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nachgeht, welche Handlungsansätze die Befragten vor dem Hintergrund ihres Erfahrungswissens als 

erfolgversprechend bewerten. Inwiefern müssten aus ihrer Sicht Vernetzungsstrategien und Koope-

rationsbeziehungen ausgebaut werden, damit sich das Hilfesystem den Bedarfen von Frauen mit 

Migrationshintergrund adäquater stellen kann? 

Um diese Frage zu beantworten, konnten aus dem vorliegenden Datenmaterial folgende Ergebnisse 

herausgearbeitet werden: 

1. Vernetzt zu arbeiten, hat laut Aussage der Befragten eine hohe Priorität. Vernetzung und Ko-

operation finden in unterschiedlichen Konstellationen statt und werden mit unterschiedli-

chen Zielsetzungen verfolgt, die (auch) eine Öffnung des Hilfesystems in der Migrationsge-

sellschaft zur Folge haben. 

2. Die Vernetzung und Kooperation mit Migrantencommunities wird als eine erfolgverspre-

chende Strategie postuliert, die es stärker zu implementieren gilt. 

Ergebnis 1: Vernetzt zu arbeiten, hat laut Aussage der Befragten eine hohe Priorität. Hier-

bei werden Vernetzung und Kooperation mit unterschiedlichen Zielsetzungen verfolgt und 

finden in unterschiedlichen Konstellationen statt. Diese haben (auch) eine Öffnung des Hil-

fesystems in der Migrationsgesellschaft zur Folge. 

Vernetzung und Kooperation dienen erstens der fallbezogenen Unterstützung, zweitens dem fachli-

chen Austausch und der Kompetenzerweiterung – sowohl fallbezogen, als auch in allgemeiner Hin-

sicht – und drittens der Entwicklung gemeinsamer Strategien. Diese Zielsetzungen werden im Fol-

genden erläutert. 

Zu 1) Vernetzung und Kooperation dienen der fallbezogenen Unterstützung. 

Sobald ein Dienst mit seinem Angebot an seine Grenzen gerät, wie z.B. die Beratungsstelle für Mig-

rantinnen, die nicht mit Tätern arbeitet, bietet es sich an, vernetzt zu arbeiten. 

„Mit Tätern arbeiten wir nicht, […] hier gibt es auch [kultursensible, A.M.] Täterarbeit […] und dann, 
wenn nötig, dann holen wir Hilfe […] in unserer Vernetzung, in interner Vernetzung.“ (Expertin für Frau-
en- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 90 – 90) 

Die Weitervermittlung von Klientinnen an einen anderen Dienst geschieht erst dann auf einer soliden 

Grundlage, wenn das personale und inhaltliche Angebot bekannt ist und sich die Dienste gegenseitig 

in ihrer Professionalität anerkennen. So stellt es die befragte Expertin für Aufklärungsarbeit heraus: 

„ich find' es sehr wichtig, dass man dabei eben weiß, wer hat welchen Aufgabenbereich und dass man 
eben da auch eine wechselseitige Akzeptanz der Professionalität entwickelt […] Und das ist natürlich im 
Sinne von Vernetzung, dass wir auch kurze Wege dadurch bekommen, dass wir eben Gesichter haben zu 
den verschiedenen Beratungsstellen.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte, 76 – 76) 

In diesem Zusammenhang wurde jedoch mehrfach beklagt, dass insbesondere die Vernetzung mit 

dem Gesundheitswesen nicht zufriedenstellend funktioniert. Hier wird vor allem die fehlende fachli-

che Kompetenz im Bereich der Prävention und Intervention im Falle Häuslicher Gewalt sowie eine 

fehlende Kenntnis über das Hilfesystem, um die Betroffenen weiterverweisen zu können, beklagt 

(u.a. Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 94 – 94, Gruppendiskussion 2, 217 – 

217, Gruppendiskussion 3, 263 – 263, Gruppendiskussion 4, 67 - 68; weitere Ausführungen in Kapitel 

4.2.7). 
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Zu 2) Vernetzung und Kooperation dienen dem fachlichen Austausch und der Kompetenzerwei-

terung – sowohl fallbezogen, als auch in allgemeiner Hinsicht. 

Fachdienste für Migrant/innen können hier kurzfristig oder durch regelmäßige Fortbildungs- und 

Informationsveranstaltungen bei Fragen, die den Migrationskontext betreffen, unterstützend tätig 

werden. 

„Wir als SUANA werden immer angerufen, gefragt und […] geben auch die Informationen und Erfahrun-
gen weiter.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 67 – 67) 

Diese fachliche Informationsweitergabe wird auch vonseiten weiterer Professionen genutzt, wie et-

wa der freien Jugendhilfe (Expertin für Jugendhilfe, 40 – 40), vom Jugendamt (Gruppendiskussion 2, 

67 – 67) oder des Frauenhauses (Gruppendiskussion 3, 376 – 383). Die Fragen, die die Befragten den 

Fachdiensten für Migrant/innen stellen, beziehen sich auf verschiedene Migrant/innengruppen und 

damit verbundenes, jedoch nicht verallgemeinerbares ‚Wissen‘, vor allem im Hinblick auf aufent-

haltsrechtliche Fragen. 

In Hannover bietet bspw. SUANA, die Beratungsstelle für Migrantinnen, der Polizei regelmäßig Fort-

bildungseinheiten zur Häuslichen Gewalt im Migrationskontext an (Expertin für Frauen- und Gewalt-

beratung für Migrantinnen, 63 – 63). 

Zu 3) Vernetzung und Kooperation dienen der Entwicklung gemeinsamer Strategien. 

Aus Sicht einer befragten Expertin aus dem Bereich der Jugendhilfe sollte ein Konzept zur Interkultu-

rellen Öffnung sozialer Dienste in einer vernetzten Struktur entwickelt werden. Sie beklagt, es gäbe 

kein gemeinsames „Handlungskonzept“. Stattdessen nimmt sie wahr, dass Familien im Migrations-

kontext die angebotene Hilfe nicht wahrnehmen (vgl. Kapitel 4.1.2), die handelnden Akteure im Hil-

fesystem jedoch nicht in ausreichendem Maße versuchen, das eigene Konzept zu hinterfragen und 

entsprechend weiterzuentwickeln. 

„Es gibt kein Handlungskonzept, also dass man sagen könnte […], wie geht man mit diesen Thema dann 
um? Da steht jeder dann davor und versucht das dann nach seinem Wissen oder nach seinen Möglichkei-
ten zu machen. […] Also man kann einfach sagen – ja die wollte ja nicht, also wir haben der Familie alles 
angeboten, die wollten aber nicht. […] [Da, A.M.] können wir ja nichts machen, wenn die nicht mitarbei-
ten. Da sind uns die Hände gebunden.“ (Expertin für Jugendhilfe, 23 – 23) 

Im Folgenden werden nun unterschiedliche Konstellationen (a-f) dargestellt, die von den Befragten 

als hilfreich eingeschätzt wurden. 

Zu a) Konstellation „BISS-Stelle – Schulsozialarbeit / Kindertageseinrichtungen“: 

Die befragte Expertin für Aufklärungsprojekte in Schulen und Kindertageseinrichtungen, die gleichzei-

tig in einer „Beratungs- und Interventionsstelle bei Häuslicher Gewalt“ (BISS-Stelle) tätig ist, berichtet 

von ihren Aktivitäten zur Vernetzung mit Schulsozialarbeiter/innen. So ist sie bspw. auch in Arbeits-

kreisen und Netzwerken vertreten, in denen Schulsozialarbeiter/innen mitwirken (Expertin für Auf-

klärungsprojekte, 28 – 32). Die Angebote, die die Befragte im Bereich der Persönlichkeitsbildung und 

Sexualpädagogik in Schulen durchführt, führen außerdem dazu, dass sie nicht nur als Referentin für 

diese Bereiche, sondern auch als Beraterin bzw. Vertreterin der Beratungs- und Interventionsstelle 

bei Häuslicher Gewalt angesprochen wird: 

„es ist durchaus auch schon vorgekommen, dass Schulsozialarbeiter auch vielleicht vorab zu einem 
kommen, die sehen ja welche Beratungsstelle ist heute [mit ihrem Bildungsangebot, A.M.] dran, dass die 
zu einem kommen […]: ‚Wir haben da einen Fall, können wir uns mal bei euch melden, wenn das irgend-
wie 'n bisschen akuter wird?‘ Oder so […] ist man immer im guten Kontakt und man hat dann so auch die 
kurzen Wege. […] Also wir haben relativ gute Erfahrungen, was das betrifft, aber es gibt bestimmt auch 
Schulen, wo man sich noch nicht so kennt aber, ja, das wäre vielleicht 'ne Möglichkeit nochmal da ge-
nauer hinzugucken.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte, 34 – 40) 
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Dieser Kontakt ist bislang v.a. in den Schulen gegeben, die die Aufklärungsprojekte der BISS-Stelle in 

Anspruch nehmen. Ein weiterer Ausbau solcher Kontakte könnte eine Möglichkeit sein, Familien, die 

das Hilfesystem nicht per se in Anspruch nehmen, zu erreichen. Das betrifft nicht nur, aber auch Fa-

milien mit Migrationshintergrund. 

„das heißt auch, dass man eben auch Öffentlichkeitsarbeit leistet, dass die Eltern auch wissen, was ist 
das für eine Beratungsstelle und wer kommt davon. […] das ist so, dass wir eben Flyer haben, wo unser 
Programm draufsteht, das wird […] meist aufgehängt oder auch an den Eltern verteilt, ob jetzt im Eltern-
brief oder mit dem Flyer und da sind zum Beispiel auf dem Flyer auch immer unsere Kontaktdaten drauf.“ 
(Expertin für Aufklärungsprojekte, 4 – 6) 

Der persönliche Kontakt oder auch die persönliche Weiterempfehlung des Angebotes der BISS-Stelle 

über Erzieher/innen oder Lehrkräfte ist eine Möglichkeit, den Betroffenen den Weg in die BISS-Stelle 

zu ebnen. Eine weiteres Angebot könnte auch darin bestehen, vor Ort eine Beratung in den Räum-

lichkeiten der Schule oder der Kindertageseinrichtung durchzuführen, um den betroffenen Frauen, 

möglichst niedrigschwellig, in Räumen, die ihnen bekannt sind, notwendige Hilfen anzubieten. Dies 

hätte auch den Vorteil, gleichzeitig eine Kinderbetreuung anzubieten und die Frauen könnten die 

Hilfe in Anspruch nehmen, ohne dass der möglicherweise kontrollierende Ehemann darauf aufmerk-

sam wird. Eine solche Strategie hat sich auch im Dürener Modellprojekt als erfolgreich erwiesen 

(Müller 2013, S. 110). Weitere Einblicke in und auf Bildungsinstitutionen als Handlungsfeld, welche 

im Bereich der Prävention und Intervention im Falle Häuslicher Gewalt im Migrationskontext einen 

Beitrag leisten können, sind Kapitel 4.2.6 zu entnehmen. 

Zu b) Konstellation „Frauenberatung / Täterarbeit – Fachanwält/innen“: 

Die Vernetzung von Frauen- und Männerberatungsstellen mit Fachanwält/innen für Strafrecht, Fami-

lienrecht und Ausländerrecht wird in unterschiedlicher Weise und in unterschiedlicher Intensität 

umgesetzt. Sie reicht von sporadischen Kooperationsbeziehungen, die die Weitervermittlung von 

Klient/innen beinhaltet (z.B. Gruppendiskussion 3, 391 – 394, Experte für kultur- und migrationssen-

sible Täterarbeit, 22 – 22) bis hin zu regelmäßigen Fortbildungen zur aktuellen Rechtslage, die sich an 

die beratenden Fachkräfte in den Beratungsstellen richten. Besonders intensiv wird dies in der Bera-

tungsstelle für Migrantinnen umgesetzt, wie aus dem folgenden Zitat deutlich hervorgeht: 

„ich wollte halt auch nur ergänzen, dass wir SUANA-Mitarbeiterinnen […] interne zweiwöchige Fortbil-
dungen mit einer Fachanwältin haben […] und da können wir alle Neuigkeiten besprechen, Veränderun-
gen im Asylrecht, im Ausländerrecht damit verbunden im Sozialrecht und so weiter. Also wir gehen 
manchmal so vor, dass wir die Fälle durchgehen und anhand dieser Fälle das bearbeiten und dann natür-
lich die Weitervermittlung an Fachanwälte, wenn – sofern sie denn 'n Anwalt brauchen, aber das ist so 
die zweite, dritte, vierte Frage, die man stellt in der Beratung: ‚Wie ist denn der Aufenthaltsstatus, ist der 
gefährdet?‘ Wenn sie vorhat, sich zu trennen, das muss man natürlich immer im-im Kopf haben oder äh, 
dass wir ihr raten irgendwie die Gemeinde zu wechseln, obwohl sie so ne Wohnsitzauflage hat, ne? Und 
damit mehr Schaden anrichten.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 86 – 86) 

Weitere Einblicke in die Relevanz des Aufenthaltsrechts und weitere rechtliche Fragestellungen sind 

dem Kapitel 4.2.8 zu entnehmen. 

Zu c) Konstellation „Frauenberatung – Täterarbeit“: 

Eine weitere Konstellation, in der die vernetzte Zusammenarbeit praktiziert wird, ist die der Frauen-

beratung und der Täterarbeit. Die Notwendigkeit des Ausbaus der Täterarbeit insgesamt und auch 

die vernetzte Zusammenarbeit von Frauenberatungsstellen und Beratungsstellen für Täter Häuslicher 

Gewalt wurden in allen Gruppendiskussionen und auch in den Expert/inneninterviews erwähnt. Das 

folgende Zitat illustriert die Perspektive einer Fachkraft, die in einer Frauenberatungsstelle tätig ist: 

„wir als Frauen können nicht alles gegen Gewalt schaffen, da müssen wir auch Männer einbeziehen. […] 
Wie gesagt das gibt schon auch Stellen, aber Männer dazu bringen, das ist schon sehr, sehr (lacht) 
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schwer - dass sie was ändern, weil meistens denken sie das Frauen hat Schuld.“ (Gruppendiskussion 1, 84 
– 84) 

Auch vonseiten der Täterarbeit wurde die Bedeutung der vernetzten Zusammenarbeit erwähnt (Ex-

perte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 4 – 4, 34 – 34). Diese kann, wie im Kontext der 

Vernetzung mit Fachanwält/innen auch, in unterschiedlicher Weise und in unterschiedlicher Intensi-

tät umgesetzt werden. Die Vernetzung kann als sporadische Kooperationsbeziehung zur Weiterver-

mittlung von Klient/innen umgesetzt werden, es können aber auch regelmäßige Austauschtreffen 

oder gar die Entwicklung eines gemeinsamen Konzepts hilfreich sein. Weitere Einblicke in und auf die 

Arbeit der Beratungs- und Schutzstellen für Frauen und die Täterarbeit sind den Kapiteln 4.2.1 und 

4.2.2 zu entnehmen. 

Zu d) Konstellation „Kultur- und migrationssensible Täterarbeit und herkunftssprachige Thera-

peut/innen“: 

Im Rahmen des Interviews mit dem Experten aus dem Bereich der kultursensiblen Täterarbeit wurde 

deutlich, dass auch die vernetzte Zusammenarbeit mit herkunftssprachigen Therapeut/innen sinnvoll 

ist. Die befragte Fachkraft stellt heraus, dass dies immer dann hilfreich ist, wenn bspw. Im Gruppen-

angebot für Täter deutlich wird, dass die Arbeit in der Gruppe für den Klienten nicht ausreicht, um 

ihm adäquat weiter helfen zu können. Aber auch der umgekehrte Fall kann möglich sein: Stellt ein 

Therapeut oder eine Therapeutin fest, dass die Arbeit in einer Gruppe eine sinnvolle Ergänzung oder 

gar Voraussetzung für das Gelingen einer Therapie ist, so kann eine Weitervermittlung zum Männer-

büro ein gangbarer Weg sein. Das nachfolgende Zitat illustriert außerdem, dass zum Gelingen der 

Vernetzung das Bemühen der Stadtverwaltung positiv beiträgt: 

„wenn wir so das Gefühl haben, er [ein Klient, A.M.] braucht neben dem Thema Häusliche Gewalt, oder 
seiner Gewalttat therapeutische oder psychologische Unterstützung, haben wir 'ne Liste von Therapeu-
ten, die auch muttersprachlich arbeiten, die- zu denen wir einmal im Jahr, es sind ja nicht so viele, fünf 
oder sechs, dass wir dann telefonieren. Also diese Vernetzung funktioniert auch. Wir haben Adressen, 
wenn wir das Gefühl haben‚ Mensch, der braucht etwas mehr [Unterstützung, A.M.]‘. […] Ja, es gibt wel-
che [Therapeut/innen, A.M.], die dann sagen ‚Ne, wir arbeiten mit Ihnen nicht, wenn Sie das Thema 
[Häusliche Gewalt, A.M.] nicht bearbeitet haben‘. […] Das ist genau, wie wenn einer 'n nasser Alkoholiker 
ist oder noch Drogen nimmt oder sonst was oder [aus unserer Sicht, A.M.] psychisch so geschwächt ist, 
um äh- wenn er die Gruppe nicht mehr verfolgen kann oder nicht mitarbeiten kann, dann sagen wir 
schon: ‚Machen Sie parallel und da und da [eine Therapie, A.M.] […] und dann können Sie auch hier [in 
der Gruppe, A.M.] bleiben.‘ Und diese Vernetzung funktioniert dann in Hannover also ganz gut, das ist- 
weil auch viele Vereine gibt, die sensibler sind, Hannover hat auch vor Jahren auch in der Stadtverwal-
tung, auch was das Thema interkulturelle Arbeit angeht, […] auch ernst genommen und weiter verfolgt 
hat. Und so sind auch viele Therapeuten, die muttersprachlich was machen, auch in Jugendhilfeeinrich-
tungen viel mehr ähm muttersprachliche Kollegen angestellt werden, da ist die Vernetzung muss ich sa-
gen ganz gut.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 29 – 29) 

Zu e) Pychosoziale Prozessbegleitung: 

Eine weitere Form der Vernetzung wird durch die so genannte „Psychosoziale Prozessbegleitung“ 

gewährleistet, die im Land Niedersachsen etabliert wurde (Expertin für Aufklärungsprojekte, 77 – 

78). Die psychosoziale Prozessbegleitung kommt „als Einzelfallentscheidung in den Fällen in Betracht, 

in denen seitens der Klientinnen und Klienten eine besondere Belastung vorliegt, insbesondere bei 

[…] Erleben einer Straftat, die sich über einen längeren Zeitraum erstreckte“ (z.B. Häusliche Gewalt, 

Nachstellung „Stalking“) (Niedersächsisches Justizministerium o.J.-b, S. 6). Die Aufgabe des psychoso-

zialen Prozessbegleiters bzw. der psychosozialen Prozessbegleiterin besteht darin, zwischen allen 

Verfahrensbeteiligten zu vermitteln und den Gesamtüberblick zu behalten. Psychosoziale Pressbe-

gleiter/innen führen mit der Klientin bzw. dem Klienten keine Gespräche über den Tathergang und 

verfügen auch nicht über ein detailliertes Vorwissen zu diesem. Sie verstehen sich als Vermitt-
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ler/innen zu anderen unterstützenden Institutionen (wie z.B. Jugendamt, Sozialamt, Rechtsanwälte) 

(Niedersächsisches Justizministerium o.J.-b, S. 11f.). Vor diesem Hintergrund ist in der Liste der er-

forderlichen Kompetenzen die Vernetzungskompetenz an erster Stelle genannt. Sie beinhaltet „ein 

hohes Maß an Kooperationsbereitschaft und Vernetzungskompetenz (betrifft sowohl in dem Verfah-

ren eingebundene Personen, wie weiterführende unterstützende Berufsgruppen, beispielsweise 

Therapeutinnen und Therapeuten, Ärztinnen und Ärzte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ju-

gendhilfe), die Fähigkeit Vernetzung zu organisieren und vernetzt zu arbeiten [sowie, A.M.] die Fä-

higkeit, Möglichkeiten und Grenzen anderer Professionen zu erkennen und zu respektieren“ (Nieder-

sächsisches Justizministerium o.J.-b, S. 13). 

Diese Form der Unterstützung und Begleitung kommt insbesondere den Klientinnen zugute, die auf-

grund von Vorbehalten oder Unwissenheit die Angebote des etablierten Hilfesystems nicht per se in 

Anspruch nehmen würden (vgl. Kapitel 4.1.2). Für sie kann die psychosoziale Prozessbegleiterin bzw. 

der -begleiter eine Person sein, zu der die betroffene Frau Vertrauen gewinnt und den Weg in und 

durch das Hilfesystem gemeinsam gehen kann. 

Zu f) Konstellation „Verschiedene Angebote und Dienste des Hilfesystems - Migrantenorganisa-

tionen sowie Fachdienste und Behörden für Zugewanderte“ 

Die in den Gruppendiskussionen und Interviews am häufigsten genannte Konstellation, die es auszu-

bauen gilt, ist die Vernetzung und Kooperation des Hilfesystems mit Migrantenorganisationen sowie 

mit weiteren Fachdiensten und Behörden für Zugewanderte. Diese verfolgt, wie im Folgenden deut-

lich wird, drei Ziele, die oben bereits dargestellt wurden. 

- Erstens kann die Vernetzung der fallbezogenen Unterstützung dienen, wenn Fachkräfte der 

Migrationsberatungsstellen oder anderer Angebote für Zugewanderte die Betroffenen in das 

Hilfesystem weitervermitteln und sie bei Bedarf bei ersten Schritten begleiten. 

- Zweitens kann der Fachdienst oder die Behörde für Zugewanderte durch einen fachlichen 

Austausch zur Kompetenzerweiterung anderer Fachkräfte im Hilfesystem beitragen, die sich 

bei der Beratung von Migrant/innen (noch) unsicher fühlen. 

- Drittens kann eine kontinuierliche Vernetzung zur Entwicklung gemeinsamer Strategien bei-

tragen. 

Im Hinblick auf die Erreichung des ersten Ziels stellte eine in der Migrationsberatung tätige Fachkraft, 

heraus, dass Klientinnen in der Migrationsberatungsstelle Hilfe bei Häuslicher Gewalt suchen. Aus-

gangspunkt ist eine „gewisse Vertrauensbasis“, die dazu führt, dass sich die Klientin den Beratenden 

anvertraut (vgl. hierzu Kapitel 4.2.3). Diese leisten in solchen Fällen ersten Beistand, ermutigen zur 

Inanspruchnahme weiterer Hilfen und vermitteln sie. 

„meine Beratung unterscheidet sich natürlich von der Fachberatung in dieser Problematik besonders, 
aber wenn im Rahmen von Beratung mit anderen Inhalten heraus [eine, AM.] gewisse Vertrauensbasis 
da ist, dann kann es [sein, A.M.], dann kommt es schon vor, dass dann plötzlich signalisiert wird, dass 
etwas nicht in Ordnung oder so ist. […] dass der Ehemann gewalttätig ist oder so, und dann ist es natür-
lich notwendig, dass ich sag': ‚Das ist nicht meine Fachkompetenz‘, aber ich, ich bestärke[die Hilfesu-
chende darin, ] Fachstellen aufzusuchen und dann wird vermittelt. […] wenn's ganz schnell gehen muss, 
weil gerade so ne Gewaltattacke da war, [...] dass man dann auch sofort guckt, wo ist ein Frauenhaus 
und dann sie auch begleitet in ein zwei Fällen, und dann anschließend gibt man dann wieder ab, dann 
greifen ja andere Stellen“ (Gruppendiskussion 4, 191 – 191). 

In solchen Fällen ist es möglich, die Betroffenen – wenn erforderlich – über aufenthaltsrechtliche 

Fragen im Falle von Trennung und Scheidung aufzuklären, ihnen Beratung anzubieten und sie ggf. an 

Fachanwält/innen weiter zu vermitteln (vgl. hierzu Kapitel 4.2.8). 
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Im Hinblick auf die Erreichung des zweiten Ziels stellt eine andere Fachkraft, die ebenfalls in der Mig-

rationsberatung tätig ist, heraus, dass sie bereits von anderen Fachdiensten und Behörden zur Ein-

schätzung eines Falls befragt wurde. 

„Ja, die deutsche Gesellschaft ist auch sehr geprägt von den Medien, da jetzt auch Lehrer insbesondere, 
die sofort Jugendamt einschalten oder Polizei, keine Ahnung, […] mit vielen Vorurteilen auch an die Sa-
che rangehen. und dann erzählt ein Kind irgendwas, und ob es stimmt oder nicht, wird gar nicht gefragt 
und die müssen ja darauf reagieren, […] da gab's [bei mir in der Migrationsberatungsstelle, A.M.] auch 
ein paar Mal Anrufe vom Jugendamt […], die sagten: ‚Ich weiß nicht, was in der Familie passiert. Ich 
kann's schlecht einschätzen." (Expertin für Migrationsberatung, 55 – 56) 

Im Hinblick auf die Erreichung des dritten Ziels schlagen die Diskutant/innen einer Gruppendiskussion 

vor, die personelle Besetzung am Runden Tisch gegen Gewalt an Frauen um Vertreter/innen der Mig-

rantenselbstorganisationen, Migrationsfachdienste und auch durch den Ausländerbeirat zu ergänzen, 

um diese Vernetzung zu intensivieren und gemeinsame Strategien gegen Häusliche Gewalt im Migra-

tionskontext zu entwickeln (Gruppendiskussion 2, 306 – 310) 

Ergebnis 2: Die Vernetzung und Kooperation mit Migrantencommunities wird als eine er-

folgversprechende Strategie postuliert, die es stärker zu implementieren gilt. 

Die Bedeutsamkeit der Strategie, dass sich das Hilfesystem mit verschiedenen Migrantencommuni-

ties vernetzt und mit ihnen kooperiert, wurde – wie im Folgenden deutlich wird – sowohl in den 

Gruppendiskussionen als auch in den Expert/inneninterviews betont. Auch hier werden dieselben 

Zielsetzungen verfolgt, die im Rahmen des ersten Ergebnisses deutlich wurden. Vernetzung und Ko-

operation mit Migrantenorganisationen dienen – wie die Vernetzung und Kooperation verschiedener 

Fachdienste auch – erstens der fallbezogenen Unterstützung, zweitens dem fachlichen Austausch 

und der Kompetenzerweiterung sowie drittens der Entwicklung gemeinsamer Strategien. Diese Ziele 

werden im Folgenden für die Konstellation Hilfesystem – Migrantenorganisationen konkretisiert. 

Zu 1) Durch Vernetzung und Kooperation mit Migrantencommunities werden Aufklärungspro-

zesse initiiert, die zur Enttabuisierung Häuslicher Gewalt beitragen. Auf diese Weise wird 

die Zivilcourage in den Communities gefördert und eine fallbezogene Unterstützung durch 

informelle Netzwerke angeregt, die ein erster Schritt in einer ggf. längeren Interventions-

kette sein kann oder einen begleitenden Charakter annimmt. 

Das primäre Ziel, durch Vernetzung und Kooperation mit Migrantencommunities eine fallbezogene 

Unterstützung zu gewährleisten, gelingt durch die Förderung von Zivilcourage in den Organisationen 

selbst, aber auch in den angrenzenden informellen Netzwerken der ethnisch-spezifischen Communi-

ties (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1, Ergebnis 1, Punkt 1: „Sensibilisierung der allgemeinen Öffentlichkeit 

und Förderung der Zivilcourage“). Vor diesem Hintergrund sollte zum einen eine Sensibilisierung für 

Häusliche Gewalt stattfinden, zum anderen sollten Informationen zum Hilfesystem weitergegeben 

werden. Nur so können Verwandte, Bekannte und Freund/innen aus dem nahen sozialen Umfeld 

dazu motiviert und befähigt werden, die Betroffenen zu unterstützten, sie dazu zu ermutigen, sich 

Hilfe zu holen und sie ggf. dabei zu begleiten. Dies gelingt vor allem dann, wenn sich das institutionel-

le Hilfesystem in Migrantenorganisationen in unterschiedlicher Form präsentiert und kontinuierliche 

Kontakte aufgebaut und aufrechterhalten werden. 

Die Expertin für Migrationsberatung hält diese Strategie für erfolgversprechend, da sich in den Verei-

nen oder Gemeinden die Betroffenen mit ihren Sorgen und Nöten ihnen nahestehenden Personen 

anvertrauen. Diese Vertrauensbasis kann bei einer guten Vernetzung als ein erster Schritt in einer 

längeren Interventionskette gewertet werden. 
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„Das ist ja […] ein langwieriger Prozess [sich im Falle Häuslicher Gewalt, Hilfe zu holen, A.M.] […] meis-
tens ist die Gemeinde die erste Stelle, wo die Menschen hingehen, oder der Imam [ist die erste Stelle, 
A.M.].“ (Expertin für Migrationsberatung, 35 – 35) 

Damit dies gelingt, müssen Aufklärungsprozesse initiiert werden, die zu einer Enttabuisierung der 

Thematik beitragen. In einer Gruppendiskussion berichtet eine Fachkraft, die in einer Frauenbera-

tungsstelle tätig ist und sich gleichzeitig ehrenamtlich in einer Migrantenorganisation engagiert, da-

von, dass sie durch das Auslegen von Informationsmaterial zum Angebot der Frauenberatungsstelle 

dazu beigetragen hat, dass das Thema Häusliche Gewalt innerhalb ihrer Migrantenorganisation, öf-

fentlich gemacht wird. Im folgenden Zitat berichtet die Diskutantin von den Widerständen, auf die sie 

gestoßen ist (vgl. Kap. 4.1.1) und über die sie sich erfolgreich hinweg gesetzt hat. 

„In dem Verein, wo ich auch im Vorstand sitze, […] als ich die Prospekte von uns, von der O. [Frauen-, 
A.M.] Beratungsstelle [ausgelegt, A.M.] habe, da kam jemand vorbei, wusste nicht, dass ich das war, da 
sagt er: ‚Wer hat diesen Mist hier hingestellt?‘ […] Und als ich gesagt hab ‚Ja, ich‘, da ist er rot gelaufen. 
Da konnte er […] nichts mehr sagen. Und da sieht man, dass auch in den Vereinen, die möchten das nicht 
hören. Die möchten erst mal damit nichts zu tun haben. […] Das war ein Mann, auch ein sehr respekt-
würdiger Mann, wo alle erstmal, sogar Männer, nichts vor ihm sagen würden. So in etwa. Und ich als 
Frau, ich hab ihm dann gesagt ‚Ja, ich‘. Dann war er still. […] Wie gesagt, ich denk, das ist auch die Idee 
[…] unserer Kolleginnen in der Beratungsstelle, dass wir auch da unseren Beitrag leisten müssen, dass wir 
auch so eine Brücke bauen zwischen dem Verein, den Migrantenselbstorganisationen und […] der Bera-
tungsstelle, damit wir mehr Frauen und Männer erreichen. Ja, und da fehlen auch wirklich wieder die Ka-
pazitäten.“ (Gruppendiskussion 2, 272 – 274) 

Die Metapher der „Brücke“, die die Diskutantin hier heranführt, kann als Indiz der gesellschaftlichen 

Trennung zwischen „den“ Migrantenorganisationen und „dem“ Hilfesystem gesehen werden. Der 

Differenzierungsprozess zwischen „wir“ und „ihr“ oder den „Einen“ und den „Anderen“ wird in der 

erziehungs- und sozialwissenschaftlichen Forschung als „Othering“ bezeichnet und als Ergebnis von 

Zuschreibungsprozessen verstanden (u.a. Lutz 2001, S. 221). Diese Prozesse des „Othering“ können 

zur Ausgrenzung und Abschottung führen und zu Machtzwecken missbraucht werden und sind daher 

kritisch zu hinterfragen. Die Verwendung der Brücken-Metapher interpretieren wir als Versuch, den 

Prozess des „Otherings“ als aktuelle gesellschaftliche Realität zu überwinden. Sie trägt aber durch 

ihre Verwendung auch dazu bei, bestehende Abgrenzungsprozesse zu manifestieren, da bildlich da-

von ausgegangen wird, dass zwei getrennte „Ufer“ existieren. 

Dass die Verwendung der Brücken-Metapher kein Einzelphänomen ist, sondern als Ergebnis sozial 

konstruierter, ethnisierender Zuschreibungsprozesse verstanden werden kann und in der Ausgestal-

tung des Hilfesystems ernst zu nehmen ist, wird auch in dem wissenschaftlich begleiteten Modellpro-

jekt in Düren deutlich. Hier haben sich die ehrenamtlichen Beraterinnen, die sich in einem Migran-

tinnen-Netzwerk zusammengeschlossen haben, auch als so genannte „Brückenbauerinnen“ verstan-

den (Müller 2013, S. 12). Nichtsdestotrotz sollte selbstreflexiv auch im Hilfesystem darüber nachge-

dacht werden, ob – und wenn ja, wie – der Nebeneffekt, dass durch solche Metaphern Abgrenzungs-

prozesse manifestiert werden können, reflektiert und bearbeitet werden kann. 

In diesem Zitat wird außerdem deutlich, welche Auswirkung die so genannte „Brücke“ zwischen Mig-

rantenorganisationen und Institutionen des Hilfesystems haben kann: Diese Herangehensweise, in 

Migrantenorganisationen Informationsmaterial auszulegen, hat nicht nur zur Folge, dass Betroffene 

den Weg in das Hilfesystem finden, sondern – und dies dokumentiert das herangeführte Beispiel – es 

wird eine allgemeine Sensibilisierung erzielt. Dies kann als erster Schritt zur Förderung der Zivilcoura-

ge innerhalb der Migrantencommunities gewertet werden. Auf diese Weise wird die Auseinanderset-

zung und Bekämpfung Häuslicher Gewalt im Migrationskontext nicht eine Angelegenheit, die von 
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einer (wenn auch imaginierten) Mehrheitsgesellschaft (‚von außen‘) kommt, sondern eine Bewegung, 

die ‚von innen‘ entsteht. 

Dass diese Strategie nicht nur aus einer gesamtgesellschaftlichen Perspektive, sondern auch für den 

Einzelfall als Erfolg versprechend gewertet werden kann, ist in der Bedeutung zu sehen, die nahe 

stehenden Personen im Hilfeprozess zukommt. Dies wurde sowohl in den Gruppendiskussionen als 

auch in den Expert/inneninterviews mehrfach betont. Dass Personen, die den betroffenen Frauen 

nahe stehen, den Hilfeprozess unterstützen und positiv beeinflussen können, betonte bspw. eine 

Fachkraft aus dem Bereich der Frauenberatung. Im folgenden Zitat betont sie die besondere Bedeu-

tung unterstützender Familienmitglieder: 

„die Unterstützung aus der Familie, das ist auch immer so ein Punkt in der Beratung, zu gucken, welche 
Familienmitglieder gibt es, die sie [die betroffene Frau, A.M.] unterstützen könnten“ (Gruppendiskussion 
3, 250 – 250) 

Eine Informantin, die im Jugendamt tätig ist, stellt heraus, dass sie ihren Klientinnen anbietet, sich 

von einer Freundin begleiten zu lassen. Dieses Angebot wird, so die Diskutantin, häufig angenom-

men. 

„wenn jetzt ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird, dann muss die Frau ja zur Zeugenvernehmung zu 
uns kommen und ich hab eigentlich ganz gute Erfahrungen damit gemacht, dass ich den Frauen angebo-
ten habe: ‚Bringen sie eine Freundin mit, wenn sie das möchten!‘ Und das ist auch ganz oft auch in An-
spruch genommen worden. Dass sie sich unterstützt fühlen dann.“ (Gruppendiskussion 2, 157 - 157) 

Eine befragte Expertin aus dem Bereich der Jugendhilfe berichtet von einem Fall, in dem sich eine 

Frau, die von sexueller Gewalt betroffen war, einer Freundin innerhalb der eigenen Community an-

vertraut hatte und so erfolgreich unterstützt wurde. Die Frau mit dieser positiven Erfahrung hält die 

Befragte nun für eine gute Multiplikatorin, die wiederum vermitteln kann, dass es sich lohnt, sich im 

Falle Häuslicher Gewalt Hilfe zu holen. 

„Und wenn man diese Frauen da mitreinnehmen würde, die diese Erfahrungen gemacht haben, dass es 
gut ist, das so zu tun [sich jemandem anzuvertrauen, A.M.] – die muss man finden. Und die müssen dann 
in diesen Communities dann mit diesen Frauen darüber reden, dass es gut ist, das zu machen, oder das 
es gut ist, die Unterstützung anzunehmen.“ (Expertin für Jugendhilfe, 62 – 62) 

Auch Frauen aus der eigenethnischen Community, die bereits positive Erfahrungen im Hilfesystem 

gesammelt haben, werden als geeignete Bündnispartnerinnen angesehen. Für die Expertin aus dem 

Bereich der Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen gehört diese Strategie, wie sie es aus-

drückt, zum „Alltag“. 

„Und bei Beratungen, wir versuchen auch die Erfahrungen von anderen Frauen zu vermitteln und das 
heißt, die andere Frau, weiß ich nicht, das geschafft hat […] oder beim Jugendamt bessere Erfahrungen 
[gesammelt hat, A.M.] […] dass wir auch empfehlen, dass-dass sie nicht alleine zur Behörde gehen, son-
dern immer eine zweite Zeugin mitzunehmen. Solche Erfahrungen und solche Empfehlungen gehören zu 
unserem, wie heißt das, Alltag.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 25 – 25) 

Im weiteren Verlauf des Interviews stellt die Befragte heraus, dass die Vermittlung von Kontakten 

aus der eigenethnischen Community auch dazu beitragen kann, dass den Betroffenen deutlich wird, 

dass es auch innerhalb der eigenen ethnischen Gruppe unterschiedliche Lebensstile gibt und sich die 

Rolle der Frau nicht nur durch die ethnische Zugehörigkeit manifestieren lässt. 

„wenn man mit 'nem jungen türkischen Mädchen sitzt, meine türkischsprachige Kollegin da ist und das 
Mädchen vielleicht von bestimmten- von bestimmten, wie sagt man, Erwartungen erzählt, die sie als 
Frau zu erfüllen hat, die sie als Tochter zu erfüllen hat et cetera, dann,  ist es manchmal, glaub' ich, ganz 
hilfreich zu sagen ‚[…] ich hab den selben Hintergrund wie du, ich komm aus derselben Community wie 
du und ich führ ein ganz anderes Leben, und ich kenne auch viele gleichaltrige Frauen, die selber Türkin-
nen sind, ne? Herkunftsmäßig und die wiederum ein anderes Leben führen, ne? Es ist nicht alles so 
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schwarz-weiß, wie man denkt, selbst in unserer Community nicht, ne?‘“ (Expertin für Frauen- und Ge-
waltberatung für Migrantinnen, 39 – 39) 

Die befragte Expertin für die Offene Arbeit für Migrant/innen ist eine kopftragende Muslimin, die als 

Schlüsselperson angesehen werden kann, die sich für die Rechte insbesondere von muslimischen 

Frauen engagiert. Sie berichtet, dass sich zahlreiche Mädchen und Frauen an sie wenden und bei ihr 

Rat und Unterstützung suchen. In der folgenden Interviewpassage erläutert die Befragte, dass sie 

auch soziale Netzwerke wie „Facebook“ nutzt, um Frauen mit Migrationshintergrund zu erreichen 

und bietet ihnen ihre Unterstützung „bisher ehrenamtlich“ an. Darüber hinaus sucht sie – in ihrer 

aktuellen Tätigkeit als Gründerin eines muslimischen Begegnungs- und Beratungszentrums (vgl. hier-

zu Kapitel 4.2.3) – aktiv Moscheevereine und -gemeinden auf. Hierbei betont sie, wie relevant der 

Aufbau von Vertrauen ist, den sie damit bezwecken möchte. 

„ich hab von jungen Frauen auch oft Anrufe, E-Mails die ich auch nicht kenne, die geschlagen worden ist, 
oder sagt: Ich möchte jemanden heiraten, meine Eltern haben da ein Problem mit. Also ich kenn die auch 
wirklich nicht, die schreiben mich an, weil ich über Facebook halt versuche, weit durchzugreifen und vie-
le, ja an viele junge Menschen dranzukommen. Und zum Beispiel auch da, treffe ich mich mit denen 
erstmal privat, ehrenamtlich bisher. Setze mich dann hin, gehe auf die Eltern zu oder auch nicht, gucke 
dass ich einen Imam dazu hole oder nicht. Und das sind dann halt so Sachen, die dann auch wirklich in 
diesem Beratungszentrum [stattfinden können, A.M.]. Das heißt, ich gehe in die Moscheen und bekom-
me das dann auch wirklich alles mit, also ich werde nicht im Büro warten, bis jemand kommt […] wenn 
das natürlich auch jemand ist, den man auch kennt, wo man Vertrauen vielleicht hat oder über-über-
über kennst du die-und-die […] dass man da sagt: ‚Ja wir bieten das an, wenn ihr jemanden kennt.‘ [Ich 
verteile, A.M.] Flyer in allen Sprachen in den Moscheen.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 
61 – 61) 

Dass eine solche Vernetzung den Effekt hat, dass sich Verantwortliche in Migrantenorganisationen an 

die sozialen Dienste im Hilfesystem wenden oder ihre Mitglieder dorthin vermitteln, stellt der befrag-

te Experte für die Täterarbeit heraus. Im Anschluss an eine Informationsveranstaltung hat sich eine 

vernetzte Zusammenarbeit zwischen dem Männerbüro und der Migrantenorganisation etabliert. 

Seitdem erhält das Männerbüro, indem er tätig ist, regelmäßig Anrufe, wenn die Migrantenorganisa-

tion ihren Mitgliedern Hilfe vermitteln möchte. 

„Wir haben, vor ein paar Jahren haben wir angefangen, weil wir festgestellt haben, dass auch Migran-
tenmänner […] nicht die Informationen haben, haben wir zum Beispiel Kultur- oder Sportvereine ange-
schrieben und angeboten, dass wir zu dem Thema Häusliche Gewalt den rechtlichen Aspekt plus die Ar-
beit des Männerbüros vorstellen. Da sind wir einfach mal hin […]. In einer Veranstaltung waren zum Bei-
spiel 70 oder 80 Personen, das hat […] im alevitischen Kulturverein stattgefunden, erstaunlicherweise 
davon waren 70 oder 80 Prozent Frauen, die an dieser Veranstaltung teilgenommen haben, leider wenig 
Männer. Und so ist dann so ‘ne Vernetzung, diese Vereine rufen immer wieder mal an, wenn sie feststel-
len ‚Wir haben hier ‘n Mann oder ‘ne Frau auch, die Unterstützung braucht.‘ Beratung für Frauen ma-
chen wir zwar hier nicht, aber ich lehne auch keine Frau ab. […] dann lad ich sie auch mal ein, um ihr die-
ses System der Beratungsstellen für Frauen [zu erklären, A.M.], wer- also wo sie hingehen kann, um sich 
Unterstützung zu holen.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 34 – 34) 

Eine Fachkraft, die im Jugendamt tätig ist, berichtet ferner, dass ihr aufgrund bestehender Kontakte, 

die sie im Rahmen ihrer vorherigen Tätigkeit als Integrationsbeauftragte geknüpft hatte, ein Fall ver-

mittelt wurde. 

„Ich war früher Integrationsbeauftragte auch und hatte Kontakte zu der DITIB-Gemeinde […] und da ist 
Vertrauen gewachsen. Und da hat mich […] eine, die mich hier aus diesem Rahmen kannte, jetzt im Ju-
gendamt angesprochen. Sie ist mit einer Frau gekommen, hat sie begleitet und die haben es [Häusliche 
Gewalt, A.M.] offen gemacht. So und sie hat gesagt: ‚Ich komme nur, weil ich halt dieser Frau vertraue 
[…] und sie hat mir gesagt, Sie nehmen mir die Kinder nicht weg.‘ So. Und so haben wir einen Fuß da rein 
bekommen […] Wenn wir da einen Fuß reinkriegen in diese DITIB-Gemeinde, wenn das gut läuft, dann 
trauen sich auch andere. Weil auch für diese Familie war das so eine hohe Hürde zu uns zu kommen und 
die Frau ist nur gekommen, weil sie völlig am Rande der Verzweiflung war. Den Mann mussten wir sehr 
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lange gewinnen, aber der ist jetzt auch dabei. Und wenn sich so etwas rumspricht und das ist eine Fami-
lie, die da engagiert ist, in der Gemeinde, wo es auch ein Teil jetzt offen ist, dass da Jugendamt mit Hilfe 
drin ist und die haben nicht ihr Gesicht verloren, das ist eine Chance.“ (Gruppendiskussion 4, 68 – 68) 

Dass persönliche Kontakte zwischen den sozialen Diensten und Migrantenorganisationen nicht nur 

der fallbezogenen Unterstützung, sondern auch dem gegenseitigen fachlichen Austausch und der 

Kompetenzerweiterung aller Beteiligten dienen, wird im Folgenden deutlich. 

Zu 2) Vernetzung und Kooperation mit Migrantencommunities dienen dem fachlichen Austausch 

und der Kompetenzerweiterung. Dies gilt sowohl für die Beschäftigten des Hilfesystems 

als auch für die Verantwortlichen und Mitglieder in den Migrantenorganisationen.  

Im folgenden Interviewausschnitt bezieht sich die Expertin für das Netzwerk Gesundheit auf ihre 

zentrale Aussage, die bereits in Kapitel 4.1.1 deutlich wurde. Hier plädierte sie für die Entwicklung 

einer explorierenden Haltung der Beschäftigten, die im professionellen Hilfesystem tätig sind, und 

die Entwicklung eines konstruktiven Umgangs mit ihrem Nicht-Wissen. Ihrer Ansicht nach sind Ver-

netzung und Kooperation mit Migrantenorganisationen zentrale Methoden, die zur Öffnung des Hil-

fesystems in der Migrationsgesellschaft beitragen. 

„Multikulturalität kann nicht bedeuten, dass du dich mit allen Kulturen auseinander setzt, sondern das ist 
eine Haltungsfrage, es geht um Vernetzung und nicht darum, dass plötzlich alle meinen, sie müssen alles 
können, es geht darum, gut zu vernetzen, […] in die Communities rein zu gehen, spezielle Konzepte für 
die familienorientierten Kulturen, es kann auch die dörfliche deutsche Kultur sein, wenn ich das mal so 
sagen darf. […] da haben wir, glaube ich, noch einen großen Mangel, aber da müssen wir nochmal ge-
nauer hin gucken. Das sind eigentlich die Hauptbotschaften.“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 63 – 
63) 

Die Vernetzung mit den Communities bewertet die Befragte als Basis, um im Kontakt mit den Com-

munities nach adäquaten Hilfestellungen zu suchen. Hierbei findet ein Lernprozess auf beiden Seiten 

statt: Sowohl die Akteure, die im professionellen Hilfesystem tätig sind, erweitern ihre Kenntnisse 

und Kompetenzen in und für die Migrationsgesellschaft, aber auch die Migrantenorganisationen 

profitieren durch Information und fachlichen Austausch und werden dazu befähigt, ihre Mitglieder 

und Communities im Falle Häuslicher Gewalt zu unterstützen und weiterzuvermitteln. 

Die Expertin für die Offene Arbeit mit Migrant/innen betont, dass es hilfreich sei, in den Migranten-

communities in der Herkunftssprache über das Hilfesystem aufzuklären und die Frauen zu motivie-

ren, sich Unterstützung im Hilfesystem zu suchen. 

„wo kann man Hilfe suchen, so verschiedene Institutionen, dass sie sich vorstellen, […] auch in einer 
Sprache, die sie verstehen. […] dann machen wir einen Vortrag nicht auf Deutsch, sondern dann halt auf 
Türkisch […] und das wird quasi eins zu eins übersetzt […]. Genau sowas fehlt […], alleine diesen Weg 
dass sie selber dieses Gefühl haben, ich weiß, wie ich da hin komme […]. Ich finde, wir müssen die Frauen 
dazu bringen, aktiv zu sein.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 35 – 37) 

„ich [kann, A.M.] mir auch vorstellen, dass man zum Beispiel auch Veranstaltungen […] in den Moscheen 
[…] gibt. Man kann nicht immer erwarten, dass […] die Leute kommen […]. Wir kommen zu Euch. […] öff-
net uns die Tür und wir sind dann da.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 45 – 45) 

Der Experte für die Täterarbeit berichtet von einem erhöhten Interesse für die Thematik, welche 

Auswirkungen Häusliche Gewalt auf Kinder hat. 

„ich finde, die öffnen einem auch mehr Tür und Tor um […] themenspezifischer […] zu arbeiten. […] [Zum 
Thema, A.M.] Auswirkungen Häuslicher Gewalt auf Kinder, da waren 80 Personen, das war schon, fand 
ich, von der Teilnehmerzahl ganz gut, auch wenn ich es schade fand, dass es so wenig Männer waren, 
aber für die war es- es ist jetzt 'ne Folgeveranstaltung angedacht zum Beispiel.“ (Experte für kultur- und 
migrationssensible Täterarbeit, 50 – 53) 

Eine Polizistin berichtet ferner davon, dass sie mit einer Fachkraft, die in einer Frauenberatungsstelle 

tätig ist, in einem türkischen Verein einen Vortrag zum Thema Häusliche Gewalt gehalten habe. In 
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der anschließenden Diskussion wurden von den Anwesenden existierende Vorbehalte (vgl. hierzu 

Kapitel 4.1.2) angesprochen, sodass die beiden Frauen diese Gelegenheit nutzen konnten, ihnen ent-

gegenzuwirken, wie im folgenden Interviewzitat deutlich wird. 

„Also ich hab im letzten Jahr ‘nen Vortrag gehalten […] in einem türkischen Verein, […] die hatten uns 
eingeladen, wir sollten was zum Thema Häusliche Gewalt erzählen. […] Auf jeden Fall saßen da ungefähr 
30 Personen, die sich das anhören wollten, es waren ausschließlich Männer. Da haben wir schon ge-
stutzt. Die Frauen saßen irgendwo im Vorraum, unterhielten sich, waren am Stricken. […] hinterher in der 
Diskussion waren da zwei dabei, die wirklich sagten: ‚Wieso? Wenn wir bei der Polizei anrufen, die Polizei 
nimmt uns doch als Erstes unsere Kinder weg. Das ist so, das wissen wir. Das hat letztens noch in unserer 
türkischen Zeitung gestanden, dass das so ist.‘“ (Gruppendiskussion 2, 139 – 139) 

Neben dieser Möglichkeit, dass Akteure aus dem Hilfesystem Vorträge oder Bildungsveranstaltungen 

in Migrantencommunities anbieten, wurde in einer Gruppendiskussion die Idee diskutiert, ob es 

sinnvoll sein könnte, Imame zum Runden Tisch gegen Gewalt an Frauen einzuladen. Dies stieß über-

wiegend auf Zustimmung (Gruppendiskussion 2, 276-305). 

Die Einbindung der Imame wurde insbesondere aufgrund der Bedeutsamkeit des islamischen Schei-

dungsrechts benannt, welches für muslimische Paare relevant sein kann. Wie in Kapitel 3.2 im Rah-

men einer Fallbeschreibung deutlich wurde, kann der Fall eintreten, dass ein muslimischer Ehemann 

eine Trennung oder säkulare Scheidung nicht anerkennt, solange sie noch nicht in religiöser Hinsicht 

vollzogen wurde. Im Rahmen der in den Gruppendiskussionen durchgeführten Fallbesprechungen 

wurde im Hinblick auf das muslimische Scheidungsrecht deutlich, dass die Informationen, über die 

die Befragten verfügen, unvollständig und widersprüchlich sind (Gruppendiskussion 4, 184 - 186, 

Gruppendiskussion 1, 234 – 234, Gruppendiskussion 2, 201 – 205, 384 – 385, Gruppendiskussion 3, 

355 - 359). Aus diesem Grund empfiehlt sich, auch hier einen Imam oder einen anderen Experten 

bzw. eine andere Expertin in die Beratung einzubinden. In diesem Sinne stellt eine Diskutantin fol-

gendes heraus: 

„Aber der Mann hat diese drei Scheidungsworte nicht ausgesprochen. Also nach islamischem Recht ist 
sie, nach dem Glauben, ist sie in derselben Situation. Dafür gibt es Lösungen, auch wenn Mann und Frau 
eine bestimmte Zeit nicht zusammen leben, dann ist die Bedingung, dass dieses Wort unbedingt ausge-
sprochen wird so was dass das ausfällt dann – sie ist schon geschieden von ihm auch ohne dass er diese 
Worte ausspricht – es gibt bestimmte Zeiten, ich kann manchmal sagen ein Jahr oder drei Jahre oder 
sechs Monate. Ich habe verschiedene Sachen gehört, aber es gibt diese Regel, muss man so Fachleute 
fragen. (Gruppendiskussion 3, 355 – 355) 

Neben dem Ziel, durch Vernetzung und Kooperation einen fachlichen Austausch zu ermöglichen und 

die Kompetenzen der Fachkräfte sowie der in den Migrantenorganisationen handelnden Akteure zu 

erweitern, ist das dritte Ziel darin zu sehen, dass im Hilfesystem tätige Akteure in Kooperation mit 

Migrantenorganisationen gemeinsame Strategien entwickeln. Wie dies gelingt, wird im Folgenden 

erläutert. 

Zu 3) Vernetzung und Kooperation dienen der Entwicklung gemeinsamer Strategien. Damit dies 

gelingt, empfehlen die Befragten insbesondere den Kontakt zu Vorständen, Imamen und 

anderen verantwortlichen Schlüsselpersonen. 

Die Integrationsbeauftragte der Polizei ist der Ansicht, dass Migrantenorganisationen „in der Pflicht“ 

sind, gegen Häusliche Gewalt aktiv zu werden. Sie bezieht sich im folgenden Zitat ausschließlich auf 

muslimische Gemeinden, was jedoch auch auf weitere Migrantenorganisationen übertragen werden 

kann: 

„Und deswegen müssen da die muslimischen Gemeinden […] in die Pflicht genommen werden. Das ist ein 
Thema. Das muss mit reingenommen werden in die Landesverbände, in SCHURA Niedersachsen, an-
schließend in die Gemeinden transportieren als Richtlinie. Da muss man [...] das Generalkonsulat mit ein-
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spulen. Das wird aber gehen, […] es ist nicht unrealistisch. Da haben wir auch gute Kontakte, also.“ 
(Gruppendiskussion 1, 294 – 296; ähnlich auch in Gruppendiskussion 1, 459 – 459) 

Verantwortliche Schlüsselpersonen für ihr Angebot zu gewinnen, wertet die befragte Expertin für 

Offene Arbeit mit Migrant/innen ebenfalls als einen zentralen Punkt, den sie in ihrer Arbeit verfolgt, 

um ein offenes Begegnungs- und Beratungszentrum für Muslim/innen erfolgreich eröffnen zu kön-

nen. 

„Deswegen brauche ich die Imame und die Vorstände also da auch da muss ich versuchen, sie so weit zu 
kriegen, dass sie da auch hinter stehen.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 61 – 61) 

Im Einzelinterview empfiehlt die Expertin für Integration bei der Polizei, dass sich Akteure aus dem 

professionellen Hilfesystem mit den ehrenamtlichen Frauenvorständen, die es bspw. in einigen Mo-

scheegemeinden vor Ort gibt, vernetzen. 

„Was die Migranten selber betrifft, sind wir an einer ganz einem ganz guten Punkt angekommen, da sind 
gerade bei den türkischen Vereinen, die zur großen Gemeinschaft der DITIB-Gemeinden gehören, es jetzt 
in der Satzung verankert ist, dass man überall einen Frauenvorstand hat. Neben dem Männervorstand, 
ein Frauenvorstand und ein Jugendvorstand. Und diese Frauenvorstände sind sehr viel aktiver und enga-
gierter als die Männervorstände, was die Männer auch größtenteils zugeben müssen. Und damit erge-
ben sich auch andere Themen beziehungsweise eine andere Offenheit. Und das lässt sich nicht mehr auf-
halten, das lässt sich einfach nicht mehr aufhalten und das hat jetzt bei der DITIB Ende letzten Monats 
neue Vorstandswahlen gegeben für den Niedersächsischen Landesverband auch und da sind auch meh-
rere Frauen drin, auch zwei Juristinnen.“ (Expertin für Integration bei der Polizei, 19 – 19) 

Auch weitere internationale Frauennetzwerke könnten dazu genutzt werden, die Vernetzung mit 

Migrantencommunities zu intensivieren (Expertin für Integration bei der Polizei, 40 – 40). Dabei 

komme es, so die Informantin, darauf an, die Ansprache sprachlich sensibel zu gestalten. 

„wenn man bisschen reinguckt, gibt es eigentlich schon recht gut organisierte Strukturen auch in ande-
ren Städten und da kann es nur Aufgabe der Gleichstellungs- und Integrationsbeauftragten sein, meiner 
Meinung nach, die sich ja vor Ort jeweils auskennen so etwas zu inszenieren. […] Wichtig ist, glaub ich, 
wie man es benennt. Da […] sollte man mit positiven Begriffen arbeiten. Ich glaub, das ist ganz, ganz 
wichtig. Es geht ja darum, wie schaffen wir eine Akzeptanz. Es geht nicht darum, etwas zu verniedlichen, 
aber Titel, positive, positive Überschriften zu finden, sodass diese Abschreckung oder das ganze Negative 
oder Ablehnung durch die Männer, Vorbehalte, einfach mal ein bisschen umdenken und positive Formu-
lierungen finden, wo die Hilfe im Vordergrund steht, aber nicht so dieser-diese Gewaltüberschrift ist und 
oder nicht irgendwas mit Anti oder gegen, sondern dass wir sagen, […] dass wir natürlich dafür sind, dass 
die Familien erhalten werden und Mann und Frau gut zusammen leben können, also Begleitung, Bera-
tung in schwierigen Lebenssituationen mit Berücksichtigung spezieller familiärer Hintergründe. Also das 
meine ich, ist auch ganz wichtig, dass wir positive Formulierungen finden.“ (Expertin für Integration bei 
der Polizei, 41 – 42) 

Am Ende des Zitats wurde erneut benannt, dass bei der Benennung der Thematik „Häusliche Gewalt“ 

die Bedeutung des Familienzusammenhalts zu berücksichtigen ist (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1, Ergebnis 

3, Punkt 2: „Aneignung kultur-, religions- und migrationsspezifischen optionalen Detailwissens“). Ziel 

der Ansprache von „anerkannten Autoritäten“ ist, so erläutert es dieselbe Informantin im Rahmen 

der Gruppendiskussion an einer anderen Stelle, dass diese eine überzeugendere Wirkung insbeson-

dere auch auf Täter Häuslicher Gewalt habe. Spreche ein Imam oder eine andere Autorität mit ihnen, 

habe dies einen anderen Effekt, als wenn dies eine Fachkraft aus (Frauen-)Beratungsstellen über-

nehme. 

„Genau, wenn ein Imam oder wenn eine andere anerkannte Autorität […] wenn so jemand sagt: ‚Pass 
auf, das ist nicht koranisch, was du da machst, das Schlagen, die Gewalt‘ […] Das ist was anderes, als 
wenn wir jetzt in der Frauenberatungsstelle sagen würden: ‚Du-du (Lachen) […], sei mal schön artig und 
lass mal die Finger von deiner Frau.‘“ (Gruppendiskussion 1, 209 – 209) 

In diesem Zitat wird deutlich, dass die Diskutantin davon ausgeht, dass das Thematisieren Häuslicher 

Gewalt eher gelingt, wenn Beratende und Beratene sich ähnlich sind – sowohl im Hinblick auf das 
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Geschlecht und in diesem Fall auch im Hinblick auf die religiöse Zugehörigkeit. Dies wird auch in den 

folgenden Zitaten bestätigt. So stellt dieselbe Diskutantin an einer anderen Stelle heraus, dass die 

geschlechtliche, religiöse und ethnische Nähe der Ansprechperson eher zu einer Enttabuisierung 

Häuslicher Gewalt beitrage, als eine Differenz. Dies bezieht die Informantin nicht nur auf die Anspra-

che des Täters, sondern auch die Eltern der Opfer Häuslicher Gewalt. So stellt sie Folgendes heraus: 

„dass man auch den Eltern nicht das Gefühl gibt, die stehen von vornherein mit dem Rücken an der 
Wand [wenn sie von einem Akteur des imaginierten ‚Außen‘ angesprochen werden, A.M.]. Oder die 
Männer, dass sie nur angeklagt werden als Täter, sondern dass man auch zunächst mal einfach das ernst 
nimmt, auch die Sorge der Eltern zum Beispiel. […] Und wir haben da schon einige Imame mit im Boot, 
einige neue junge Imame, das ist ne neue Generation die auch wirklich tabulos Themen wie Sexualität 
und, und, und [ansprechen A.M.]. Sie wollen mit den jungen Frauen und Männer diskutieren, können 
auch. Also da entsteht gerade eine Dynamik, da sollten wir mal bleiben (lacht), ja.“ (Gruppendiskussion 
1, 140 – 140) 

Im folgenden Zitat wird dies von einer anderen Diskutantin in der Passage „nicht alle, die was sagen, 

zählen“ bestätigt: 

„Ist auch umso wichtiger die Schnittstellen, Imam mit einzubeziehen und den Kontakt im Blick zu behal-
ten […] also Leute, die was zu sagen haben, kommt auch drauf an ne, nicht alle, die was sagen, zählen.“ 
(Gruppendiskussion 3, 449 – 449) 

Leitende Personen aus den Communities haben Einfluss auf das Gelingen von Vernetzung und kön-

nen auch in Krisensituationen Einfluss nehmen, so stellt es die Expertin für Offene Arbeit mit Mig-

rant/innen dar. Sie übernehmen bestenfalls eine einflussreiche „Vorbildfunktion“. Auch hier wird die 

Nähe zur Klientel betont. In dem von der Befragten angesprochenen Fall wäre das ein „deutscher 

Muslim“. 

„Wirklich, die dann auch nochmal das ausstrahlen, schon alleine bevor sie was gemacht haben, dass sie 
dann als Vorbildsfunktion irgendwo da stehen […]. Auch Imame, junge Imame, die auch hier geboren und 
etabliert sind, die dann auch letztendlich auch wieder die kulturelle Perspektive oder den kulturellen Hin-
tergrund hier in Deutschland als Muslim, als deutscher Muslim hier [...] kennen und auch [...] verstehen. 
Sowas, also da sind auch wirklich die Schlüsselfiguren, also nicht irgendwie hergeholt, sondern das müs-
sen genau die Richtigen sein und da habe ich glaube ich auch schon genug.“ (Expertin für Offene Arbeit 
mit Migrant/innen, 45 – 45) 

Hierbei kommt es darauf an, dass Zuständigkeiten klar definiert sind. So hebt die befragte Expertin 

für Migrationsberatung, die als Fachkraft mit Migrationshintergrund in der Vergangenheit bereits in 

der Frauenberatung tätig war, hervor, dass es wesentlich sei, dass der Imam eine vermittelnde Funk-

tion wahrnimmt und nicht selbst berät. 

„Gut, dass unser Imam an mich weiterleitet, sagt ‚Ich bin nicht zuständig dafür. Gehen Sie zu Frau Y.! 
(lacht) […] das ist ihr Beruf‘, das ist auch gut so, dass es solche Menschen gibt, die auch darauf hinwei-
sen, es gibt Professionelle,  das muss natürlich zunehmen.“ (Expertin für Migrationsberatung, 75 – 75) 

Darüber hinaus plädiert die befragte Expertin für die Offene Arbeit mit Migrant/innen dafür, Musli-

minnen als Fach- und Führungskräfte im Hilfesystem stärker zu integrieren. Mit ihrer Formulierung 

„Das geht zwar nicht von heute auf morgen“ deutet sie darauf hin, dass dies noch nicht ausreichend 

realisiert wurde (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1, Ergebnis 2). 

„Indem man […] einfach bestimmten muslimischen jungen Frauen die Möglichkeit gibt, irgendwo mit an-
zusetzen, etwas mit beizutragen. Das geht zwar nicht von heute auf morgen, aber dann mit den Jahren 
werden die selber so weit sein, dass sie selber auch selbstsicherer werden, in der Institution selber sicher 
sind und sich dazugehörig fühlen, aber auch wissen, so jetzt kann ich mit meiner Position mit meinen 
Kompetenzen, die vielleicht mein Kollege nicht hat, da drangehen, dranknöpfen und gucken wo ich dann 
helfen kann.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 100 – 100) 
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4.1.4 Niedrigschwellige Angebote 

Niedrigschwellige Angebote, welche von Frauen und Kindern im Migrationskontext genutzt werden, 

bieten eine gute Plattform, Informationen zum Unterstützungssystem bei Häuslicher Gewalt zu ver-

mitteln und Vertrauen aufzubauen. In den Gruppendiskussionen und Expert/inneninterviews wurde 

dies immer wieder thematisiert und es wurden zahlreiche Beispiele genannt. Jedoch ist dies (bislang) 

von einzelnen Akteur/innen abhängig. Zudem können durch eine Vernetzung von verschiedenen 

Angeboten Sensibilisierungs- und Enttabuisierungsmaßnahmen zum Thema Häusliche Gewalt ge-

stärkt werden. 

Ergebnis 1: Niedrigschwellige Angebote, welche zunächst nicht mit dem Thema Häuslicher 

Gewalt in Verbindung gebracht werden, können genutzt werden, um das Thema zu enttabu-

isieren, Informationen über das Hilfesystem zu verbreiten und Vertrauensaufbau durch 

Multiplikatorinnen zu stärken.  

In allen Gruppendiskussionen wurde thematisiert, dass durch niedrigschwellige Angebote, welche 

zunächst nicht mit dem Thema Häusliche Gewalt in Verbindung gebracht werden, wesentlich mehr 

betroffene Frauen erreicht werden können (z.B. Gruppendiskussion 1, 120 - 120, 124 - 124; Grup-

pendiskussion 3, 286 - 286; Gruppendiskussion 4; 73 - 73). Es wurden z.B. Familienbüros, Eltern- 

Kind-Gruppen, Frauenfrühstücke, aber auch Schwimmkurse und Fahrradkurse für Frauen mit Migra-

tionshintergrund genannt (Gruppendiskussion 4, 78 - 78). Hier kann Vertrauen aufgebaut werden. So 

berichtet eine Diskutantin, welche in der Jugendhilfe tätig ist: 

 „Da [in der Eltern-Kind-Gruppe, S.B] sind wir völlig losgelöst von dem Jugendamt, völlig losgelöst von dem 

Sozialamt, völlig losgelöst von dem Gericht oder von sonst irgendwas von der Polizei“.  (Gruppendiskussion 

4) 

Aktivitäten in niedrigschwelligen Angeboten können nicht nur zur Enttabuisierung des Themas Häus-

liche Gewalt und zur Verbreitung von Informationen über das Hilfesystem beitragen, sondern auch 

als Präventionsarbeit genutzt werden. So können sich Frauen und Kinder z.B. mit Rollenbildern aus-

einandersetzen, sich austauschen, Kontakte knüpfen und Vertrauen aufbauen zu Fachkräften, welche 

sie bei Bedarf unterstützen und in das Hilfesystem vermitteln können. Dies setzt voraus, dass Fach-

kräfte gegenüber der Thematik sensibilisiert sind und Informationen über Unterstützungseinrichtun-

gen haben, bzw. mit ihnen kooperieren. 

Es wurden in allen Gruppendiskussionen Beispiele guter Praxis aufgeführt und auf den Bedarf  öffent-

lichkeitswirksamer Maßnahmen hingewiesen. Zudem kann ein multikulturelles Team von Vorteil sein 

(siehe Kapitel 4.1.1). So erläutert eine in einer Frauenberatungsstelle tätige Diskutantin, dass durch 

die Mitarbeit einer tunesischen jungen Frau im Mädchentreff welcher an der Frauenberatungsstelle 

angesiedelt ist, mehr Tunesierinnen erreicht werden konnten.  

„Ja aber ich denke […] die Türöffner [sind wichtig] und dann tröpfelt es runter aber es tröpfelt langsam, also 

das braucht einfach. […] Für [den] Mädchentreff haben wir eine Kollegin, das ist eine tunesische junge Frau 

und schon haben wir mehr Tunesierinnen hier, […] auch das spricht sich sofort rum, da gibt es die jetzt […] 

na ja, das ist immer auch so ein bisschen von Generation zu Generation. Aber ich denke trotzdem werden 

immer mehr Türen geöffnet, aber es ist ein langsamer Prozess.“ (Gruppendiskussion 3, 286 - 288). 

Eine Fachkraft mit Migrationshintergrund, welche in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, 

unterstreicht die vertrauensbildende Funktion als Multiplikatorin: 

 „Und durch meine Arbeit hier bei der Frauenberatungsstelle, ich habe auch Verein russisch 

Integrationsverein und das ist wichtig, Vertrauensperson zu haben. Langsam kommen die Frauen zu 

Frauenberatungsstelle und  die sehen, dass es nicht nur zur Trennung kommen muss oder so, dass [...] sich 

auch das Selbstwertgefühl stärkt, weil bei Frauenberatungsstelle wird auch sehr viel Gruppen angeboten, 
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dass sie sich fühlen, dass sie nicht allein ist – wenn ich mich trenne, da weiß ich, dass kann ich bei 

Frauenberatungsstelle auch was finden – einfach Kaffee oder Frühstück anbieten, dass andere Frauen auch 

kommen oder Trennungs- und Scheidungsgruppen sind, wo sie sich auch mit anderen Frauen austauschen 

können. Und langsam zum Beispiel kommen auch Frauen ohne Polizei, durch Bekannte. Bei mir zum Beispiel 

kommen Frauen sehr oft durch Bekannte. Ja, da kannst du was erzählen, das wird nicht weiter erzählt, das 

ist anonym und dann kannst du kommen.“ (Gruppendiskussion  1, 84 - 84) 

Dies wird von einer Diskutantin bestätigt. Sie berichtet, dass sich durch Kontaktaufnahme mit 

Frauengruppen unterschiedlicher Nationalitäten die Information über Angebote der Beratungsstelle 

schnell verbreiten würde: 

„Da verbreitet sich das eben auch über Flurfunk, so, wen gibt es denn? […] Sodass wir da auch immer 

miteinander ins Gespräch kommen können aber dann eher auf so zusammenarbeitende Art und Weise, jetzt 

nicht in Beratungsgesprächen […], sondern eher dieses ‚ich hab das mitgekriegt und ich oder eine Freundin 

oder eine Nachbarin hat mir gesagt, euch gibt es’ und darüber verbreitet sich das dann.“ 

(Gruppendiskussion 3,  284 - 284) 

Angebote, welche aus den Communities heraus entstehen, können einen wesentlichen Beitrag zur 

Akzeptanz beitragen und insbesondere den Bedarfen von Familien mit Migrationshintergrund ent-

sprechen. So weist eine Integrationsbeauftragte der Polizei auf eine geplante Anlaufstelle hin, die 

verschiedene Angebote vereinen will: 

„…dass wir solche Anlaufstellen benötigen. Ich sage jetzt nicht Beratungsstelle, sondern Anlaufstelle, Ju-

gendzentrum, meinetwegen muslimisches oder auch russisches […]  wo man sich aufgehoben fühlt und wo 

die Eltern kein Problem damit haben, wenn die Kinder dahin gehen, oder aber sie selber auch nicht, weil sie 

nicht das Gefühl haben ‚wir werden dann hier jetzt so gegängelt’, oder da passiert jetzt in Folge gleich wie-

der etwas dramatisches. Das wäre wirklich der richtige Schritt.“ (Gruppendiskussion 1,  124 - 124) 

Hierbei ist die Kooperation mit Autoritäten der Community Teil des Konzeptes. So sollen bspw. Ima-

me, die auch bereit sind, über Fragen zu Partnerschaft und Sexualität zu sprechen, als Kooperations-

partner eingebunden werden (Gruppendiskussion 1, 140 – 140). Eine ausführlichere Darstellung des 

Konzeptes befindet sich in Kapitel 4.2.3 Ergebnis 2. 

Die Expertin für Jugendhilfe, welche bei einem Verein für Jugendhilfe angestellt und in einem Stadt-

teil mit Flüchtlingswohnheim auch für offene Kinder-, Mädchen- und Eltern-Kind-Arbeit zuständig ist, 

illustriert an einem Beispiel, dass im Rahmen von niedrigschwelligen Angeboten wie z.B. Elternkaffee 

oder Eltern-Kind-Gruppe die Möglichkeit besteht, Vertreter/innen einzelner Institutionen des Hilfe-

systems gezielt einzuladen, um Vertrauen aufzubauen (vgl. hierzu auch Kapitel 4.2.5): 

„Ja. Also ich habe den beiden die für den Eversburg zuständige Sozialarbeiter auch eingeladen zu den El-

ternkaffee, so ganz neutral ohne dass da ein Fall war. Und das war bei den Frauen bei uns, die sagten so - 

bei uns war da nichts, bei uns gibt es nichts und was soll das denn - und die waren sofort in dieser Verteidi-

gungsposition. Das war blöd, aber andererseits wusste ich ganz genau - wenn die erstmal weg sind, wenn 

ich mit denen alleine bin. Und die Frauen sind auch danach gekommen und haben gesagt - ja wenn ich Hilfe 

brauche können die mir denn dabei helfen - bei ganz neutralen Dingen erstmal, also so zum Beispiel wenn 

es um die Übernahme von Kosten für Kindergärten oder so, ganz normal miteinander zu reden und nicht in 

dieser extremen Situation, sondern so ganz normal den Kontakt aufnehmen und darüber das denn zu erar-

beiten. Der Sozialarbeiter mit dem ich viel arbeite, der arbeitet dann über mich. Also er ruft mich dann an 

und sagt ob ich mitkommen kann, oder ob ich mit der Familie noch mal rede und so weit die wissen - ich bin 

da mit im Spiel, ist das für die Familien schon ganz ok.“ (Expertin für Jugendhilfe, 18 – 18) 

Als ein weiteres „Good Practice“-Projekt führt eine Diskutantin das Projekt „StoP – Stadtteile ohne 

Partnergewalt!“ an (vgl. Kapitel 4.1.1), in dem Häusliche Gewalt zum Gegenstand von Stadtteilöffent-

lichkeit gemacht wird und nachbarschaftliche Aktionsgruppen zur Enttabuisierung der Problematik 

beitragen:  
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„Also die haben von einer Beratungsstelle aus angefangen zu beraten und haben dann betroffene Frauen 

dazu bekommen, dass sie im Schneeballsystem mitarbeiten. Und sich dann in Schulen, auf der Straße, im 

Supermarkt, da wo das alltägliche Leben ist und jede Frau daran vorbeikommt, mit Informationsständen 

hingestellt und nur Ansprechpartner dagewesen....Also es gibt diese kleinen Wege irgendwo die man gehen 

kann. Das Projekt finde ich ziemlich toll.“ (Gruppendiskussion 2,  275 - 275) 

Ergebnis 2: Eine Vernetzung von verschiedenen Angeboten kann Sensibilisierungs- und Ent-

tabuisierungsmaßnahmen stärken und die Zielgruppe besser erreichen 

Von mehreren Diskutant/innen wird betont, dass eine Vernetzung von verschiedenen Angeboten 

mehr Frauen und Kinder erreiche und zur Aufklärung über das Hilfesystem genutzt werden könne 

(z.B. Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 23 – 23; Expertin für Frauen- und 

Gewaltberatung allgemein, 42 – 42, 46 – 46; Gruppendiskussion 1, 92 – 92; 102 – 102; vgl. hierzu 

auch Kapitel 4.1.3). Zwei Expertinnen für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen erläutern 

dies z.B. an einer Vernetzung von Angeboten für Sprachkurse mit allgemeinen Frauentreffs und In-

formationsveranstaltungen:   

„Und Kargah selber ist auch eine Vernetzung in Vernetzung. Zum Beispiel hier, wenn wir […] Angebote für 

Sprachkurse [machen, S.B.], haben wir Angebote für Frauentreff und dann […] ergänzt sich das auch.“ 

(Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 21 -21) 

„(gleichzeitig) Wir gehen auch in Stadtteile jedes Jahr, zwei oder drei Mal im Jahr, entweder die Schulen su-

chen wir [auf, S.B.] und da machen wir auch eine Info-Veranstaltung, das heißt […] Gesprächsveranstaltun-

gen, auch mit Muttersprachlichen. Zwei, drei Jahre haben wir es auch geschafft in den anderen Stadtteilen 

auch zwei oder drei Stunden in der Woche offene Beratungsangebote [durchzuführen, S.B.] und dann auch 

die Einrichtungen oder kleine Treffen von Frauen […] in verschiedenen Stadtteilen, die kennen uns und laden 

uns auch zu einer kleinen Info-Veranstaltung [ein, S.B.]. Das sind auch nicht erschreckende Veranstaltungen, 

sondern Information[s-Veranstaltungen, S.B.] und da müssen auch nicht die Frauen über ihre eigenen Prob-

leme reden, sondern sie können auch sagen ‚ich habe eine Nachbarin, die auch von ihrem Mann geschlagen 

wird’ und so weiter. […] Und jedes kleine Fenster, das zu öffnen ist und eine von uns darüber [über betroffe-

ne Frauen, S.B.] informiert ist, dann versuchen wir [an zu, S.B.] klopfen und [zu, S.B.] öffnen [Zugang zu be-

troffenen Frauen zu bekommen, S.B.].“  (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 23 – 

23) 

Die Expertin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, welche auch gleichzeitig Gleichstellungsbe-

auftragte der Region ist, nutzt allgemeine Frauentreffen seit Jahren auch zur Aufklärung und Infor-

mation: 

„Das ist aber im Rahmen meiner Gleichstellungsarbeit, den gibt es schon seit 15 Jahren, wo wir ganz viele 

Migrantinnen haben aus verschiedenen Ländern und auch deutsche Frauen. Und jetzt auch gerade wieder 

wo viele neue Frauen, also auch Flüchtlinge kommen, das ist immer so die erste Anlaufstelle für die Frauen 

die neu in Buchholz sind, habe ich so das Gefühl. Und da machen sie so die ersten Schritte, haben wenig 

Deutschkenntnisse und irgendwann wachsen sie da raus, aber sind uns immer noch eng verbunden, also wir 

haben dann immer zweimal im Jahr eine Feier wo dann alle kommen, also das ist ‘ne gute Anbindung auf 

jeden Fall. (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 42 -42) 

„[…] oder mal Filme zeigen zu dem Thema und dann darüber reden, ganz unterschiedlich oder in unter-

schiedlicher Form. Oder dass die Frauen von sich aus irgendwie aus ihre Geschichten erzählen, weil sie ken-

nen sich teilweise auch sehr gut in diesem Treff, weil das ja regelmäßig läuft. Da ist eigentlich eine ganz gu-

te Atmosphäre wo man solche Gespräche, natürlich nicht so intensiv, aber trotzdem dann dieses Thema - 

Frauenrechte und Gewalt und so was ansprechen kann und einfach darüber spricht.“ (Expertin für Frauen- 

und Gewaltberatung allgemein, 46 – 46) 

Eine Expertin für Aufklärungsprojekte betont in Bezug auf die Wirksamkeit von Öffentlichkeitsarbeit 

aber auch die Mund-zu-Mund-Propaganda. Sie arbeitet in einer Beratungsstelle, in der auch Kurse 
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wie Yoga und Selbstverteidigung angeboten werden und über die die Informationen zum Angebot 

von Gewaltberatung verbreitet werden. Die Beratungsstelle wird jetzt auch für Aufklärungsveranstal-

tungen in Schulen angefragt (vgl. auch Kapitel 4.2.6): 

[…] Das ist von Einrichtung auch unterschiedlich, man merkt einige sind da sehr engagiert, dann ist denen 

das auch wichtig, dass es zum Beispiel in die Zeitung kommt und diese Form von Öffentlichkeitsarbeit ist 

eben ganz wertvoll, weil auch andere kriegen dann davon etwas mit und man merkt, wir brauchen zum Bei-

spiel für Yoga nicht mehr, für Selbstbehauptung nicht mehr, wir brauchen im Moment gar keine Werbung 

mehr machen, weil das einfach jetzt 'n Selbstläufer geworden ist. Und immer die Erzieherinnen treffen sich 

untereinander auch, die Schulsozialarbeiter haben auch öfter ihre Treffen, wo man auch merkt, dass es 

langsam so reinkommt in 'ne Form von Mund-zu-Mund-Propaganda und das ist eigentlich ganz schön. Und 

wenn man dann 'n Anruf kriegt ‚wir haben mal gehört, dass’ [sie auch Gewaltberatung anbieten, S.B.], das 

freut uns natürlich immer, aber das ist ein langer Prozess, das geht nicht von heute auf morgen. […] Das 

find' ich auch ganz schön, dass wir auch in Schulen für Referate angefragt werden. Jetzt zum Beispiel auch 

für BBS-Schule um auch über unsere Einrichtung und das Thema Häusliche Gewalt zu referieren und das ist 

auch etwas, was ich sehr wichtig finde und das braucht Zeit, dass sich das so 'n bisschen 'rum spricht. (Ex-

pertin für Aufklärungsprojekte, 48 – 50)  

Zudem wird die Hemmschwelle gesenkt, die Informationen an andere weiterzugeben und Prävention 

gestärkt: 

„Genau, das ist- das seh' ich auch immer noch wirklich so, dass man eben dadurch, dass man da reinkommt, 

dass man- das ist einmal die Prävention natürlich über die Themen, aber was eben auch so ist, dass man 

auch die Prävention hat im Sinne von Öffentlichkeitsarbeit, dass man einfach bekannter ist. Wir hatten zum 

Beispiel auch ein Kindergarten hier, der hier ein- sein Schlaffest hier verbracht hat, wo die Eltern auch erst-

mal überhaupt skeptisch waren ‚wo soll das stattfinden?’ Und man kann sich erstmal über- unter Frauen-

notruf BISS wenig vorstellen. Und wo sie dann ganz langsam hier mal rein geguckt haben und gesehen ha-

ben, das sieht alles ganz normal aus und freundlich aus und dann immer 'n bisschen mehr fragten und so 

etwas, das sind eben die Sachen, die sind wichtig und auch Yoga, wir haben hier unten- unter- wir sind oben 

ja nun sind Räumlichkeiten und unten haben wir ein extra Raum noch dafür und das ist etwas, das sind Tür-

öffner, wo man dann immer mal merkt so ‚ich kenn' da jemanden, da kann sie sich mal melden’. Oder wo- 

wenn hier jemand anruft ‚meine Freundin hat mir erzählt, dass ich hier anrufen kann’, das sind dann Dinge, 

[…] das braucht dann ein bisschen, aber so läuft eben die Öffentlichkeitsarbeit.“ (Expertin für Aufklärungs-

projekte, 62 – 62)  

4.1.5 Ressourcen 

Um eine kontinuierliche Arbeit in spezialisierten Unterstützungseinrichtungen und in niedrigschwelli-

gen Angeboten zu leisten, bedarf es einer Absicherung der  Ressourcen. Im Folgenden kann nur be-

dingt zwischen allgemeinen Angeboten und spezifischen Unterstützungsmaßnahmen für Frauen und 

Familien im Migrationskontext unterschieden werden. Auf Grund der vorliegenden Datenlage in die-

ser Studie braucht es finanzielle Ressourcen zur Optimierung des Hilfesystems exemplarisch in fol-

genden Bereichen:  

1. Kulturspezifische Beratung durch professionelle Mitarbeiterinnen mit Migrationshintergrund, 

welche Informationen auch in den Communities verbreiten (Türöffner/innen und Brücken-

bauer/innen). 

2. Aus- bzw. Aufbau von niedrigschwelligen Angeboten, welche die Zielgruppe auch langfristig 

erreichen 

3. Ausbau der Täterarbeit und Öffentlichkeitsarbeit 
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Ergebnis: Um eine kontinuierliche Arbeit zu leisten bedarf es einer Absicherung der finanzi-

ellen und personellen Ressourcen.  

In allen vier Gruppendiskussionen und auch in Expert/innen-Interviews wurden fehlende Ressourcen 

für eine kontinuierliche Arbeit bemängelt (z.B. Gruppendiskussion  1, 141 – 141; Gruppendiskussion 

2, 79 – 79, 88 -88, 211 – 211, 411 – 411; Gruppendiskussion 4, 11 – 11, 169 – 169, 333 – 336 , Exper-

tin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 12; Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 65 – 

65; Expertin für Integration bei der Polizei, 57 – 58; Experte für Täterarbeit, 56 – 56).  

Dies beträfe überwiegend Frauenberatungsstellen und Frauenhäuser, aber auch andere nied-

rigschwellige Angebote wie z.B. Mädchentreffs und Familienbüros. So wurde beklagt, dass kontinu-

ierliche Hilfsangebote nicht umgesetzt bzw. nicht ausgebaut werden können, da langfristige Planung 

von Maßnahmen und Projekten an der überwiegend nur befristeten Bereitstellung von Ressourcen 

scheitere. Zudem ist die Beratung und Begleitung von Frauen mit Migrationshintergrund in der Regel 

zeitintensiver. In diesem Zusammenhang weist eine Expertin für Frauen- und Gewaltberatung darauf 

hin, dass dies in der Finanzierung des Frauenhauses in der Region, nicht aber in der Finanzierung der 

BISS-Stelle berücksichtigt sei:  

Aber da ist jetzt in der Finanzierung [des Frauenhauses, SB] geregelt, dass wenn sie so und so viel Migran-

tinnen aufnehmen kriegen sie mehr Geld. Man hat gesagt - sie haben einen höheren Bedarf und deswegen 

kriegt ihr dann auch mehr Geld wenn ihr die Anzahl an den Migrantinnen habt. Und bei den BISS-Stellen ist 

es nicht berücksichtigt worden.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 92 – 92) 

Zudem weist sie darauf hin, dass die unterschiedlichen Strukturen wie. z.B. ländlicher Raum in Finan-

zierungskonzepten beachtet werden sollten:  

„Ja und auch wirklich diese ländlichen Strukturen zu beachten, also das wir auch weite Fahrwege haben, al-

so zum Gericht oder solche Geschichten - das wird überhaupt gar nicht berücksichtigt. Und mein Landkreis 

ist relativ groß und um zu den anderen größeren Stadt zu kommen da brauche ich schon vierzig Minuten 

mit dem Auto. Und auch die Frauen, die sind ja auch nicht immer mobil, da muss man manchmal auch 

schon mal dahin fahren zur Beratung und Raum organisieren. Das ist ja natürlich im Hannover nicht so, die 

haben alles vor Ort. Und das wird überhaupt nicht berücksichtigt, das ist ärgerlich.“ (Expertin für Frauen- 

und Gewaltberatung allgemein, 138 – 138)  

Wie die Evaluation des Modellprojektes in Düren (Müller 2013) zeigte und auch Diskutant/innen un-

terstreichen, kann eine umfassende und bedarfsgerechte Begleitung im Rahmen der Möglichkeiten 

einer Frauenberatungsstelle personell und finanziell nicht geleistet werden. (Gruppendiskussion 2, 88 

– 88, 211 - 211). Dies verdeutlicht eine Fachkraft einer Beratungsstelle wie folgt:  

„[…) wir haben zu wenig Zeit. Die Frauen rennen uns eigentlich die Tür ein, wir können die nicht bedienen, 

also wir müssen auch Frauen wegschicken. […] Ich wüsste nicht wo es Geld geben sollte [um die Beratung 

leisten zu können, S.B.).“ (Gruppendiskussion 2, 79 - 79) 

„Das ist eine richtige Durststrecke. Finanziell auch. Sowohl fürs Frauenhaus, als auch für die Frauen.“ 

(Gruppendiskussion 2,  411 - 411) 

In zwei Gruppendiskussionen wird thematisiert, dass die immer wiederkehrende Suche nach Geldge-

bern und die Antragstellung für Projektgelder ein zeitaufwendiger Prozess sei (Gruppendiskussion 4, 

11 - 11, 169 -169; Gruppendiskussion 2, 78 - 78). 

Eine Rechtsanwältin, die seit vielen Jahren mit Frauenberatungsstellen kooperiert, weist darüber 

hinaus darauf hin,  dass die Durchsetzung der rechtlichen Maßnahmen und deren Überprüfung sehr 

zeitintensiv ist und nicht entsprecht honoriert werde: 

„Nicht entsprechend gewertet wird. Das ist auch ‘ne Form von […] Entwertung von Arbeit, von qualifizierten 

Leuten, die nicht geht. Also, ich finde das hat auch was mit Geld zu tun, auch mit Wertschätzung, andere 
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Sachen werden ja auch irgendwie […] bezahlt. Aber diese Sachen, die gehen einfach unter. Und ich denke 

mir, ich mach es, aber ich weiß ganz genau, das ist ein absolutes Zusatzgeschäft, was ich hier mache […] 

und das finde ich einfach nicht in Ordnung. […] Da wird dann ganz wunderbar erzählt, was wir hier für ein 

tolles Gewaltenschutzgesetz haben und im Endeffekt machen wir das auf Knochen von ein paar engagier-

ten Anwälten und das geht nicht.“ (Gruppendiskussion 2, 358 - 358)    

In einem ähnlichen Zusammenhang betont eine Diskutantin, welche in einer Frauenberatungsstelle 

tätig ist, dass betroffene Frauen immer wieder selber aktiv werden müssen, wenn sie in der Beweis-

pflicht sind. Die adäquate Unterstützung betroffener Frauen bedarf entsprechender Ressourcen: 

„…wer kontrolliert es denn, ob Beschlüsse zum Beispiel eingehalten werden oder nicht, das ist ja dann auch 

wieder, wenn sie nicht eingehalten werden, dann muss die Frau da ja auch schon wieder aktiv werden und 

ich finde das sind Dinge, wenn wir mit dem Gewaltschutzgesetz, wenn da schon gesagt wird der Staat stellt 

sich da jetzt auf gegen diese Gewalt, dann müssen ja auch Stellen geschaffen werden. Wie soll das denn 

passieren, wie soll ich denn den Überblick behalten wenn ich zweihundert oder dreihundert Fälle auf dem 

Tisch liegen habe….“ (Gruppendiskussion 3, 428 - 428) 

Zudem wurde betont, dass der Austausch unter Fachkräften sowie die Kooperation zwischen institu-

tionellen Einrichtungen Ausgangspunkt sei, um fachliches Wissen zu erlangen und zu vermitteln und 

dementsprechend auch professionell und gut informiert arbeiten zu können (vgl. auch Kapitel 4.1.3). 

Dies bedarf zeitlicher Ressourcen. Eine Diskutantin illustriert dies wie folgt:  

„Grundlegend finde ich ja wirklich nach wie vor, wenn wir für solche Gespräche einfach mal mehr Zeit hät-

ten. Ich sehe euch [die Diskutant/innen Gruppendiskussion 2, S.B.] viel zu selten, um so einen Austausch [zu 

haben, S.B.]. Also so dieser Zeitfaktor für Austausch, für ein bisschen mehr darüber reden, als immer nur 

das Notwendigste […].“ (Gruppendiskussion 2,  249 – 249) 

„ Darf ich einfach erst mal sagen, dass wir nicht, ich sag das noch mal, die Stunden haben, um wirklich Wis-

sen zu transportieren. […] Würden wir mehr bezahlt werden, dann würden wir auch länger uns engagieren, 

das ist wirklich so. Und dann würden wir, also Ideen haben wir wahnsinnig viele. Was zum Beispiel den In-

formationsvortrag oder den Workshop mit meinen Kollegen betrifft. […] Aber ich kann es nicht machen.“ 

(Gruppendiskussion  2,  76 - 76) 

Insbesondere bedarf es nach Meinung der Diskutant/innen finanzielle Ressourcen zur Optimierung 

des Hilfesystems exemplarisch in folgenden Bereichen:  

Zu 1) Kulturspezifische Beratung durch professionelle Mitarbeiterinnen mit Migrationshinter-

grund, welche Informationen auch in den Communities verbreiten (Türöffner/innen und 

Brückenbauer/innen). 

So konnten zum Beispiel in einer Frauenberatungsstelle die Angebote für  Migrantinnen über einen 

längeren Zeitraum ausgebaut werden. Dies war möglich durch die kulturspezifische, professionelle 

Beratung durch Frauen, die selber einen Migrationshintergrund haben, was zu einem kontinuierli-

chen Anstieg der Inanspruchnahme von Hilfsangeboten durch Migrantinnen führte. Jedoch ist keine 

kontinuierliche Finanzierung gewährleistet, sodass diese Angebote nicht mehr weitergeführt werden  

können: 

„Aber meine Stelle ist immer – halbes Jahr und das halbes Jahr und ich da bis Dezember und nur einmal wö-

chentlich, das reicht nicht. Ich kann nur vier Stunden, wie gesagt Frauen beraten: zwei Mal telefonisch und 

zwei Stunden persönlich und da weiß man nicht, wie das nach Dezember sein wird. Wir haben jetzt wie ge-

sagt Vertrauen aufgebaut, russische Frauen kommen zur Frauenberatungsstelle ganz gern – sag ich.“ 

(Gruppendiskussion 1, 84 - 84) 
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Zu 2) Aus- bzw. Aufbau von niedrigschwelligen Angeboten, welche die Zielgruppe auch langfris-

tig erreichen 

Auch bei niedrigschwelligen Angeboten von z.B. einem Familienbüro, das vielfältige Aktivitäten und 

Hilfen für Migrant/innen anbietet, ist die Finanzierung nicht gewährleistet. Eine Fachkraft eines  Fa-

milienbüros illustriert dies mit der Metapher des “auf dem Schleudersitz“-Sitzens:  

„Diese Projekte, diese wo man auf dem Schleudersitz sitzt. […] Wir sind seit vier Jahren, sind wir am Bangen 

von einem Jahr zum nächsten. Das ist unhaltbar. Wir können ganz viele tolle Sachen machen, aber da wo es 

wirklich darauf ankommt, nämlich Geld in die Hand zu nehmen, und zu sagen ’ja, wir wollen was verän-

dern’, an der Stelle bleibt’s liegen, dann wird doch wieder auf Ehrenamtliche zurück gegriffen, dann wird 

auf ein ganz anderes System zurückgegriffen und das macht manchmal die Sache sehr, sehr schwer (Grup-

pendiskussion 4, 169 – 169) 

So stellte die Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen ihr Konzept für die o.g. Anlaufstelle in 

mehreren Institutionen vor, um Gelder zu erwerben und macht deutlich, dass die Arbeit nicht ehren-

amtlich geleistet werden kann: 

[…] ich bin da sehr dreist und ich hab gesagt: ‚Ich bin keine Politikerin, ich kann ihnen auch nichts Schönes 

umschreiben, ich möchte einfach nur mein Projekt vorstellen.’ und ich gehe einfach auf die Leute zu und 

nerve, nerve bis es irgendwann mal geht und vor der BAMF habe ich auch gesagt: ‚Ich werde nicht einen 

Cent ehrenamtlich arbeiten für dieses Projekt.’ Ich glaub ich bin es leid, als Muslimin immer nur 

ehrenamtlich was zu zeigen, was vorzuweisen. Und ja, also sieht jetzt erstmal gut aus, ich hoffe das es da 

nochmal das da jetzt auch was kommt. (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 65 – 65)  

Eine weitere Expertin unterstreicht die Notwendigkeit der Honorierung von Arbeit in diesem Bereich 

und unterstreicht die gesamtgesellschaftliche Bedeutung: 

„Äh man braucht Leitwölfe […], vor allen Dingen, [um zu ] entdecken wo sind Frauen oder Migrantinnen, die 

von sich auch bereit sind […] zu beraten und vor allen Dingen es darf nicht ehrenamtlich sein. Es ist ein 

Dienst an die Gesellschaft, wo eben nicht nur das-die Migranten selber von profitieren, sondern wir alle. 

Das ist ein ganz wichtiger Punkt, dass man nicht immer erwarten kann, dass das so geleistet wird. Das da 

qualifizierte Menschen einerseits […] bereit stehen sollen, am besten noch rund um die Uhr, niedrigschwel-

lige Angebote, passende migrantische Ansprechpartnerinnen, die auch honoriert werden. Also nicht nur 

Schulterklopfen einmal im Jahr vom Bürgermeister und Ehrenamtskarte.“ (Expertin für Integration bei der 

Polizei, 57 – 58) 

Eine Diskutantin fordert, dass z.B. auch Integrationslotsen sowie Zusammenschlüsse von Migrant/ 

innen stärker unterstützt werden sollten: 

„ Also das würde ich noch mal stärker auch einbringen wollen, dass Zusammenschlüsse von Migranten, die 

sozusagen im sozialen Raum aktiv werden möchten, dass die stärker unterstützt werden. Also ich weiß auch 

hier die Integrationslotsin, [welche einen Zuschussantrag gestellt hat],  das haben sie  im Landkreis ja auch 

abgeschmettert, […] das ist so ein Hängen und Würgen, dass da einfach ein bisschen Finanzmittel einge-

bracht werden, aber auch  professionell unterstützt werden, in der Vereinsgründung und so weiter, und 

wenn wir da  so einen Partner auf gleicher Augenhöhe haben, das wäre in vielen Bereichen ganz hilfreich.“ 

(Gruppendiskussion 4, 333 – 336) 

Zu 3) Ausbau der Täterarbeit und Öffentlichkeitsarbeit 

Mehrere Diskutant/innen betonen, dass die Arbeit mit Tätern sowohl deutscher als auch anderer 

Herkunft ausgebaut werden muss.  Es gäbe zudem kaum spezifische Angebote für Täter mit Migrati-

onshintergrund. Generell sollten Angebote der Täterarbeit flächendeckend implementiert werden 

(Gruppendiskussion 4, 326 - 326, 328 – 329, vgl. auch Kapitel 4.1.3 b und c). 

Ein Experte für Täterarbeit weist darauf hin, dass die Angebote der Täterarbeit auch durch mehr  

Öffentlichkeitsarbeit bekannt gemacht werden sollten: 
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„[…] also finanziell […] haben [viele] nicht diese Möglichkeit, auch über die Bereiche über die wir gerade ge-

sprochen haben zum Beispiel, mehr Öffentlichkeitsarbeit zu machen, mehr Veranstaltungen zu machen, da 

fehlt es auch an Geld und nicht nur an, sagen wir mal, personell, sondern die Kollegen haben nicht die Res-

sourcen dafür, auch die Arbeit, die drüber hinaus geht, nur diese Beratung zu machen, das wird ja nicht be-

zahlt, das ist 'n auch 'n großes Problem.“ (Experte für Täterarbeit, 56 – 56) 

Zusammenfassend kann betont werden, dass gelingende Interventions- und Präventionsmaßnah-
men, sowie Öffentlichkeitsarbeit  langfristig gesamtgesellschaftliche Kosten senken können. Eine 
Diskutantin fasst dies wie folgt zusammen: 

 „Ja, genau das finde ich ist auch der Knackpunkt, alles das was mit Prävention zu tun hat, (…) Prävention 

im Sinne von Aufklärung, Bildung, Unterstützung, also auch niedrigschwellige Unterstützung, persönliche 

Unterstützung. Das sind alles Sachen, die in den Einrichtungen, die wir haben, zu kurz kommen, weil sie 

nicht genug ausgestattet sind. Weder personell noch finanziell für Aufklärungsarbeit, Werbung bezie-

hungsweise Broschüren oder ähnliches.“ (Gruppendiskussion  1, 141 - 141) 

Eine Rechtsanwältin thematisiert außerdem in einem Interview die chronische Unterfinanzierung von 

Flüchtlingsheimen und weist auf mangelnde qualifizierte Stellen in diesem Bereich hin. Diese Prob-

lematik  kann im Rahmen dieser Studie nicht weiter vertieft werden.  

4.2 Einblicke in und auf verschiedene Handlungsfelder 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der in diesem Forschungsprojekt durchgeführten Gruppendis-

kussionen und Expert/inneninterviews zu Einblicken in und auf die verschiedenen Handlungsfelder 

dargestellt. Hierbei werden nur wenige weitere schon durchgeführten Studien und Publikationen 

herangezogen, bzw. darauf verwiesen. Dies ist aufgrund der Komplexität der Thematik sowie des 

begrenzten Zeitrahmens und der Ressourcen nicht möglich und mag die Gefahr von individuellen 

Aussagen der Interviewten in sich bergen. In der vorliegenden Studie ist es jedoch das Ziel, den Dis-

kutant/innen und interviewten Expert/innen eine „Stimme“ zu verleihen, um sowohl neue und inno-

vative als auch der Fachwelt schon bekannte Erkenntnisse zu verdeutlichen. 

4.2.1 Beratungs- und Schutzstellen für Frauen 

Wie in Kapitel 4.1.2 bereits aufgeführt, gilt es, in einer kultursensiblen Beratung von gewaltbetroffe-

nen Frauen mit Migrationshintergrund typische spezifische Problemfelder zu berücksichtigen:  

1. Sprachbarrieren, wenn kein mehrsprachige Angebot zur Verfügung steht; 

2. Sie befinden sich ggfs. in einer schwierigen Rechtslage, vor allem in Bezug auf das Ausländer-

recht: Duldung, Wohnsitzauflagen, eheabhängiger Status; 

3. Der Zugang zum Hilfesystem ist erschwert durch fehlende Kenntnisse über das deutsche Äm-

ter-, Rechts- und Wertesystem, wenig Vertrauen in deutsche Bürokratie; 

4. Die psychische und wirtschaftliche Abhängigkeit von Mann und Familie ist durch Migration 

häufig besonders stark; 

5. Häufig herrschen mangelnde Arbeitsmöglichkeiten vor, etwa durch das Arbeitsverbot für 

Asylbewerber/innen, fehlende Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsabschlüssen 

und geringe Deutschkenntnisse, was zu einer De-qualifizierung führen kann; 

6. Besonders prekären Lebensbedingungen sind Flüchtlinge unterworfen, etwa durch unsiche-

ren Aufenthaltsstatus, Residenzpflicht, Kriegstraumata, Leben in Sammellagern etc. (vgl. 

Heintze/Hille/Koop 2011, S. 53f). 

In vielen Fällen wird die Gewaltproblematik durch diese Probleme verstärkt und die Lösung aus der 

gewaltgeprägten Beziehung erschwert.  
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Zudem sind in der Beratungsarbeit mit Migrantinnen Aspekte, die sich aus Entwurzelung und Verun-

sicherung ergeben, zu berücksichtigen. Misshandelte Frauen mit Migrationshintergrund müssen 

nicht nur die Gewalterfahrung verarbeiten, die sie mit ihrem Partner machen, sie sind häufig zusätz-

lich struktureller Gewalt aufgrund fehlender Integration ausgesetzt. Dies sollte im Beratungskontext 

immer berücksichtigt werden auch wenn Beratung von Migrantinnen inhaltlich und methodisch nicht 

grundsätzlich anders ist, als die Beratung bei Häuslicher Gewalt insgesamt. Viele Belastungsfaktoren 

in einer Gewaltsituation sind zwar nicht migrationsspezifisch, gelten jedoch für Migrantinnen in zu-

gespitzter Weise. Wichtig für die Beratung ist es deshalb, den genauen Kontext zu erfragen, aus dem 

die Frauen kommen, um differenziert auf ihre Situation eingehen zu können (Expertin für Frauen- 

und Gewaltberatung für Migrantinnen, vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Fami-

lie und Gesundheit et. al, 2008).  

 

Aus dem vorliegenden Datenmaterial lassen sich folgende Themen für einen adäquaten Beratungs-

kontext heraus analysieren, welche nur zum Teil migrationsspezifische Aussagen beinhalten: 

1. Aufklärung über Rechte und Informationen über die Funktionen weiterer Institutionen des 

Hilfesystems 

2. Einsatz eines multi-kulturellen Teams in Beratungs- und Schutzeinrichtungen 

3. Stärkung eines systemischen Ansatzes und Einbeziehung von Bündnispartner/innen 

4. kultursensible Beratung ist nicht von einem Migrationskontext abhängig 

Ergebnis 1: Betroffene Frauen können in dem Beratungskontext über ihre Rechte (soziale, 

aber auch vor allem migrationsspezifische Rechte wie Aufenthaltsstatus) aufgeklärt wer-

den sowie Informationen über Funktionen weiterer Institutionen des Hilfesystems bekom-

men.  

In den Gruppendiskussionen und auch in den Expert/inneninterviews wurde mehrfach betont, dass 

betroffene Frauen häufig nicht über ihr Aufenthalts- oder Asylrecht informiert, bzw. bewusst falsch 

z.B. durch den Ehemann informiert worden sind (siehe auch Kapitel 4.1.2 und 4.2.8). Die rechtliche 

Situation von Migrantinnen und ihre Risiken sind jedoch meist ein ausschlaggebender Faktor bei Ent-

scheidungen für oder gegen Hilfesuche bei Gewalt. Daher ist es unabdinglich, dass Beraterinnen ein 

gutes Basiswissen zur Rechtslage haben, welches durch Spezialkenntnisse in der regionalen Vernet-

zung ergänzt werden kann, bzw. bekannt ist, bei welcher Stelle oder Institution ein verbindlicher 

rechtlicher Rat eingeholt werden kann (Gruppendiskussion, 2, 345 – 345, Expertin für Frauen- und 

Gewaltberatung für Migrantinnen, 50 – 51, 86 – 86, vgl. auch Niedersächsisches Ministerium für So-

ziales, Frauen, Familie und Gesundheit et. al, 2008): 

 „Sie muss darüber aufgeklärt werden, dass diese Drohung ‚ich lasse dich abschieben’ völlig haltlos ist. Er 

kann sie ja nicht abschieben lassen.“ (Gruppendiskussion 2, 345 - 345)   

Eine Diskutantin fasst die Notwendigkeit der Informationsweitergabe über die Rolle weiterer Institu-

tionen und Aufklärung über Rechte wie folgt zusammen und weist darauf hin, dass betroffene Frauen 

ggfs. intensivere Begleitung auf Grund von Sprachbarrieren benötigen: 

„Ich glaub' auch aus Erfahrung so von mir kann man halt sagen, man kann halt so theoretisch aufklären, 

‘ne? Dass es halt- die Ängste sind vielleicht unbegründet, aber in erster Linie müssen wir sie ja ernst 

nehmen, dann versuchen wir es halt mit Aufklärung der einzelnen Institutionen, was kann sie da machen. 

[…] Einige Frauen kommen und die wissen tatsächlich nicht wohin sie sich halt wenden können, um weitere 

Sachen zu erledigen und wenn es- wenn wir wirklich den Eindruck haben ‚okay, sie würde es alleine nicht 

schaffen, auch mit unsern Aufklärungen und Tipps, wo sie alles hingehen kann’, dann sagen wir ‚okay, wir 
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begleiten dich 'n Stück weit bis du 's alleine schaffst und Begleitung ist oftmals wichtig, weil aus ganz 

einfachem Grund, die Frau kann sich nicht beim Jugendamt artikulieren, ne? Wenn's beispielsweise um 

Sorgerechtsfragen geht und Umgangsrechtsfragen des Kindes, so die Frau selber kann sich nicht wirklich 

erklären und weil oftmals mehrsprachiges Personal fehlt in vielen Einrichtungen.“ (Expertin für Frauen- und 

Gewaltberatung für Migrantinnen, 26 - 26)  

Sowohl in einer Gruppendiskussion als auch in einem Expert/inneninterview wird unterstrichen, dass 

sowohl Informationen über die Schutzfunktion von Frauenhäusern als auch über die Rolle der Polizei 

in einer Beratung vermittelt werden sollten. Hierbei wird vermutet, dass diese Frauen deutscher 

Herkunft eher bekannt sind:  

„Ja, wir versuchen, dass das bei jedem Gespräch muss auch unterschiedlich geguckt werden. Zum Beispiel 

die Möglichkeiten die Frauen hier in der Stadt […] haben, da Frauenhäuser, Informationen über Frauenhäu-

ser […] Unsere Öffentlichkeitsarbeit immer ein Teil ist auch Erklärung, Erzählen über Frauenhäuser [als] eine 

Errungenschaft der Frauenbewegung, die gegen Gewalt und Unterdrückung und so weiter [gekämpft hat] 

und dann Polizei nicht als Verfolger, sondern als auch Helfer, Helferinnen.“ (Expertin für Frauen- und Ge-

waltberatung für Migrantinnen, 46) 

„Und wenn sie dann […] den Mut irgendwann fasst, dann weiß sie, ‚es gibt so ein Frauenhaus, in einer gro-

ßen Stadt, wo ich erstmal anonym sein kann und es gibt die Möglichkeit, dass ich meine Kinder mit Polizei-

schutz von der Schule abhole und die mitnehme in dieses Frauenhaus. ’Und, das sind ja immer Dinge, die 

die gar nicht weiß. Sie weiß ja nicht, was sie machen kann.“ (Gruppendiskussion 2, 173 - 173)  

Eine Expertin für Frauen und Gewaltberatung für Migrantinnen verdeutlicht die Notwendigkeit einer 

Zusammenarbeit mit anderen Institutionen im Hinblick auf aufenthaltsrechtliche Fragen. Hier be-

stünde bei Professionellen in Beratungsstellen oftmals ein Wissensdefizit: 

„[…] ich wollte halt auch nur ergänzen, dass äh wir SUANA-Mitarbeiterinnen und auch aus dem anderen Ar-

beitsbereich, das ist ja auch das Flüchtlingsbüro, das sich überwiegend mit aufenthaltsrechtlichen Fragen 

von Migrantinnen beschäftigt […]. Da können wir alle Neuigkeiten besprechen, Veränderungen im Asylrecht, 

im Ausländerrecht damit verbunden im Sozialrecht und so weiter.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltbera-

tung für Migrantinnen, 86 - 86)  

Sie unterstreicht zu dem, dass eine Sensibilität für „besondere Situationen oder besondere Eigen-

schaften, die durch Emigration […] und durch Migration“ entstehen, in allen Bereichen des Unterstüt-

zungssystems eine Grundvoraussetzung ist, um „Vorurteilen über bestimmte Kulturen“ entgegenzu-

wirken (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 50 – 51). 

Wie auch schon in Kapitel 4.1.1 Ergebnis 1 erläutert, sind mehrsprachige Informations- und 

Aufklärungsmaterialien über Rechte und Unterstützungsmöglichkeiten sowie professionelle 

Öffentlichkeitsarbeit von großer Bedeutung, um gewaltbetroffenen Frauen mit Migrationshintergrund 

den Weg in das Hilfesystem zu erleichtern.  

Ergebnis 2: Multi-kulturelle Teams in Beratungs- und Schutzeinrichtungen können vonei-

nander lernen. Zudem können seitens betroffener Frauen Hemmschwellen abgebaut wer-

den, professionelle Beratung in Anspruch zu nehmen. Dies begründet sich nicht nur, aber 

auch auf mehrsprachige Angebote. 

Es wurde mehrfach von Diskutant/innen betont, dass durch multi-kulturelle Teams eine Sensibilisie-

rung für die Lebenswirklichkeiten betroffener Frauen erfolgen und adäquat und auch mehrsprachig 

beraten werden kann (Gruppendiskussion 2, 38 - 38, 219 - 219; Gruppendiskussion 3, 177 – 177, Ex-

pertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 77 – 77). Eine Diskutantin illustriert dies 

wie folgt:  

„mein Vorschlag wäre also in dieser Sache also dass man muttersprachliche Beraterinnen und Berater hat,  
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die sowohl [...] auf gültige Gesetze achtet, als auch auf dieses sozialen Traditionen oder auf diesen Hinter-

grund familiären Bindungen auch achten.“ (Gruppendiskussion 3, 177 - 177) 

Insbesondere zwei migrationsspezifische Beratungsstellen in Hannover ragen durch multi-kulturelle Teams 

heraus: 

„[…] wir haben viele Kolleginnen aus verschiedenen Kulturen und das auch nicht nur bei SUANA, sondern 

[auch bei] Kargah. Wir haben nicht immer [gleiche] Mitarbeiterinnenzahl, weil wir leben auch von 

Projektmitteln und so weiter, aber einmal waren wir auch 53 Kollegen und Kolleginnen und fast von 17 

verschiedenen Nationalitäten und dann auch die Kollegen die nicht weiter hier arbeiten, die Kontakte 

bleiben irgendwie, weil das ist auch Selbstorganisation und dann Veranstaltungen und […] jeder Mensch mit 

einer anderen Sprache ist ein kleines Fensterchen zu (lacht)- zu einem Teil von der großen Welt, die wir um 

uns haben. (Expertin Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 77 - 77) 

Das Voneinander-Lernen und der Austausch in einem multi-kulturellem Team wird mehrfach von 

Befragten als besonders wertvoll dargestellt. Genauso wird die Multiplikator/innenrolle von Team-

mitgliedern in den jeweiligen Communities hervorgehoben (siehe auch Kapitel 4.1.1):  

 „Wir untereinander das finde ich auch ganz wichtig. Wir haben viel voneinander gelernt. […[ Wie denken 

arabische Frauen […]. Wie denken die, was ist in deren Köpfen, was ich vielleicht nicht so gut verstehe. Was 

ist in meinem Kopf, was die nicht gut versteht. Also der Austausch unter uns, das finde ich schon sehr berei-

chernd und dadurch, dass die Frauen ja auch in ihren Communitys aktiv sind. Das sind unglaubliche aktive 

und engagierte Frauen [und sie] tragen das, was sie in der Frauenberatungsstelle lernen oder mitbekom-

men oder an Fachwissen bekommen weiter.“ (Gruppendiskussion 2, 35 - 35) 

Zudem können durch die Professionalisierung in einem multi-kulturellen Team Barrieren überwun-

den werden, spezialisierte Beratung in Anspruch zu nehmen. Hier spielt der Vertrauensaufbau in den 

Communities eine wichtige Rolle, was von einer Beraterin mit Migrationshintergrund unterstrichen 

wird: 

„die [Erfahrung], die ich immer wieder mache seitdem ich bei der Frauenberatungsstelle arbeite. Ich war ja 

immer in meiner Kommune so, dass die Frauen zu mir gekommen sind und mir was anvertraut haben, aber 

seitdem ich da arbeite [in der Frauenberatungsstelle, S.B] ist das wesentlich mehr. Und das zeigt so eine 

gewisse [Öffnung, S.B.], ‚ja, die macht das als ihren Beruf, ja, da können wir wirklich vielleicht was erreichen 

bei dieser Frau, es ist ja nicht nur eine Freundin oder eine Frau die gut zuhört, sondern vielleicht kann sie 

uns  auch wirklich weiter helfen, und nicht nur zuhören’.“  (Gruppendiskussion 2, 37 - 37) 

Eine weitere Beraterin mit Migrationshintergrund bestätigt dies und weist darauf hin, dass durch ihre 

professionelle Anbindung an eine Frauenberatungsstelle „es öffentlich ist und offiziell  ist, [und S.B.] 

das eine andere Wirkung hat“. Zudem macht sie die Beobachtung, dass sie betroffenen Frauen Be-

hördenängste nehmen kann:  

„ […] wenn ich mit meinen Frauen […] zusammen bin oder in der Beratung bin, dann fühlen sie sich eigentlich in ihrer Si-

tuation gestärkt von den Behörden, weil sie sagen, ‚wenn ich […] in der Türkei oder in Marokko wäre oder was weiß ich, 

dann kann er vielleicht was erreichen, aber hier kann er das nicht machen […] Hier [bleiben, S.B.] meine Kinder bei mir’ 

also da die Beobachtung mach ich ja ständig bei den Frauen.“  (Gruppendiskussion 2, 39 - 39) 

Ergebnis 3: Ein systemischer Ansatz und die Einbindung von sozialen Bündnis-

partner/innen innerhalb der Familie oder Community ist eine empfehlenswerte Strategie 

im Beratungskontext. Gleichzeitig sind Ängste und Druck ausübende Instanzen, sowie der 

individuelle Lebenskontext ernst zu nehmen. 

Um der Lebenswirklichkeit von betroffenen Migrantinnen gerecht zu werden, ist im Rahmen der 

Gewaltberatung der individuelle Lebenskontext zu berücksichtigen und Druck ausübende Instanzen 

ernst zu nehmen. Ein systemischer Ansatz in der Beratung und die Einbindung  von sozialen Bündnis-

partner/innen innerhalb der Familie oder eigenethnischen Community können wertvolle Unterstüt-
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zungsmöglichkeiten für betroffene Frauen sein (Gruppendiskussion 3, 247 - 247, 250 - 250; Gruppen-

diskussion 4, 211-211; Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 36 - 36, 39 - 39). 

Eine Beraterin mit Migrationshintergrund beschreibt dies folgendermaßen: 

„[…] Unterstützung aus der Familie das ist auch immer so ein Punkt in der Beratung, zu gucken […]: gibt es 

Familienmitglieder die sie unterstützen könnten. Und das nimmt da auch noch mal Druck raus beziehungs-

weise [sollten es] möglichst mächtige Familienmitglieder [sein] die da das sagen haben sag ich mal. Da gibt 

es ja immer bestimmte Personen also es nutz ja nichts wenn irgendjemand was sagt sondern bestimmte 

sollen was sagen oder zumindest Position beziehen und dann hat man auch noch mal die Möglichkeit in 

dieser Familie da auch einen anderen Stand zu bekommen oder so einen Art Schutzhülle sag ich mal und 

das das war für mich auch so die Frage, dass sie nicht von Anfang an da ganz alleine [steht] oder nur mit 

Fremden irgendwie Kontakt hat, die sie unterstützen könnten“. (Gruppendiskussion 3, 247 - 247). 

Während der Gewaltberatungsansatz im Allgemeinen im Sinne von Empowerment auf die betroffene 

Frau fokussiert, wird mehrfach betont, dass auch der Kontext beachtet und möglichst einflussreiche 

Bündnispartner/innen hinzugezogen werden sollten. Eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle er-

läutert dies an einem Beispiel wie folgt:  

„[…] den Fokus auf der Frau selbstverständlich müssen sie haben, weil das ist unser Auftrag. Aber wir sind 

alle nicht einzelne Personen, sondern wir sind alle im Kontext mit den Anderen. Und wir haben gestern hier 

noch mal […] mit einer Frau, auch eine Migrantin, die wir öfters gehabt haben, über drei Jahre und die auch 

immer zu ihrem Bruder geht und der Bruder jetzt versuchen soll mit ihrem Mann zu sprechen. Von daher, 

das kann man nicht außen vor lassen. […] Sobald wir es mit Sinti und Roma zu tun haben da [haben wir 

festgestellt, dass] die Sippenälteste ein ganz guter Ansprechpartner ist. […] Wenn alle Stricke reißen, dass 

man dann versucht irgendwie ne Balance zu finden und diese informiert darüber. Die Sippenälteste ist oft 

jemanden der ein Wort mit dem betroffenen Mann sprechen könnte.“ (Gruppendiskussion 4, 236-238) 

Eine Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen betont, dass neben der Wahrneh-

mung von Druck ausübenden Instanzen und des individuellen Lebenskontextes auch das Bedürfnis 

nach Unterstützung durch die Familie von betroffenen Frauen ernst zu nehmen sei: 

„und dann auch dieses innere Bedürfnis […] nach Unterstützung, dass die Familie nicht immer als Druckmit-

tel [und als Druck ausübende Instanz gesehen wird, S.B.],  sondern sie gibt auch Wärme, gibt auch Unter-

stützung und Schutz. […] Und das voneinander analytisch [zu, S.B.] trennen ‚okay, deine Mutter liebt dich’. 

[…] Und dass die Mutter, als Mutter, die Schutz gegeben hat, aber jetzt die Mutter ist, die sie jetzt unter 

Druck setzt [im Fall einer Zwangsverheiratung, S.B.] Und ja. Und das voneinander zu trennen und das auch 

nicht in einem Gespräch, sondern das braucht auch mehrere Gespräche und das tief und innerlich weiterge-

ben, dass ich dich verstehe und alles ist auch richtig und deine Ängste sind real und richtig und dann deine 

Liebe zu deiner Familie ist auch real und berechtig, wichtig und richtig, aber wie kannst du damit 

[…umgehen, S.B.]?“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 36 – 36) 
 

Wie auch in der allgemeinen Gewaltberatung von betroffenen Frauen üblich, wird von Disku-

tant/innen die Notwendigkeit betont, durch Bestärkungsarbeit eine Frau mit Migrationshintergrund 

zu befähigen, eigene Strategien zum Schutz vor weiterer Gewalt zu entwickeln. Dies illustriert eine 

Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen wie folgt:  

[…] sich überhaupt wehren, sich schützen, wir haben auch Fälle, dass die Frau richtig gefährdet ist und 

trotzdem wegen bestimmter Sachen möchte sich auch nicht von, weiß ich nicht, von ihrer Stadt in andere 

Stadt und so weiter. Und diese Schutzmechanismen, die jede von uns auch, durch lange Erfahrung gelernt 

hat, das mit Frauen diskutieren und ihnen weitergeben und auch Strategien mit ihnen zusammen entwi-

ckeln. ‚Wie kann ich mich von dieser Situation befreien?’ Am Anfang glauben sie überhaupt nicht daran, be-

freit zu werden, [und sind der Auffassung, S.B.] ‚Das ist das Leben und ich bin so geboren und dann muss ich 

auch bis zum Ende meines Lebens […] mit diesem schrecklichen fatalistischen Schicksal leben.’ […] Die Stra-
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tegie [ist, S.B.], erst nein zu sagen, sich selber wahr zu nehmen, ihre eigenen Wünsche kennen und dass […] 

auch Menschenrechte ihre Rechte sind und kein Mensch darf dem anderen Mensch, wie heißt das, weh tun 

und das sind auch die auch genauso bei deutschen Frauen.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für 

Migrantinnen, 29 – 31) 

Des Weiteren betonen Diskutant/innen auch in diesem Zusammenhang, dass eigene Erfahrungen und 

Kenntnisse bezüglich der Erwartungen seitens z.B. der Familie und der Community sowie Druck aus-

übender Instanzen hilfreich für eine kultursensible Beratung sind. So können Rollenbilder im Hinblick 

auf das Recht auf Selbstbestimmung bearbeitet werden, wie folgendes Beispiel illustriert:  

„Es braucht halt Zeit. […] Beispielsweise wenn man mit 'nem jungen türkischen Mädchen sitzt, meine 

türkischsprachige Kollegin da ist und das Mädchen vielleicht von bestimmten […] Erwartungen erzählt, die 

sie als Frau zu erfüllen hat, die sie als Tochter zu erfüllen hat et cetera, dann ist es manchmal glaub' ich ganz 

hilfreich zu sagen ‚hier, ich […] hab' denselben Hintergrund wie du, ich komm' aus derselben Community wie 

du und ich führe ein ganz anderes Leben und ich kenne auch viele gleichaltrige Frauen, die selber Türkinnen 

sind […] und die wiederum ein anderes Leben führen. Es ist nicht alles so schwarz-weiß wie man denkt, 

selbst in unserer Community nicht. Oder es gibt auch lesbische Beziehungen und so weiter’, aber wie gesagt, 

es braucht auch Zeit so etwas zu durchbrechen, ne? Solche Rollenvorstellungen beispielsweise.“ (Expertin für 

Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 39 – 39)  

Zudem sei zum Abbau von bestehenden Ängsten z.B. gegenüber Behörden und zur Hilfe zur Selbsthil-

fe bei einigen Frauen intensivere Begleitung nötig. So beschreibt eine Expertin, dass betroffene Frau-

en mit Migrationshintergrund zum Teil bis zu vier Mal zum Jugendamt begleitet wurden bis sich eine 

eigene Sicherheit im Umgang mit der Behörde entwickeln konnte (Expertin für Frauen und Gewaltbe-

ratung für Migrantinnen 25 – 26).  

Ergebnis 4: Eine kultursensible Beratung ist nicht (nur) von einem Migrationshintergrund 

der beratenden Person abhängig. Es kann (auch) von Nachteil sein, professionelle Beratung 

anzubieten und Teil einer Community zu sein. 

Trotz der o.g. Vorteile eines multi-kulturellen Teams wurde kontrovers diskutiert, ob eine kultursen-

sible und adäquate Beratung nur von Frauen mit Migrationshintergrund geleistet werden kann 

(Gruppendiskussion 4, 166, 177 - 178). Als wesentlich wird erachtet, dass die Beratung ergebnisoffen 

ist und eine empathische, nicht wertende und kulturoffene Haltung vorherrscht (siehe auch Kapitel 

4.1.1 Ergebnis 3). Eine Fachkraft einer BISS-Stelle unterstreicht dies wie folgt: 

„Ich bin eine deutsche Frau und trotzdem weiß ich darum, trotzdem weiß ich zum Beispiel darum, […] wie 

funktioniert eine jesidische Gemeinschaft oder wie ist das irgendwie für eine muslimische Frau. Was unter-

scheidet das und das, auch vielleicht sogar noch mal zu verbalisieren, […] also das finde ich so das Wichtige, 

auf diese Frauen zugehen. Einfach darum zu wissen und zu sagen: ‚das ist nicht so, dass wir mit Scheuklap-

pen in der Beratungsstelle da [arbeiten, S.B.), ne? Oder dass wir nur unsere Kultur hier anerkennen, sondern 

wir wissen auch um andere Kulturen und wir sind auch Experten der anderen Kulturen’, also das find ich 

ganz wichtig.“  (Gruppendiskussion 4, 177-178)  

Zudem kann die Zugehörigkeit zu einer Community und gleichzeitige professionelle Beratungstätig-

keit zu Schwierigkeiten auf Grund des Bekanntheitsgrades führen (Gruppendiskussion 3, 44 - 44, Ex-

pertin für Migrationsberatung, 27 - 27, 81 - 84). Eine Expertin für Migrationsberatung, welche einen 

türkischen Migrationshintergrund hat und auch in einer Frauenberatungsstelle tätig war, fasst die 

Ambivalenz wie folgt zusammen:  

„Ja, aber ich bin auch eine Frau (lacht) und man öffnet sich einfach nicht, als Frau. Als  türkische Frau tun 

sie sich auch wirklich schwer damit, auch ihre, ihre Probleme zu erzählen. […] Also, wir hatten auch eine 

Praktikantin, die hieß auch Y., und die meinte auch, die kam aus einem Verein, die war im Vorstand, Frau-

envorstand, die sagte auch ‚zu mir kommen die nicht, komischerweise, die gehen eher lieber zu den Deut-



78 

 

schen (schmunzelt) als zu mir, weil sie wissen, ich kenne sie und das ist unangenehm’. […] Ja, wenn man 

professionelle Arbeit mit Frauen machen will, muss man wirklich auch nicht aus der Community kommen. 

Deswegen hatte ich auch öfters Schwierigkeiten in der Frauenberatungsstelle. Dann beratest du die Toch-

ter, die weg möchte, und dann kommt die Mutter weinend und möchte Hilfe, wie sie ihre Tochter wieder 

zurückbekommen kann. Das ist ‘ne schwierige Situation! Du kennst die Familie, du bist auch eine Mutter, du 

verstehst die Frau, du verstehst auch die Tochter. Aber es ist einfach so, da muss was dazwischen, hab ich 

gesagt, da muss es so zweite Menschen dazwischen geben, die auch vielleicht erst mal versuchen die Prob-

leme anzusprechen. Beide Seiten, mit den Parteien sozusagen.“ (Expertin für Migrationsberatung, 27 - 27)   

Ihrer Meinung ist es nicht unbedingt von Vorteil, in der Community bekannt zu sein und sie weist in 

diesem Zusammenhang auf potentielle Gefährdungen hin. Diese bestehen z.B. sowohl durch Vorwür-

fe, die Schweigepflicht zu brechen als auch durch Bedrohungen durch den gewalttätigen Ehemann 

oder durch andere Mitglieder der Community:  

„Es ist halt ein Vorurteil, dass man sich kennt, aber anders, wenn man jetzt nur gewaltspezifisch arbeiten 

möchte, ist es schon wichtiger finde ich, […] dass es jetzt nicht jemand sein sollte, die jetzt alle kennen, weil 

es ist auch eine Gefahr  für die Beraterinnen ständig auch, weil man unter Schweigepflicht ist und es kann ja 

mal sein, dass […] es einem dann vorgeworfen wird: ‚Du hast es erzählt!’ Vielleicht hat sie das doch noch 

jemandem anders erzählt, aber denkt, [dass ich es weiter erzählt habe, S.B….]. Da hab ich gedacht ‚oh Gott, 

das ist gefährlich!’ […] Auch von der Familie, auch von der Frau, also, es kann alles kommen.“ (Expertin für 

Migrationsberatung, 81 - 81)  

Zudem weist sie auch auf weitere Schwierigkeiten und Stigmatisierungen in der Community hin: 

„Meistens steht man ja alleine da. Wo in der Frauenberatungsstelle eine Frau sich über mich beschwert hat, 

ich hätte irgendwo das rumerzählt, das kam ein Mal. Da wurde ich ausgefragt [von den Mitarbeiterinnen, 

S.B.) (schmunzelt), und ich saß dann da und dachte: ‚Ihr wisst gar nicht wie schwierig es ist in einer Com-

munity zu sein, wo dich alle kennen, wo du dann die Person bist, die die Schlechte ist, die zur Trennung be-

rät, ja?’ Also man wird ja auch irgendwo stigmatisiert [in der Community und da wird gesagt, S.B.): ‚Oh, die 

unterstützt ja Frauen in Trennungen.’ Aber das geht auch anderen Frauen so, die […] anderen Frauen hel-

fen. Wie viele Frauen hatte ich in der Beratung, die sagen: ‚ich hab der Frau geholfen, jetzt bin ich die Doo-

fe, die Schlechte’, weil die Frau zurückgekehrt ist und gesagt hat: ‚es war alles ihre Schuld, sie hat gesagt, 

ich sollte das machen!’. Ja, deshalb ist auch professionelle Beratung wichtig.“ (Expertin für Migrationsbera-

tung, 87)  

Die Ambivalenz, Frauen zu unterstützen und Vorurteilen in der Community zu begegnen veranschau-

licht die Expertin wie folgt und verweist darauf, dass sie Beratungstätigkeiten eher in einem ge-

schützten Rahmen einer Migrationsberatungsstelle wahrnehmen kann:  

[...]  wie schwierig das für mich ist, auch diese Aufgabe zu übernehmen in der Frauenberatungsstelle, für die 

paar Euro. Es geht nicht um das Geld, sondern eigentlich […] fühlte ich mich da auch als eine Frau, die die-

sen Weg gegangen ist und die auch anderen Frauen helfen möchte, unterstützen möchte, aber anders als 

deutsche Frauen würde ich jetzt mal behaupten. [… Eine Frau, die, S.B.] in einer Community lebt, wo noch 

viele Vorurteile gegenüber Beratungsstellen, Frauenhäusern oder Behörden [vorherrschen und in einer 

Frauenberatungsstelle tätig zu sein, S.B.) Also mal erzählte man, ich bin beim Jugendamt tätig, mal erzählte 

man, ich bin beim Frauenhaus tätig, und irgendwann habe ich auch in Facebook geschrieben was meine ei-

gentliche Aufgabe ist und dann (lacht) waren auch alle ruhig.  Wo ich dann Frauenberatungsstelle beendet 

habe und meine eigentliche Aufgabe hier in der Migrationsberatung habe, das ist gut hier, hier ist man 

neutral. Es ist gut für mich, es ist gut für die Menschen die kommen, hier ist man so in einem geschützten 

Rahmen, sozusagen. (Expertin für Migrationsberatung, 87- 87)  

Diese Ausführungen verdeutlichen, dass es keine einheitliche Gesamtstrategie in der Optimierung 

des Beratungs- und Schutzangebotes gibt und die jeweiligen Kontexte Beachtung finden müssen. Im 

Folgenden wird ein Einblick auf und in das Handlungsfeld Täterarbeit gegeben. 
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4.2.2 Täterarbeit 

Die Frage nach dem Stellenwert von Ansätzen der Täterarbeit wird in der deutschen Diskussion erst 

seit wenigen Jahren gestellt. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Während zwar weitgehend Einigkeit 

darüber herrscht, dass Täterprogramme notwendiger Bestandteil der Strategien gegen Häusliche 

Gewalt sind, gibt es zu der konkreten Ausgestaltung keinen Konsens (u.a. Engelmann et al., 2009, S. 

429; GiG-net 2008, S. 209-229). Die folgenden Ausführungen bieten ebenfalls lediglich einen be-

grenzten Einblick in und auf das Tätigkeitsfeld der Täterarbeit. Hierbei wird vorwiegend - aber nicht 

ausschließlich - die Bedeutung der Hilfen für Täter mit Migrationsgeschichte fokussiert. 

Aus dem vorliegenden Datenmaterial ergeben sich folgende Ergebnisse: 

1. Täterarbeit wird von den Befragten als wesentliches Betätigungsfeld angesehen, welches auszu-

bauen und flächendeckend zu implementieren ist. Gleichzeitig wird die Bereitschaft der Täter, an 

solchen Angeboten teilzunehmen, von einigen Befragten als gering eingeschätzt. Aus diesem 

Grund ist die Förderung der Aufklärung und Motivierung zur Teilnahme ein wichtiger Schritt. 

2. Der Fokus der Befragten liegt im Rahmen der durchgeführten Gruppendiskussionen und Inter-

views auf der Schuld des Mannes und weniger auf seinem Hilfebedarf. Um eine adäquate Täter-

arbeit durchführen zu können, bedarf es jedoch differenzierter Analysen zur Lebenssituation der 

Betroffenen, die auch den sozialen Druck im Herkunfts- und Migrationskontext angemessen be-

rücksichtigt. 

3. Das durchgeführte Experteninterview liefert verschiedene Anhaltspunkte, die für die Gestaltung 

einer Täterarbeit im Migrationskontext relevant sind. Sie betreffen (a) die Inhalte, (b) die ethni-

sche Konstellation der Berater/innen und (c) die Zielgruppe. 

Ergebnis 1: Täterarbeit wird von den Befragten als wesentliches Betätigungsfeld angese-

hen, welches auszubauen und flächendeckend zu implementieren ist. Gleichzeitig wird die 

Bereitschaft der Täter, an solchen Angeboten teilzunehmen von einigen Befragten als ge-

ring eingeschätzt. Aus diesem Grund ist die Förderung der Aufklärung und Motivierung zur 

Teilnahme ein wichtiger Schritt. 

Eine Fachkraft aus der Frauenberatung stellt zum einen die Notwendigkeit heraus, Tätern ein Ange-

bot zu machen, dass sie dabei unterstützt, ein gewaltfreies Leben zu führen, verweist jedoch im An-

schluss auf die von ihr wahrgenommene Problematik, dass Männer sich auf ein solches Angebot oft-

mals nicht einlassen. 

„es ist wichtig, dass wir auch mit Männern arbeiten […]. Das sage ich auch - wir als Frauen können nicht 
alles gegen Gewalt schaffen, da müssen wir auch Männer einbeziehen, dass sie auch [mitmachen]. Wie 
gesagt, das gibt schon auch Stellen, aber Männer dazu bringen, das ist schon sehr, sehr (lacht) schwer - 
dass sie was ändern, weil meistens denken sie, dass Frauen hat Schuld.“ (Gruppendiskussion 1, 84 – 84) 

Ein Diskutant der Polizei stellt den Bedarf an Täterarbeit heraus und beklagt das mangelnde Angebot. 

Er ist der Ansicht, dass es flächendeckend ein Angebot für Täter geben müsste, auf das die Staatsan-

waltschaft verweist, um so mit Nachdruck die Inanspruchnahme von Hilfen zu steigern. 

„deswegen wäre das auch dann eben wichtig, dass die Polizei irgendwo im Boot ist, [...] dann hat näm-
lich die Staatsanwalt die Möglichkeit zu sagen ‚So, mein lieber Mann, ne? Du hast deine Frau geprügelt 
und wenn du nicht von mir einen auf den Deckel haben willst, gehst du da hin und damit du auch mal 
diese Gewaltspirale letztendlich irgendwann mal endlich unterbrichst, du musst ja erkennen‘. […] das 
wäre sicherlich auch mal ein Punkt, da gibt's natürlich auch, dass man solche Stellen auch irgendwo fi-
nanziell einfach irgendwo ein bisschen in den Fokus rückt […] Das kann nicht sein, das Land sucht ir-
gendwo sieben Stellen aus und die kriegen dann irgendwo Summe X, aber wir hier bleiben da außen vor. 
Also, das find ich müsste auch flächendeckend sein, und auch der Ansatz müsste sicherlich auch verfolgt 
werden, weil es geht uns ja darum, dass diese Männer dann nicht wieder Gewalt und noch mal Gewalt 
und noch mal Gewalt und noch mal Gewalt [ausüben, A.M.].“ (Gruppendiskussion 4, 327 – 327) 
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Aufgrund des mangelnden Angebotes für Täter bietet eine BISS-Stelle nun ein präventives Bildungs-

angebot in Schulen mit dem Titel „Null Bock auf Faustrecht“ an. 

„Und das ist das Projekt was Frau […] in den Schulen jetzt anfängt, "Null Bock auf Faustrecht". Das ist ein 
neues Projekt, weil eben, weil wir die Täterberatungsstelle nicht bekommen haben“ (Gruppendiskussion 
4, 328 – 328) 

Die Integrationsbeauftragte der Polizei stellt zwei Aspekte heraus. Zum einen betont sie, dass es 

wichtig sei, die Männer nicht ausschließlich als Täter anzuklagen, zum anderen stellt sie heraus, dass 

sie – und hier bezieht sie sich ausschließlich auf muslimische Männer – den Einfluss junger Imame 

wahrnimmt, die „tabulos Themen wie Sexualität“ an- und besprechen. 

„die Männer, dass sie nur angeklagt werden als Täter, sondern dass man auch zunächst mal einfach das 
ernst nimmt […] Und wir haben da schon einige Imame mit im Boot, einige neue junge Imame, das ist ne 
neue Generation die auch wirklich tabulos Themen wie Sexualität und, und, und. Sie wollen mit den jun-
gen Frauen und Männer diskutieren, können auch. Also da entsteht gerade eine Dynamik, da sollten wir 
mal bleiben (lacht), ja.“ (Gruppendiskussion 1, 140 – 140) 

Die befragte Expertin für die Offene Arbeit mit Migrant/innen beklagt die Fokussierung des Hilfsan-

gebotes auf die Frau und verweist auf den Hilfebedarf der Täter. 

„Ich glaube, das ist auch noch mal ganz wichtig, nicht nur […] zu sagen: die Frau, die Frau, die Frau, son-
dern auch dem Mann auch mal einen auf den Deckel zu geben und zu sagen so, vielleicht [braucht er, 
A.M.] ja auch Hilfe, vielleicht ist er auch selber, vielleicht hat er […] selber von seiner Familie, also es gibt 
viele Männer, die diese Struktur weitergeben. Die sind wirklich krank, die auch psychologische Unterstüt-
zung brauchen.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 41 – 41) 

Der Experte für die Täterarbeit sieht einen deutlich Bedarf im Hinblick auf die Aufklärung über Häus-

liche Gewalt und die Möglichkeiten, als Täter Hilfen in Anspruch zu nehmen. 

„Aufklärung in diesen Migrantenselbsthilfeorganisationen oder aber auch so Institutionen wie das Ju-
gendamt, Bewährungshilfe […] da muss noch viel mehr gemacht werden. Dass Menschen wissen, welche 
Angebote in diesem Bereich gemacht werden, also auch die, sagen wir mal deutschsprachigen Institutio-
nen müssen für dieses Thema sensibilisiert werden, zu sagen: ‚Die [Männer, A.M.] schicken wir mal da-
hin.‘. Da fehlt es an Wissen einfach. Also Öffentlichkeitsarbeit, ob‘s Fortbildungen, Veranstaltungen sind 
Werbung in der Presse‘“. (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 45 – 46) 

Da zahlreiche Klienten am kultursensiblen Täterprogramm auf Empfehlung ihres Rechtsanwaltes 

teilnehmen, ohne im Vorfeld über die Ziele und Inhalte der Maßnahme angemessen aufgeklärt wor-

den zu sein, hat das Männerbüro Rechtsanwält/innen über das Angebot so informiert, dass sie ihre 

Klienten bzw. Mandanten „besser beraten“ können. 

Weil oft kommen ja Männer, die 'ne Auflage kriegen oder bevor sie 'ne Auflage bekommen, aber zur Ge-
richtsverhandlung kommen, sagt der Rechtsanwalt "Geh‘n Sie mal dahin und machen Sie den Kurs und 
dann ist es ähm- dann ist es okay so wie es ist" aber nicht- ne? Dann kommen sie her und sagen "Ja, 
weswegen kommen Sie?" "Ja, mein Anwalt hat gesagt ich soll zu ihnen kommen", dann sag' ich "ja, das 
ist nur teilweise richtig" und da haben wir einfach gesagt, wir schreiben sie mal an äh, einige und sagen- 
bieten denen an, dass sie sich mal über die Arbeit, die wir machen informieren und das haben- davon ha-
ben vier oder fünf auch profitiert, was dann auch- dann können die auch ihre Klienten sozusagen besser 
beraten. (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 22 – 22) 

Darüber hinaus werden auch von Therapeut/innen Täter an das Männerbüro verwiesen, wenn ihre 

Klienten Täter Häuslicher Gewalt waren oder sind. 

„zum Beispiel gibt es auch diese Psychologinnen oder Psychologen oder Therapeutinnen oder Therapeu-
ten, die wissen dann auch, wenn sie- ne? Da ist einer, der ist gewalttätig geworden, kriegt der auch die 
Empfehlung ins Männerbüro zu gehen, zu sagen "sonst arbeiten wir nicht" also nach dem Motto. Ja, es 
gibt welche die dann sagen: ‚Ne, wir arbeiten mit Ihnen nicht, wenn Sie das Thema nicht bearbeitet ha-
ben‘“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 29 – 29) 

Darüber hinaus wurde Tätern über Informationsveranstaltungen in Migrantencommunities der Weg 

in das Hilfesystem geebnet (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 34 – 34). 
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Ergebnis 2: Der Fokus der Befragten liegt im Rahmen der durchgeführten Gruppendiskussi-

onen und Interviews auf der Schuld des Mannes und weniger auf seinem Hilfebedarf. Um 

eine adäquate Täterarbeit durchführen zu können, bedarf es jedoch differenzierter Analy-

sen zur Lebenssituation der Betroffenen, die auch den sozialen Druck im Herkunfts- und 

Migrationskontext angemessen berücksichtigt. 

Dass der Fokus der Befragten im Rahmen der durchgeführten Gruppendiskussionen und Interviews 

auf der Schuld des Mannes und weniger auf seinem Hilfebedarf liegt, wurde in zahlreichen Diskussi-

onssequenzen deutlich. Die wesentlichen Kernaussagen werden im Folgenden gebündelt. 

So wurde mehrfach herausgestellt, dass die gewalttätigen Ehemänner neben den verübten Gewaltta-

ten ihren Ehefrauen androhen, eine Abschiebung in die Wege zu leiten, sobald sie sich der gewaltbe-

lasteten Ehe zur Wehr setzen (Gruppendiskussion 1, 183 – 186, Gruppendiskussion 2, 15 – 17, 345 – 

345, Gruppendiskussion 4, 192 – 197). Diese aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen sind teilweise real 

(vgl. hierzu Kapitel 4.2.8), müssen es aber nicht unbedingt sein. Darüber hinaus wurde an verschie-

denen Stellen auf eine vorsätzliche soziale Isolierung der Frauen verwiesen, die dazu dient, dass die 

Ehemänner ihre Machtposition aufrechterhalten können (Gruppendiskussion 1, 253 – 253, 269 – 

269, Gruppendiskussion 3, 418 – 419, Gruppendiskussion 4, 57 – 57). Weiterhin wurde die wirtschaft-

liche Abhängigkeit der Frau (Gruppendiskussion 4, 179 – 179) und die „Informationsmacht“ der Män-

ner betont (Gruppendiskussion 2, 17 – 18). In einem Fall wurde sogar die Formulierung gewählt, dass 

die Ehemänner aufgrund ihrer Machtposition ihre Ehefrauen wie „Sklavinnen“ behandeln würden 

(Gruppendiskussion 3, 152 – 152). Ein weiterer Aspekt der ausschließlich auf muslimische Ehepaare 

in dieser Form zutrifft, ist die Erfahrung, dass es vorkommt, dass der Täter eine säkulare Scheidung 

nicht anerkennt, solange sie nicht nach islamischem Recht legitimiert wurde. Sie stalken und belästi-

gen ihre ehemaligen Ehepartnerinnen und verüben ihre Gewalt weiterhin (Gruppendiskussion 1, 226 

– 226, Gruppendiskussion 2, 376 – 376, 383 – 383, Gruppendiskussion 3, 355 – 355). Die Schuld für 

ihre Taten weisen die Täter von sich und geben stattdessen den Frauen die Schuld für die Ge-

walteskalationen, so stellte es eine Diskutantin dar (Gruppendiskussion 3, 214 – 214). 

Auch wenn ein angemessener Umgang mit der Schuld des Mannes im Hilfeprozess zu finden ist, ist 

auch sein Hilfebedarf adäquat zu berücksichtigen. Differenzierte Analysen hierzu sind allerdings rar. 

Um eine adäquate Täterarbeit durchführen zu können, bedarf es jedoch eines soliden Vorwissens zur 

Lebenssituation der Betroffenen (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1, Ergebnis 3, Punkt 2: „Aneignung kultur-, 

religions- und migrationsspezifischen optionalen Detailwissens“), welche durch eine explorierende 

Haltung zu verifizieren oder zu falsifizieren ist (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1, Ergebnis 3, Punkt 1: „Aneig-

nung einer explorierenden Haltung und eines konstruktiven Umgangs mit Nicht-Wissen vor dem Hin-

tergrund eines aufgeklärten Ethnozentrismus“). 

In den Gruppendiskussionen gibt es lediglich zwei Passagen, in denen auf den Hilfebedarf hingewie-

sen wird. Das Interview mit dem Experten für die kultursensible Täterarbeit bietet weitere Einblicke. 

Diese werden im Folgenden zusammengefasst. 

Ein Diskutant, der im städtischen Integrationsreferat tätig ist, stellt den sozialen Druck heraus, unter 

dem der Mann steht, mit dem Ziel, die Ehe zu aufrecht zu erhalten. Dies entspricht auch dem Motiv 

der Eltern und der weiteren Familie. Hier bezieht er sich insbesondere auf, wie er es ausdrückt, „is-

lamisch-arabisch-türkisch-kurdische Kulturkreise“. 

„kann man mit der Frau nicht mehr leben, kommt erstmal Druck da von den Kindern: ‚Wie soll ich meine 
Kinder […] groß werden lassen(?)‘ Zweitens: Dann wird mein Vater mit mir schimpfen, meine Brüder 
schimpfen: ‚Du hast deine Frau scheiden lassen […] und deinen Kinder werden wie die Penner hier auf 
den Straßen.‘ […] natürlich auch andere Community-Teilnehmer sozusagen, die werden alle reden: ‚Ah er 
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hat seine Frau gelassen. Bestimmt hat die Frau was gemacht mit einem anderen Mann oder bestimmt 
hat er eine andere Frau [...]. Dieser Druck ist da, irgendwie. Und nicht jeder Mann kann sich entscheiden: 
Mir ist egal, ich lass mich scheiden. Also manche halten aus wegen der Kinder, wegen der Familie.  
Kommt dazu noch, dass in vielen Fällen gerade bei Muslimen, die Eheleute sind verwandt sogar Cousine 
Cousin, also da, da kommt natürlich die Mutter meiner Frau ist meine Tante also die wird natürlich - äh 
das geht nicht.“ (Gruppendiskussion 3, 247 – 247) 

Zu Beginn des folgenden Zitats stellt die Expertin für Migrationsberatung die Bedeutung der durch 

die Migration hervorgerufenen veränderten Lebensumstände heraus. Sie bezeichnet den Wechsel als 

„Kulturschock“, da der Mann nicht mehr „der Herr im Haus“ sein kann, wenn die Frau ein Leben mit 

„eigenen […] Vorstellungen, Zielen“ führen möchte. Sie hätten „keine Vorbilder“ mehr und wüssten 

nicht, „woran sie sich orientieren sollen“. Zentral ist ihrer Erfahrung nach auch die Sorge um die Zu-

kunft der Kinder, die bereits im vorangegangenen Zitat deutlich wurde. Diese Sorge bezieht sich ins-

besondere darauf, dass ein möglicher neuer Partner den Kindern schaden könne. Am Ende der fol-

genden Interviewpassage stellt die Befragte ferner den sozialen Druck (‚was sagen die Leute‘) bzw. 

die Frage der ‚Ehre‘ heraus. 

„Also es geht auch um Rollenbilder, die sich ständig, also ständig, das ist ja normal, nun mal ändern. Und 
Männer auch, auch da jetzt auch keine Vorbilder mehr haben und auch nicht wissen, woran sie sich ori-
entieren sollen, plötzlich, das ist auch ein Kulturschock für einen Mann, der jetzt irgendwie aus dem Süd-
osten der Türkei nach Deutschland kommt, durch den Bürgerkrieg, da war er der Herr im Haus, der das 
Sagen hatte, plötzlich hat er ne Frau (lacht) die möchte ein Leben führen mit eigenen, also Vorstellungen, 
Zielen und sie möchte gehen. Dass da kommen Gedanken wie ‚Die wird jetzt ‘nen neuen Mann haben 
und meine Tochter wird von ihm erzogen, wer weiß, was er mit ihr anstellt!‘ Das sind ja, das sind ja wirk-
lich Gedanken, die diese Menschen beschäftigen, die haben, die hören ja von sowas in den Medien und 
Stiefmutter, Stiefvater ist ja ganz schrecklich, die können nur schlecht sein, die können nur Kindern Böses 
antun und das ist ja nicht nur Mann und Frau Beziehungen, es ist, es geht ja um das Kind und  ‚Was pas-
siert mit meiner Ehre? Was reden, was sagen die Leute? Was denken die? Konnte nicht mal auf die, auf 
seine Familie achten‘ Da wird ja, nach einer Trennung kommt ja Vieles. Die Frau redet dann überall her-
um, wie schlecht er ist. Wenn Männer hier sind, […] sagen [sie, A.M.] auch zu mir: ‚Und wer, wer setzt 
sich dann für unsere Rechte ein? Ich, mir geht's ja auch nicht gut, bei einer Trennung und ich kann nicht 
wie eine Frau darüber reden.‘ Das ist auch ‘ne wichtige Sache, dass Männer auch vielleicht reden können, 
dass verarbeiten können.“ (Expertin für Migrationsberatung, 31 – 32) 

Auch die Integrationsbeauftragte der Polizei verweist auf Konfliktpotenziale, die die Lebenssituation 

der Täter erschweren und zur Gewalteskalation beigetragen haben. 

„wir erfahren [in der diskutierten Fallbeschreibung, A.M.] aber nicht, ob Murat vom Bildungsniveau auf 
ihrer, auf ihrer Augenhöhe ist, oder auch da vielleicht schon Konfliktpotenzial liegt. […] ob er vielleicht 
Importbräutigam ist. Dass er die traditionelle Männerrolle nicht übernehmen kann. Können wir vermuten 
jetzt, aber wir, wir wissen es nicht. […] Und auch da möchte ich noch mal sagen, möchte ich auch noch 
mal den Blickwinkel ändern, wir sehen jetzt nur, sie erfährt Gewalt durch die Schwiegereltern und Eltern 
und den Druck durch die muslimische Community, […] deswegen möchte ich anregen, dass wir bei aller 
Beratung nicht nur die Frauen, die Opfer im Blick haben, sondern uns weiter fassen, nämlich die Eltern 
und die Männer genauso mitbetreuen.“ (Gruppendiskussion 1, 39 – 39) 

Die Frage des sozialen Drucks bzw. der sozialen Rollenerwartungen stellt der Experte für kultur- und 

migrationssensible Täterarbeit heraus. Insbesondere spielt der Einfluss der Schwiegereltern, die „in 

vielen Bereichen die Entscheidungen“ treffen, eine zentrale Rolle und führe oftmals zu Konflikten. 

Auch die teilweise finanziellen „Ansprüche“ der Familie belasten den Täter und begünstigen die Ge-

walteskalation. 

„[Es ist, A.M.] oft so, dass die Schwiegereltern immer noch 'ne extrem wichtige Rolle spielen, ne? Ich hab' 
also in 50 Fällen der Männer, die dann hierherkommen und dann in der Beziehung spielen die Schwieger-
eltern 'ne extrem große Rolle bis hin zu, dass die in einem Haus wohnen und dass immer noch sie in vie-
len Bereichen die Entscheidungen treffen, ne? Auch teilweise unabhängig, ob die dann hier leben oder in 
der Türkei. [...] Wenn ein Mann dann auch zwangsverheiratet oder mit dem- der los geschickt, wird um 
Geld zu schicken, orientiert der sich an dem, was seine Familie im Herkunftsland noch sagt und die Fami-
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lie der Frau hat auch natürlich Ansprüche und dann knallt es“ (Experte für kultur- und migrationssensible 
Täterarbeit, 4 – 4) 

Die Bedeutung finanzieller Ansprüche führt der befragte Experte für die Täterarbeit im folgenden 

Zitat weiter aus. Hier wird außerdem deutlich, dass die Familien des Mannes und der Frau bzgl. der 

Frage der Anerkennung, sei es finanzieller oder persönlicher Art, in einem Konkurrenzverhältnis ste-

hen. Diese Ansprüche und Konflikte wirken sich auf das Eheverhältnis aus und tragen zu Gewalteska-

lationen bei. 

„Das ist das […] Finanzielle meist […]. Zum Beispiel auch so, welche Familie wird mit wie viel unterstützt? 
Es geht bis dahin, dass es auch Streitigkeiten gibt, wenn sie sich nicht gegenseitig besuchen oder nur der 
eine oder die andere das Gefühl hat ‚Meine Eltern werden bevorzugt‘ bis hin zu, dass sie sagen ‚Wieso 
habt ihr denn jetzt noch keine Kinder bekommen?‘ Also darum geht 's ja auch noch.“ (Experte für kultur- 
und migrationssensible Täterarbeit, 7 - 11) 

„Also die haben 'ne extreme Macht zu sagen- also steuern diese Familien immer noch, also die Familien-
planung ist noch in deren Hand, also in der Hand der Eltern und nicht dieser Familie, die vielleicht keine 
Kinder kriegen können […] meine Erfahrung ist, dass sie noch nicht so richtig Familie geworden sind. [Und 
sie, A.M.] werden von Familienangehörigen oder vom sozialen Umfeld immer noch gesteuert oder lassen 
sich steuern. […] also was wir dann immer anbieten in Paarberatung oder Familienberatung eben zu gu-
cken, […] wie können sie aus diesem Dilemma raus? Weil die Schwiegereltern sind ja auch nicht glücklich, 
wenn sie nur am Stress machen sind, oder das Gefühl haben, es hört niemand zu.“ (Experte für kultur- 
und migrationssensible Täterarbeit, 14 – 14) 

Dieser Einfluss der Herkunftsfamilien auf die Partnerschaft beginnt bereits mit der Partnerwahl. So 

verweist der Befragte darauf, dass zahlreiche Männer von Zwangsheirat betroffen sind. 

„Es gibt auch zum Beispiel viele Männer, die, ich glaub' bundesweit sind's an Zahlen, also jährlich vier- bis 
fünftausend Männer, die über 'n halt 'ne Heirat oder Zwangsheirat nach-nach Deutschland kommen und 
'n paar hatten wir auch, also wo sie der Frau schon also unterlegen waren, also sprachlich oder auf 'm 
Arbeitsmarkt auch, also die hatten wir ja auch und dann mit ihnen, ne? Also einmal am Gewaltthema zu 
arbeiten und irgendwann auch mal für sich 'ne Entscheidung zu treffen, was […] diese Situation mit ihm 
macht, ne? Diese, oder einige dieser, ne? Haben wir über Zwangsheirat, die hier herkommen, haben auch 
ihrer zurückgebliebenen Familie versprochen, sie zu unterstützen auch, ne? Das sind so Themen, die zu-
sätzlich zu den anderen Themen, die wir mit behandeln, da auch mit berücksichtigen, in welcher Situati-
on stecken sie und das ist dann ganz unterschiedlich, ne? Es gab Männer, die gesagt haben: ‚Ich hab' 
meiner Familie und meinen Eltern versprochen, dass ich soundso viel Geld schicke und wenn er dann 
hierher kommt und merkt er hat, er muss […] mit der Frau aushandeln, wer jetzt nun das Arbeitserlaub-
nis bekommt. Also es gibt ja glaub' ich rechtlich so die Situation die- wo die Frau dem Mann die- das Ar-
beitsrecht sozusagen übergeben kann. Wenn sie's nicht tut, dann kann er nicht arbeiten, kann die Spra-
che nicht und kann sozusagen diese versprochenen Verpflichtungen nicht einhalten, das war 'ne Zeit lang 
'n ganz großes Thema.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 31 – 31) 

Vor diesem Hintergrund, so der befragte Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, ist 

für einige seiner Klienten eine Scheidung die einzige Option, die dazu führt, die Gewaltspirale zu 

durchbrechen. Der Hintergrund in diesen Fällen ist, dass die Partnerwahl sowohl vonseiten der Eltern 

des Mannes als auch vonseiten der Eltern der Frau erzwungen wurde. Um diesem Wunsch der Eltern, 

eine Ehe zu führen, gerecht zu werden, stellte ein Paar „das Funktionieren“ in das Zentrum der Be-

ziehung, wodurch die Ehepartner unglücklich wurden und es zu Gewalteskalationen kam. 

„Weil sie über all die Jahre das aus den Augen verloren haben, also, dass die Beziehung […] keine wichti-
ge Rolle gespielt hat, nur das Funktionieren 'ne Rolle gespielt hat, ne? Ich hab' einen Mann gehabt, der 
[…] die Partnerin auch, 20 Jahre lang sich was vorgemacht haben. […] Weil das 'ne- seine Eltern ihn dazu 
gezwungen haben zu heiraten, ihre auch, die wussten von Beginn an, dass es keine Ehe [ist, die, A.M.] 
auf Liebe basiert und das haben die 20 Jahre durchgezogen, bis es denen gedämmert ist, dass sie dann 
krank werden, wenn sie so weiter machen. Und irgendwann hat er für sich entschieden, sich scheiden zu 
lassen. Die Konsequenz war, dass er auch seine Eltern erstmal verloren hat. Das ist ja die Angst der Meis-
ten, dass die Eltern dann auch den Kontakt abbrechen, wenn die Ehe sagen wir mal, ja in Trennung oder 
in Scheidung geht. […] Da geht 's ja um gewaltfrei zu leben, was braucht er dazu? Und oft es gibt Män-
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ner, die zum Schluss kommen: ‚Ich muss mich trennen, wenn ich gewaltfrei leben will, weil ich dem nicht 
gerecht werden kann‘, weil das System schon so verfallen ist, dass er keine Hoffnung mehr sieht […] ‚Also 
ich lebe lieber alleine, als ich nochmal gewalttätig werde und dann noch, ne? Strafrechtlich vielleicht ver-
folgt werde oder [ich, A.M.] meiner Frau oder den Kindern Schaden zufüge, […] ich nehme den Weg und 
ich trenne mich.‘ Das finde ich also, ja. Also für ihn 'ne richtige Entscheidung.“ (Experte für kultur- und 
migrationssensible Täterarbeit, 16 – 18) 

Ergebnis 3: Das durchgeführte Experteninterview liefert vier Anhaltspunkte, die für die Ge-

staltung einer kultursensiblen Täterarbeit relevant sind. Sie betreffen (a) die Inhalte und 

Ziele, (b) die ethnische Konstellation der Berater/innen und (c) die Zielgruppe. 

Zu a) Inhalte und Ziele 

Als zentrale Inhalte des kultursensiblen Gruppenangebots für Täter gelten die Auseinandersetzung 

mit der Gewalttat, die Entwicklung von Opferempathie, die Entwicklung von Notfall- und Sicherheits-

plänen sowie die Kompetenz, gewaltfreie Konfliktlösungsstrategien anzuwenden. Neben diesen 

Themen spielen migrationsspezifische sowie religions- und kulturspezifische Themen – etwa die 

Themen Diskriminierungserfahrungen, Flucht und Verfolgung, Zwangsheirat und Ehrbegriff eine Rol-

le. 

Machen die Beratenden ihrem Klienten bereits in der Erstberatung das inhaltliche Ziel transparent, 

dass es im Hilfeprozess darum gehe, ein „Verständnis“ für die Bedingungen und Zusammenhänge des 

Konflikts zu entwickeln („wir möchten wissen, […] was hat Sie gefühlsmäßig dazu gebracht, dass Sie 

ausgerastet sind?“), wird der inhaltliche Einstieg in den Beratungsprozess und der Beziehungsaufbau 

erleichtert. 

„Also der Zugang der Männer gelingt besser, wenn die Kollegen, die die Erstberatung machen, sagen wir 
mal, also schon sensibel in der Form […] 'n Verständnis dafür aufzubringen zu sagen: ‚Dass Gewalt pas-
siert, ja, aber wir möchten wissen, also möchten Sie was daran ändern oder was hat Sie gefühlsmäßig 
dazu gebracht, dass Sie ausgerastet sind?‘ Dann werden die Befürchtungen eher weniger. Wenn man, ich 
sag' mal, von Beginn an mit den Männern sehr konfrontativ angeht in den Erstberatungen, dann ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie dann nicht kommen größer, als wenn man erst so 'ne Art Beziehung auch 
aufbaut, auch ihn versteht, warum er das tut, dann erleichtert man das.“ (Experte für kultur- und migra-
tionssensible Täterarbeit, 25 – 25) 

Als zentrales Ziel stellt der Befragte die Übernahme von Verantwortung für das eigene Verhalten 

heraus. Ein zentraler Lernprozess bestehe für die Täter darin, zu verinnerlichen, dass sie „zu 100 Pro-

zent für ihr Tun beziehungsweise Nichttun verantwortlich sind“. In seiner Begründung stellt der Be-

fragte dies in den in Ergebnis 2 erläuterten familiären Kontext: Stehen die „Familieninteressen“ im 

Vordergrund werden gleichzeitig „individuelle Interessen, Bedürfnisse zurückgestellt“. Die Täter be-

wegen sich hier, so der Befragte, in einem „Spannungsfeld“ zwischen den Bedürfnissen der Großfa-

milie und denen der Kernfamilie. Dieses „Gleichgewicht zu halten, ist für die Männer schwierig“. 

„Das ist eins der größten Themen, ja, dass die Teilnehmer zu 100 Prozent für ihr Tun beziehungsweise 
Nichttun verantwortlich sind. Das verstehen sie dann: ‚Ja wie kann ich für mein Nicht-tun verantwortlich 
sein?‘ Dann sag' ich: ‚Wenn Sie da sitzen und nichts tun, dann sind Sie's.‘ Also 'ne? ‚Dann tragen Sie die 
Verantwortung auch dafür, auch dafür, wenn Sie aufstehen und etwas Ungemessenes machen.‘ Aber das 
ist ein großes Thema, also generell Verantwortung für ihr Handeln zu übernehmen, ist 'n großes Thema, 
also nicht immer abzuweichen, Nebenschauplätze zu suchen, ne? Sein eigenes Verhalten davon abhängig 
zu machen, was andere tun. […] mir fällt immer wieder auf, dass zum Beispiel Männer, die dann mehr in 
so 'nem Kollektiv auch in so 'nem Familienleben, wo die Familieninteressen im Vordergrund stehen, also 
dieses individuelle Interessen, Bedürfnisse zurückgestellt werden. Das hat man immer noch. Und zum 
Beispiel gibt es auch viele Männer, die sagen ‚Ich muss doch für meine Familie sorgen‘ […] und, dass […] 
die Interessen und Bedürfnisse des Mannes immer wieder zurückgestellt werden, der Frau dann auch. 
Das ist also so 'n Thema ist auch Individualismus versus Kollektivismus. Was macht das mit den Män-
nern? Also die über Jahre nur Verantwortung für andere, was fehlt ihm denn dabei? […] Das ist alles 
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schön und gut, aber wo ist die Grenze dessen, also was Sie für die Familie tun oder was Sie für ihre eigene 
Familie zu tun, ne? Dieses Spannungsfeld […] denen also anschaulich zu machen zu sagen: ‚Es hat, also 
beides hat etwas.‘ Also ich finde auch nicht, wenn man nur das eine oder andere - find ich auch persön-
lich - also es darf das eine oder das andere nicht überwiegen, also dieses Gleichgewicht zu halten, ist für 
die Männer schwierig.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 79 – 82) 

Das starke Interesse daran, den Ansprüchen und Bedürfnissen der Familie gerecht zu werden, nimmt 

der Befragte auch als Ressource wahr. Er erläutert, dass die Täter v.a. dazu bereit sind, sich im Rah-

men der Gruppenarbeit mit der Situation der Kinder auseinanderzusetzen. Hierbei wird deutlich, 

dass die Situation der Kinder in der Wahrnehmung der Täter zunächst eine untergeordnete Rolle 

spielt und durch das Hilfsangebot eine deutliche Sensibilisierung stattfindet. 

„Wo ich auch an Männer etwas leichter herankomme, ist auch in den meisten Fällen [die] Auswirkungen 
von Häuslicher Gewalt auf Kinder. Das ist ja auch 'n Teil in der Arbeit, in der-in der Gruppe […], wo die 
Auswirkungen auf die Kinder auch thematisiert wird, bis hin zum ne? Also wenn Gewaltvorfall war, wo 
haben sich die Kinder, ne? Wo waren die, oft sagen sie ja: ‚Naja, das Kind war im Schlafzimmer, hat die 
Tür zugeknallt, hat nichts mitgekriegt.‘ Das stimmt ja so nicht, also die kriegen ja immer was mit. Also 
das mit denen zu erarbeiten. Oder es gibt Kinder, die dann dazwischen gehen, wo Männer […] überhaupt 
keine Wahrnehmung haben, ob Kinder da in dieser Situation waren oder nicht. Und dann dämmert es 
denen, dass das Kind ja eigentlich schon, also sich schützend vor die Mutter stellt oder versucht hat, das 
abzuwehren. Das ist denen aber, wenn man in der Gruppe damit arbeitet und ihnen das einzeln durch-
geht, […] den Gewaltvorfall, den dämmert's dann erst, was das mit den Kindern macht, dass sie bis dahin 
das komplett ausblenden, also sozusagen in ihren Vorstellungen die Kinder sind gar nicht da und da ist es 
auch etwas leichter, an sie ran zu kommen.“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 46 – 
46) 

Welche hohe Relevanz die Thematik, Verantwortung für das eigene Handeln übernehmen zu lernen, 

für die Klienten hat, wird auch dann deutlich, wenn der Befragte darüber berichtet, dass es den Kli-

enten zu Beginn des Hilfeprozesses noch nicht gelingt, ihre Erwartungen zu verbalisieren. Dies mag 

zum einen daran liegen, dass ihnen das Setting einer psychosozialen Gruppenarbeit fremd ist, zum 

anderen kann dies auch mit dem o.g. Hintergrund, sich mit den zahlreichen Ansprüchen verschiede-

ner Familienangehöriger überfordert zu fühlen und gleichzeitig die eigenen Bedürfnisse zu negieren, 

zusammenhängen. Das Ziel, eigene Erwartungen ausdrücken zu lernen, dient dem Beratungsteam 

zum einen dazu, den Gruppen- und Beratungsprozess klientenzentriert gestalten zu können, hat aber 

auch zum Ziel, dass sich die Täter den Hilfeprozess zu eigen machen, indem sie sich darüber klar wer-

den, welches die Themen und Ziele sind, die sie eigenverantwortlich einbringen und mithilfe des 

Gruppen- und Beratungsangebotes verfolgen möchten. Dabei fällt es den Klienten schwer, so der 

Befragte, den Fokus von dem übergeordneten expliziten Ziel, „nicht mehr gewalttätig zu werden“ 

zunächst wegzunehmen und die impliziten Ziele zu fokussieren, die diesem Ziel vorgeschaltet sind. 

Ziel ist, dass sie die Schritte und Möglichkeiten erkennen, die sie unmittelbarer umsetzen könnten – 

wie bspw. die Reflexion der Entstehung der Gewalt oder das Erkennen eigener Bedürfnisse – und 

lernen, die Verantwortung dafür übernehmen, sie zu erreichen.  

„In der ersten Sitzung machen wir Erwartungen und Befürchtungen, das ist 'n ganz schwieriges Thema, 
weil sie erstmal das nicht verstehen, aber was viele sagen ‚Naja, meine Aggressionen unter Kontrolle be-
kommen, nicht mehr gewalttätig zu werden.‘ Aber sonst ist da relativ wenig, weil sie sich eigentlich über 
diese Programme nicht kennen, ne? […] Also wir sagen dann: ‚Nennen Sie uns bitte drei Erwartungen, 
drei Befürchtungen.‘ Ne? […] die haben's nicht gelernt, also sowas zu sagen. […] mit Hilfe der anderen 
kommen sie dann, wenn 's hoch kommt auf zwei Erwartungen.“ (Experte für kultur- und migrationssen-
sible Täterarbeit, 23 – 23) 

Leichter fällt es den Klienten hingegen, ihre Befürchtungen zu benennen. Hier handelt es sich meist 

um befürchtete Sanktionen, wie z.B. „Ärger von der Staatsanwaltschaft“, so der Befragte. Dies erin-

nert an die empirischen Arbeiten Kohlbergs, die im Ergebnis in der Entwicklung eines Stufenmodells 

moralischer Entwicklung des Menschen mündeten. Die Angst vor Strafen ordnet er der so genannten 
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präkonventionellen Stufe zu, die Kinder in ihrer Entwicklung als erstes durchlaufen. Im Falle „hoher 

emotionaler Involviertheit“ (Schweer/Schulte-Pelkum, 2013, S. 66) ist es laut Kohlberg aber auch 

möglich, im weiteren Lebensverlauf auf diese Stufe zurückzufallen. Das folgende Zitat illustriert die 

vom befragten Experten wahrgenommenen Befürchtungen der Täter. 

„bei Befürchtungen kommen sie eher, ne? Wenn sie dann 'ne Auflage haben, sagen sie: ‚Oh, wenn ich 
nicht hierher komme, kriege ich Ärger von der Staatsanwaltschaft.‘ Oder:  ‚Meine Frau trennt sich dann 
von mir.‘ Oder: ‚Die Kinder werden entzogen‘ Oder wie auch immer: ‚Oder das Sorgerecht wird entzo-
gen.‘“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 23 – 23) 

Die Kompetenz, den Fokus weg von befürchteten Sanktionen hin zu eigenen Erwartungen und Be-

dürfnissen zu richten, entsteht, so der Befragte, während des Hilfeprozesses. 

„Wenn sie sich mit dem Thema Häusliche Gewalt oder überhaupt Gewalt auseinandergesetzt haben, 
wird die Erwartung auch […] durchaus ab Mitte der Sitzung 13 oder 14 viel mehr. Dass sie dann auch so 
Themen benennen bei Erwartungen: ‚Das Thema begleitet mich seit Jahren, hab's nicht bearbeitet und 
kann es jetzt bearbeiten.‘ Und das bringen sie dann auch ein. Sonst sitzen sie erstmal da und wissen nicht 
und wo sie dann auch manchmal noch kommen: ‚Ja, ich will meine, ne, Erwartung ist meine Beziehung 
wieder- ne?" Obwohl das nicht Kernthema […] ist, aber dann kommen schon so Ideen, wo sie merken, 
was sie noch für sich brauchen. Aber das kommt, muss ich sagen, ab der zehnten Sitzung.“ (Experte für 
kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 24 – 24) 

Zu b) Die Bedeutung der geschlechtsspezifischen und ethnischen Konstellation der Bera-

ter/innen 

Der befragte Experte bietet u.a. eine Gruppe für türkischsprachige Täter an. Dieses Angebot führt er 

mit einer deutschsprachigen Kollegin gemeinsam durch. Hierbei spielt sowohl das Geschlecht als 

auch die ethnische Zugehörigkeit des Beraters und der Beraterin eine Rolle.  

Im folgenden Zitat wird die Verschränkung der Kategorien „Ethnizität“ und „Geschlecht“ inhaltlich 

deutlich. So stellt der Befragte heraus, dass seine deutsche Kollegin insbesondere dann angespro-

chen wird, wenn sie durch ihr ‚Anders-sein‘ einen Zugang in die Erfahrungs- und Lebenswelt ‚der 

anderen‘ Kultur bietet. Auch hier wird erneut deutlich, dass die Gestaltung des Ehe- und Familienle-

bens und das damit verknüpfte Geschlechterverhältnis ein Kristallisationspunkt ethnischer Unter-

scheidungspraxen ist. Die Klienten wünschen sich von ihr Informationen über die ‚andere‘ Kultur 

(„wie […] in Deutschland Ehen […] funktionieren“) oder über das ‚andere‘ Geschlecht („die Rolle der 

Frau“). Dies ermöglicht, so der Befragte, die Auseinandersetzung mit „Vorurteilen“ (Experte für kul-

tur- und migrationssensible Täterarbeit, 31 – 31). 

„Es gibt so bestimmte Themen, wo sie dann meine Kollegin ansprechen, zum Beispiel, wenn's um die Rol-
le der Frau in der Familie geht, gibt es viele, also die neugierig sind und dann meine Kollegin fragen und 
sagen: ‚Wie ist es denn bei Ihnen zum Beispiel?‘ […] ob sie dann antwortet oder nicht, ist ihr ja überlas-
sen, ne? Aber wie auch in Deutschland Ehen also funktionieren oder Versprechungen und dann ist es für 
mich gut sich daraus zu halten, dann macht sie das oder über die Rolle der Frau, Sexualität zum Beispiel 
wurden sehr viele Fragen dann eher an meine Kollegin gestellt werden, als an mich.“ (Experte für kultur- 
und migrationssensible Täterarbeit, 32 – 32) 

In diesem Zitat wird deutlich, dass die Gelegenheit, sich in diesem Setting mit ethnischer Diversität 

auseinanderzusetzen, von den Tätern aktiv genutzt wird. Diese Auseinandersetzung mit ‚dem Ande-

ren‘ ermöglicht es ihnen, sich zum einen der eigenen Wünsche zur Gestaltung von Ehe und Familie 

bewusst zu werden. Zum anderen bietet sich auch die Möglichkeit, dass ihnen Zuschreibungsprozes-

se bewusst werden, die einem authentischen Lebensstil entgegenwirken. Diese betreffen vor allem 

die Frage der Männlichkeit, der Weiblichkeit oder der Geschlechtlichkeit allgemein sowie die Frage 

der ethnischen Zugehörigkeit und des Migrationshintergrundes. Die persönliche Auseinandersitzung 

mit einer Beraterin zur „Rolle der Frau“ befördert ferner neben einer allgemeinen, geschlechterüber-

greifenden empathischen Haltung möglicherweise auch die Entwicklung von Opferempathie. 
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Darüber hinaus stellt der Befragte seine Erfahrung heraus, dass in einer zweisprachigen bzw. bi-

ethnischen Konstellation eher die Auseinandersetzung mit Diskriminierungserfahrungen gesucht 

wird. Die Präsenz einer Beraterin deutscher Herkunft bietet den Klienten die Möglichkeit, ihre Erfah-

rungen nicht nur innerethnisch zu reflektieren, sondern sich an eine Ansprechpartnerin der ethni-

schen Mehrheit wenden zu können. 

„Das deutsche System grenzt ja, sagen wir mal, Migranten aus, wo ich sage: ‚Rechtlich ja, aber was hat 
das mit dem Thema hier zu tun, während du deine Frau, ne, verprügelst? Was ist das- was hat das mit 
dem System zu tun?‘ Und setzen sie sich dann mit meiner Kollegin auseinander. Ich muss es aushalten, 
übersetzen, dass es verständlich ist.“ (Experte für Täterarbeit, 31 – 31) 

Einen möglichen Zusammenhang zwischen erlebter Diskriminierung und der Entstehung von Part-

nergewalt entkräftet der Befragte im Beratungsprozess mit der Frage „was hat das mit dem System 

zu tun?“. Im Rahmen der in Düren durchgeführten Studie und auch im Rahmen dieser Untersuchung 

wurde hingegen eine deutliche Ethnisierung des Geschlechterverhältnisses deutlich. So entwickeln 

sich Mythen über Macht, Gewalt und Männlichkeit, die von Betroffen selbst verinnerlicht werden 

können. Solche Prozesse aus der Perspektive der Täter genauer zu untersuchen, stellt ein For-

schungsdesiderat dar, das zur Entwicklung einer adäquaten Täterarbeit im Migrationskontext bei-

trägt. 

Zu c) Zielgruppe 

Die o.g. Bedeutung der Familieninteressen macht es, so der Befragte erforderlich, einen systemi-

schen Ansatz zu wählen. Die Zielgruppe seines Angebotes wird neben der Einbindung der Ehefrau 

auch auf die Eltern und Schwiegereltern erweitert.  

„So, dass wir zum Beispiel auch den Familienberatung auch anbieten. Also wenn in der Erstberatung, die 
ich dann mache, sich herauskristallisiert, dass zum Beispiel ich von Mann und Frau höre […], dass beide 
unter dem Druck der Schwiegereltern leiden, frage ich die, ob es okay ist, wenn wir die die Familienange-
hörigen auch mit einladen zur Erstberatung und machen dann mit, soweit sie wollen, bis zu fünf Bera-
tungstermine für Paare beziehungsweise Familienangehörige auch.“ (Experte für kultur- und migrations-
sensible Täterarbeit, 4 – 4) 

Die Angehörigen zu motivieren, dieses Beratungsangebot in Anspruch zu nehmen, ist – so der Befrag-

te – nicht immer erfolgreich.  

„Also viele scheuen sich auch, ne? […] sehen es auch nicht ein irgendwo hingehen zu müssen, auch was 
verändern zu müssen. Ich muss hinter den, sagen wir mal, Älteren herlaufen. Ich bin ja auch nun etwas 
älter, die dann einen vielleicht [eher, A.M.] annehmen. Aber ich stelle mir mal vor, wenn jemand da wär', 
der vielleicht zehn, 20 Jahre jünger wäre als ich, dann [wird es, A.M.] noch schwieriger sein, um an die 
Menschen heran zu kommen, die nicht einsichtig sind, dass auch sie- also was deren Anteil ist, warum 
der Sohn gewalttätig wird. Aber 'n ganz schwieriges Feld, also man braucht mindestens zwei Sitzungen 
bis die auch überhaupt also so 'n Stück weit heranzukommen, dass der Grund dieses Verhaltens auch 
möglicherweise 'n bisschen zurückliegt, ne? Also auch in diesem Familiensystem liegen kann.“ (Experte 
für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 67 – 67) 

Als Erleichterung stellt er im Folgenden die altersspezifische Nähe dar. Berater, die jünger seien, hät-

ten mit größeren Schwierigkeiten zu rechnen. Seine geschlechtsspezifisch und auch ethnische Zuge-

hörigkeit benennt er nicht, wobei dennoch davon auszugehen ist, dass sie auch eine zentrale Rolle 

spielen. 

4.2.3 Migrationsspezifische Angebote 

Die im Folgenden dargelegten Analyseergebnisse zur Bedeutung migrationsspezifischer Angebote 

schließen an die in Kapitel 4.1.2 heran geführten Erkenntnisse an. Hier wurden die Barrieren darge-

stellt, die die Betroffenen daran hindern, sich im Falle Häuslicher Gewalt an das Hilfesystem zu wen-
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den. Die dargestellten Barrieren resultieren zum einen auf möglicherweise unzureichenden Kenntnis-

sen über das Hilfesystem, zum anderen auf expliziten Vorbehalten gegenüber dem Hilfesystem. 

Wie bereits an mehreren Stellen dieser Studie deutlich wurde, ist die Gestaltung des Ehe- und Famili-

enlebens und das damit verknüpfte Geschlechterverhältnis ein Kristallisationspunkt ethnischer Un-

terscheidungspraxen. Dies ist als zentraler Grund anzusehen, warum das als deutsch konnotierte 

Hilfesystem die Betroffenen mit Migrationshintergrund vor allem im Bereich der Prävention Häusli-

cher Gewalt nur unzureichend erreicht. Von den potenziellen Klient/innen wird befürchtet, als ‚an-

ders‘ und ‚fremd‘ etikettiert und aufgrund abweichender Vorstellungen abgelehnt zu werden. Teil-

weise wurde die Erfahrung gemacht, dass die angebotenen Hilfen vorrangig auf Trennung und Schei-

dung ausgerichtet seien, teilweise basieren solche und weitere Vorbehalte aber auch auf Gerüchten. 

Ein weiterer Aspekt sind Ängste vor oder Erfahrungen mit Diskriminierung bei der Inanspruchnahme 

sozialer Dienste. Vor diesem Hintergrund können migrationsspezifische Angebote zum einen dazu 

genutzt werden, den Betroffenen den Weg in das Hilfesystem zu ebnen, indem sie über das Hilfesys-

tem aufklären, Vertrauen schaffen und die Betroffenen weitervermitteln. Zum anderen können sie 

aber auch durch Vernetzung und Kooperation mit anderen Fachdiensten und Behörden zu einer Sen-

sibilisierung für die Bedeutung einer ethnischen Diversität in der Migrationsgesellschaft beitragen 

(vgl. hierzu Kapitel 4.1.3). 

Die nun folgenden Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf Migrationsberatungsstellen und 

offene Angebote für Migrant/innen. Dies ist zum einen der Tatsache geschuldet, das Fachkräfte aus 

diesen Institutionen an der durchgeführten Studie teilgenommen haben. Ein weiterer Grund ist aber 

auch, dass diese Angebote Raum bieten, dass sich Klient/innen im Falle Häuslicher Gewalt Hilfe ho-

len. 

Aus dem vorliegenden Datenmaterial ergeben sich folgende Ergebnisse: 

1. Einige Befragte erachten migrationsspezifische Angebote als geeignete erste Anlaufstelle für 

Frauen und ihre Familien, die von Häuslicher Gewalt betroffen sind. Dies erfordert zum einen 

eine Enttabuisierung der Thematik und zum anderen eine Qualifizierung der dort beschäftig-

ten Fachkräfte. 

2. Ein Bildungs- und Beratungszentrum für Muslim/innen soll auf der Basis der kulturellen und 

religiösen Nähe ein niedrigschwelliges und vernetztes Angebot für von Häuslicher Gewalt be-

troffene Frauen, Paare und Familien mit muslimischem Hintergrund bereitstellen. 

Ergebnis 1: Einige Befragte erachten migrationsspezifische Angebote als geeignete erste 

Anlaufstelle für Frauen und ihre Familien, die von Häuslicher Gewalt betroffen sind. Dies 

erfordert zum einen eine Enttabuisierung der Thematik und zum anderen eine Qualifizie-

rung der dort beschäftigten Fachkräfte. 

Der Schritt, im Falle Häuslicher Gewalt in einer Frauen- oder Familienberatungsstelle Hilfe in An-

spruch zu nehmen, ist für viele betroffene Frauen nicht selbstverständlich. Aus diesem Grund ist eine 

erfolgversprechende Strategie darin zu sehen, das Personal, das in Anlaufstellen für Migrant/innen 

tätig ist, für das Themenfeld Häusliche Gewalt zu qualifizieren, um ihnen im Bedarfsfall Hilfen anzu-

bieten und ihnen u.U. den Weg in das Hilfesystem zu ebnen (Müller 2013, S. 75f.). So können Migran-

tinnen das ihnen bereits bekannte und vertraute Hilfeangebot im Falle Häuslicher Gewalt als erste 

Anlaufstelle nutzen. 

Dass sich diese Strategie als erfolgreich erweist, wird im vorliegenden Datenmaterial an verschiede-

nen Stellen deutlich. So erläutert eine Fachkraft, die im Integrationsreferat der Stadt tätig ist und 

Menschen mit Migrationshintergrund berät, dass sich Klientinnen, denen Häusliche Gewalt widerfah-
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ren ist, ihr bereits anvertraut haben (Gruppendiskussion 3, 39 – 42). Eine weitere Diskutantin, die in 

einer Frauenberatungsstelle tätig ist, berichtet von einer Kollegin, die sowohl in der Frauenberatung 

als auch in der Migrationsberatung tätig ist. Diese Kollegin wird, seit sie in der Frauenberatung tätig 

ist, nun auch in der Migrationsberatungsstelle von ihren Klientinnen im Falle Häuslicher Gewalt als 

Beraterin aufgesucht. 

„Also S. sagt, sie ist ja in der Migrationsberatung […] angestellt, und sie sagt, seit sie bei uns [in der Frau-
enberatungsstelle, A.M.] arbeitet, kommen Frauen zu ihr in die Migrationsberatung, mit der Gewaltthe-
matik. Vorher nicht. Früher war das nicht Thema.“ (Gruppendiskussion 2, 264 – 264) 

Die befragte Expertin aus dem Bereich der Migrationsberatung beobachtet jedoch, dass ihre Kolle-

ginnen und Kollegen die Relevanz der Thematik falsch einschätzen. 

„Aber irgendwie fühlt sich da [in der Migrationsberatungsstelle, A.M.] niemand so [zuständig, A.M.], 
Häusliche Gewalt wird auch so ein bisschen so als Extremfall gesehen: ‚Kommt ja nicht so oft vor.‘ Ich 
würd' behaupten, es kommt eigentlich recht häufig vor, nur eben in unterschiedlichen Maßen.“ (Expertin 
für Migrationsberatung, 99 – 99) 

Vor diesem Hintergrund hält sie eine Qualifizierung der Fachkräfte, die in der Migrationsberatung 

tätig sind, für notwendig, um dem Bedarf der Klientel entsprechen zu können (Expertin für Migrati-

onsberatung, 88 – 94). 

Dass im Falle Häuslicher Gewalt eher die Migrationsberatungsstelle konsultiert wird, begründet die 

befragte Expertin für Migrationsberatung folgendermaßen: 

„die Frauen kommen ja hier hin [in die Migrationsberatungsstelle, A.M.]. Die kommen aber eher mit an-
deren Dingen, aber nebenbei wird dann natürlich auch über das Problem geredet. Aber in der Frauenbe-
ratungsstelle ist es ja was anderes. […] Und das ist ja eher, ne, die Frau hat ein Problem. Und wenn ihr 
Mann das sieht, das ist ja noch schlimmer und […] dann kommt sie hier hin und ich weiß dann auch, dass 
sie ein Problem hat. […] Aber hier hinkommen sie eher, erzählen erstmal was anderes, und dann kommt 
die eigentliche Sache. […] Und wir stellen ja auch Flyer aus, dann gucken sie auch wenn sie warten“ (Ex-
pertin für Migrationsberatung, 77 – 79) 

Aus diesem Zitat geht hervor, dass die Migrationsberatungsstelle ein Rahmen ist, der die betroffenen 

Frauen zum einen davor schützt, dass ihr Ehemann gewahr werden könnte, dass sie seine Taten of-

fenbart und Hilfen in Anspruch nimmt („Und wenn ihr Mann das sieht, das ist ja noch schlimmer“). 

Zum anderen ist die Schwelle, sich einer bereits bekannten Person anzuvertrauen, niedriger. So fin-

den die betroffenen Frauen über eine andere Thematik einen Einstieg in das Beratungsgespräch und 

sprechen schließlich die Anliegen an, die ihre Gewaltwiderfahrnisse betreffen („Aber hier hinkommen 

sie eher, erzählen erstmal was anderes, und dann kommt die eigentliche Sache.“). 

Im folgenden Zitat verweist die Befragte, die selbst einen Migrationshintergrund hat, auf die Vorbe-

halte, die sie bei Migrantinnen gegenüber dem Hilfesystem wahrnimmt („viele Vorurteile gegenüber  

Beratungsstellen, Frauenhäusern oder Behörden“). Diese wurden ihr insbesondere dann bewusst, als 

sie von ihren Klientinnen auch darauf angesprochen wurde, wie „schwierig“ es für sie sei, in der 

Frauenberatungsstelle tätig zu sein. Darüber hinaus berichtet sie, dass ihre Tätigkeit so viel Aufmerk-

samkeit erregte, dass sogar Gerüchte entstanden waren („mal erzählte man, ich bin beim Jugendamt 

tätig, mal erzählte man, ich bin beim Frauenhaus tätig, und  irgendwann habe ich auch in Facebook 

geschrieben, was meine eigentliche Aufgabe ist und dann (lacht) waren auch alle ruhig“). Die ab-

schließende Bemerkung „dann (lacht) waren alle ruhig“ deutet darauf hin, dass die Befragte in ihrem 

persönlichen Umfeld eine gewisse Aufregung erlebt hat, die durch ihre Tätigkeit in der Frauenbera-

tung ausgelöst worden war. 

Ferner stellt sie heraus, dass sie ihre Tätigkeit als Beraterin mit Migrationshintergrund „anders als 

deutsche Frauen“ ausfüllt – auch vor dem Hintergrund, dass sie sich selbst als Frau türkischer Her-

kunft von ihrem Ehemann getrennt hatte. Diese eigene Erfahrung stellt sie als Motivation heraus. Sie 
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bezeichnet sich als „eine Frau, die diesen Weg gegangen ist“ und nun „auch anderen Frauen helfen 

möchte“. Dass sie dieser Aufgabe nun in der Migrationsberatungsstelle nachgehen kann, bewertet 

sie sowohl für sich selbst als auch für ihre Klientinnen positiv. Sie bezeichnet die Migrationsberatung 

als „neutral“ und bezeichnet dieses Setting als einen „geschützten Rahmen“ (Expertin für Migrations-

beratung, 87 – 88). 

Einen weiteren Vorteil, den die Befragte darin sieht, dass Frauen, denen Häusliche Gewalt widerfah-

ren ist, in einer Migrationsberatungsstelle Unterstützung suchen und finden, liegt in der Möglichkeit, 

eine Paar- bzw. Familienberatung zu erhalten, die in einer Frauenberatungsstelle nicht angeboten 

wird. In diesem Zusammenhang wird wiederum auf eine ausgeprägte Familienorientierung, die im 

Migrationskontext für die Betroffenen relevant sein kann, verwiesen („Weil die Familie […] spielt ne 

große Rolle.“). Die Verschiebung des Fokus von den Konflikten des Ehepaares hin zu den Bedürfnis-

sen gemeinsamer Kinder oder eines gemeinsamen Kindes, bewertet die Befragte als geeigneten 

Weg, der zu einer Deeskalation des Konflikts beitragen kann. 

„Also, ich bin auch ehrlich gesagt dafür, dass wenn es Beziehungsprobleme gibt, wenn es Probleme in der 
Familie gibt oder wenn die Frau Probleme halt hat, das systemisch zu berücksichtigen. Weil die Familie 
[…] spielt ne große Rolle. Ich hatte auch ein paar Fälle, wo Mann und Frau einfach, also, Beziehungsprob-
leme hatten, die Frau sich trennen wollte […] und […] wenn man ein paar Gespräche führt, das kann ich 
natürlich in der Frauenberatungsstelle nicht, aber dafür hatte ich die [Träger der Migrationsberatungs-
stelle, A.M.], so sah die Sache ganz anders aus. Und es kam nicht zu einer Eskalation. Weil wenn ein Kind 
im Spiel ist […], das ist ja von beiden Seiten, sag ich mal, ein (lacht) Interessenswesen. Man möchte ja, 
dass es dem Kind gut geht. Anstatt jetzt beide zu beschuldigen, fokussiert man das Ganze auf das Kind 
und plötzlich bemühen sie sich.“ (Expertin für Migrationsberatung, 29 – 29) 

Die Empfehlung, im Falle Häuslicher Gewalt im Migrationskontext, den Betroffenen neben einer indi-

viduellen Beratung auch einen systemischen Beratungsansatz anzubieten, wurde bereits im Kontext 

der Täterarbeit (vgl. Kapitel 4.2.2) sowie im Rahmen der in Düren durchgeführten Studie deutlich 

(Müller 2013, S. 115).  

Da bei Trennung und Scheidung für die betroffenen Frauen aufenthaltsrechtliche Konsequenzen re-

sultieren können, besteht ein weiterer Vorteil im Falle Häuslicher Gewalt eine Migrationsberatungs-

stelle zu konsultieren darin, von den dort tätigen Fachkräften eine angemessene Beratung zu erhal-

ten (Müller 2013, S. 75f; vgl. Kapitel 4.2.8). 

Ergebnis 2: Ein Bildungs- und Beratungszentrum für Muslim/innen soll auf der Basis der 

kulturellen und religiösen Nähe ein niedrigschwelliges und vernetztes Angebot für von 

Häuslicher Gewalt betroffene Frauen, Paare und Familien mit muslimischem Hintergrund 

bereitstellen. 

Im Folgenden werden die konzeptionellen Ideen analysiert, die die Expertin für die Offene Arbeit mit 

Migrantinnen im Interview dargelegt hatte. Ihr Ziel ist es, ein „muslimisches Bildungs- und Beratungs-

zentrum“ zu eröffnen. Ein Kerngedanke dieses Zentrums ist, den Imam, der – so die Befragte – oft-

mals als helfende Instanz in der muslimischen Community als Ansprechpartner in psychosozialen 

Problemlagen angefragt wird, zu entlasten und stattdessen ein Zentrum für Muslim/innen zu schaf-

fen, dass bei Bedarf professionelle Hilfen vermittelt und den Betroffenen den Weg in das Hilfesystem 

ebnet. Dieser Ansatz gleicht der „Brückenfunktion“, die die ehrenamtlichen Beraterinnen im Kreis 

Düren übernommen haben (Müller 2013, S. 14). 

„Ja, also das Zentrum […] ist auf jeden Fall ein muslimisches Bildungs- und Beratungszentrum […] [da es, 
A.M.] bisher jetzt auch so ist, dass der Imam für alles gerade stehen muss, für alles eine Lösung haben 
muss, weil das kann er nicht. Weil der Imam ist einfach ein Theologe, der kann, was die theologischen 
Ansichten betrifft, ist er Experte, keine Frage, aber wir brauchen Pädagogen wir brauchen Psychologen, 
Sozialarbeiter, wir brauchen Juristen, bei Scheidungsfragen, bei Gewaltfragen, also wir brauchen wirklich 



91 

 

in allen Bereichen Experten die dann auch helfen können und dieses Zentrum soll quasi ein Zentrum sein 
wo wir alle diese Bereiche abdecken können mit professioneller Hilfe“ (Expertin für Offene Arbeit mit 
Migrant/innen, 12 – 12) 

Die Prinzipien der Offenheit und des vernetzten Helfens stellt die Befragte im Interview an verschie-

denen Stellen heraus. 

„Genau, es muss offen sein, […] dass es nicht eine Parallelinstitution ist, sondern dass [...] da auch ir-
gendwo eine Zusammenarbeit stattfindet.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 16 – 17) 

„Auch für Frauen, wir werden auch ein Bereich auch separat für Frauen, gerade ob das Gewalt, Bildung, 
ob das jetzt die Förderung in vielen Bereichen […] dass sie auch wirklich eine Anlaufstelle haben. Und da 
ist die Frage, was die für Hilfe brauchen. Wie gesagt, Imame werden immer gebraucht und das ist auch 
gut, dass es sie gibt. Aber manchmal brauchen wir auch eine Kopplung, auch eine andere Unterstüt-
zung.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 18 – 18) 

Die befragte Expertin möchte ihre Klientinnen bei Bedarf in das Hilfesystem begleiten. Als Ausgangs-

punkt stellt sie die Vertrauensbasis heraus, die das Verhältnis zwischen ihr, den dort tätigen Fach-

kräften und den Besucher/innen charakterisiert. Nach erfolgreicher Vermittlung in das Hilfesystem 

plant sie, sich aus dem Hilfeprozess zurückzuziehen, sobald sich ein neues Vertrauensverhältnis in 

dem ausgewählten Hilfsangebot entwickelt hat. 

„dass ich dann diese Vernetzung nutze, dass ich dann quasi so diese Erstgespräche auch, weil vieles ja 
über mich läuft, dass ich dann sage: ‚So, du, ich hätte da jemand, der dir auf jeden Fall weiterhelfen 
kann. Ich bin dabei.‘ Das ist auch immer oft bei einigen, dass sie sagen: ‚Bist du dann dabei?‘ ‚Ich bin 
dann dabei beim Gespräch, wenn du magst, wenn aber nicht [dann ist es, A.M.] besser, dann kann ich 
auch was anderes machen […] dieses Vertrauen, […] so ich nehme dich jetzt an die Hand, wir kommen 
jetzt gemeinsam und [du, A.M.] setzt dich dann mit denen [zusammen, A.M.] und beim nächsten Ge-
spräch sieht es wieder anders aus, dann ist das Vertrauen erstmal angekommen, okay. Absetzen, abho-
len und dann trotzdem begleiten.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 119 – 119) 

Das Vertrauensverhältnis, welches die Grundlage ihres Angebotes ist, basiert auf der kulturellen und 

religiösen Nähe, die sie zu ihren Klient/innen hat („von Muslime an Muslime“). Diese Nähe fehlt den 

Betroffenen oftmals, wenn sie das etablierte Hilfesystem aufsuchen. An dieser Stellen wird die Rele-

vanz sozialer Differenzierungsprozesse deutlich: die Hilfe „von Muslime für Muslime“ ist eine Hilfe 

von „innen“, die Hilfe des etablierten Hilfesystems ist eine Hilfe von „außen“ (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1, 

Ergebnis 3, Punkt 2). 

„Und wenn man den Schwerpunkt, dass es sich an Muslime richtet, dass man da dann natürlich noch mal 
schaut, dass es von Muslime an Muslime, ist natürlich auch nochmal ein Aspekt. Wenn eine muslimische 
Frau kommt und dann noch mal anders auf sie zu kommt als jemand von außen. Erstmal man kennt die 
kulturellen Hintergründe, man geht sensibler damit um, auch wenn man natürlich das erreichen möchte, 
dass man die Frau letztendlich daraus irgendwo holt, aber erstmal guckt, dass man sich langsam ran tas-
tet und da kann es auch oft sein, dass es meistens derjenige diese Sensibilität oder Empathie hat, die 
auch diese Kultur kennt, ist einfach Fakt. Und da kann man vielleicht sogar meiner Meinung nach anset-
zen bevor sowas passiert.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 22 – 23) 

Die Einschätzung, dass die kulturelle und religiöse Nähe Basis einer empathischen Beziehung ist, teilt 

auch die Expertin für Integration bei der Polizei („weil sie wissen, wie ich ticke, wie ich denke, wie ich 

fühle, […] dass ich nicht mehr so viel erklären muss“). 

„Und man sieht ja auch am Beispiel [der Akteurin, die das Bildungs- und Beratungszentrum für Muslime 
plant, A.M.] […], dass jetzt nicht mehr nur wir als Mehrheitsgesellschaft ankommen und sagen: ‚Wir ha-
ben da ein Projekt. So, bitteschön! Teilnehmer.‘, sondern die […] Betroffenen selber sagen: ‚Wir erken-
nen, da ist Bedarf, da sind Bedürfnisse und wer könnte sie eigentlich besser beantworten, als wir selber in 
Kooperation mit den kompetenten Partnern, die es bereits dort gibt.‘ […] das Erfolgversprechendste ist 
wirklich, wenn da authentische, ähm ja oder sagen wir, Menschen sitzen, denen ich mich nicht erklären 
muss, weil sie wissen, wie ich ticke, wie ich denke, wie ich fühle, und die auch nicht beschult werden müs-
sen, sondern die aus sich heraus schon ja, dass ich nicht mehr so viel erklären muss.“ (Expertin für In-
tegration bei der Polizei, 19 – 20) 
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Damit auf der Grundlage religiöser und kultureller Nähe die Weitervermittlung in das Hilfesystem 

gelingt, plant die Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen innerhalb dieses muslimischen Bil-

dungs- und Beratungszentrums ein offenes Kontakt-/Begegnungsangebot („Café“), welches in räum-

licher Nähe zu den sozialen Diensten angesiedelt ist („mit [dem Träger der freien Wohlfahrtspflege, 

A.M.] in einem Gebäude“) (vgl. hierzu Kapitel 4.1.3 und 4.1.4). Auf diese Weise möchte sie den Besu-

cher/innen die Möglichkeiten der Vernetzung zu anderen sozialen Diensten bewusst machen, und 

eine potenzielle Weitervermittlung auch in der Umsetzung möglichst einfach und unmittelbar gestal-

ten. 

„wir wollen ja auch ein Café da mit einbringen, integrieren in das Beratungszentrum. Das war ein Aspekt, 
wie wir Menschen dazu bringen, wie sie sich einfach öffnen, […] dass wir mit [dem Träger der freien 
Wohlfahrtspflege, A.M.] in einem Gebäude, […] ihr habt hier die Möglichkeit euch einfach so zu unterhal-
ten und wenn ein Bedürfnis da ist […] mit jemanden zu sprechen, haben [wir, A.M.] dann jemanden [Pro-
fessionelles, A.M.], der dann dazu kommt“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 55 – 55) 

Ziel ist es auch, sowohl Opfern als Tätern Häuslicher Gewalt ein gemeinsames Hilfeangebot bereit zu 

stellen. Die Einbindung der Täter und ggf. weiterer Familienmitglieder in den Hilfeprozess wurde 

bereits an verschiedenen Stellen empfohlen (vgl. hierzu, Kapitel 4.2.1, Ergebnis 3, Punkt 2 sowie Ka-

pitel 4.2.2, Ergebnis 3, Punkt c). 

„Auf jeden Fall wir wollen auch so Familienberatung auch so etwas wie Familientherapie zu sagen, so 
dass man ein Therapeuten von außen herholt und sagt: ‚Können Sie helfen?‘ Dass wir vermitteln. […] 
wenn es um den Bereich Frauen, Frauengewalt, dass man da schaut, wie kann man den Mann erreichen 
und wie kann man da ansetzen? Und da kann ich mir sehr gut vorstellen, wenn man da natürlich einen 
männlichen Pädagogen hat. […] vielleicht kann man auch eine Ehe damit vielleicht doch noch mal verän-
dern. Ich sag jetzt nicht, dass jede geschlagene Frau jetzt sagen muss: ‚Die Ehe wird doch noch mal ir-
gendwann funktionieren.‘ Aber wer weiß, vielleicht ist er auch selber hilflos, vielleicht kann man da auch 
ansetzen.“ (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 43 – 43) 

Auch ein präventives Angebot für junge Paare vor der Hochzeit wäre für die Befragte denkbar. 

„Ehevorbereitungskurse zum Beispiel, das ist auch ein Punkt, was auch gerade junge Frauen und junge 
Männer angeht, die dann in eine Ehe gehen, ohne sich vielleicht bewusst gewesen zu sein, was auf einen 
zukommt. Vielleicht auch dieses, sich noch nicht sicher zu sein, ob man so weit ist, auch das ist möglich.“ 
(Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 14 – 14) 

4.2.4 Dialog, bzw. Integrationsbeauftragte bei der Polizei  

Die befragte Expertin zum Thema Einblicke in und auf das Handlungsfeld „Dialog Polizei“ ist als Dia-

log-/Integrationsbeauftragte in einer Polizeidirektion tätig und hat die Aufgabe, eine Art „Brücke“ 

zwischen Migrant/innen und der Polizei zu bilden. Sie hat zuvor mehrere Jahre ehrenamtliche Projek-

te im Bereich des interkulturellen und auch interreligiösen Dialoges konzipiert, organisiert und 

durchgeführt und daher im Laufe der Jahre ein sehr großes Netzwerk zu den migrantischen Vereinen 

entwickeln können.  

Ergebnis: Um die Rolle und Funktion der Polizei in der Intervention bei Häuslicher Gewalt 

(und im Allgemeinen) in Communities transparent zu machen, bedarf es vertrauensbilden-

der Maßnahmen, welche durch Dialogbeauftragte erheblich unterstützt werden können.  

Die befragte Expertin für Integration bei der Polizei ist in vielerlei Hinsicht tätig, um vertrauensbil-

dende Maßnahmen zu unterstützen und Kooperationen zu pflegen: 

1. Kontakt- und Vertrauensaufbau in den Moscheegemeinden und Erklärung der Aufgaben der  

Polizei (Kontroll- versus Schutzfunktion); 

2. Identifikation von Präventionsthemen welche von Gemeinden nachgefragt werden (z.B. Drogen-, 

Suchtprävention, Häusliche Gewalt); 
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3. Teilnahme an Kulturfesten mit Polizeiständen; 

4. Übergeordnete Gespräche auf Landesebene mit den muslimischen Landesverbänden aber auch 

mit Politikern; 

5. Vernetzung auf unterschiedlichen Ebenen wie z.B. mit Migrationsprojekten, Vertreter/innen von 

Caritas, Sozialministerium, Gleichstellungs- und Integrationsbeauftragten etc.. 

In den Netzwerken und Gesprächen werden aktuell anliegende Themen identifiziert, welche die Ex-

pertin in die Inspektion weiter trägt (Expertin für Integration bei der Polizei, 9 – 9). 

Sie zeigt zudem auf, dass ihre Aufgabengebiete sehr vielfältig sind und sie auch als Beraterin bei Poli-

zeieinsätzen tätig ist, wie beispielhaft im Folgenden illustriert wird: 

„Ja. Es gibt verschiedene Schnittmengen. Es gibt jetzt nicht die Aufgabe, sondern es kann sich aus ganz ak-

tuellen Lagen und Situationen ergeben. Wo ich zum einen den Kollegen in einer Situation, sei es ein Todes-

fall, sei es ein Vorfall [...] in dem Migranten verwickelt sind, wo es vielleicht zu Missverständnissen gekom-

men ist oder wo eine Eskalation vermieden werden soll oder auch vielleicht zurück gefahren werden soll, 

dass ich da als erster Wellenbrecher funktioniere und agiere, dass ich die Kollegen berate, wenn sie in Fami-

lien rein gehen wollen, was sind da vielleicht für Hintergründe zu beachten, was hat es da vielleicht im Vor-

feld schon an Gesprächen gegeben oder in akuten Lagen, welche Vermittlungspersonen könnte man zusätz-

lich hinzu holen meiner Erfahrung nach. Wer wäre unterstützend und hilfreich für uns? Wen könnten wir als 

muslimischen Seelsorger zum Beispiel noch hinzu ziehen?“ (Expertin für Integration bei der Polizei, 9 – 9) 

Die befragte Expertin für Integration bei der Polizei weist wie auch andere Diskutant/innen darauf 

hin, dass bei der Polizeiinspektion eine verstärkte Akquise und Anstellung von mehrsprachigem und 

mehrkulturellem Personal erwünscht ist (vgl. hierzu Kapitel 4.1.1 Ergebnis 2). Um dieses Ziel zu errei-

chen, entwickelte sie gemeinsam mit der Personalabteilung und in Kooperation mit einem türkischen 

Landesjugendverband das Konzept „Polizei-Scouts“, um Nachwuchs für die Polizeiausbildung und 

auch das Vertrauen von Eltern zu gewinnen. Dieses innovative Projekt befindet sich derzeit in der 

Pilotphase. Die Befragte schildert es folgendermaßen: 

„Und für uns ist es natürlich sehr wichtig auch mit dem Umgang mit der Vielfalt der Bevölkerung, dass wir 

diese Vielfalt auch intern haben, also auch da kann Vielfalt nur Stärke bedeuten. Deswegen [beginnen wir 

Anfang dieses Jahres, S.B.] wie gesagt mit unserem  neuen Projekt, mit den sogenannten Polizei-Scouts, wo 

wir aus der Gruppe der Migranten heraus selber schon […] jugendliche Beraterinnen und Berater ausbilden, 

die intern in ihren Communities über den Polizeiberuf schon mal etwas erzählen können. Die den Bewer-

bungsablauf schildern, die aber auch den kompletten Prozess der Bewerbung begleiten. […] Alleine schon 

der Prozess bewirkt ja auch schon etwas, wenn wir jetzt mit den jungen Leuten zusammen arbeiten und mit 

ihnen gemeinsam entwickeln. Welche Informationen brauchen denn die jungen Leute? Was haben sie 

überhaupt für Vorstellungen?“ (Expertin für Integration bei der Polizei, 73 – 73) 

4.2.5 Jugendamt und weitere Institutionen der Jugendhilfe 

Wie schon in Kapitel 4.1.1 und 4.1.2 dargestellt, bestehen gerade dem Jugendamt gegenüber viele 

Vorbehalte, vor allem, dass beim öffentlich werden von Häuslicher Gewalt die Kinder automatisch 

weggenommen würden. Um diesen Vorbehalten entgegen zu treten, eignen sich Strategien von ver-

trauensbildenden Maßnahmen, welche im Folgenden dargestellt werden:  

1. Aufklärung über Rolle und Funktion des Jugendamtes im individuellen Beratungskontext 

und auf Informationsveranstaltungen innerhalb der Communities unter Einbezug von 

kompetenten Fachkräften des Jugendamtes.   

2. Vertrauensaufbau in Einrichtungen der Jugendhilfe zur Enttabuisierung des Themas 

Häusliche Gewalt und Kooperation mit Fachkräften des Jugendamtes (vgl. auch Kapitel  

4.1.4) 
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3. Aufbau, bzw. Ausbau einer kontinuierlichen kompetenten Familienhilfe, welche den Be-

darfen und Lebenskontexten von Familien mit Migrationshintergrund gerecht wird  (vgl. 

auch Kapitel 4.1.1, Ergebnis 3). 

Strategie 1: Aufklärung über Rolle und Funktion des Jugendamtes im individuellen Bera-

tungskontext und auf Informationsveranstaltungen innerhalb der Communities unter Ein-

bezug von kompetenten Fachkräften des Jugendamtes. 

Von mehreren Diskutant/innen wurde betont, dass den Vorbehalten dem Jugendamt gegenüber 

argumentativ entgegengetreten werden kann, indem die Funktion der Erziehungshilfe und Schutz der 

Kinder in den Vordergrund gestellt werden (z.B. Gruppendiskussion 2, 166 – 168; Gruppendiskussion 

3, 179 – 179; Expertin für Migrationsberatung, 59 - 59). Wichtig sei es, zu betonen, dass das Jugend-

amt keine reine Kontrollinstanz ist. Eine Fachkraft des Jugendamtes und sozialer Dienste weist in 

diesem Zusammenhang darauf hin, dass es schwer sei, „dagegen [gegen die Vorbehalte, S.B.) anzu-

gehen […] und das ist dann ja nicht mal so ein kulturelles Problem“, da es sehr differenziert sei, unter 

welchen Voraussetzungen betroffene Frauen mit welchen Konsequenzen zu rechnen hätten. Dies 

„setzt Frauen natürlich unter Druck“ (Gruppendiskussion 2, 166 – 168, vgl. auch Kapitel 4.1.2):  

„Wir würden sehr wohl dann im weiteren Verlauf mit der Frau ins Gespräch kommen darüber, wie ihre Le-

benssituation ist und was das auch für ihre Kinder bedeutet. […] dann,  wie ich finde, wird es für uns häufig 

schwierig, weil das setzt die Frauen natürlich unter Druck. Der Druck kann hilfreich sein oder eben auch gar 

nicht. Also, ich sag mal, wenn die Frauen sowieso schon in der Ablösung sind, dann unterstützt das natür-

lich, zu sagen ‚Ihre Kinder brauchen das. Ihre Kinder müssen in Sicherheit und Sie müssen die Kinder in Si-

cherheit bringen. Und ansonsten muss ich dabei bleiben und gucken, ob Ihre Kinder in Sicherheit sind.’ Das 

heißt, selbst wenn diese schwer verletzte Frau [aus dem Fallbeispiel, S.B.] nach Hause geht, ist es ja nicht 

so, dass wir […] einen Antrag am Familiengericht stellen, aber wir müssten dann schon weiter dran bleiben, 

um zu gucken, was tut die Familie, damit die Kinder geschützt sind oder geschützt werden. Und das ist et-

was, was die Frauen ja sehr wohl unter Druck setzt und dann natürlich alle Phantasien lostritt […] und das 

ist dann ja nicht mal so ein kulturelles Problem, es ist ja sehr differenziert und schwierig zu erklären unter 

welchen Voraussetzungen sie mit was zu rechnen hat.“ (Gruppendiskussion 2, 166 – 168)   

Die Expertin für Migrationsberatung unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass das Jugendamt an 

dem „schlechten Ruf“ arbeiten müsse: 

„Ja, das ist das Problem. Das eigentliche Problem, dass das Jugendamt als Behörde gesehen wird, die kon-

trolliert. Eigentlich ist es ja nicht so (lacht auf). Es ist eine staatliche Einrichtung, die eigentlich Erziehungs-

hilfe leisten soll bei Problemen. Aber die Angst bei den Migranten oder insbesondere auch bei den Türken 

ist sehr groß: ‚Nein, die wollen einfach nur in unsere Wohnung und uns kontrollieren.’ Die haben diese Vor-

behalte, ‚sie wollen uns einfach die Kinder wegnehmen’. […) Die Angst ist so groß, dass die Elternteile sagen 

‚nein, nein, ich will keine Hilfe, ich versuche es so! Oder ich versuch es über andere Wege, aber Jugendamt 

will ich nicht’. Das ist eben dieser schlechte Ruf vom Jugendamt. Da müssen sie auch dran arbeiten.“ (Exper-

tin für Migrationsberatung, 59 – 59)  

Konkret schlägt sie vor, die Leistung von Erziehungshilfen in den Vordergrund zu stellen und dies zu 

verbreiten: 

„Welche Erziehungshilfen sie [Fachkräfte des Jugendamtes, S.B.] leisten, vielleicht auch in Vordergrund zu 

stellen, vielleicht […] darüber Werbung zu machen. […] Ich fand dieses Thema auch so wichtig, hab ich dann 

natürlich mit Herrn […] vom Jugendamt [diskutiert, S.B.], der war ja auch bereit und sagte ‚ich möchte ja 

auch was erzählen, ich möchte […] unsere Aufgaben vorstellen’“. (Expertin für Migrationsberatung, 62 – 64) 

Die Expertin für Integration bei der Polizei, welche Zugang zu mehreren Communities hat, befürwor-

tet kompetente Aufklärung durch vertrauenerweckende Fachkräfte des Jugendamtes, welche z.B. zu 
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generellen Versammlungen in die Communities eingeladen werden könnten. Dieser strategische 

Ansatz sei auch Leiter/innen von Jugendämtern zu vermitteln: 

 „Ja also grad die Jugendämter, da wäre es natürlich klasse, wenn sie eine Person hätten, die in der Lage ist 

auf Informationsveranstaltungen, das muss ja nicht jede Woche sein, aber ein- bis zweimal im Jahr wirklich 

in Vereine rein zu gehen und zu erklären. […] Und wenn man das hinbekommt von den Jugendämtern, ich 

weiß nicht ob man das allen Jugendamtsleiterinnen und -leitern vermitteln kann, aber das würde so viel 

ausmachen, wenn man einmal oder zweimal im Jahr so eine Plattform bietet oder nutzt oder wenn grad 

sowieso irgendwie ‘ne Versammlung ist, dass man sagt ‚So heute würden wir mal gern mal kommen und 

einfach mal ein bisschen was erläutern. Was und wofür ist ein Jugendamt da? Wann schreitet es ein?’“ (Ex-

pertin für Integration bei der Polizei, 77 – 77)  

Einen innovativen systemischen Ansatz in der Hilfe des Jugendamtes mit Einberufung eines „Famili-

enrates“  erläutert eine Fachkraft des Jugendamtes und sozialer Dienste. Hierbei werden die Famili-

enmitglieder mit eingebunden und werden aufgefordert, selber „Lösungen zu finden“. Dieser Ansatz 

verhindere, dass der Eindruck entsteht, dass das Jugendamt, bzw. die sozialen Dienste der Familie 

etwas „aufstülpen und […]womöglich noch eine Hilfe extern installieren“ wollen: 

„Jetzt haben wir ein neues Angebot, nämlich den Familienrat. Das heißt, die Familie darf selbst eine Lösung 

finden und muss sozusagen das Ergebnis unter der Maßgabe ‚Sicherheit' präsentieren, […] mit der Familie, 

eine große Runde versucht Lösungen zu finden. Solange wir als Jugendamt dabei sind, ist auch immer die-

ses ‚Sie wollen uns was aufstülpen und Sie wollen womöglich noch ne Hilfe extern installieren’. Insofern ist 

das jetzt hier verlagert und wird der Familie selbst überlassen. Oder kann ihr selbst überlassen werden, 

wenn sie's denn wollen. Weil viele Familie sind, ehrlich gesagt, das System an manchen Stellen auch schon 

wieder so gewöhnt, dass sie es nicht wollen. Also, dass sie auch nicht die Eigenverantwortung [tragen wol-

len, sondern] sozusagen daran glauben, dass man ihnen die Verantwortung auch alleine wieder gibt. Aber 

gerade in Familien mit Migrationshintergrund oder mit Migrationsfamilien, da ist es ausgesprochen hilf-

reich, weil es ist ja nicht so, dass der Vater und die Mutter, auch wenn sie sagen ‚bleib in der Ehe’, dass die 

Frau geschlagen wird und dass die Kinder darunter leiden. Vielleicht gibt es andere Lösungen.“ (Gruppen-

diskussion 2, 187 – 196) 

Bei diesem Ansatz werden Absprachen getroffen, um den Schutz der Frau und der Kinder zu gewähr-

leisten: 

„Und da hat sich die Familie zusammengesetzt und geguckt, wie kann die Frau und die Kinder geschützt 

werden. Das Ganze [geschieht] nicht selten ja auch vor dem Hintergrund von Alkoholkonsum, dass der 

Mann immer dann kam, wenn geschlagen wurde, die waren dann auch getrennt, aber da gibt es ja auch, 

selbst wenn sie getrennt sind, ist ja die Frage, was ist mit Umgang, was ist mit Sorgerecht, was ist, wenn er 

stalkt und-und-und? Also da gibt es ja viele Situationen. Und die haben dann als Familie einen Weg gefun-

den, die Sicherheit der Frau zu garantieren, der Frau und der Kinder. Also, unser Fokus sind natürlich die 

Kinder. Das heißt, wer ruft wen an, wenn was passiert? Darum geht’s dann, ganz konkret Absprachen zu 

treffen. Also, was macht die Nachbarin und wen ruft sie an und dann kommt der Bruder und dann wird die 

Polizei gerufen“. (Gruppendiskussion 2, 187 – 196) 

Strategie 2: Vertrauensaufbau in Einrichtungen der Jugendhilfe zur Enttabuisierung des 

Themas Häusliche Gewalt und Kooperation mit  Fachkräften des Jugendamtes (vgl. auch 

Kapitel  4.1.4) 

Wie auch schon in Kapitel 4.1.1 und 4.1.3 erläutert, ist die Vermittlung durch „Brückenbauer/innen“, 

bzw. Vertrauenspersonen in das Hilfesystem eine erfolgversprechende Strategie, welche vor allem 

auch den Ängsten und Vorbehalten gegenüber dem Jugendamt entgegen wirken kann. Eine erfolg-

versprechende Vermittlung setzt allerdings voraus, dass kompetente und kultursensible Sachbearbei-

ter/innen des Jugendamtes die weitere Beratung übernehmen.  
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Die interviewte Expertin für Jugendhilfe, welche starken Bezug zu Familien mit Mitrationshintergrund 

hat und für einen freien Träger der Jugendhilfe tätig ist, illustriert den Vertrauensaufbau und die 

Kooperation mit dem Jugendamt anschaulich wie folgt: 

„Also das ist ganz, ganz groß, also die Angst vor dem Jugendamt und vor dieser Behörde. Ich begleite die, 

also wenn die jetzt merken oder wenn ich merke - da steckt so ein großes Angst, aber der Bedarf ist so groß, 

die Unterstützung die muss kommen - dann gehe ich mit. Also das heißt - ich lade mich dann ein zu diesem 

Gespräch und dadurch dass ich zu dem Jugendamt auch Kontakt habe ist das meistens überhaupt kein 

Problem, sondern das wird eher positiv bewertet, also nicht von allen. Es wird immer gerne genommen, 

meine Zusammenarbeit wird immer gerne genommen bis zum gewissen Punkt und zwar dann, wenn das 

Jugendamt selber kommen muss. Also das heißt, da werden mal Hilfen für diese Familien angeboten, die 

natürlich nach dem Hilfesystem wie es hier in Deutschland ist, da muss das kommen, da muss das kommen 

und das kommen - so abgearbeitet wird. Das funktioniert bei diesen Familien aber überhaupt nicht, weil die 

ganz anders strukturiert sind, aufgebaut sind und auch das Gefühl haben - die versteht mich überhaupt 

nicht. Dann wird sich zurück gezogen und wird dann gesagt - ja, ist halt in diesem Land so - im Kongo schla-

gen die ihre Kinder, das als Begründung, nicht als Erklärung warum das so schwierig ist um weiter zu arbei-

ten, sondern als Begründung warum man dann sagt - ja.“  (Expertin für Jugendhilfe, 12 – 12)         

„Der Sozialarbeiter mit dem ich viel arbeite, der arbeitet dann über mich. Also er ruft mich dann an und 

fragt ob ich mitkommen kann, oder ob ich mit der Familie noch mal rede und soweit die wissen - ich bin da 

mit im Spiel, ist das für die Familien schon ganz okay“.(Expertin für Jugendhilfe, 18 – 18) 

In diesem Kontext unterstreicht sie ihre eigene vertrauensvolle Beziehung mit den Familien: „Aber 

ich bin ja nicht fremd, weil ich bin ja nebenan“, sowie den Vorteil, dass sie nicht die Behörde vertritt: 

„Die Familien leben ja auch in diesem Kontext - Familie, Großfamilie und Verwandtschaft, Bekanntschaft - 

und man tut sich nichts, und das sind ja Fremde für die Fremde die man ins Haus lässt und das ist eigentlich 

für viele schwer - Fremde ins Haus zu lassen. Aber ich bin ja nicht fremd, weil ich bin ja nebenan, ich komme 

aus dem Treff, ich kenne die Kinder, ich gehöre zum großen Teil schon bisschen einfach dazu und deswegen 

bin ich nicht fremd. Und ich bin nicht die Behörde, das heißt wenn ich Dinge auch weiß und sehe - ich muss 

jetzt nicht gleich handeln, oder denken zu handeln.“ (Expertin für Jugendhilfe, 18 – 18) 

Die Expertin für Jugendhilfe organisiert schon seit Jahren ein Eltern-Kind Café in einem Stadtteil, in 

welchem viele Familien mit Migrationshintergrund leben. Sie organisiert auch präventive Angebote 

für Kinder und Jugendliche und hat hierbei das Vertrauen zu den Eltern aufbauen können. So hat sie 

z.B. eine Tanzgruppe für Mädchen gegründet, welche auf einer Tanzaktion im Rahmen von „One 

Billion Rising“ in einer öffentlichen Veranstaltung der Stadt im Rathaus aufgetreten ist: 

 „Was ich sehr extrem da erlebe in den Jahren, wenn die Eltern das Gefühl haben, dass man ihre Kinder 

mag, also wenn man weiß - so das ist das, ich mag die Kids - dann kommt man dann ganz gut rein. Also das 

ist wie so - man braucht da nicht mehr viel machen, das Vertrauen auch jetzt zum Beispiel am Freitag [Ver-

anstaltung im Rahmen von One Billion Rising, S.B.]. Ich konnte die Kinder mitnehmen auch zu diesem The-

ma, ich meine das sind viele Kinder die auch aus - deren Eltern Migrationshintergrund haben, die selber sind 

hier - außer ein Mädchen, zwei Mädchen, die kommen gerade aus Syrien, die hier mitgetanzt haben - das 

war gar kein Thema. Also ich habe das gesagt worum es geht, das war überhaupt gar kein Thema, das Ver-

trauen [ist vorhanden, S.B.], dass da nichts passiert, dass ich die auch nicht irgendwo hin mitnehme wo die 

vorgeführt werden, oder dass die Kinder aufgewiegelt werden gegen die Eltern, gegen das Leben in ihrer 

Familie - das mache ich nämlich auch nicht. Also ich fange da nicht an zu dozieren.“ (Expertin für Jugendhil-

fe, 28 – 28) 

Sie betont zudem, dass sie nicht den Regeln des Jugendamtes folgen und sofort bei Verdacht auf 

Gewalt tätig werden muss. Wenn Mädchen sich ihr anvertrauen und Angst vor den Konsequenzen 

haben, vermittelt sie ihnen das Gefühl, „dann passiert nichts, außer sie wollen es selber“.  Ihr sei es 

wichtig, keinen „moralischen Zeigefinger“ zu zeigen: 



97 

 

„Also dass die Familie sich öffnet, also dass sich ‘ne Frau, so ein junges Mädchen sich öffnet und jemand 

anders aus dieser Familie etwas erzählt, also das ist für die Familie sehr, sehr schwer. Also das ist schwer 

auszuhalten und das auch zuzulassen. Also viele Frauen wissen das, Familien wissen das, dass ich ganz viel 

weiß wo die Mütter auch wissen das die Töchter mir was erzählen - das wissen die, aber ich habe kein mo-

ralischen Zeigefinger. Also ich gehe jetzt nicht dahin und sage – ‚was tut ihr da? Was macht ihr da? Ihr seid 

schlecht’ - oder reduziere die ganze Familie nur darauf. Also auf das was da nicht funktioniert. Also das ma-

che ich ja nicht. Und wenn das so ‘ne Frauenberatungsstelle, so als Beispiel - da wird sie nur darauf redu-

ziert, also weil die auch nur deswegen dann auch [dort hingeht]. Und das ist für die Familien ganz, ganz 

schwer auszuhalten und das ist auch für die Mädchen ganz schwer auszuhalten, weil sie dann sagen – ‚nein 

die Eltern sind nicht nur schlecht’. Aber das ist natürlich so, dass diese Frau sich nur mit diesem Thema dann  

mit ihr auch auseinandersetzt, deswegen ist sie ja da. Und das fällt den Mädchen auch ganz schwer, das 

auch auszuhalten, weil dann nur über dieses Negative dann geredet wird und die dann auch gleich Angst 

haben - daraus resultiert etwas. Wenn sie mir das erzählen dann passiert nichts, außer sie wollen es selber. 

Also ich kann mit denen den Weg gehen, ich kann es aber auch sein lassen - sie müssen das nicht machen. 

Also was die machen hat auch mit denen zu tun.“ (Expertin für Jugendhilfe, 46 – 47) 

Dies trifft aber nicht in Fällen von Missbrauch an Kindern zu, welche Schutz benötigen:  

„Außer in anderen Fällen wenn es wirklich um den Missbrauch geht an Kindern, da weißt auch jeder da ist 

gar kein Halt mehr […]. Also da gehe ich sofort los, das ist komischerweise auch wo ich gedacht habe, mir 

ist das mal passiert - das bringt ganz viel Ärger und die werden sich abwenden - ist überhaupt nicht so ge-

wesen. Das war eher ein Gegenteil, das große Vertrauen wenn es hart auf hart [kommt], komme ich und 

tue etwas, um ihre Kinder und ihre Mädchen auch zu beschützen.“ (Expertin für Jugendhilfe, 46 – 47) 

Grundsätzlich unterstreichen mehrere Diskutant/innen, dass die Kooperation und Vernetzung von 

Fachkräften des Jugendamtes, der Jugendhilfe und weiteren unterstützenden Organisationen und 

Vereinen auf- bzw. ausgebaut werden sollte (vgl. Kapitel 4.1.3). Die Expertin für Jugendhilfe betont  

in diesem Zusammenhang, dass es einer umfangreichen, kompetenten und kontinuierlichen Famili-

enhilfe sowie eines gemeinsamen „Handlungskonzeptes“ bedarf (Expertin für Jugendhilfe, 28 – 28,  

40 – 41, vgl. Kapitel 4.1.3, Ergebnis 1, Punkt 3). Zudem bedarf es spezifischer Unterstützung von min-

derjährigen Mädchen, welche von Zwangsheirat betroffen sind (Expertin für Jugendhilfe, 18 – 18; 64 

– 65). Die Expertin für Frauen- und Gewaltberatung stellt hierzu die Hypothese auf, dass beratende 

„Online-Portale da einfach gut greifen“ und betroffene Mädchen sich dort Hilfe suchen (Expertin für 

Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 114 – 118). 

4.2.6 Bildungsinstitutionen 

Mehrere Diskutant/innen thematisieren Bildung im Allgemeinen als Ressource für Frauen mit Migra-

tionshintergrund sowie für Kinder und Jugendliche (Gruppendiskussion 1, 53 – 53; 243 – 243; Grup-

pendiskussion 3, 216 – 216). Für betroffene Frauen biete Bildung eine Möglichkeit, sich zu qualifizie-

ren und gegebenenfalls in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Damit können sie eine gewisse Selbst-

ständigkeit und Unabhängigkeit erlangen (Expertin für Offene Arbeit mit Migrant/innen, 26 – 30;  

Rechtsanwältin, 84 – 86). Jedoch wird die Integration in den Arbeitsmarkt in verschiedenen Lebens-

kontexten auch als schwierig erachtet (Rechtsanwältin, 84 – 86). 

Im Rahmen dieses Kapitels jedoch kann Bildung im Allgemeinen nicht weiter erläutert werden. Es 

werden im Folgenden Strategien der Befragten dargestellt, welche zum einen Fachkräfte verschiede-

ner Institutionen des Hilfesystems befähigen können, den Umgang mit der Problematik Häuslicher 

Gewalt zu optimieren und zum anderen Präventions- und Interventionsmaßnahmen bei Kindern und 

Jugendlichen anzusetzen. Des Weiteren wird die Implementierung von enttabuisierenden Maßnah-

men im Rahmen von Integrations- und Sprachkursen thematisiert.  
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Aus dem vorliegenden Datenmaterial kristallisieren sich drei Bereiche heraus, welche zur Optimie-

rung des Hilfesystems beitragen können:  

1. Das Thema Häusliche Gewalt und der Umgang mit der Problematik sollte systematisch in die 

Aus-, Fort- und Weiterbildung aller Professionen (soziale Arbeit, Gesundheitswesen, Leh-

rer/innen etc.) integriert werden. 

2. Präventions- und Interventionsmaßnahmen in und durch Kindertagesstätten und Schulen 

können alle Kinder und Jugendliche erreichen (unabhängig vom Migrationshintergrund und 

Bildungsstatus) und sollten systematisch ausgebaut werden. 

3. Die Informationsweitergabe über Rechte und Unterstützungsmöglichkeiten bei Häuslicher 

Gewalt im Rahmen von Integrations- und Sprachkursen sollte einen Großteil der Migrantin-

nen und ihrer Kinder erreichen.  

Ergebnis 1: Das Thema Häusliche Gewalt und der Umgang mit der Problematik sollte sys-

tematisch in die Aus-, Fort- und Weiterbildung aller Professionen (soziale Arbeit, Gesund-

heitswesen, Lehrer/innen etc.) integriert werden. 

In allen vier Gruppendiskussionen wurde betont, dass das Thema Häusliche Gewalt und der adäquate 

Umgang mit der Problematik grundsätzlich in Aus,- Fort- und Weiterbildung aller Professionen (sozia-

le Arbeit, Gesundheitswesen, Lehramtsausbildung, etc.) integriert werden sollte (Gruppendiskussion 

1, 462 – 464; Gruppendiskussion 2, 217 – 217, 242 – 242, 245 – 245; Gruppendiskussion 3, 216 – 216, 

303 – 303). Hierbei ist die Sensibilisierung zur Thematik vorrangig, d.h. das Erkennen und adäquate 

Umgehen mit betroffenen Frauen und Kindern und die Weitervermittlungsmöglichkeit in das spezia-

lisierte Unterstützungssystem. So wurde mehrfach betont, dass z.B. Professionelle des Gesundheits-

wesens, der sozialen Arbeit und Lehrer/innen und Erzieher/innen eine „Schaltstelle“, bzw. Schlüssel-

position innehaben und durch Aus- und Weiterbildung geschult werden könnten, die Unterstützung 

zu optimieren. Zwei Fachkräfte, welche in Frauenberatungsstellen tätig sind, fassen dies wie folgt 

zusammen (vgl. auch Kapitel 4.1.1; 4.1.3 und 4.2.7):  

„In Fortbildungen [integrieren, S.B.], also was wir eben gesagt haben, dass so Schaltstellen wie die Notfal-

laufnahme in Krankenhäusern und überhaupt Krankenhauspersonal noch mal viel deutlicher geschult sind, 

was macht sie [die betroffene Frau, S.B.] nun, was macht die Polizei, was machen wir [die Frauenbera-

tungsstelle, S.B.]? Und wo, wo gibt es auch einfach gesetzliche Möglichkeiten? So wie Du das vorhin gesagt 

hast, so ‘ne geschlagene und schwer verletzte Frau hat Kinder. Darüber ist ganz viel [Hilfe, S.B.] möglich. 

Das wissen zu wenige und trauen sich auch zu wenige. Also Fortbildung finde ich, Wissensvermittlung in 

diese sozialen Berufe schon in der Ausbildung, ich finde in der Ausbildung ist das ja kaum Thema und im re-

alen [Beruf] ist das so viel Thema. Also, das gehört auch in die Ausbildung sozialer Arbeit, in die Kranken-

pflegeausbildung mit dem Raster ‚Was kann ich tun?’ (sehr akzentuiert), ‚ woran erkenne ich das?’. […] Die-

se ganzen Fortbildungseinheiten gibt es, da müsste dann eben wieder das Geld für her. Das finde ich total 

wichtig, das ist was, wo man das Übel an der Wurzel packen kann, indem man die, die jetzt ausgebildet 

werden, schlau macht.“ (Gruppendiskussion 2, 217 – 217) 

„[…] Genauso wie bei den medizinischen Ausbildungen oder den Gesundheitsausbildungen ist das ne Forde-

rung, die nicht nur ich stelle, sondern […] auch bei jeder Fachtagung wird immer gefordert - es muss veran-

kert werden in die Aus-, Fort- und Weiterbildung möglichst aller Professionen. Ich würde jetzt so weit gehen 

[…] dass das heute rechtlich so sein muss.“ (Gruppendiskussion 1, 465 – 465)        

Grundsätzlich sollten die sozialen Lebensräume, an denen sich Migrantinnen und deren Kinder und 

Jugendliche sich „treffen“, genutzt werden, um über das Phänomen Häusliche Gewalt und die Unter-

stützungsmöglichkeiten zu informieren und gezielte Präventions- und Interventionsmaßnahmen zu 
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implementieren. Dies betrifft vor allem auch Angebote des formellen und informellen Bildungssys-

tems, welches von einem großen Teil der Migrantinnen genutzt werden (vgl. auch Kapitel 4.1.4). 

Jedoch braucht es dafür Fachwissen und Informationen zum Hilfesystem. Eine Fachkraft des Jugend-

amtes und der sozialen Dienste illustriert dies wie folgt: 

„Und ich finde jetzt aus Jugendhilfe-Sicht wär's schon auch schön, das Ganze noch öffentlicher zu machen, 

auch in Schulen rein, weil Häusliche Gewalt ist - da zucken alle zusammen. Also, ich sag mal, Vernachlässi-

gung ist schlimm, Misshandlung ist schlimm, sexueller Missbrauch, das ist alles schlimm und […] viele sind 

darüber informiert. Also, Schulen, Erzieher, das sind Themen, die gibt es seit Jahrzehnten in der Jugendhilfe, 

[aber das Thema, S.B.] Häusliche Gewalt, darüber sind viel zu wenig informiert. Also, Schulen, Kindergärten 

und so weiter, da finde ich sollte es auch noch mehr Öffentlichkeit bekommen“. (Gruppendiskussion 2, 242 

– 242) 

In diesem Zusammenhang berichtet eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle über sensibilisieren-

de Veranstaltungen zum Thema Häusliche Gewalt, welche sich an Schulleiter/innen richteten und 

sehr gut angenommen wurden:  

„Da haben wir mehrere Veranstaltungen gemacht, ich glaube, fünf oder sechs, Teilnehmer waren der Schul-

leiter und Schulleiterinnen von Grundschulen, Stadt und Landkreis. Und da haben wir dann erzählt, worauf 

sie achten müssen, als Lehrer, woran man was erkennt, was sie dann machen müssen, was sie sollten, wie 

das im Idealfall laufen könnte und so weiter. Und das ist auch sehr gut angekommen. Ich bin ja im Arbeits-

kreis Kinderschutz der Stadt und da ist auch ein Vertreter der Landesschulbehörde, und darüber haben wir 

das dann so eingestielt. Das ist eine gute Sache gewesen.“ (Gruppendiskussion 2, 245 – 245)   

Ergebnis 2: Präventions- und Interventionsmaßnahmen  in und durch Kindertagesstätten  

und Schulen können alle Kinder und Jugendliche erreichen (unabhängig vom Migrations-

hintergrund und Bildungsstatus)  

Im Folgenden werden die Ergebnisse der vorliegenden Studie zu Präventions- und Interventionsmög-

lichkeiten in und durch Schulen und Kindertagesstätten näher beleuchtet, welche bislang (noch) von 

einzelnen Akteur/innen abhängig sind und ausgebaut werden können. In diesem Zusammenhang 

wurde von den Diskutant/innen und befragten Expert/innen aus Niedersachsen das Modellprojekt 

der „Berliner Initiative gegen Häusliche Gewalt an Frauen – BIG e.V.“ zum Thema Kinder und Häusli-

che Gewalt und Kooperationsmöglichkeiten zwischen Schulen und Jugendhilfe nicht erwähnt,  jedoch 

finden sich einzelne Bausteine des Präventionsprojektes, welches in der Modellphase evaluiert wur-

de, in den folgenden Ausführungen wieder.11  

Die Thematik Häusliche Gewalt ist trotz des Auftrages von Menschenrechtsbildung in Schulen nicht in 

den Lehrplänen und Curricula verankert. Die Diskutant/innen betonen mehrfach, dass Prävention 

und Intervention in Schulen und Kindertagesstätten beginnen sollte (Gruppendiskussion 1, 468 – 468; 

Gruppendiskussion 2, 242 – 242; Gruppendiskussion 3, 216 – 216; Gruppendiskussion 4, 177 – 177). 

Dies bedarf einer stärkeren Einbindung der Bildungseinrichtungen, bzw. der Lehrkräfte und Erzie-

her/innen, welche mit gezielten Maßnahmen und Projekten unter Einbezug von Referent/innen aus 

spezialisierten Unterstützungseinrichtung Häusliche Gewalt altersgerecht thematisieren und frühzei-

tige Präventionsmaßnahmen implementieren können. Erfahrungen mit  „good practice“ wie z.B. das 

o.g. BIG-Präventionsprojekt, „Null Bock auf Faustrecht“ (Gruppendiskussion 4, 327 – 327) oder aber 

die Ausstellung „Rosenstraße“, welche sich auch an Schüler/innen richtet, sollten ausgebaut und 

verbreitet werden. Eine Fachkraft mit Migrationshintergrund, welche in einer Frauenberatungsstelle 

                                                 
11

Eine Dokumentation des Projektes sowie weitere Materialen finden sich unter http://www.big-

praevention.de/node/43. 
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tätig ist, fasst die von ihr gemachten guten Erfahrungen mit der Ausstellung „Rosenstraße“ wie folgt 

zusammen:  

„Wir hatten in der Frauenberatungsstelle die Rosenstraße Ausstellung, das war perfekt. Ich musste auch ein 

paar Mal begleiten und hatte eine Gruppe – Schulklasse. Und das fand ich toll, dass die wirklich Interesse 

haben. Sie hatten Fragen gestellt, wir hatten über Gewalt gesprochen – das finde ich ganz, ganz toll und 

wichtig, wirklich in die Schule zu gehen und erzählen, was ist überhaupt Gewalt und wann kann man Ge-

walt erkennen. Und sie hatten sehr viel Fragen gestellt, das fand ich ganz toll und wir hatten [uns] sehr viel 

unterhalten. […] Sogar mehr Jungs [haben] angefragt, dass sie auch wissen wo es solche Stellen gibt, wo die 

auch kommen können, dass sie erzählen können. Das ist wichtig, [die] Information fehlt wirklich. Das [soll-

te] nicht einmalig [sein], das muss sein jedes Jahr vielleicht solche Ausstellungen machen, […] weil Kinder 

wachsen und jedes Jahr die werden älter, aber wenn wir das einmal in fünf Jahren solche Ausstellung ma-

chen können - ist viel zu wenig.“ (Gruppendiskussion 1, 146 - 146) 

Eine Fachkraft mit Mitrationshintergrund weist in diesem Zusammenhang auf den Generationenzu-

sammenhang hin und die Notwendigkeit, den Kreislauf der Gewalt zu stoppen: 

„Ich sage das wirklich: in der Schule muss man schon anfangen. Wenn wir sagen – das kommt von Eltern, 

weiter und weiter und weiter. Wenn wir [es] stoppen wollen muss man das schon in der Schule, dass wir da 

schon anfangen mit Kindern [zu] arbeiten. Dass sie schon in ihre Familie keine Gewalt bringen, das ist wich-

tig.“ (Gruppendiskussion 1,  468 - 468) 

Dass ein großer Teil von Migrant/innen über diese Art von „Öffentlichkeitsarbeit“ erreicht werden 

kann, wird von ihr unterstrichen: 

„Man muss wirklich viel Öffentlichkeitsarbeit machen. Erreichen kann man Migranten meistens über Kinder 

ganz gut, Kindergärten, Schulen, würde ich [sagen]. Da erreicht man eben alle.“ (Expertin für Migrationsbe-

ratung).  

Konkret erläutert eine Expertin für Aufklärungsarbeit, welche in einer BISS-Stelle tätig ist, ein Präven-

tionsprojekt in Kindertagesstätten mit Kindern im Alter zwischen drei und sechs Jahren. Hierbei geht 

es um „möglichst früh einsetzenden Schutz von Jungen und Mädchen vor Gewalt eben im Sinne von 

Präventionsprojekten“, welche „hauptsächlich der Stärkung der Ich-Bildung und des Ich-

Bewusstseins“ dienen. Sie unterstreicht, dass Präventionsarbeit auch von der Landesregierung ge-

wünscht sei:   

 „Also es ist ja so, dass sich auch die- BISS ist ja etwas, wir sind staatlich anerkannt und werden ja auch vom 

Land finanziert und es ist so, dass sich die Landesregierung auch wünscht, einen besonderen Schwerpunkt 

auf die Kinder zu legen und deshalb ist es für uns ganz wichtig, da auch einen möglichst früh einsetzenden 

Schutz von Jungen und Mädchen vor Gewalt eben im Sinne von Präventionsprojekten anzubieten. Und es ist 

so, dass wir zum einen Selbstbehauptungsprogramme anbieten für Kinder von drei bis sechs Jahren und das 

Programm dient eben hauptsächlich der Stärkung der Ich-Bildung und des Ich-Bewusstseins.“ (Expertin für 

Aufklärungsprojekte, 2 -2 )  

Bei dieser Art von Präventionsprojekten wird das Thema „Partnergewalt […] bei Kindern nicht ange-

sprochen […sondern, S.B.] es geht um dieses frühe Ansetzen, um eben frühest möglich auch die Ge-

waltspirale zu durchbrechen.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte, 3 -4): 

„Also direkt Partnergewalt wird natürlich bei Kindern nicht angesprochen, also Partnergewalt in dem Sinne- 

es geht eben um Gewalt im- ja, Gewalt. Es geht eben um dieses frühe Ansetzen um eben frühestmöglich 

auch die Gewaltspirale zu durchbrechen. Es ist so, dass zum Beispiel in diesem Selbstbehauptungskurs zwei 

Bausteine angeboten werden, zum einen das Thema Gefühle, es gibt gute und schlechte Gefühle und zum 

zweiten Teil, ‚wenn ich 'n schlechtes Gefühl hab', dann hab' ich auch ein Recht darauf ‚nein’ zu sagen’ und 

darum geht es hauptsächlich in diesem sehr niedrigschwelligen Selbstbehauptungsprogramm. Das ist natür-

lich das eine, um den Kindern schon frühestmöglich diesen Schutz einzusetzen, das andere inwiefern man 

das auch auf Prävention beziehen kann, ist, dass es natürlich im Kindergarten vorab angekündigt wird, es 
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wird gesagt, wer es macht. Ich bin teilweise über zwei Wochen in den Kindergärten, das heißt auch, dass 

man eben auch Öffentlichkeitsarbeit leistet, dass die Eltern auch wissen, was ist das für eine Beratungsstelle 

und wer kommt davon.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte, 3 – 4)  

Die interviewte Expertin für Aufklärungsarbeit illustriert die didaktisch-methodische Herangehens-

weise und die Reaktionen von Kindern zwischen drei und sechs Jahren wie folgt: 

„Also das ist von drei bis sechs und da müssen wir uns nichts vormachen, da müssen wir niedrigschwellig 

ansetzen und im Rahmen von ‚es gibt gute und schlechte Gefühle’ habe ich ein Medium dazu, das ist ja auch 

schon vielleicht ein bisschen die zweite Frage zu Didaktik und Methodik, dass ich das im Rahmen einer 

Handpuppe noch mache, ein Medium, die verschiedene Situationen erlebt, die alle mit einem Gefühl ver-

bunden sind und die Kinder haben dann anschließend die Möglichkeit, Erfahrungen zu schildern, ihre eige-

nen Erfahrungen mit diesen Gefühlen. Und da kann das durchaus vielleicht mal kommen, dass sie eben ein 

schlechtes Gefühl haben, wenn zum Beispiel sich auch Mama und Papa streiten, aber dass man jetzt natür-

lich komplett inhaltlich mit denen Partnergewalt bespricht, das kann man mit 'nem Dreijährigen nicht. (Ex-

pertin für Aufklärungsprojekte 8 -8) 

Es gibt welche, die mehr erzählen und es gibt welche, die weniger erzählen, aber meine Erfahrung ist, wenn 

man ganz kleine dabei hat, die gerade drei geworden sind und vielleicht selber noch gar nicht so gut reden 

können, die nehmen sich alle das daraus mit, was sie für sich brauchen. Und ich verteile dann zum Schluss 

immer noch kleine Mutsteine und das ist immer ganz toll, die kommen ganz stolz damit raus, eine Erzieherin 

hatte mich letztens noch angerufen ob ich noch einen hätte weil jetzt wird ja eine die Mandeln rauskriegen 

und sie hat ja ihren Mutstein verloren. Und da sieht man, dass es immer auch- auch die Kleinen nehmen 

sich das dann eben mit und manche Kindergärten bieten das jährlich an, das heißt die kriegen das auch 

wiederholt mit und nehmen sich auch ihrem Alter entsprechend immer mehr da raus.“ (Expertin für Aufklä-

rungsprojekte 11 – 12)  

Die interviewte Expertin für Aufklärungsprojekte stellt ein weiteres Präventionsprojekt in der Schule 

für Jugendliche in der neunten und zehnten Klasse vor. Hier veranschaulicht sie die Kooperation mit 

einem gegründeten Arbeitskreis Sexualpädagogik in der Region und den präventiven Charakter von 

Häuslicher Gewalt „rund um das Thema Liebe“: 

 „Wir bieten dann auch noch an- das ist zum Beispiel über den Arbeitskreis Sexualpädagogik. Da bieten wir 

auch das Programm Herzenssachen an. Und in diesem Arbeitskreis sind verschiedene Schwangerschaftsbe-

ratungen, die Gleichstellungsbeauftragte […] und die Kreisjugendpflegerin, da sind unterschiedliche Einrich-

tungen eben mit bei und es wird ein Programm erstellt. Herzenssachen [behandelt] allgemein alles rund um 

das Thema Liebe. Und das ist für Schülerinnen der neunten und zehnten Klasse. Und da werden verschiede-

ne Themen eben behandelt, ob es ‚Verknallt’ oder ‚Was ist los mit meinem Körper’, ‚Das erste Mal’ und wir 

haben da eben auch ein Modul […] das  "Körper, Geist und Seele" heißt und es ist eben so definiert, dass sich 

jedes Gefühl unmittelbar auf unsere Körpersprache niederschlägt und wir gucken [...] uns dann eben an, 

welche Wirkungen wir eben aufgrund unserer Körperhaltung auf andere haben. Aber im Umkehrschluss 

auch welche Haltung, Bewegung oder was förderlich für die eigene Selbstbehauptung sind. […] Und im 

Rahmen von Gruppenübungen gucken wir eben auch: wie wirken sich bestimmte Gewaltsituationen auf uns 

aus, welche Rolle, welche Haltung nimmt man als Opfer ein, welche die Täter, wie fühlt man sich und wie 

kommt man da raus, allein durch die Haltung, fühl' ich mich dann nicht mehr so? Es geht um die Wechsel-

wirkung zwischen Körperhaltung und Gefühl.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte 21 – 22)  

Die strukturelle Initiierung solcher Projekte kann über die Sozialarbeiter/innen in Schulen erfolgen 

und weist eine Netzwerkeinbindung auf:  

„das läuft über die Schulsozialarbeiterin meist. Also wir haben Kontakt von unserem Arbeitskreis mit den 

Schulsozialarbeitern und die initiieren das dann und besprechen das, wie passt das rein, das ist ja auch von 

Schule zu Schule unterschiedlich.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte, 28 – 40) 

„Mittlerweise ist das so, man kennt sich und das war zum Beispiel, dass man mal zusammen auch bei denen 

mit auf einem Treffen war oder auch eine mal mit bei uns im Netzwerk war und dann ist man immer, 
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wenn's dann um das laufende Projekt geht auch- das sind dann meist ja auch einfach nur'n bisschen struk-

turelle Dinge, die man miteinander besprechen muss, und das läuft dann eben über Telefon meist. (Expertin 

für Aufklärungsprojekte, 28 – 40) 

Durch diese Art von Aufklärungsprojekt können zudem „kurze Wege“  in das Hilfesystem für betroffe-

ne Jugendliche initiiert und ein Einstieg in einen Hilfeprozess erleichtert werden, da die Fachkraft der 

Beratungsstelle bekannt ist. Die Expertin für Aufklärungsarbeit beschreibt zudem an einem Beispiel, 

dass Schulsozialarbeiter/innen eine Weitervermittlung auch von Mädchen, welche nicht an dem Pro-

jekt teilgenommen haben, initiieren: 

„Es ist durchaus auch schon vorgekommen, dass Schulsozialarbeiter auch vielleicht vorab zu einem kom-

men, die sehen ja welche Beratungsstelle ist heute dran, dass die zu einem kommen, wenn sie schon mal da 

sind, das muss noch nicht mal auf die Mädchen, die dran teilnehmen bezogen sein, ‚wir haben da einen Fall, 

können wir uns mal bei euch melden, wenn das irgendwie 'n bisschen akuter wird?’ Also so ist das- ist man 

immer im guten Kontakt und man hat dann so auch die kurzen Wege.“ (Expertin für Aufklärungsprojekte, 28 

– 40) 

Die Expertin für Offene Arbeit  mit Migrant/innen, die das Konzept eines Bildungs- und Beratungs-

zentrums für Muslime maßgeblich entwickelt hat (vgl. Kapitel 4.2.3, Ergebnis 2), plädiert für Präventi-

on in Bezug auf „Rassismus, Intoleranz, Diskriminierung“  in Schulen, welche aus der Community her-

aus entstehen. Dies sei „auch ein Teil unseres Beratungszentrums“: 

„So Schulen ist auch ein Teil unseres Beratungszentrums. Es gibt Pädagogen dafür, dass wir in die Schulen 

gehen, zum Beispiel wenn es um Rassismus, Intoleranz, Diskriminierung [geht], dass wir dann da auch zum 

Beispiel Lehrer schicken, Religionslehrer oder auch immer muslimische Lehrer, die dann auch dahin kommen 

und auch da natürlich Extremismus oder Gewalt [thematisieren] und die Schüler auch fragen ‚ist Gewalt 

legitim?’ Und dann sehen die einen Muslimen der da steht und sagt ‚nein!’ Dann werden die da erstmal 

schockiert sein, weil sie es ist dann nicht von einem Lehrer [hören], ich spreche jetzt provokativ von einem 

deutschen, nicht muslimischen Lehrer, den sie sowieso nicht ernst nehmen. Sondern da steht jetzt jemand 

aus meiner Community. Der steht da und [will] mich wachrütteln und sagt ‚was soll das’.“ (Expertin für 

Offene Arbeit mit Migrant/innen, 106 – 106) 

Ergebnis 3: Die Informationsweitergabe über Rechte und Unterstützungsmöglichkeiten bei 

Häuslicher Gewalt im Rahmen von Integrations- und Sprachkursen erreicht einen Großteil 

der Migrantinnen und  ihrer Kinder.  

Das Thema Häusliche Gewalt, sowie Informationen über Rechte und Unterstützungsmaßnahmen sind 

bislang nicht  oder nur punktuell in Integrations- oder Sprachkurse integriert. Diese Angebote, welche 

von dem Großteil der Migrantinnen und deren Kindern in Anspruch genommen werden, bleiben der-

zeit noch ungenutzt, um relevante Informationen zu vermitteln (Gruppendiskussion 2, 265 – 265; 

Gruppendiskussion 3, 448 – 448; Expertin für Frauen- und Gewaltberatung allgemein, 79 -80; Exper-

tin für Jugendhilfe, 8 - 8). So kann z.B. ein verpflichtender Deutschkurs Frauen helfen, aus einer be-

stehenden  Isolation auszubrechen, Freundschaften zu knüpfen oder Gesprächspartner zu finden: 

„wenn sie [eine Frau, die von ihrem gewalttätigen Ehemann stark isoliert wird, S.B] zur Schule geht, […] sie 

jetzt diesen Integrationskurs besucht, dann würde sie ein bisschen Kontakt mit anderen […] kriegen und 

[mitbekommen, S.B.]  was da läuft.“ (Gruppendiskussion 3, 448 -448) 

Eine weitere Diskutantin unterstreicht die Chance, in einem Sprachkurs Informationen über das Un-

terstützungssystem zu vermitteln wie folgt: 

 „Es gibt ja für Ausländer, die nach OS kommen, die Verpflichtung, einen Deutschkurs zu belegen. Von der 

Volkshochschule ist das [Angebot]. Wenn man da mal einen Fuß in die Tür kriegen würde, dass die einem 

erlauben würden mal ‚ne Stunde da in die Klasse zu gehen und da zu erzählen, was alles möglich ist und 

was nicht […].“ (Gruppendiskussion 2,  265 - 265).  
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Diese Informationen können nicht nur für betroffene Frauen relevant sein, sondern auch für mögli-

che Multiplikator/innen, welche diese in den Communities weiter geben und bei Bedarf das Wissen 

vermitteln können.  

Die Expertin für Jugendhilfe hält Sprachkurse für eine gute Plattform, sich mit „diesen Grundwerten 

[…u.a. auch, S.B.] keine Gewalt gegen Frauen“  auseinander zu setzen, und schlägt vor, „Frauen, […] 

die ein bisschen freier und auch offener sind“  in die Kommunikation mit einzubinden: 

„Also das erlebe ich so, da ist ganz große Offenheit und da müsste man sagen, dass sie sich hier in der Ge-

sellschaft bewegen und das wir hier einfach Grundwerte haben und das die sich mit diesen Grundwerten 

einfach auseinandersetzen müssen. Und das kann man ganz gut machen, die müssen ja alle Sprachkurse 

machen und das man das nutzt auch als Diskussion, wo man sich mit denen auseinandersetzt - keine Ge-

walt gegen Frauen - dass das auch ein Thema ist, das sind ja Grundwerte, die wir hier erarbeitet haben und 

damit muss man sich auseinandersetzen. Das wäre auch ein Thema, wo man die auch hat und die müssen 

da ja auch hin. Also da anzusetzen und mit denen auch zu reden. Und man findet bestimmt auch noch mal 

Frauen, die auch nicht so verbunden sind mit diesen Communitys, also mit diesen religiösen, also die ein 

bisschen freier und auch offener sind, dass man die da miteinbindet, wie man am besten da mit denen 

kommuniziert. […] Die müssen ja mittlerweile an den Sprachkursen teilnehmen. (Expertin für Jugendhilfe, 

56 -56)     

Eine Diskutantin wies in diesem Zusammenhang auf einen kreativen Umgang mit Diversität hin. So 

könnten etwa Deutschkurse in Moscheen durchgeführt werden für muslimische Frauen, welche z.B. 

nicht die Volkshochschule aufsuchen dürfen. (Gruppendiskussion 4, 179 – 179) 

4.2.7 Gesundheitswesen 

In diesem Kapitel werden die im Rahmen dieser Studie thematisierten Möglichkeiten zur Optimie-

rung des Hilfesystems dargelegt, welche auf Professionellen bzw. Institutionen des Gesundheitswe-

sens fokussieren. Folgende Bereiche stehen nach Ansicht der Befragten im Vordergrund: 

1. In Institutionen des Gesundheitswesens besteht bei Erkennung eines Gewalthintergrundes 

und einem adäquaten Umgang mit diesem die Möglichkeit,  eine gerichtsverwertbare Doku-

mentation der Verletzungen zu erstellen und in das spezialisierte Unterstützungssystem wei-

terzuvermitteln.  

2. Die Gesundheit von Frauen im Migrationskontext leidet nicht nur durch die konkrete Ge-

walterfahrung, sondern zusätzlich durch Diskriminierungserfahrungen, die sie in der deut-

schen Gesellschaft machen. Je nach kulturellem Hintergrund können Symptombenennungen 

Ausdruck für weitere Belastungen sein. Dies sollte in Fort- und Weiterbildung vermittelt wer-

den. 

3. Auch im Gesundheitsbereich bedarf es Kulturmittler/innen, welche in den Communities den 

Zugang zum Hilfesystem vermitteln können.  

Ergebnis 1: In Institutionen des Gesundheitswesens besteht bei Erkennung eines Gewalthin-

tergrundes und einem adäquaten Umgang mit betroffenen Frauen die Möglichkeit einer 

gerichtsverwertbaren Dokumentation der Verletzungen und die Weitervermittlung in das 

spezialisierte Unterstützungssystem.  

Aus den Gruppendiskussionen geht hervor, dass ein Mangel an Informationen über das bestehende 

Hilfesystem bei Häuslicher Gewalt im Gesundheitswesen vorliegt. Mehrere Diskutant/innen weisen 

zudem darauf hin, dass Professionelle des Gesundheitswesens nicht genügend gegenüber der The-

matik Häusliche Gewalt sensibilisiert sind. Es komme selten vor, dass z.B. im Rahmen eines Klinikau-

fenthaltes wegen der Verletzungsfolgen von Gewalt eine spezialisierte Beraterin hinzugezogen wird. 
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So wird auch häufig nicht erkannt, dass Verletzungen eine Folge von Gewalt sind und Frauen werden 

in der Regel nicht danach gefragt (Gruppendiskussion 1, 380 – 380,  Gruppendiskussion 2, 131 – 131, 

136 – 136, Gruppendiskussion 3, 257 – 257; Gruppendiskussion 4, 127 – 129). Alle Professionellen 

des Gesundheitswesens sollten in der Lage sein, einen möglichen Gewalthintergrund zu erkennen 

und an das spezialisierte Hilfesystem weiterzuvermitteln. Hierzu bedarf es sowohl Sensibilität durch 

Aus-, Fort- und Weiterbildung als auch Wissen über spezialisierte regionale Hilfesysteme (Gruppen-

diskussion 1, 465 – 465; Gruppendiskussion 2, 113 – 117; 217 - 217; Gruppendiskussion 3, 263 - 263, 

272 - 272) 

Mehrere Diskutant/innen weisen zudem darauf hin, dass eine gerichtsverwertbare Dokumentation 

der Verletzungen im Falle Häuslicher Gewalt in Arztpraxen und Krankenhäusern nicht selbstverständ-

lich sei (Gruppendiskussion 2, 399 – 399; Gruppendiskussion 3, 102 – 102; Gruppendiskussion 4, 126 

– 126, 139 -139):  

„Das ist ja egal ob anonym oder nicht, aber grundsätzlich geht es eher darum, dass es tatsächlich auch ge-

schulte Ärzte und Ärztinnen gibt, die vernünftig dokumentieren können sodass es gerichtsverwertbar ist.“ 

(Gruppendiskussion 3, 102 – 102) 

In diesem Zusammenhang wird in zwei Gruppendiskussionen auf das niedersächsische Projekt „Pro-

Beweis“12 als good practice hingewiesen, da in den Kooperationskrankenhäusern und Notfallambu-

lanzen Verletzungen aufgrund von Gewaltwiderfährnisse anonym und gerichtsverwertbar dokumen-

tiert werden, ohne dass die betroffene Frau sich entscheiden muss, eine Anzeige zu stellen. Diese 

dokumentierten Verletzungen werden in den Kooperationsinstitutionen aufbewahrt, sodass sie bei 

späterer Anzeige durch betroffene Frauen als Beweismittel fungieren können (Gruppendiskussion 3, 

50 – 50, 95 – 97, Gruppendiskussion 4, 143 – 143, 149 – 150; Rechtsanwältin 26 - 26). Eine Fachkraft 

eines Gleichstellungsreferats erläutert ProBeweis wie folgt: 

„Also wir hatten es eigentlich bekannt gemacht,  das ist also […] ein Projekt von der HWK, von der medizini-

schen Hochschule in Hannover und die wollten da flächendeckend, also im Abstand von circa achtzig Kilo-

metern von Hannover weg, Kliniken finden wo dann eben tatsächlich misshandelte Frauen, sexuell miss-

brauchte und so weiter, egal wann hingehen können. Die sagen also was vorgefallen ist und dann wird alles 

sofort aufgenommen, fotografiert und, und, und. Und viele Frauen sind ja noch unsicher […] ob sie eine An-

zeige erstatten. Und dort ist es so, dass diese ganzen Sachen [Dokumentationen, S.B.] werden bis zu drei 

Jahre aufbewahrt. Und wenn eine Frau sich später noch entscheidet zu sagen: ‚So, das geht so nicht weiter 

und ich habe hier etwas was gerichtsverwertbar ist’, dann wird das angefordert.“ (Gruppendiskussion 3, 55 

– 55) 

Über diese Möglichkeit gilt es betroffene Frauen zu informieren, wie eine Fachkraft einer Frauenbe-

ratungsstelle verdeutlicht: 

„Da geht [es] darum, dass wir Beratungsstellen es wissen, dass wir dann auch gegebenenfalls mit den 
Frauen da hinfahren können oder denen diese Information geben. […] Das ist unsere Aufgabe darüber zu in-
formieren, dass wenn Verletzungen dokumentiert werden sollen, können die rund um die Uhr, 24 Stunden, 
365 Tage [dort hin, S.B.]. In der Kooperation mit der Rechtsmedizin ist die städtische Klinik daran- angekop-
pelt. […] Dieses Optimieren davon [vom Hilfesystem] beinhaltet für uns auch, dass wir wissen wo [Verlet-
zungen gerichtsverwertbar dokumentiert werden, S.B.]. Da nützt es nicht, dass wir eine Frau ins Kranken-
haus schicken und da ist keiner dafür zuständig, sondern da müssen wir in Kauf nehmen, dass wir über 
"ProBeweis" in Oldenburg, es anonym gewährleisten können.“ (Gruppendiskussion 4,  170 – 171) 

Diese Informationen scheinen jedoch nach Aussagen mehrerer Diskutant/innen noch nicht überall 

verbreitet zu sein (Gruppendiskussion 4, 145 - 145; Gruppendiskussion 3, 87 - 89, 103 – 103, 253 – 

253).  

                                                 
12

 Nähere Informationen siehe: https://www.mh-hannover.de/probeweis.html) 
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Krankenhäuser sowie Arztpraxen können für betroffene Frauen ein neutraler Ort sein und die Mög-

lichkeit bieten, ihre Probleme zu thematisieren und sich Hilfe zu suchen. Eine Fachkraft aus einem 

Frauenhaus veranschaulicht dies und ist der Meinung, dass Frauen mit Migrationshintergrund diese 

Chance eher nützen würden:  

 „Also manchmal ist das auch so, dass die [Fachkräfte im Krankenhaus, S.B.] jetzt nicht anrufen [im Frauen-

haus, S.B.], weil eben die Frauen im Krankenhaus [sind] und weil die verletzt sind, sondern die sind mit ih-

rem Kind im Krankenhaus weil das Kind behandelt werden muss, nicht weil es verprügelt wurde sondern 

weil da irgendwas ist und die Frauen diese Situation nutzen, um zu sagen, ‚bei mir zu Hause ist das und das 

und können sie mir helfen?’ Also auch das kommt vor. Und dann geht’s da nicht unbedingt darum, dass die 

Frau oder das Kind eben verletzt sind durch Häusliche Gewalt, sondern weil es da eine Möglichkeit gibt, weil 

der Mann gerade nicht da ist und sie jetzt die Möglichkeit nutzen könnten, um eben aus der Situation raus 

zu kommen; […] also diese Situation zu nutzen weil das Kind gerade wegen irgendwas im Krankenhaus ist, 

das sind in den meisten Fällen Frauen mit Migrationshintergrund.“ (Gruppendiskussion 3, 271 – 273) 

Mehrere Diskutant/innen thematisieren die Möglichkeit, dass bei Verdacht auf Gewalt und Einschal-

ten des sozialen Dienstes oder von Sozialberater/innen in Krankenhäusern ein Einleiten von Hilfe-

maßnahmen erfolgen kann (Gruppendiskussion 2, 113 – 113, 133 – 135, 145 – 145,  149 – 149; Grup-

pendiskussion 3, 149 - 149, 254 – 254). Eine Fachkraft aus einer Frauenberatungsstelle schildert es 

aus ihrer Erfahrung: 

 „Was ich auch kenne aus dem Krankenhaus, ist, dass wenn der Soziale Dienst beim Krankenhaus, wenn die 

involviert sind. Die rufen manchmal, je nachdem, an und fragen, ob eine kommen kann und mit der Frau 

mal einmal sprechen kann. Einfach um zu signalisieren, es gibt Hilfe von außen.“ (Gruppendiskussion 2, 113 

– 113) 

Die positive Erfahrung der Vermittlung durch den sozialen Dienst im Krankenhaus teilt eine Fachkraft 

eines Frauenhauses:  

„Haben wir schon öfter gehabt, die [der soziale Dienst, S.B.] rufen öfter mal an und vermitteln […] Frauen 

hier eben auch ins Haus [Frauenhaus, S.B.]. Oder ich bin auch schon mal hingefahren und habe die Patientin 

ermutigt dazu.“ (Gruppendiskussion 3, 264 – 265)   

Dies komme drei- bis fünfmal im Jahr vor. Eine Fachkraft für Familienrecht merkt hierzu an, dass es 

wünschenswert wäre, wenn es 

„zum Beispiel da [im Krankenhaus] auch solche Frauen gäbe, die die Kultur und Sprache können, das wäre 

zum Beispiel eine unheimlich gute Schaltstelle da, irgendwen ans Krankenbett zu kriegen und zu sagen 

‚mach doch mal’“. (Gruppendiskussion 2, 134 – 134) 

In zwei Gruppendiskussionen wurde die Frage diskutiert, warum Ärzte und Ärztinnen bei Verdacht 

auf Misshandlung nicht die Polizei oder die BISS-Stelle informieren würden (Gruppendiskussion 2, 

106 – 109, 253 – 253, 258 – 258; Gruppendiskussion 3, 253 – 253). Dies wurde mit der Schweige-

pflicht von Ärztinnen und Ärzten erklärt. Eine Polizistin illustriert dies wie folgt:  

„Entweder sie selber [die betroffene Frau, S.B.] oder eine engagierte Krankenschwester oder der Arzt, aber 

die ziehen sich immer auf ihre Schweigepflicht zurück. Wir haben das, ich will nicht sagen nie, aber fast nie, 

dass aus dem Krankenhaus jemand Fremdes anruft und sagt ‚wir haben hier eine Patientin, die ist schwer 

misshandelt worden von ihrem Ehemann’, das passiert so gut wie nicht. Was schon eher passiert, dass Ärz-

te anrufen wenn Säuglinge oder Kinder verletzt sind. Das haben wir oft. Dass sie sich über ihre Schweige-

pflicht hinwegsetzen, können sie ja auch, ist ja rechtlich abgesichert, und das dann bei uns melden. Aber bei 

Häuslicher Gewalt und da ist eine erwachsene Frau betroffen, da passiert das nicht.“ (Gruppendiskussion 2, 

109 – 109) 

Eine männliche Fachkraft der Polizei verweist jedoch darauf, dass ein behandelnder Arzt die be-

troffene Frau einfühlsam nach dem Grund ihrer Verletzungen fragen könne:  
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„Der Punkt ist ja, im Krankenhaus geht es ja normalerweise nicht weiter oder es fängt da auch nicht an, 

nein eigentlich nicht, wenn sie [die betroffene Frau, S.B.] nicht bereit ist, dort auf Nachfrage der behandeln-

den Ärzte ‚was ist ihnen denn passiert?’ Sie kann entweder sagen ‚ich bin die Treppe runtergefallen oder 

gegen die Schrankwand gelaufen’. Das glaubt der Arzt zwar nicht, aber im Endeffekt sind ihm die Hände 

gebunden durch seine Schweigepflicht. Er behandelt und versorgt die Frau, wenn er dann einfühlsam fragt 

‚ja sagen sie mal: da war doch was anderes’.“ (Gruppendiskussion 3, 253 – 253) 

Jedoch besteht die Möglichkeit, Frauen Informationen über das Unterstützungssystem und Kontakte 

zu vermitteln, was eine Fachkraft einer Frauenberatungsstelle verdeutlicht: 

„[…] dass der Arzt die Ärztin auch mal fragt, wie kommt denn die Verletzung zustande? […und dann, S.B.] 

meinetwegen auch die BISS oder wen auch immer erstmal anruft, das muss ja nicht vielleicht sofort die 

Polizei [sein, S.B.], aber das man da dann einfach diese Wege nutzt und dass man da einfach sensibilisiert 

auch.“ ( Gruppendiskussion 4, 67 – 68)  

Ein weiterer Bedarf wird in der Optimierung des Zugangs zu psychotherapeutischen Behandlungen 

gesehen, welche den Lebenskontext von betroffenen Frauen sowie eventuelle Sprachbarrieren be-

rücksichtigen. Eine Rechtsanwältin verdeutlicht dies insbesondere für Flüchtlinge:  

„[…] und das ist natürlich ein schwieriges Thema, das Therapien durchgeführt werden, und zwar sehr früh-

zeitig schon, und daran, finde ich, hapert es immer noch. Stellen, die Therapien für Flüchtlinge durchführen, 

sind spezialisiert auf Traumatherapien aufgrund von Traumata im Herkunftsland, das ist so angelegt ei-

gentlich, haben lange Wartezeiten, Wartelisten. Es ist schwer daran zu kommen, […] ich meine gibt es gibt  

noch als Ressource, also das was man noch hätte sozusagen, sind ja doch viele Privattherapeuten, sei es mit 

Sprachmittlern, aber es gibt ja auch schon viele Therapeuten, die Arabisch, Türkisch, Russisch oder sonst 

was sprechen, also die quasi in der Muttersprache Therapien durchführen könnten und die sollte man sehr 

viel mehr mit einbinden und dafür auch die finanziellen Mitteln zu Verfügung stellen, frühzeitig. (Rechtsan-

wältin, 82 – 82) 

Mehrere Diskutant/innen halten die Vernetzung und Kooperation von Institutionen des Gesund-

heitswesens mit dem spezialisierten Hilfesystem für ausbaufähig, was eine Expertin für Frauen- und 

Gewaltberatung für Migrantinnen anschaulich illustriert: 

 „Was ich in jahrelanger Vernetzungsarbeit erlebt habe, Teil von Berufen, die wichtige Berufe, die mit 

diesem Thema zu tun haben, aber nicht bereit sind in Vernetzung, Zusammenarbeit. Das heißt Richter, 

Richterinnen, Ärzte, Ärztinnen. Und bei Ärzte, Ärztinnen ein bisschen ist auch die- von Boden die kleine 

Fenster geöffnet worden, das heißt die Ärztinnen wenden sich an uns und brauchen auch unsere Unter-

stützung oder schicken auch die Frauen zu uns oder sogar auch - wir haben es anfangs gehabt, dass auch 

die Ärztin […] auch ihre Praxis für Treffen angeboten hat, aber das sind auch individuelle Arrangements – 

[…] aber die auch als Bausteine in dieser Vernetzung installieren, das ist immer noch eine Utopie und viel-

leicht eine Kampffront für die Zukunft, ja.“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migrantinnen, 

94 – 94) 

Ergebnis 2: Die Gesundheit von Frauen mit Migrationserfahrung leidet nicht nur durch die 

konkrete Gewalterfahrung, sondern zusätzlich durch Diskriminierungserfahrungen, die sie 

in der deutschen Gesellschaft machen. Je nach kulturellem Hintergrund können die Symp-

tombenennungen Ausdruck für weitere Belastungen sein. Dies sollte in Fort- und Weiterbil-

dung vermittelt werden. 

Die befragte Expertin gründete 2004 mit Mitstreiter/innen ein Netzwerk für Gesundheit mit dem Ziel, 

die Gesundheitsversorgung gewaltbelasteter Frauen in der Region zu verbessern13. Es wurde ein In-

terventionsprogramm gegen Häusliche Gewalt entwickelt und erfolgreich erprobt. Ein wesentliches 

Augenmerk wird auf die Fort- und Weiterbildung Professioneller des Gesundheitswesens zur Thema-

                                                 
13

 Nähere Informationen siehe http://www.gesine-intervention.de/ 
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tik Häuslicher Gewalt gerichtet. Fachkräfte der unterschiedlichen Gesundheitsberufe werden in ver-

schiedenen Modulen je nach Zielgruppe qualifiziert, Gewalterfahrungen bei Patientinnen zu erken-

nen, adäquat damit umzugehen und gezielt in das spezialisierte Unterstützungssystem weiter zu 

vermitteln.  

In dem Modul zum Thema gewaltbetroffene Frauen mit Migrationshintergrund ist laut der Expertin 

die „allererste Zielrichtung zunächst mal mit den Vorurteilen aufzuräumen, nämlich dem Vorurteil, 

dass Gewalt hauptsächlich in Migrationsfamilien stattfindet“  (Expertin Netzwerk Gesundheit, 7 – 7). 

Hierfür werden die aktuellen Forschungsdaten präsentiert. In einem weiteren Baustein der Fortbil-

dung wird auf die besonderen Gesundheitsbelastungen von Frauen mit Migrationshintergrund hin-

gewiesen, weil deren Gesundheit nicht nur durch konkrete Gewalterfahrung, sondern „zusätzlich 

durch Diskriminierungserfahrung, die sie in der deutschen Gesellschaft machen“ belastet wird (ebd.): 

„Und diese Kombination von Einflüssen und psychischen Belastungen führen dazu, dass entweder schwer-

wiegendere  Krankheitsbilder ausgebildet werden, oder aber, dass das Gesundheitsverhalten beeinträchtigt 

ist oder dass Frauen viel schwierigeren Zugang haben in Hilfesystemen und auch im System der Gesund-

heitsversorgung. Das heißt, genau in diesem Zusammenhang stellen wir es in diesem Modul auch dar.“ 

(ebd.) 

Der dritte wesentliche Faktor ist laut der Expertin, dass sie immer wieder Berichte darüber haben,  

dass Frauen mit Migrationshintergrund abhängig von ihrer kulturellen Herkunft sehr viele Faktoren 

ihrer Gesundheitsbelastung „anders“ darstellen als andere, d.h. andere Symptome benennen oder 

mit Symptombenennungen etwas anderes meinen, als das was beim deutschen Arzt oder der Ärztin 

ankommt. Sie veranschaulicht dies an einem Beispiel:  

„[…] wenn das Beschwerdebild ist, ‚ich habe Leberschmerzen, mir tut die Leber weh, oder mir tut der Ober-

bauch weh’, dann würde man bei uns, man würde halt abtasten, würde vielleicht eine Gastritis vermuten, 

ich sag das mal als Beispiel, während aber der Ausdruck: ‚Meine Leber brennt ... ‚ zum Beispiel als passen-

der Ausdruck eher bedeutet: ‚Mir geht’s nicht gut, ich mache mir gerade Sorgen, ich bin ganz unglücklich 

und traurig!’ Das heißt, das ist eher ein Hinweis auf ein psychisches Ereignis als auf ein körperliches, das 

muss man aber wissen. Wenn man also nur nach Symptombekämpfung guckt, und immer nur versteht: ‚Tut 

die Leber wirklich weh?’ dann wird die Patientin natürlich falsch behandelt.“ (ebd.) 

Ziel sei es aber nicht, dass Ärzt/innen aus allen Kulturen eine Ausdrucksweise für unterschiedliche 

Erkrankungen kennen, sondern sie dafür zu sensibilisieren, „dass es nicht reicht, man hört ‚brennende 

Leber’ und dann ist alles klar“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 9 – 9). Wichtig sei es, weiter zu 

explorieren und unterschiedliche Fragen zu stellen, um die Ursache der Symptomatik herauszufin-

den, welche eine psychische Belastung sein könnte:  

„Es kann eigentlich nur darum gehen, die eigenen Vorannahmen in Frage zu stellen und durch Befragung 

der Patienten zu versuchen, ein so genaues Bild wie möglich über die tatsächliche Situation zu erlangen und 

da auch ein bisschen abwegig denken und dann auch mal auf die Idee kommen, bei einem eindeutig kör-

perlich benannten Symptom trotzdem auch mal nach der Befindlichkeit, also nach dem ‚Wie geht es Ihnen 

denn psychisch?’ zu fragen.“ (ebd.) 

Hierbei sei es von Bedeutung, sowohl für Berater/innen als auch Gesundheitsversorger/innen, eigene 

Vorannahmen erkennen und sie als etwas „Relatives und sehr zu Hinterfragendes zu betrachten“: 

„Das ist für mich auch eine ganz wichtige Mitteilung, es ist auch in den Qualifizierungsmaßnahmen immer 

wieder Thema. Es geht auch nicht darum, keine Vorurteile haben zu dürfen. Vorurteile gehören zum Leben, 

sondern es geht darum sie nicht unwirksam werden zu lassen, sondern sie nur zu nutzen als ein Anhalts-

punkt, also den Standpunkt der Frage. Und diesen Standpunkt also von diesem Ort aus, fange ich an zu fra-

gen. Das ist eigentlich das wesentlichere.“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 14 – 16) 
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Um aber zunächst das Thema Häusliche Gewalt zu enttabuisieren und Barrieren zu überwinden, wel-

che betroffene Frauen im Migrationskontext darin hindern, Hilfe in Anspruch zu nehmen, bedarf es 

einem Zugang zu den Communities. 

Ergebnis 3: Auch im Gesundheitsbereich bedarf es Kulturmittler/innen, welche in den Com-

munities den Zugang zum Hilfesystem vermitteln können.  

Wie auch in Kapitel 4.1.1 Ergebnis 2 schon dargestellt, haben auch für den Gesundheitsbereich „Kul-

turmittler/innen“, welche Zugang zu den verschiedenen Communities haben und Informationen über 

das Gesundheitssystem adäquat vermitteln können, eine Schlüsselposition inne. Die befragte Exper-

tin verdeutlicht, dass im Aufbau des Netzwerks, bzw. des Interventionsprogramms gegen Häusliche 

Gewalt der Zugang zu den Communities über schon vorhandene Strukturen genutzt werden konnte. 

So wurde in dem Netzwerk versucht, mit Hilfe der im Rahmen des Gesundheitsprojekts „Mit Migran-

ten - für Migranten (MiMi)"14 in Themen der Gesundheitsförderung und Prävention geschulten Mig-

rant/innen, Informationen zu Unterstützungsmöglichkeiten bei Häuslicher Gewalt in den Communi-

ties zu vermitteln. Die Expertin erläutert die Qualifizierung wie folgt: 

„Also alle möglichen Fragen, die sich zum Gesundheitssystem stellen wurden da vermittelt und die Mi-
Mis sind so zu sagen auch Ansprechpartner und Ansprechpartnerinnen. Was wir gemacht haben, weil 
sie sowieso schon im Feld unterwegs sind, wir haben sie angesprochen, haben Module entwickelt zum 
Thema Häusliche Gewalt, dass die wiederum jeweils anwenden konnten, sodass die MiMis  selbst  auch 
in die Lage versetzt wurden, kulturadäquat sage ich jetzt mal, das Thema Häusliche Gewalt zu vermit-
teln und auch auf die Hilfesysteme aufmerksam zu machen.“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit 27 – 
27)  

Auf Grund von zeitlicher und finanzieller Begrenztheit (2008 – 2011) des MiMi Projekts konnte 
diese Qualifizierung jedoch nur einmal durchgeführt werden. Die befragte Expertin erläutert, dass 
die Rückmeldungen der MiMis sehr positiv waren. In der Fortbildung und Begleitung der MiMis 
wurde bewusst darauf geachtet, dass diese nicht als Ansprechpersonen und Begleiter/innen von 
betroffenen Frauen fungieren: 

„[…] aber wir haben die MiMis darin begleitet, dann auch nicht plötzlich zu dem Berater und Berate-
rinnen selbst zu werden, also es heißt auch die Grenze zu wahren. Sie sind einfach diejenigen, die wis-
sen wie das Hilfesystem funktioniert und können dazu gefragt werden, aber sie sind nicht diejenigen, 
die dann plötzlich angesprochen werden sollten so zusagen beratend, dass sie da beraten sollen, weil 
das bringt sie in eine Bredouille“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 29 – 29) 

Die befragte Expertin unterstreicht, dass die Weitervermittlung an spezialisierte Beratungseinrich-

tungen ein grundlegendes Qualitätskriterium in der Intervention bei Häuslicher Gewalt ist. Hier ist 

gelingende Kooperation und Vernetzung zwischen den verschiedenen Institutionen von großer Be-

deutung. Dies bedarf einer guten Koordination wie die Expertin anschaulich verdeutlicht:  

„Ich glaube, was ganz wichtig ist, ist es, dass wir nicht so allgemein in die Welt hinaus posaunen ‚und rührt 

euch mal alle’, sondern dass jemand da ist, der dieses sich rühren sozusagen begleitet und der ganz klar 

sagt: ,Das ist das, was wir von euch erwarten wollen und können und hier sind auch Grenzen. Das müsst ihr 

nicht![…] Ihr müsst auch nicht alles leisten, ihr seid nicht für die Lösung des gesamten Problems zuständig.’ 

Ich glaube, dass das ganz zentral ist. Das heißt für den Bereich Migration im Grunde auch wieder das, was 

wir eingangs hatten. Der Arzt muss in die Lage versetzt sein und muss als Recht qualifiziert sein, eine Ge-

waltbelastung zu erkennen. [… Für eine Region bedeutet es, S.B.] Qualifizierung anzubieten das Mindeste 

ist eine Basis ‚Fortbildung Häusliche Gewalt’ mit 6 Stunden Umfang, plus 3 Stunden Befunddokumentation 

[für Ärzt/innen, S.B.] und dann auch ein Gesundheitsbezogenes ‘Netzwerk Gewalt‘ zu gründen und die Ver-

knüpfung in der Region sozusagen herzustellen oder zu unterstützen. Also das ist ja das was ganz wichtig 

                                                 
14

Siehe http://www.integration-in-nrw.de/projekte_konzepte/Gesundheit/MiMi/index.php (Laufzeit 2008 - 
2011) 

http://www.integration-in-nrw.de/projekte_konzepte/Gesundheit/MiMi/index.php
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ist, dass nämlich die Menschen jeweils gut vernetzt sind und wissen an wen kann ich mich wenden. Das ist 

ja das A und O. Und genau dieses ‚An wen kann ich mich wenden’ ist ein ganz wesentlicher Bestandteil und 

dann müssen die Zielorganisationen auch auf die Anforderungen eingestellt sein.“ (Expertin für Netzwerk 

Gesundheit, 53 – 53) 

Des Weiteren weist sie auf die „skandalöse“ Gesundheitsversorgung von Flüchtlingen hin:   

„Und aus der Gesundheitsperspektive es ist doch voll ein schlechter Witz, dass gerade Frauen, die aus den 

Bürgerkriegssituationen fliehen, die teilweise gerade im Zuge dieser Kampfhandlung auch vergewaltigt 

wurden, das Thema kennen wir auch, dann fliehen die nach Deutschland, stellen einen Antrag, sind zu-

nächst mal in irgendeiner Unterkunft, sind da weiteren gewalttätigen Übergriffen zum Teil von ‚Feinden’ 

aber auch so innerhalb des Zusammenlebens da ausgesetzt und das sind genau diejenigen, die eigentlich 

kein Anspruch auf therapeutische Versorgung haben. Das sind die, die gerade am Akutesten von allen be-

troffen sind eigentlich und die haben den geringsten Anspruch auf eine angemessen Versorgung. Das finde 

ich skandalös!“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 61 - 61) 

Gerade in diesem Bereich bedarf es laut der befragten Expertin einer politischen Diskussion über die 

Rechte von Frauen mit Migrationshintergrund, welche über die professionelle Intervention und Ver-

netzung bei Häuslicher Gewalt hinausgehe. 

4.2.8 Bedeutung des Aufenthaltsrechts 

Frauen mit Migrationshintergrund, deren Aufenthaltstitel nicht gesichert ist, erleiden die Häusliche 

Gewalt möglicherweise über einen längeren Zeitraum, als Frauen, die solchen rechtlichen Bestim-

mungen nicht unterliegen. Im Rahmen der durchgeführten Gruppendiskussionen und Interviews 

kristallisierten sich im Hinblick auf die Bedeutung und Anwendung des Aufenthaltsrechts folgende 

Ergebnisse heraus: 

1. Die in § 31 AufenthaltG verfasste Rechtsnorm zur Ehebestandszeit führt dazu, dass Frauen 

mit einer ehebedingten Aufenthaltserlaubnis die Gewalt häufig über einen längeren Zeit-

raum ertragen, als Frauen, deren Aufenthalt auch im Falle von Trennung und Scheidung gesi-

chert ist. 

2. Flüchtlingsfrauen unterliegen oftmals aufgrund unsicherer Aufenthaltsstatus, der Residenz-

pflicht und des Asylbewerberleistungsgesetzes zusätzlichen Belastungen. 

3. In den Interviews und Gruppendiskussionen wurde die Problematik benannt, dass gewalttä-

tige Ehemänner ihren Frauen aufenthaltsrechtliche Konsequenzen androhen, die teilweise 

real sind, es aber nicht unbedingt sein müssen. Hier ist eine rechtliche Beratung der Be-

troffenen erforderlich. 

4. Zur Optimierung des Hilfesystems werden verschiedene Strategien vorgeschlagen. Sie betref-

fen (a) die Art der Aufklärung und (b) die der Beweissicherung, (c) die Bereitstellung von An-

sprechpartner/innen in Ausländerbehörden für Fachkräfte, die im Hilfesystem tätig sind und 

(d) die Vernetzung mit Rechtsanwält/innen. 

Ergebnis 1: Die in § 31 AufenthaltG verfasste Rechtsnorm zur Ehebestandszeit führt dazu, 

dass Frauen mit einer ehebedingten Aufenthaltserlaubnis die Gewalt häufig über einen län-

geren Zeitraum ertragen, als Frauen, deren Aufenthalt auch im Falle von Trennung und 

Scheidung gesichert ist. 

Eine Rechtsnorm, die dazu führen kann, dass Frauen im Falle einer Trennung und/oder Scheidung 

ihren Aufenthaltstitel verlieren und daher über einen längeren Zeitraum Häusliche Gewalt ertragen, 

ist der § 31 des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Auslän-

dern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz). Diese Rechtsnorm legt fest, dass im Rahmen einer ehebe-
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dingten Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet die ausländische Ehegattin oder der ausländische 

Ehegatte ein eigenständiges, von der Ehe unabhängiges Aufenthaltsrecht erst erworben hat, wenn 

die eheliche Lebensgemeinschaft seit mindestens drei Jahren bestanden hat. Sollte die Ehe vor Ab-

lauf dieser Zeit getrennt oder geschieden werden, müssen die nicht deutschen Ehepartner/innen und 

ihre nicht-deutschen Kinder Deutschland verlassen. Prasad weist darauf hin, dass diese Rechtsnorm 

Migrantinnen davon abhält, vom Gewaltschutzgesetz zu profitieren. Wird der Täter im Rahmen der 

Anwendung des Gewaltschutzgesetzes der Wohnung verwiesen, ist „damit auch eine – wenigstens 

vorläufige – Trennung des Ehepaares […] aktenkundig. Dies kann zur Folge haben, dass die Minde-

stehebestandszeit als nicht erfüllt gilt und der nicht-deutsche Ehepartner seine Aufenthaltserlaubnis 

verliert. Konsequenz dieser Regelung ist, dass viele gewaltbetroffene Migrantinnen sich entschließen, 

die Gewalt in Kauf zu nehmen, bis sie Anspruch auf einen eigenständigen Aufenthaltsstatus haben“ 

(Prasad 2010, S. 8). Die Webseite des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 

Gleichstellung widerspricht dieser Annahme: „Allein ein polizeilicher Platzverweis des Täters aus der 

Wohnung (für max. 14 Tage) oder eine Flucht ins Frauenhaus lösen die familiäre Lebensgemeinschaft 

noch nicht dauerhaft auf; sie wirken sich also nicht unmittelbar auf den Aufenthaltsstatus aus. Glei-

ches gilt für einen Antrag nach dem Gewaltschutzgesetz auf vorübergehende Zuweisung der (ehe-

mals) gemeinsam genutzten Wohnung. Während ein Antrag nach § 1361b BGB Trennungs- bzw. 

Scheidungsabsicht verlangt, wird dies bei einem Antrag nach § 2 Gewaltschutzgesetz gerade nicht 

vorausgesetzt. Eine Wohnungszuweisung nach dem Gewaltschutzgesetz führt also noch nicht zu ei-

ner Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft und damit auch nicht zu einer Veränderung der aufent-

haltsrechtlichen Beurteilung der Lebensgemeinschaft. Der Antrag erhält allerdings dann rechtliche 

Bedeutsamkeit, wenn die eheliche Lebensgemeinschaft endgültig nicht fortgesetzt wird.“ (Nieder-

sächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung o.J.). 

Die befragte Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht bewertet die Dauer der Ehebestandszeit kri-

tisch. Im folgenden Zitat erläutert sie, dass sie von zwei auf drei Jahre verlängert wurde. Um Miss-

brauch Einhalt zu gebieten, empfiehlt sie jedoch, die Ehebestandszeit auf ein Jahr zu reduzieren (Ex-

pertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 36 – 36). 

Eine Härtefallregelung ist aus ihrer Sicht keine adäquate Alternative, da die betroffene Frau ihre Ge-

waltwiderfahrnisse sowie eine Gefährdung im Herkunftsland nachweisen muss, und dies für die Frau 

eine Hürde darstellt. Die Befragte verweist hier auch auf die Situation der Kinder, die im Rahmen 

dieser gesetzlichen Regelung ebenfalls länger in der gewaltbelasteten Familie bleiben müssen. 

„Also, hinsichtlich der rechtlichen Situation hat sich die Ehebestandszeit einmal rauf, einmal runter ent-
wickelt und ist dann sozusagen vor nicht allzu langer Zeit wieder auf drei Jahre raufgesetzt worden. Das 
macht, um die Frauen zu schützen, meines Erachtens überhaupt gar keinen Sinn. […] [Diese Regelung 
wurde geschaffen, A.M.] im Endeffekt, um vermeintlichen oder vermuteten Missbrauch zu beseitigen. 
Aber die Frauen kann das ganz und gar nicht schützen, deshalb sehe ich eigentlich die Entwicklung, dass 
die Ehebestandszeit rauf gesetzt worden ist, also ausgesprochen kritisch, denn es veranlasst die Frauen 
doch, weil sie aufenthaltsrechtlich von, sage ich mal, dem Täter abhängig sind, dazu, an der Ehe fest zu 
halten und das hat praktisch damit zu tun, dass sie mehr Gewalt ausgesetzt sind, […] und wenn Kinder 
dabei sind, sind die nochmal eklatant [von Traumatisierung betroffen, A.M.], weil die natürlich in einer 
familiären Situation aufwachsen, die von Gewalt geprägt ist, von Angst geprägt ist, von Einschüchterung 
geprägt ist und die ihre Mutter erleben als jemand, der sie nicht schützen kann. Das hat für die Zukunft 
für die Kinder und ihrem Bild von, also ihrem ganzen Lebensgefühl und später die sie selber Beziehungen 
führen werden, […] ganz starke negative Folgen. Es hilft meines Erachtens da auch nicht, zu sagen: ‚Ja 
okay, es gibt eine Härtefallregelung in dem §31 Absatz 2, die keine Ehebestandszeit kennt sozusagen, wo 
es nur auf besondere Härte abgestellt wird.‘ Das ist aber nicht überzeugend, weil es da den einen oder 
anderen Punkt gibt, der vielleicht schwierig ist für die Frau nachzuweisen oder auch da im Rahmen der 
rechtlichen Auslegung dann tatsächlich zu dem Aufenthalt zu kommen.“ (Expertin für Aufenthalts- und 
Strafrecht, 12 – 12) 
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Die Rechtsnorm, auf die sich die befragte Expertin hier bezieht, ist eine Härtefallregelung, die die 

Möglichkeit vorsieht, dass bei Vorliegen bestimmter Härten bei kürzeren Ehebestandszeiten der ehe-

lichen Lebensgemeinschaft der Aufenthaltstitel erhalten bleibt (§31 Abs. 2 AufenthG). Ein Härtefall 

ist bspw. Häusliche Gewalt. Wichtig ist hier, dass diese Übergriffe schriftlich fixiert werden. „Hilfreich 

sind Strafanzeigen, Wohnungsverweise und/oder ärztliche Bescheinigungen, in denen die Verletzung 

dokumentiert wird“ (vgl. Würdinger 2011, S. 2f.). 

Ein weiterer Härtefall wird angenommen, wenn sich die Frau aufgrund der Trennung in ihrem Her-

kunftsland besonderen Gefahren ausgesetzt sieht. Dieser Fall kann dann eintreten, wenn einer ge-

trennten oder geschiedenen Frau durch ihre Familie oder durch die Familie des Ehemannes im Her-

kunftsland Gewalt angedroht wird. Diese Möglichkeit besteht auch im Rahmen von Asylverfahren. 

Hier könnte ein Asylantrag wegen geschlechtsspezifischer Verfolgung aufgrund der Gefährdung von 

Leib und Leben gestellt werden (§60 Abs.1, Abs. 7 AufenthG) (vgl. Würdinger 2011, S. 3). Auch ein 

Antrag, der direkt bei der Ausländerbehörde im Rahmen eines humanitären Aufenthaltes (§25 Abs. 3, 

§60 Abs. 7 AufenthG) zu stellen ist, könnte dazu verhelfen, einen Aufenthaltstitel für die betroffene 

Frau zu erhalten (vgl. Würdinger 2011, S. 4).  

In dieser Härtefallregelung wird die Ehebestandszeit zwar aufgehoben, es wird – um einen vom Be-

stand der Ehe unabhängigen Aufenthaltstitel zu erlangen – aber vorausgesetzt, dass eine Gefährdung 

im Herkunftsland gegeben ist, welche die ausländische Ehegattin nachweisen müsste. 

„Nach jetziger Rechtslage wäre es so, dass die Ehegatten im Herkunftsland etwa aufgrund gesellschaftli-
cher Diskriminierung ein eigenständiges Leben, wenn das nicht möglich ist, oder wenn eine Zwangsab-
treibung zu befürchten ist, oder wenn das Wohl der in der Ehe lebenden Kinder wegen einer Behinderung 
oder sonstiger Umstände quasi unerträglich ist, […] dann wäre das unter Umständen eine Härte, die hier 
von der Ausländerbehörde zu berücksichtigen ist. Aber das ist, finde ich schon einfach viel zu hoch dieser 
Maßstab angesetzt, denn es verlangt von der Frau im Endeffekt, dass sie genau diese Gefährdung mehr 
oder weniger nachweist, und das ist einfach schlichtweg ziemlich schwierig.“ (Expertin für Aufenthalts- 
und Strafrecht, 16 – 16) 

Die Beweislast liegt hier bei der Frau bzw. bei dem Ehegatten, der einen von der Ehe unabhängigen 

Aufenthaltstitel erlangen will. Das heißt, so die Befragte, „alles das, was an gesellschaftlicher Diskri-

minierung, alles was unterhalb von lebensgefährlicher Bedrohung für die Frau herrührt, das ist davon 

eigentlich mehr oder weniger ausgeschlossen“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 16 – 16). Um 

den Frauen und ihren Kindern einen adäquateren Schutz vor Häuslicher Gewalt zu gewähren, emp-

fiehlt die befragte Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, den Aufenthaltsstatus nicht derart an die 

Situation der Frau im Herkunftsland zu koppeln. 

„Ich würde einfach sagen, okay eine besondere Härte sollte einfach nur sein, dass es ihr nicht zugemutet 
werden kann auf Grund von Gewalt, so wie es eben auch schon ist, oder sonst der Bedrohungssituation 
also auch psychischer Gewalt quasi an der Ehe festzuhalten, dass es nicht nur auf die Situation vom Her-
kunftsland ankommt. […] Das Bundesverwaltungsgericht hat in Bezug auf die besonderen Härten die Bei-
spiele genannt: ‚Den Ehegatten wäre im Herkunftsland aufgrund gesellschaftlicher Diskriminierung die 
Führung eines eigenständiges Lebens nicht möglich.‘ Oder: ‚Den Ehegatten droht dort da eine Zwangsab-
treibung.‘ Oder: ‚Das Wohl eines in der Ehe lebendes Kindes etwa wegen einer Behinderung oder der 
Umstände im Herkunftsland erfordert einen weiteren Aufenthalt in Deutschland.‘ Oder: ‚Es besteht die 
Gefahr, dass dem Ehegatten der Kontakt zu dem Kind oder den Kindern willkürlich untersagt wurde.‘ […] 
da sieht man mal, wie hoch diese Schwelle ist und, dass eben doch der Bezug zum Herkunftsland herge-
stellt ist“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 36 – 38) 

Die in der Härtefallregelung vorgesehenen Härten sind aus Sicht der befragten Expertin Gründe, die – 

„unter Umständen“ – solch eine geschlechtsspezifische Verfolgung im Sinne des Asylrechts erfüllen. 

Dies hätte aber zur Folge, dass die Frauen die Nachteile eines Asylverfahrens hinnehmen müssen. 
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„Nur dann wären die Frauen im Rahmen des Asylrechts mit den ganzen Nachteilen eines Asylverfahrens 
[konfrontiert, A.M.], Asylbewerberleistungsgesetz, dann Residenzpflicht unter Umständen und all diese 
Sachen, was eben nicht so einfach ist. […] ich finde schon, dass das vorgetragen werden sollte: ‚Ich kann 
nicht zurück, weil das und das mir im Herkunftsland passieren sollte.‘ Aber ich glaube, das sollte man im 
Gesetz aber soweit fassen, dass das vielleicht Hintergrund ist, aber die Verlängerung des Aufenthaltes 
davon nicht mehr abhängig gemacht werden darf.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 38 – 48) 

Eine Diskutantin, die als Fachkraft in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, berichtet von einem Fall, in 

dem die Klientin aufgrund Häuslicher Gewalt ein eigenständiges Aufenthaltsrecht erhalten hatte. 

Dies war jedoch mit einer „langfristigen Planung“ verbunden, wie im folgenden Zitat deutlich wird: 

„Dass sie kein eigenständiges Aufenthaltsrecht [hat, A.M.], sondern dass sie an ihn gekoppelt ist. […] Und 
das war der Fall, was ich vorhin sagte, was wir durchgekriegt [haben, A.M.] […] und mit einer langfristi-
gen Planung, dass ‘ne Frau, die dieses Aufenthaltsrecht hatte, jetzt erst mal für ein Jahr ein alleiniges 
hat.“ (Gruppendiskussion 4, 188 – 190) 

Eine Diskutantin der Polizei stellt die doppelte Belastung heraus, unter der die Frauen leiden, wenn 

sie zum einen eine Scheidung realisieren müssen und sich darüber hinaus auch noch um ihren Auf-

enthaltsstatus sorgen müssen. 

„Das ist so, das ist so dramatisch, finde ich, dass es für die Frauen, wenn sie sich dann durchringen, da 
die Scheidung anzustreben und das auch durchsetzen und durchziehen, das ist ja ein wahnsinns Aufwand 
für die. Dass sie dann anschließend in so'n Loch fallen, weil sie dann Angst haben müssen, abgeschoben 
zu werden.“ (Gruppendiskussion 1, 327 - 327) 

Eine Diskutantin aus der Migrationsberatung thematisiert den Zusammenhang zwischen ökonomi-

scher Abhängigkeit, Aufenthaltsstatus und Fortbestand der Ehe trotz Gewalterfahrung. 

„Also, sie bleiben oft, weil sie dann, entweder weil da der Aufenthalt dran hängt, an den Mann, dass der 
dann weg ist. Oder eben auch die Existenz, einfach das Geld und sie keinen anderen Beruf haben, damit 
ist das sehr stark verknüpft.“ (Gruppendiskussion 1, 21 – 21) 

Die Fachkraft aus dem Bereich der Migrationsberatung spricht hier eine geschlechtsspezifische Be-

sonderheit an, die im Ermessen der Ausländerbehörde berücksichtigt werden kann: Sollte die Ehe-

frau oder der Ehemann aufgrund der Trennung zunächst von öffentlichen Leistungen nach SGB II 

oder SGB XII abhängig sein, muss sie oder er nach der Trennung innerhalb eines Jahres nachweisen, 

dass sie bzw. er wirtschaftlich unabhängig ist. Sollte die ausländische Ehefrau – in den meisten Fällen 

betrifft dies die Frauen und hierin ist die geschlechtsspezifische Besonderheit zu sehen – dies auf-

grund von Kindererziehungspflichten nicht leisten können, kann die Ausländerbehörde im Rahmen 

des Ermessens eine humanitäre Notlage feststellen und eine Aufenthaltsgenehmigung erteilen 

(Würdinger 2011, S. 1). 

In diesem Zusammenhang stellt Prasad heraus, dass gerade Frauen, die sich im Rahmen ihrer Ehe 

nicht frei bewegen konnten, diese Regelung sehr stark trifft. „Es ist kaum möglich, aus so einer Situa-

tion zu entkommen und dann quasi sofort eine Möglichkeit zu finden, sich selbst zu ernähren. Diese 

aufenthaltsgesetzliche Abhängigkeit erhöht die Vulnerabilität von Migrantinnen, Opfer von Gewalt zu 

werden, beziehungsweise verlängert die Dauer des Verbleibs in einer gewaltvollen Situation. Eine 

Veränderung dieser Rechtsnormen hätte tatsächlich die Situation von gewaltbetroffenen Migrantin-

nen verbessert“ (Prasad 2010, S. 8f.). Der Webseite des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung ist hingegen etwas anderes zu entnehmen: „Der Bezug von Leistun-

gen nach dem Zweiten und Zwölften Sozialgesetzbuch (SGB II, SGB XII) löst keine aufenthaltsrechtli-

chen Folgemaßnahmen aus. Nur bei Verdacht des Missbrauchs kann die Verlängerung der Aufent-

haltserlaubnis versagt werden, also wenn der Ehegatte aus einem von ihm oder ihr zu vertretenden 

Grund auf Sozialhilfe angewiesen ist“ (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und 

Gleichstellung o.J.). 
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Die Änderung der in §31 AufenthaltsG formulierten Rechtsnorm ist eine „Grundsatzfrage“ bzw. „eine 

politische Entscheidung“, wie es die befragte Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht im folgenden 

Zitat herausstellt. 

„Im Endeffekt ist [es, A.M.] doch die Grundsatzfrage, und das ist eine politische Entscheidung […]. Grund-
sätzlich kämpfen wir dafür, dass es Gewalt gegen Frauen, Gewalt in Familien nicht mehr geben darf und 
soll, das ist eine Selbstverpflichtung. Wir machen das nicht mehr davon abhängig sozusagen, ob die Frau 
Ausländerin ist oder Deutsche, und jede Frau hat das Recht und auch sage ich mal die Pflicht, sich aus 
diesen Gewaltverhältnissen zu trennen, sich heraus zu begeben, für sich selbst und auch für die Kinder. 
Das ist ihre Verantwortung und wenn ich das so festlege, dann kann es, nur weil ich keinen deutschen 
Pass hab, keine ausländerrechtlichen Konsequenzen geben. […] denn ausschließlich die Frauen behalten 
ihre Aufenthaltserlaubnis, die erteilt worden ist, im Hinblick auf die Ehe und dann schaut man eben ein-
fach nur, wenn es zu einer Trennung gekommen ist, wie kann ich die fördern, dass sie in eine wirtschaftli-
che Unabhängigkeit oder eben zumindest in eine größere wirtschaftliche Unabhängigkeit kommen, wenn 
es da ALG II Bezug gibt oder so was.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 48 – 50) 

Während die o.g. Vorschriften lediglich für Drittstaatsangehörige gelten, gilt dies nicht für Unions-

bürger/innen oder für Frauen, die mit einem Unionsbürger verheiratet sind. Für sie gilt nach §2 Frei-

zügigkeitsgesetz EU ein eigenes Aufenthaltsrecht, solange sie sich hier als Arbeitnehmer/innen oder 

zur Arbeitssuche oder zur Berufsausbildung aufhalten. „Sind die betroffenen Frauen und Kinder 

selbst nicht Unionsbürger, behalten sie ihr Freizügigkeitsrecht und damit ihr Aufenthaltsrecht auch 

im Falle einer Trennung. Erst bei Scheidung sind Fristen zu beachten. Hat die Ehe bis zur Einleitung 

des gerichtlichen Scheidungsverfahrens mindestens drei Jahre bestanden, und davon mindestens ein 

Jahr in Deutschland, behalten sie ihr Freizügigkeitsrecht“ (Würdinger 2011, S. 6). 

Die Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht stellt ferner heraus, dass die Ehebestandszeit nicht für 

die Familien gilt, deren Kind bereits die deutsche Staatsbürgerschaft erworben hat. Jedoch trifft dies, 

so die Befragte, nicht häufig zu. 

„Praktisch ist es so: ist der Vater deutsch - ist das Kind deutsch, und dann kommt es auf eine Ehebe-
standszeit überhaupt gar nicht an, der Grund für den Aufenthalt ist dann das deutsche Kind. Der andere 
Fall, wo das Kind aufgrund von Geburt deutsch wird obwohl beide Elternteile nicht Deutsch sind, ist mei-
nes Erachtens kein Fall mehr des §31, denn das Kind wird nur dann deutsch, wenn, oder ich sag mal in 
den seltensten Fällen, wenn einer der Ehegatten bereits acht Jahre eine Aufenthaltserlaubnis hat und 
mittlerweile eine Niederlassungserlaubnis zum Zeitpunkt der Geburt hat. Dann wäre die deutsche 
Staatsangehörigkeit natürlich Grund für die Frau, dass sie hier bleiben kann unabhängig von der Ehe. Wir 
haben aber so viele deutsche Kinder nicht, denn der §31 ist doch eher der Fall derjenigen, wo wir uns 
nicht auf deutsche Kinder beziehen können, und die meisten dann sozusagen entweder früher als Flücht-
linge hier her gekommen sind oder im Rahmen als Flüchtlinge eine Duldung hatten und gar nicht ins 
Asylverfahren gegangen sind, sondern eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen bekommen 
haben oder im Rahmen des normalen Familiennachzugs es vielleicht noch keine Kinder gibt“ (Expertin für 
Aufenthalts- und Strafrecht, 52 – 52) 

Darüber hinaus stellt Würdinger eine weitere Möglichkeit heraus, den Aufenthalt der Frau über ihre 

Kinder zu sichern. Ihr liegt der Gedanke zugrunde, zu prüfen, wie weit die Integration der Kinder 

durch Kindergarten, Schulbesuch oder Ausbildung bereits fortgeschritten ist. In diesem Zusammen-

hang verweist sie auf zwei Paragraphen (§25 Abs.4 AufenthG, §25a AufenthG) (vgl. Würdinger 2011, 

S. 4). 

Ergebnis 2: Flüchtlingsfrauen unterliegen oftmals aufgrund unsicherer Aufenthaltsstatus, 

der Residenzpflicht und des Asylbewerberleistungsgesetzes zusätzlichen Belastungen. 

Drei Aspekte können die Lebenssituation von Flüchtlingen, die Opfer Häuslicher Gewalt waren oder 

sind, zusätzlich belasten: 

1. Ertragen eines unsicheren Aufenthaltsstatus durch eine Duldung über einen längeren Zeitraum 

2. Prekäre Lebenssituation durch Heimunterbringung und Gutscheine 
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3. Eingeschränkte Mobilität durch Residenzpflicht 

Diese werden im Folgenden genauer erläutert. 

Zu 1) Ertragen eines unsicheren Aufenthaltsstatus durch eine Duldung über einen längeren Zeit-

raum 

Ein weiterer Fall, in dem das Aufenthaltsrecht die Situation der Frau, die von Häuslicher Gewalt be-

troffen ist, belasten kann, ist eine Duldung als Flüchtling. Die damit verbundenen Unsicherheiten 

belasten die Situation der gesamten Familie. 

Ein Diskutant der Polizei stellt die Bedeutung des ungesicherten Aufenthaltstitels heraus und be-

schreibt hier den Fall der Duldung. 

„dass über Jahre wirklich Jahre, teilweise auch über ein Jahrzehnt einfach […] Duldung, noch mal Verlän-
gerung, Duldung, Verlängerung, Verlängerung, die dürfen nicht arbeiten, [...] irgendwann kriegen die 
dann doch ‘ne Arbeitserlaubnis, das ist teilweise schon ein Problem. Weil das ja auch oft dazu führt, dass 
sie in entsprechenden Unterkünften sind.“ (Gruppendiskussion 4, 237 – 237) 

Im Rahmen der im Kreis Düren durchgeführten wissenschaftlichen Begleitforschung und der hier 

durchgeführten biografischen Interviews berichtete eine ehemalige Flüchtlingsfrau, dass sie, ihr 

Mann und ihre Kinder über einen Zeitraum von neun Jahren – abgesehen von einem Jahr, in dem sie 

eine Aufenthaltsbefugnis erhielten – lediglich über den Status der Duldung verfügten. Das Ringen um 

einen gesicherten Aufenthaltsstatus beschrieb sie als „Kampf“. Darüber hinaus berichtete sie, dass 

ihr von der Ausländerbehörde bewusst Informationen vorenthalten wurden, wie im folgenden Zitat 

deutlich wird. 

„Und dann fing der Kampf um das Bleiberecht an. Wir haben immer nur eine Duldung gehabt. Wir waren 
geduldet. Zwischendurch haben wir eine Aufenthaltsbefugnis bekommen, so zwischen fünfundneunzig 
und sechsundneunzig. Und dann immer Duldung. Mein Status. Ich hab das nicht gewusst, was ich heute 
weiß. Damals habe ich es nicht gewusst. Als Vollzeitkraft, als Krankenschwester, als Pflegefachkraft hat 
Jugoslawien schon einen Vertrag gehabt mit Deutschland. Ich wusste nicht, dass ich nach Bonn muss, 
dass ich Deutschland verlassen muss, noch einmal rein, damit ich den Stempel bekomme. Dann hätte ich 
direkt eine feste Arbeitserlaubnis bekommen. Unbefristet. Der Sacharbeiter wollte mir das nicht sagen. 
[...] Ihr seid bei uns alle gleich. Ihr müsst alle zurück. [...] Mein Sacharbeiter, der hat uns so terrorisiert 
[räuspert]. Ich kann ruhig sagen: [...] Ich hasse ihn. [...] Neun Jahre lang habe ich um meinen Aufenthalts-
status gekämpft. Mein Mann ging arbeiten, ich ging arbeiten. Drei Wochen Sozialhilfe bekommen, nur 
drei Wochen. Immer unabhängig gewesen. [räuspert] Ich hatte einen festen Job. [räuspert] Er auch. Der 
könnte mir sagen: Das und das haben Sie. Machen Sie das. Dann habe ich euch wenigstens nicht alle drei 
Monate hier. Nein. Ich hab so viel gekämpft. Mit Anwälten, mit Petition, mit, ich weiß es nicht, was ich 
alles gemacht habe. Der Kampf um das Bleiberecht war am schlimmsten.“ (Auszug aus einem Transkript, 
Abs. 123-127, zit. n. Müller 2013, S. 54). 

Eine Flüchtlingsberaterin unterstützte sie schließlich und der Erlass, dass Flüchtlinge mit einer Ar-

beitserlaubnis und festem Einkommen einen gesicherten Aufenthaltsstatus erhalten sollten, verhalf 

ihr dazu, ihren Status zu sichern. Diese Unsicherheit, unter der sie und ihre Familie fast neun Jahre 

litten, stellte für die Befragte und ihre Angehörigen eine sehr große Belastung dar. Während sie 

selbst, wie sie im folgenden Zitat deutlich macht, „investierte“ wurde ihr Mann suchtkrank. 

„Wir lebten alle in dieser Angst, wir werden abgeschoben. Stell dir mal vor, ich habe Arbeit, ein festes Ar-
beitsverhältnis und bekomme eine Duldung für sieben Tage. Ist das normal? Da weißt du, in sieben Ta-
gen kann jemand kommen und dich einfach schleppen. Du hast eine Wohnung eingerichtet mit allem 
Drum und Dran. Muss alles vorher gekündigt werden, muss alles erledigt werden. Wie soll das gehen? 
[...] Die zweite Angst war die Gewalt meines Mannes. Der suchte sich, der fand sich nicht. Aber der inves-
tierte nicht viel, was zu ändern. Man muss auch investieren, wenn man etwas ändern will. Und das war 
nur einseitig. Von ihm kam da nicht viel.“ (Auszug aus einem Transkript, Abs. 92-94, zit. n. Müller 2013, S. 
54) 
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Zu 2) Prekäre Lebenssituation durch Heimunterbringung und Gutscheine 

Um die Situation der von Gewalt betroffenen Flüchtlingsfrauen zu verbessern, plädiert die Expertin 

für Aufenthalts- und Strafrecht dafür, die Verwaltungsvorschriften für Familien mit Kindern zu ver-

bessern: 

„Und das andere halt diese ganzen Vorschriften [zum Asylverfahren, A.M.] […], da würde ich einfach da-
für votieren, dass sehr viel früher den Frauen, wenn sie Kinder haben, dann nochmal mehr die Möglich-
keit einer privaten Unterkunft gegeben werden, also in Wohnungen ganz klar, mit einer angebundenen 
Sozialarbeit.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 82 – 82) 

Ferner stellt sie heraus, dass die Herabstufung der Transferleistungen auf §1a des Asylbewerberleis-

tungsgesetz die betroffenen Frauen insbesondere dann eine prekäre Situation bringt, wenn sie viele 

Kinder haben. Diese Herabsetzung wird vonseiten der Ausländerbehörde vorgenommen, um die 

Frauen „unter Druck“ zu setzen und eine zeitnahe Ausreise herbeizuführen. Eine Frau und ihre Kin-

der, die zusätzlich noch von Häuslicher Gewalt betroffen sind oder waren, geraten so in eine fast 

unerträgliche Lebenssituation. Die Empfehlung der befragten Expertin lautet folgendermaßen: 

„was wichtig ist, […] ist, dass die Frauen nicht auf § 1a Asylbewerberleistungsgesetz runtergestuft wer-
den, das passiert eben auch. Das sind oft die […] Dublin-Fälle […]. Ich hatte eine Frau mit vielen Kindern, 
[…] wo das Sozialamt eben einfach meinte, das ist einfach ein Dublin-Fall, sie müsste jetzt […] nach 
Tschetschenien oder Italien zurück, und wir setzen sie auf §1a runter und auf Gutscheine. So was ist nicht 
förderlich […]. [Wenn eine Flüchtlingsfrau, A.M.] mit vielen Kindern alleine ist, da finde ich, darf die fi-
nanzielle Seite nicht als Druckmittel benutzt werden. Das ist unwürdig und bringt die Betroffenen in Situ-
ationen, finde ich, die sind schon sehr prekär, sage ich mal vorsichtig […]. Sehr prekär. Und dass man da 
einfach eine Lösung findet, dass dieses besonders schutzwürdige Klientel quasi nicht über Leistungsein-
schränkungen unter Druck gesetzt werden darf […] ich würde sie tatsächlich, das hört sich jetzt krass an, 
als lebende Leichen bezeichnen, die nicht mehr, sie sind ja wie scheintot. Im Formalen läuft das alles 
noch, aber eigentlich sind sie nicht mehr da, muss man so sagen. Es ist schon erschreckend und beängs-
tigend, und die sich dann nicht mehr wehren und das wird dann eben von behördlicherseits ja eher dann 
als nützlich erachtet. Da gibt es schon Schwierigkeiten. Da sind eben die Menschen, die mit Geldverwal-
tung zu tun haben, ausgesprochen hartleibig.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 114 – 118) 

Zu 3) Eingeschränkte Mobilität durch Residenzpflicht 

Flüchtlingsfrauen können einer Residenzpflicht – oder Wohnsitznahmebeschränkung – unterliegen, 

solange über ihren Aufenthaltstitel nicht abschließend entschieden wurde. Dies hat zur Folge, dass 

sie erst auf Antrag („Umverteilungsantrag“) mit Genehmigung der Ausländerbehörde in ein anderes 

Bundesland oder teilweise sogar in einen anderen Landkreis oder eine andere Kommune umziehen 

dürfen. Dies bedeutet, dass den betroffenen Frauen die Entscheidung, sich aus dem Gewaltverhältnis 

zu befreien und sich durch eine räumliche Distanz vor dem Täter durch einen Umzug in Sicherheit zu 

bringen, aufgrund dieser Auflage erschwert wird. Mit einer solchen Auflage ist außerdem verbunden, 

dass die Finanzierung eines Frauenhausaufenthaltes sowie die Unterstützung zum Lebensunterhalt 

nicht per se geregelt sind, wenn die Frau ihren Wohnsitz in eine andere Kommune oder in ein ande-

res Bundesland verlegt. 

Diese so genannte Residenzpflicht ist Teil des Asylverfahrensgesetzes, das 1982 aus dem allgemeinen 

Ausländergesetz ausgegliedert wurde. Köhring stellt heraus, dass Deutschland das einzige Land ist, in 

der Flüchtlingen eine Residenzpflicht obliegt. Nach Auffassung des UNHCR ist diese Praxis hingegen 

mit dem internationalen Recht nicht vereinbar: „Nach Artikel 26.1 der Genfer Flüchtlingskonvention 

(GFK) sind die Vertragsstaaten verpflichtet, Flüchtlingen, die sich rechtmäßig auf ihrem Staatsgebiet 

befinden, Freizügigkeit zu gewähren. Es ist ebenso wenig mit Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung 

der Menschenrechte vereinbar. Bei Artikel erklären das Recht auf freie Wohnungswahl und freie 

Bewegung innerhalt eines Staates“ (Köhring 2004, S. 127). 
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In allen Bundesländern wurde die Residenzpflicht in unterschiedlichem Ausmaß seit 2010 ‚gelockert‘ 

(Überblick: Wendel 2014, S. 8f.). Der Webseite des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und 

Sport ist bezogen auf das Land Niedersachsen Folgendes zu entnehmen: „Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber können sich seit dem 1. März 2012 in Niedersachsen frei bewegen. Die schwarz-gelbe 

Regierung stimmte damals einer entsprechenden Verordnung zu. Davor durften Asylsuchende, deren 

Anerkennungsverfahren noch nicht abgeschlossen war gemäß § 56 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG), 

den Bezirk ihrer Ausländerbehörde nicht oder nur mit Erlaubnis verlassen.“ Daraufhin haben im Früh-

jahr 2013 die Freie Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen von der Ermächtigung in 

§ 58 Abs. 6 AsylVfG Gebrauch gemacht und Rechtsverordnungen erlassen, mit denen es Asylbewer-

berinnen und Asylbewerbern außerdem erlaubt wird, sich während ihres Asylverfahrens vorüberge-

hend in dem Gebiet des jeweils anderen Landes aufzuhalten (Niedersächsisches Ministerium für In-

neres und Sport o.J.). Diese ‚Lockerung‘ bedeutet jedoch nicht, und dies gilt für alle Bundesländer, 

dass die „Verpflichtung zur Wohnsitznahme in einer bestimmten Gemeinschaftsunterkunft bzw. an 

einem bestimmten Ort“ (Wendel 2014, S. 13) aufgehoben wurde. Die ‚Lockerungen‘ erlauben nur das 

vorübergehende Verlassen des zugewiesenen Bezirks (ebd.). 

Im Falle Häuslicher Gewalt verhinderte die Residenzpflicht vor der ‚Lockerung‘, so Köhring (2004), 

dass sich Frauen zum Beispiel bei Freundinnen oder Verwandten Unterstützung und Hilfe suchen 

können. Dies ist vorübergehend nun möglich, ein Umzug ist aber nicht per se gestattet. „Erschwert 

wird die Situation noch dadurch, dass der Mann zu Arbeitslosigkeit und Bewegungslosigkeit verur-

teilt, den ganzen Tag zu Hause ist. Aggressionsausbrüche treten dadurch noch öfter auf. […] Im Zu-

sammenspiel mit der aufenthaltsrechtlichen Situation (das Aufenthaltsrecht der Frauen ist oft an das 

der Männer gebunden und wird über Familienasyl geregelt) schränken die zusätzlichen Sondergeset-

ze wie das Asylbewerberleistungsgesetz und die Residenzpflicht Frauen in ihrer freien Entscheidung 

bezüglich ihrer Lebensperspektive erheblich ein und zwingen sie oft zurück zum gewalttätigen Ehe-

mann. Die Frauen werden geradezu in einer Opferrolle gezwungen“ (Köhring 2004, S. 133). 

Ein Erfahrungsbericht aus der Praxis, welchen das Frauenbüro der Stadt Göttingen auf seiner Website 

veröffentlicht hat, zeigt die Konsequenzen, die die Residenzpflicht für Frauen, denen Häusliche Ge-

walt widerfährt oder widerfahren ist, haben kann. So wurden diesem Bericht zufolge Umverteilungs-

anträge von Frauen mit Residenzpflicht auch in Fällen Häuslicher Gewalt oftmals abgelehnt. „Wir 

haben hier noch keinen erfolgreichen Antrag erlebt“, erklärt eine Fachkraft, die in einem Frauenhaus 

tätig ist. „Mindestens 30 der Frauen, die im Frauenhaus während eines Jahres Zuflucht suchten, hät-

ten keinen sicheren Aufenthaltsstatus und deshalb eine ‚Wohnsitzauflage‘. Im Anschluss an die Zeit 

im Frauenhaus müssten sie an ihren früheren Wohnort zurückkehren, auch wenn sie Angst vor wei-

terer Gewalt durch den Mann oder Familienangehörige hätten.“ (Frauenbüro der Stadt Göttingen, 

o.J., S. 1). Weil die Chancen, eine Genehmigung zu erhalten so schlecht seien, würden nur sehr weni-

ge Frauen überhaupt einen Antrag stellen (ebd.). 

Im Rahmen einer Gruppendiskussion beschreibt eine Diskutantin, die in einem Frauenhaus tätig ist, 

die psychische Mehrfachbelastung, unter der von ungesichertem Aufenthaltsstatus, Residenzpflicht 

und Häuslicher Gewalt betroffene Frauen leiden. Neben der Gewalterfahrung und dem daraus resul-

tierenden Schutzbedürfnis („natürlich wollen die Frauen nicht wieder in diese Stadt zurück, weil ein-

fach die Gefahr zu groß ist für sie“) leiden sie unter der Ungewissheit, in das Herkunftsland zurück-

kehren zu müssen („dann werde ich sofort abgeschoben“) und der Ungewissheit, ob dem Antrag auf 

Umverteilung statt gegeben wird („Und dann geht es hin und her. Dann muss man dann gucken, 

kriegt man es hin oder auch nicht“). 
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„das Problem ist ganz einfach, natürlich wollen die Frauen nicht wieder in diese Stadt zurück, weil ein-
fach die Gefahr zu groß ist für sie und dann geht es halt hin und her. Also dann kann sie einen Antrag 
stellen auf Umverteilung, dann geht es auch darum zum Beispiel, sag ich jetzt mal, [Name der Stadt, 
A.M.] sagt dann: ‚Nee, die wollen wir aber gar nicht haben, weil wir haben genug eigene.‘ Und dann geht 
es hin und her. Dann muss man dann gucken, kriegt man es hin oder auch nicht, und das ist das, was ich 
vorhin sagte, da geht es immer so um Aktenzeichen, aber nicht um diesen Menschen, die dahinter stehen 
und äh ich finde, also jetzt gerade [die, A.M.] die eben Gewalt erlebt haben, die dann auch hier sind, die 
haben nicht nur diese Angst. […] die können sich auch damit gar nicht auseinander setzen, weil sie ein-
fach Angst haben: ‚Wo kann ich denn eigentlich bleiben?‘ Und so dieses Gefühl: ‚Keiner will mich haben. 
[...] die können mit mir machen, was sie wollen quasi, und oh Gott und vielleicht wenn das jetzt hier nicht 
verlängert wird, dann werde ich sofort abgeschoben.‘ Und ich finde […] es unmenschlich.“ (Gruppendis-
kussion 3, 370 – 370) 

Dass Umverteilungsanträgen häufig nicht stattgegeben wird, ist – so die Befragten – vor allem auf die 

Frage der Kostenübernahme zurück zu führen. So stellt eine Fachkraft, die im Frauenhaus tätig ist, 

Folgendes heraus: 

„es ist einfach ein finanzielles Problem, wenn […] diese  Kommune wo die Frau hinmöchte dann sagt: ‚Ne, 
das kostet uns nur.‘ Und die anderen sagen: ‚Prima, prima, wir sind die los, wir müssen vielleicht noch 
vier Jahre zahlen, aber dann sind wir sie los.‘“ (Gruppendiskussion 3, 374 – 374) 

Dies betrifft teilweise die anfallenden Kosten für die Unterbringung im Frauenhaus, wie eine Fach-

kraft, die in der Frauenberatungsstelle tätig ist, herausstellt: 

„die Frauenhäuser sind schlecht finanziert und haben bei dieser Konstellation kaum Aussichten, dass sie 
Geld für die Frau bekommen. Und diese Frau hat kaum Aussichten in dem anderen Bundesland Sozialleis-
leistungen zu bekommen. So kenn ich das. Es gibt zwei, drei Frauenhäuser, die das trotzdem tun. Im Bun-
desgebiet.“ (Gruppendiskussion 2, 399 – 399) 

In einer Gruppendiskussion stellen zwei Diskutant/innen heraus, dass in ihrem Landkreis keine 

Schwierigkeiten bestehen, gewaltbetroffene Frauen, die einer Residenzpflicht unterliegen, in einem 

Frauenhaus unterzubringen. 

„Und es gibt immer ‘ne Möglichkeit, wenn Häusliche Gewalt ist, dass man die Frauen immer kurzfristig 
und wenn es im Frauenhaus ist, unterbringen können. […] Wir haben da keine Probleme mit, von daher, 
deswegen nehmen die Frauenhäuser die ja auch auf. […] Aber wenn Gewalt im Spiel ist, ist es grundsätz-
lich so, dass die Gewalt im Vordergrund steht und dann haben wir irgendwie mal die Pflicht erstmal die 
körperliche Unversehrtheit zu gewährleisten.“ (Gruppendiskussion 4, 229 – 235) 

Ein Diskutant, der in der Migrationsberatung tätig ist, bestätigt dies. Die Problematik tritt erst im 

Falle eines Umzugs ein. Hier ist es, trotz der gelockerten Residenzpflicht in Niedersachsen schwierig, 

die Genehmigung für einen Umverteilungsantrag zu erhalten. 

„zumindest in Niedersachsen oder so dürfen die sich bewegen. Auch wenn die hier zugeteilt sind in [Na-
me der Stadt, A.M.]. Nur wenn's darum geht, dass sie umziehen wollen oder so, dann sind sie immer, also 
die Zahlstelle ist in der Kommune sehr gebunden. Weiterhin. Dann ist es natürlich immer schwierig, eine 
Umverteilung oder sowas  hinzukriegen.“ (Gruppendiskussion 4, 256 – 277) 

Eine Diskutantin, die in der Jugendhilfe tätig ist, stellt heraus, dass es in Notlagen kurzfristige Mög-

lichkeiten gibt, eine finanzielle Unterstützung zu erhalten. 

„Hier in [Name der Stadt, A.M.] das Frauenhaus, die haben Kontakt zur Opferhilfe und kriegen ‘ne Zwi-
schenfinanzierung und können grundsätzlich schon mal sagen: ‚Okay[, wir können Sie in unser Frauen-
haus aufnehmen, A.M.]‘.“ (Gruppendiskussion 2, 420 – 420) 

Diese kurzfristige Lösung zur Kostenübernahme bestätigt auch eine Polizistin. Sie benennt hier eben-

falls die „Stiftung Opferhilfe Niedersachsen“ und den „Weißen Ring“ als mögliche Institutionen 

(Gruppendiskussion 2, 413 – 413). 

Die größere Schwierigkeit ist jedoch die Übernahme staatlicher Transferleistungen zum Lebensun-

terhalt in der Zeit nach einem Frauenhausaufenthalt. Die Expertin für Frauen- und Gewaltberatung 

für Migrantinnen berichtet von einem Fall, in dem die Residenzpflicht für die Zeit des Frauenhaus-
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aufenthaltes aufgehoben war. Diese Regelung führte aber dazu, dass die betroffene Frau mit ihren 

Kindern zwei Jahre im Frauenhaus lebte, da es ihr nicht gestattet war, in der aufnehmenden Kom-

mune eine Wohnung zu mieten. Dazu hätte sie in die Kommune zurückkehren müssen, in der sich 

der Täter aufhielt. Zentral war auch hier die Kostenübernahme: Da die betroffene Frau auf Transfer-

leistungen angewiesen war, wurde dem Antrag auf Umverteilung nicht stattgegeben. 

„wir haben eine Frau hier in [Name der Stadt, A.M.] gehabt, dass sie zwei Jahre sollte in einem Frauen-
haus leben, weil auf ihrem Pass stand, sie soll […] in Kommune so und so leben und darf nicht in [Name 
der Stadt, A.M.] leben. Solange das im Frauenhaus war, das war okay. Aber sie durfte keine Wohnung 
mieten […]. Das war auch jahrelange Arbeit von Kolleginnen von Frauenhaus um überhaupt, dass diese 
Frau von dieser Last befreit [wurde, A.M.]. […] zum Beispiel sie hatte eine Arbeit gefunden, aber die diese 
Arbeit reichte nicht für […] eigenen Lebensunterhalt. [Deshalb wurde, A.M.] ihr Antrag auf Umverteilung 
oder Aufhebung von Wohnsitzauflage nach Kommune [Name der Kommune, A.M.] und für eine andere 
Kommune, ja. Und das hat zwei Jahre gedauert“ (Expertin für Frauen- und Gewaltberatung für Migran-
tinnen, 69 – 71) 

Dass der Frauenhausaufenthalt für Frauen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus und einer damit 

verbundenen Residenzpflicht oftmals zu lang ist, bestätigt auch eine andere Fachkraft, die im Frau-

enhaus tätig ist. Zwar erhalten die Frauen im Frauenhaus zumeist Unterstützung, um einen Umver-

teilungsantrag zu erwirken, aber die Wohn- und Lebenssituation führt aufgrund der beengten Wohn-

verhältnisse zu weiteren Problemen. 

„die Frauen mit ungeklärtem Aufenthaltsstatus bleiben auch sehr lange im Frauenhaus, was natürlich 
auch eine Zumutung ist, weil eben die […] sind meistens über ein Jahr dann da […] also es dauert halt 
auch. Und die Bedingungen sind schon, also es ist schon sehr eng im Haus […] wo die Kinder auch ganz 
klar sagen: ‚Ey, wir wollen hier wieder raus.‘ […] das wird deswegen nicht einfacher, nur weil sie […] also 
Unterstützung haben […] wenn es halt um diese Umverteilung geht, sondern da kommen schon auch 
nochmal so ein paar andere Probleme dazu.“ (Gruppendiskussion 3, 404 – 404) 

Ein Diskutant, der im Integrationsreferat der Stadt tätig ist, berichtet von einem Fall, indem die Dauer 

des Verfahrens der Ausländerbehörde die Frau ebenfalls in Nöte gebracht hat. Vor diesem Hinter-

grund hat er ihr die Flucht in ein Frauenhaus geraten, um auf diese Weise den Verwaltungsvorgang 

zu beschleunigen. 

„Da hatte ich einen Fall, wo ich eingesetzt wurde als Dolmetscher vor kurzem. […] die Frau hat zwar eine 
Aufenthaltserlaubnis, Abschiebungsschutz nach § 60 Absatz 2 und da bekommt sie eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25, 3 […] die Kommunen machen [hier aber, A.M.] eine Auflage: Die Wohnsitznahme wird 
auf die Stadt oder den Landkreis wird in [Name der Stadt, A.M.] beschränkt  und die Frau erfährt Gewalt 
[…]. Die Polizei war da […] und sie erlebt das seit Monaten und die Ausländerbehörde wartet, gibt nicht 
diese Möglichkeit, also sie braucht nur diese Auflage zu streichen, dann kann sie, dann kann sie zu ihren 
Onkel weit weg ziehen und dann [wäre, A.M.] sie geschützt. […] also ich habe von mir geraten, direkt 
zum Frauenhaus, wenn das Frauenhaus drin ist, dann ist die Ausländerbehörde ein bisschen schneller in 
die Wege vielleicht, (Lachen) nicht wenn die Frau selber dahin geht.“ (Gruppendiskussion 3, 364 – 364) 

Aufgrund eines abgelehnten Umverteilungsantrages hatte eine Diskutantin, die ebenfalls im Integra-

tionsreferat der Stadt tätig ist, erfolgreich Widerspruch beim Oberlandesgericht eingelegt. Dies hat 

die Dauer, bis die Frau Gewissheit hatte, ebenfalls deutlich in die Länge gezogen, was auch zu Kosten 

geführt hat, die die Frau schließlich in eine Situation der Verschuldung gebracht haben. 

„und dann hab ich richtig Widerspruch und hab das richtig beim Oberlandesgericht einen Antrag gestellt 
und das wurde dann später genehmigt […] aber das hat Zeit gebraucht und auch so viel Geld. Sie hat 
noch so viel Schulden wegen dieser Fahrerei. Das Jobcenter hat zuerst hat gesagt ja, dann haben sie auch 
die Kosten übernommen. Dann hat sie ein Schreiben, dass sie das zurück zahlt auch wegen Miete Frau-
enhaus und Miete weil sie hatte ihre Wohnung wollte sie erstmal nicht abgeben wusste sie nicht, wo sie 
bleibt und jetzt hat sie die Schulden.“ (Gruppendiskussion 3, 385 – 385) 

Eine Diskutantin, die in der Jugendhilfe tätig ist, weist darauf hin, dass die betroffenen Frauen in der 

Ausländerbehörde auch nicht immer über ihre Rechte aufgeklärt werden. Sie werden auf ihre Resi-



119 

 

denzpflicht hingewiesen, aber nicht auf die Möglichkeit, einen Umverteilungsantrag zu stellen, so die 

Befragte. 

„Ja, oder Ausländerbehörde. […] Die geben genau diese Informationen [dass die gewaltbetroffene Frau 
einer Residenzpflicht unterliegt, A.M.] auch so raus. […] Das heißt nicht, dass sie nicht das Recht hat [ei-
nen Umverteilungsantrag zu stellen, A.M.].[…] Die sagen genau diesen Satz: ‚Das können sie nicht. Sie 
müssen hier bleiben.‘ Aber rechtlich ist das schlechthin eine andere Situation.“ (Gruppendiskussion 1, 363 
- 369) 

Vor diesem Hintergrund plädiert die befragte Expertin für das Netzwerk Gesundheit dafür, die Sach-

bearbeiter/innen, die mit Umverteilungsanträgen betraut sind, für die Thematik Häusliche Gewalt zu 

sensibilisieren, damit sie die Notlage, in der sich die Frauen und möglicherweise ihre Kinder befinden, 

adäquat berücksichtigen. 

„Das Problem dabei ist, dass dann immer die finanziellen Fragen [auftauchen, A.M.]: […] Da müssen 
dringend Regelungen her, die Regelungen brauchen wir, dafür müssen wir uns politisch einsetzen. Aber 
ich glaube, was ganz wichtig ist, ist bei den Ausländerämtern die Sensibilisierung dafür zu erreichen und 
auch da häufiger die Wegnahme der Wohnsitznahmebeschränkung im Antrag stattzugeben, um [im Fal-
le Häuslicher Gewalt, A.M.] den Schutz der Frauen zu gewähren.“ (Expertin für Netzwerk Gesundheit, 57 
– 57) 

Die Befragte Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht plädiert für eine bundesweite Regelung im 

Rahmen von Verwaltungsvorschriften, wie mit Umverteilungsanträgen im Falle Häuslicher Gewalt zu 

verfahren ist. Hierbei soll im Falle Häuslicher Gewalt ein Umzug möglich sein, wobei die Kostenüber-

nahme bei einem Umzug in ein anderes Bundesland beim „Herkunftsbundesland“ verbleiben soll. 

„Es gibt im Lande [Name des Bundeslandes, A.M.] gibt es eine entsprechende Anweisung, die da sagt, 
dass die Kommunen auf jeden Fall, wie lautet es da: Wenn die Frau aufgrund von Gewalt einen Umver-
teilungsantrag stellt, auf jeden Fall so einem Umverteilungsantrag zustimmen soll. Also das geht unprob-
lematisch in eine andere Gemeinde. Ein anderes Problem kann sein, wenn es in ein anderes Bundesland 
ist, weil dann sozusagen das andere Bundesland auch zustimmen muss im Hinblick auf die Finanzierung. 
Aber auch da […] wäre es schön, wenn es eine bundesweite Regelung gibt, die die um Aufnahme ersuch-
ten Bundesländer anhält, sozusagen zuzustimmen, weil die in Anführungszeichen Herkunftsbundesländer 
in der Regel die Kosten übernehmen […]. Aber das Verfahren ist da ein bisschen zu kompliziert, das könn-
te einfacher werden und sein, und dass kann man auch in Rahmen von Verwaltungsvorschriften eigent-
lich gut machen. Was natürlich bleibt, ist eine klare Überprüfung seitens der Ämter, ob es wirklich diese 
Gewalt gibt, wie gesagt, wenn es im Heim ist, haben wir damit keine Probleme. Was aber auch verlangt 
wird, dass dann es tatsächlich zu einer Trennung kommt und die Trennung auch aufrecht erhalten wird, 
weil die Ämter sagen: ‚Okay, wir unterstützen die Frauen da, aber nichts Halbherziges.‘ Dazu kann ich 
sagen, das ist schwer für die Frauen, weil natürlich jetzt da noch sehr viel dran hängt und wer im Bereich 
Frauenhaus arbeitet, weiß, wie schwer das ist, nach einer Trennung kommt dann doch sozusagen die 
Versöhnungsversuch, erneute Trennung hin und her. Das ist eben alles nicht so einfach, dafür gibt es 
ganz viele auch psychologische Erklärungen, für alle Beteiligten im Helfersystem sehr anstrengend. Aber 
das ist eben die Realität, das ist wie ein Drogensüchtiger. [Der, A.M.] schafft das auch nicht beim ersten 
Entzug. Und damit eben einfach umzugehen, ist für ein Amt, glaube ich schwieriger, weil da Gelder dran 
hängen, als für das sonstige Unterstützungsfeld. Da könnte man sicherlich im Rahmen von Verwaltungs-
vorschriften mehr machen, obwohl ich jetzt einfach sagen muss, dass das, was ich so erlebe in meiner 
Praxis und auch die Frauen, die eben nach [Name der Stadt, A.M.] kommen in die Frauenhäuser, die So-
zialämter und Jugendämter muss ich sagen, bewundernswert unterstützend sind, das muss man auch 
sagen, die machen, was sie tun können und das ist verhältnismäßig sehr viel. Da sind die Großstädte wie 
[Name der Stadt, A.M.] manchmal weil sie halt finanziell so klamm sind, schwieriger, die möchten dann 
ganz gerne dass dann das andere Sozialamt zuständig ist oder Jugendamt in der Finanzierung auch. […] 
Ja, ich würde sagen da ist die Innenministerkonferenz eigentlich der richtige Ansprechpartner, weil die 
können […] Regelungen angleichen und quasi, dass alle die gleiche und zwar positive Regelung haben, 
auf hohem Standard. Wir haben auch das Problem, bei einer Harmonisierung, dass sich das nach unten 
harmonisiert, weil man so in Anführungszeichen eine Binnenwanderung verhindern will. Und es wird 
immer dahin gewandert in der Vorstellung der Ämter, wo es eben am günstigsten ist. Darum sollten, fin-
de ich, alle die gleich günstigste oder sich an der günstigsten Regelung orientieren.“ (Expertin für Aufent-
halts- und Strafrecht, 54 – 58) 
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Eine einheitliche Regelung, die für solche Fälle eine überindividuelle und zeitnahe Klärung ermög-

licht, wäre also notwendig, um den Frauen und ihren Kindern einen angemessenen Schutz zu ge-

währleisten. Dass diese jedoch fehlt, wird auch in einer Stellungnahme der Bundesregierung zum 

Gutachten „Bestandsaufnahme zur Situation der Frauenhäuser, Fachberatungsstellen und anderer 

Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen und deren Kinder“ beklagt. Auch hier wurde 

nochmals auf diese Problematik hingewiesen (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend 2012, S. XVIII). Ein Handlungsbedarf bleibt also in dieser Thematik nach wie vor bestehen. 

Ergebnis 3: In den Interviews und Gruppendiskussionen wurde die Problematik benannt, 

dass gewalttätige Ehemänner ihren Frauen aufenthaltsrechtliche Konsequenzen androhen, 

die teilweise real sind, es aber nicht unbedingt sein müssen. Hier ist eine rechtliche Bera-

tung der Betroffenen erforderlich. 

In den Gruppendiskussionen und Interviews wurde mehrfach herausgestellt, dass die gewalttätigen 

Ehemänner ihren Ehefrauen androhen, eine Abschiebung in die Wege zu leiten, sobald sie sich der 

gewaltbelasteten Ehe zur Wehr setzen (vgl. hierzu Kapitel 4.2.2). Die folgenden Zitate dokumentieren 

dies exemplarisch: 

„das Verschärfen von Ausländerrecht ist ein Instrument in der Hand von Gewalttätern. […] Nach dieser 
letzten Verschärfung zwei Jahre Ehebestand auf drei Jahre Ehebestand, dann haben wir sofort auch bei 
Beratungsstelle bemerkt, dass die Männer haben ihr Schwert auf Hals von Frauen noch schärfer hochge-
halten haben als vorher und […] Gewalttäter sind sehr schlau und benutzen alle, alle Möglichkeiten und 
alle Informationen. Ich habe hier eine Frau gehabt, die elf Jahre mit sicherem Aufenthalt mit ihm zu-
sammen isoliert gelebt hat, und er hatte immer gesagt: ‚Ich schicke dich nach Hause, ich schicke dich 
nach Hause.‘ […] er hatte diese Möglichkeit überhaupt nicht gehabt, aber elf Jahre lang eine Frau mit […] 
eigenständigem Aufenthaltsrecht, immer hat er [sie bedroht, A.M.].“ (Expertin für Frauen- und Gewalt-
beratung für Migrantinnen, 69 – 69) 

„das kam auch vor, auch öfters, dass Frauen, die nie kamen, aber telefoniert haben oder für andere i r-
gendwelche Nachbarn oder Freunde oder Bekannte haben dann angerufen: ‚Wie ist es denn, er droht mir 
also, mich wieder zu schicken.‘“ (Expertin für Migrationsberatung, 49 – 49) 

„Ich kenne einige Beispiele aus meiner Beratungspraxis in der Vergangenheit, wo hiesige Männer aus-
ländische Frauen geheiratet – […] importiert haben, sag ich mal so, und dann schon massiv unter Druck 
gesetzt haben, wenn irgendwas nicht funktionierte, und sagten: ‚Ich lass Dich wieder abschieben.‘“ 
(Gruppendiskussion 4, 176 – 176). 

„Jetzt kann ich mit ihr machen, was ich will, und wenn du den Mund öffnest, schmeiß ich dich weg [...].“ 
(Gruppendiskussion 3, 415 – 415)

15
 

Eine weitere Drohung besteht darin, der Frau ihre Kinder zu entziehen, dies berichtet eine Fachkraft, 

die in der Jugendhilfe tätig ist. 

„Üblicherweise, also das, was mir am meisten begegnet, ist, dass die Männer den Frauen sagen: ‚Ich be-
halte die Kinder, und du musst ausreisen.‘ […] Das ist das Hauptargument, was die Frauen hält.“ (Grup-
pendiskussion 2, 15 – 17) 

Auch die Angst vor einer Verschleppung wurde von einer Diskutantin, die im Integrationsreferat der 

Stadt tätig ist, sowie von der befragten Expertin für Migrationsberatung herausgestellt. 

„Sie [eine Klientin, A.M.] möchte gar nicht nach Algerien, weil wenn sie da ist, dann wird er [der Täter, 
A.M.] auch Papier wegnehmen und dann kann sie nicht mehr zurück.“ (Gruppendiskussion 3, 44 – 44) 

„da gab's auch Fälle, wo die Frau einfach in den Urlaub geschickt wurde, […] also das war schon mies, al-
so so hinterhältig von dem Mann. Die Frau hat das gar nicht so wahrgenommen und plötzlich saß sie da, 
er hat sich um alles gekümmert, Flugticket und solche Sachen und dann saß sie da bei ihren Eltern in der 
Türkei und konnte nicht wieder zurück. Solche Fälle kommen natürlich vor. Aber schwieriger ist es, wenn 
sie hier leben und der Mann sie ständig damit bedroht.“ (Expertin für Migrationsberatung, 49 – 49) 

                                                 
15

 vgl. auch Gruppendiskussion 1, 183 – 186, Gruppendiskussion 3, 44 – 44, 177 – 177 
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Diese aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen sind, wie bereits deutlich wurde, teilweise real, müssen 

es aber nicht unbedingt sein. Wichtig ist, den Frauen die notwendige rechtliche Aufklärung anzubie-

ten, und zu prüfen, ob ihr Aufenthalt im Falle von Trennung und Scheidung tatsächlich gefährdet ist, 

oder es lediglich Drohungen des Ehemannes sind, die nicht auf einer gesetzlichen Grundlage basie-

ren. So erläutert eine Fachkraft, die in der Migrationsberatung tätig ist, folgendes: 

„dass man denn schon mal guckt, welche Möglichkeiten es gibt. Abzuwarten oder halt vorher schon die 
Reißleine zu ziehen. Welche Konsequenzen hat das denn? Muss man denn unter Umständen das Land 
verlassen? Gibt's ein gemeinsames Kind, das unter Umständen dazu berechtigt, dann einen eigenen Auf-
enthalt dann hier auch zu haben, als Mutter? Und solche Dinge. Ganz wichtig ist es, denk ich immer, 
auch so das Selbstwertgefühl zu stärken und Mut zuzusprechen noch Schritte zu tun […]. Diejenigen, die 
unwissend sind und ängstlich sind, die fehlende Sprachkompetenz, und Kleingehaltenwerden und auch 
nicht raus kommen aus dem familiären Raum oder so, woher sollen die Frauen das denn auch wissen, 
dass die, selbst wenn sie ‘n bisschen Selbstwert [haben und, A.M.] einigermaßen stark sind, dass sie 
dann, ja, trotzdem eingeschüchtert sind, und auch Angst haben, dass es so ist, wie ihr Mann das sagt? 
Und wenn man dann sagt: ‚Das ist nicht so‘, weil sie ein gemeinsames Kind haben, das Kind dann eben 
halt auch ein deutsches Kind ist, wenn ein deutscher Mann beteiligt ist in dem Fall, dann ist die Rechtsla-
ge ja wieder anders und wenn sie das dann weiß, dann ist es natürlich für sie auch wieder ‘ne gewisse Si-
cherheit, wenn sie dann den Schritt macht, dass sie sich trennt, oder irgendwie  andere Möglichkeiten 
hat auch sich dem Ganzen zu entziehen.“ (Gruppendiskussion 4, 191 – 193) 

Eine Diskutantin stellt heraus, dass die Drohungen des Ehemannes auch Ärzte betreffen können. So 

berichtet sie von einem Fall, in dem arabischer Arzt einer Patientin seine Hilfe verweigert hatte. Sie 

hatte ihn aufgesucht, da ihre Deutschkenntnisse für einen Besuch bei einem deutschen Arzt nicht 

ausreichten. Ihr Ziel war es, Beweise Häuslicher Gewalt dokumentieren zu lassen, die für die Aufhe-

bung der Ehebestandszeit relevant sein können (Gruppendiskussion 3, 44 – 49). 

Ergebnis 4: In den Interviews wird die Optimierung des Hilfesystems durch verschiedene 

Strategien vorgeschlagen. Sie betreffen die Art der Aufklärung und der Beweissicherung, die 

Bereitstellung von Ansprechpartner/innen in Ausländerbehörden für Fachkräfte, die im 

Hilfesystem tätig sind und die Vernetzung mit Rechtsanwält/innen. 

In den vorangegangenen Ausführungen wurde die Bedeutung aufenthaltsrechtlicher Bestimmungen 

erläutert. Daran anknüpfend wurden in den Gruppendiskussionen und Interviews vier Teilbereiche 

genannt, in denen eine Optimierung des Hilfesystems umgesetzt werden kann. 

1. Art der Aufklärung 

2. Art der Beweissicherung 

3. Kooperation zwischen Ausländerbehörden und sozialen Diensten 

4. Vernetzung mit Rechtsanwält/innen 

Diese werden im Folgenden genauer erläutert. 

Zu 1) Art der Aufklärung 

Während die Gleichstellungsbeauftragte eines Landkreises rechtliche Beratung der betroffenen 

Frauen als zentrales Element herausstellt (Gruppendiskussion 4, 194 – 197), fügt eine Diskutantin, die 

in einer Frauenberatungsstelle tätig ist, ergänzend hinzu, dass sich die Aufklärung nicht nur an Frau-

en, sondern auch an Täter richten sollte. 

„wenn Männer zum Beispiel Frauen heiraten aus anderen Land, die müssen schon Gesetze bekommen ir-
gendwie aufgeschrieben - wie ist das. Dass die Frau bei Gewalt auch Recht hat, hier in Deutschland zu 
bleiben. Dass vielleicht sie nachdenken, dass sie den Frauen nicht [eine Ausweisung androhen können, 
A.M.] […] Wenn sie Gewalt in der Familie hat, dann […] kann sie sofort gehen.“ (Gruppendiskussion 1, 
257 – 261) 
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Die persönliche Beratung in Beratungsstellen kann unterstützt werden durch mehrsprachige Infor-

mationen im Internet oder in Form einer ebenfalls möglichst mehrsprachigen kostenlosen Broschüre, 

die in Ämtern und anderen öffentlichen Stellen erhältlich sein müsste. Als Beispiel soll hier der Text 

einer Broschüre der Stadt Herne mit dem Titel „Gegen Häusliche Gewalt“ herangeführt werden, wel-

che Frauen, die keinen eigenständigen Aufenthaltstitel haben, über ihre Rechte folgendermaßen 

aufklärt: 

„Wenn Sie noch keinen eigenständigen Aufenthaltstitel haben, kann die Trennung von Ihrem Ehemann 
Einfluss auf Ihr Aufenthaltsrecht haben. Sie können mit der Verlängerung Ihrer Aufenthaltserlaubnis 
rechnen, wenn Sie Ihre Ehe vor der Trennung mindestens drei Jahre lang in Deutschland geführt haben. 
Maßgeblich ist hierbei das Datum der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis! Wenn Sie kürzer verheiratet 
sind und besondere Härten vorliegen, kann Ihre Aufenthaltserlaubnis ebenfalls verlängert werden. Be-
sondere Härten sind zum Beispiel: 

- die Rückkehr in Ihr Herkunftsland ist für Sie individuell aus Gründen zu erwartender Gewalt durch 

Familienangehörige und/oder andere Personen nicht möglich, 

- Ihr Mann schlägt oder quält Sie oder Ihr Kind, 

- Ihr Mann vergewaltigt Sie oder zwingt Sie zu sexuellen Kontakten mit Dritten, 

- Ihr Mann sperrt Sie ein, verweigert Ihnen einen Deutschkurs oder Arbeit und gibt Ihnen kein Geld, 

- Ihr Mann verbietet Ihnen Kontakte zu Landsleuten und zur Familie, 

- Ihr Mann missbraucht Ihr Kind sexuell, etc. 

Auch andere Fälle besonderer Härte werden anerkannt! Wichtig ist, dass Sie die erlittene Gewalt bewei-
sen können, z. B. durch ärztliches Attest, Anzeigen bei der Polizei, Zeugen in der Nachbarschaft, etc.“ 
(Gleichstellungsstelle in Kooperation mit dem Runden Tisch gegen Häusliche Gewalt der Stadt Herne 
2013, S. 28) 

Darüber hinaus könnten auch Broschüren, die sich nicht ausschließlich mit der Thematik „Häusliche 

Gewalt“ befassen hilfreich sein. Sie könnten über aufenthaltsrechtliche Bestimmungen informieren, 

und erreichen somit die Personen, die nicht explizit eine Broschüre über „Häusliche Gewalt“ gesucht 

haben. 

Die Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht schlägt eine Plakatkampagne vor, die Migrant/innen eine 

zentrale Telefonnummer vermittelt, unter der sie Rat und Unterstützung zu aufenthaltsrechtlichen 

Bestimmungen erhalten. So könnten sie niedrigschwellig, ohne dass bspw. der gewalttätige Ehemann 

es verhindert, erfahren, wo sie über ihre Rechte, die ihnen in ihrer Situation zustehen, aufgeklärt 

werden. 

„Ich sag mal, in der Regel, die Frauen, die Anlaufstellen haben, […] da ist vollkommen klar, die Verbände 
die Organisationen, die Stellen, die arbeiten mit Anwälten zusammen. Und da gibt es dann noch eine 
anwaltliche Beratung, deshalb sehe ich so ein bisschen das Problem nicht, die können sich ja auch quasi 
an Anwälte wenden. […] Ja, irgendwann muss der erste Schritt von der Frau kommen. Wir können keine 
Flugblätter in die Briefkästen [verteilen, A.M.]. Was wir machen, und das passiert ja auch schon, z.B die 
Telefonnummern, Beratungsstellen, Notdienste vielleicht nicht nur in Deutsch, sondern auch in den ande-
ren einschlägigen Sprachen plakatieren, so das öffentliche Straßenbild ganz klar für die Frauen lesbar ei-
ne Telefonnummer, an die sie sich wenden können, und von da aus weitergeleitet werden. […] Vor allem 
in den anderen Sprachen, wenn die Frauen nicht Deutsch können, können sie es einfach nicht lesen. Wir 
haben schon Kindernotdienst und sowas, das eine oder das andere, aber da sollte man einfach mehr im 
Rahmen einer Aufklärungskampagne wirklich gucken, dass es überall einfach geklebt wird. Das kann 
man dann im Vorbeigehen lesen. Das kann der Ehemann oder wer auch immer oder die Familien nicht 
verhindern.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 94 - 98) 

Zu 2) Art der Beweissicherung 

Die befragte Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht stellt die hohe Bedeutsamkeit und die verschie-

denen Möglichkeiten der Beweissicherung heraus (Strafanzeigen, ärztliche Atteste, Gedächtnisproto-
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kolle, Vorstellig werden bei Beratungsstellen). Hierbei ist zu beachten, dass es bei jedem Schritt „zu 

einer weitergehenden Gefährdung“ der betroffenen Frau und ihrer Kinder kommen kann und damit 

ein „großes Maß an Unentschlossenheit“ die Folge sein kann. 

„was ich auf jeden Fall sagen kann von Grundsatz her, würde ich mit den Mandantinnen und vor allen 
Dingen mit den entsprechenden Unterstützungskreisen eben genau ausarbeiten, wie stark ist die Ge-
fährdung, wie ist die Beweislage, gibt es Anzeigen, gibt es ärztliche Atteste […] wenn sich die Frauen 
nicht trauen, eine Anzeige zu machen, weil es mit einer erneuerten Gefährdung verbunden ist, dass dann 
auf jeden Fall die Möglichkeit besteht, die Verletzungen und den Grund der Verletzungen wahrheitsge-
mäß vom Arzt dokumentieren zu lassen, damit man irgendwie etwas hat. Dann auch Gedächtnisproto-
kolle, dann auch zum Beispiel in Beratungsstellen vorstellig zu werden, damit man den ganzen Gesche-
hensablauf mehr oder weniger unterhalb einer polizeilichen Strafanzeigen oder Ermittlungsverfahren do-
kumentieren kann, und dann muss man tatsächlich immer gucken, ob es wichtig ist so z.B. dass eben 
Frauen daraus gehen, aber das ist so ein hoch komplexes Feld, weil alle diese Maßnahmen […] durchaus 
schon zu einer weitergehenden Gefährdung der Frauen führen können, und damit ein großes Maß an 
Unentschlossenheit bei den Frauen oft da ist, weil die wissen nicht: ‚Okay, und wenn ich nicht bleiben 
kann, wird‘s dann nicht noch schlimmer?‘ Auf der anderen Seite, die Argumentation der Ausländerbe-
hörde ist, wenn es noch eine Steigerung nach oben gibt, könnte das, was vorgetragen ist, nicht reichen, 
das ist ein schwieriges Feld. […] im Rahmen der Darlegungspflicht besteht einfach da das Problem. [Die 
betroffenen Frauen benötigen, A.M.] ganz klar die Unterstützung von Beratungsstellen, von Sozialarbei-
terinnen, also von diesem ganzen Helfernetz, was es eigentlich hier gibt, quasi sie müssen ganz klar über 
ihre rechtliche Situation aufgeklärt werden und damit eben auch die Chance erfahren, dass sie nicht auf 
Gedeih und Verderb an den in Anführungszeichen Täter gebunden sind […] Gespräche mit Beratungsin-
stitutionen, […] denn damit schafft man eigentlich Zeugen.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 18 
– 20) 

Eine Diskutantin stellt heraus, dass sie einer Klientin geraten hatte, ihr Attest als Beweissicherung 

beim Arzt aufbewahren zu lassen, und es nicht nach Hause mitzunehmen, um so eine weitergehende 

Gefährdung zu vermeiden. 

„Da braucht sie auch keinen Zettel oder einen Attest von ihm zu haben, weil wenn der Mann das zu Hau-
se sieht und er findet den Papierkram, sie kriegt auch Ärger. Aber ich sag: ‚Du sollst das zum Arzt sagen, 
er soll das notieren und brauchst du keine Papierkram nach Hause mitschleppen, aber wenn [...] irgend-
was wieder kommt und du wirst eine Anzeige erstatten, dann hast du das.“ Gruppendiskussion 3, 53 - 53 

Diese Vorgehensweise entspricht dem Ansatz, den auch das Projekt ProBeweis verfolgt (vgl. hierzu 

Kapitel 4.2.7) 

Zu 3) Kooperation zwischen Ausländerbehörde und sozialen Diensten 

Ist der Aufenthaltsstatus der Betroffenen ungeklärt, ist es für soziale Dienste, wie bspw. für die Fach-

kräfte des Jugendamtes, „schwierig“, Maßnahmen zu ergreifen, die die Familien unterstützen kön-

nen. Um die Entscheidung für eine Hilfemaßnahme zu beschleunigen bzw. die Maßnahme zeitnah 

beginnen zu können, schlägt die befragte Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht vor, dass in den 

Ausländerbehörden mindestens eine Ansprechpartner/in speziell für solche Fälle zuständig sein 

müsste. Auf der anderen Seite müsste der Fortbildungsbedarf von Fachkräften zu aufenthaltsrechtli-

chen Bestimmungen, die in den sozialen Diensten tätig sind, gedeckt werden. 

„Also ja, ich finde es sollte bei jeder Ausländerbehörde ganz klar fürs Jugendamt und sonst was einen An-
sprechpartner, eine Ansprechpartnerin geben und zwar per Telefon, die dafür zuständig ist, sich dann 
diese Fälle zieht, was einfach schneller geht […] Also wo Handlungsbedarf ist, und wo ganz klar ist sozu-
sagen da muss die Ausländerbehörde in Anführungszeichen unproblematisch jetzt dafür sorgen, dass 
erstmal der Aufenthaltstitel erteilt, verlängert wird, Fiktionsbescheinigung, dass da auch ein updaten ist, 
weil das Jugendamt oder die [anderen Stellen im Feld der Sozialen Arbeit, A.M.] sagen oft, die aufent-
haltsrechtliche Situation kennen wir nicht, und dann ist schwierig für uns […] und dass sollte mit der Hilfe 
von Fortbildungen auch, ich meine schon das gerade Jugendämter, finde ich, was die aufenthaltsrechtli-
che Seite angeht, schon einen Fortbildungsbedarf haben, und dass man da noch mal guckt dass dann in-
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tern angeboten wird, weil vieles hat ja zu tun mit Wissen.“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 106 
– 110) 

Dass eine gute Kooperation zwischen dem Hilfesystem und der Ausländerbehörde die Situation der 

Betroffenen verbessern kann, betont auch eine Diskutantin, die als Rechtsanwältin mit einer Frauen-

beratungsstelle und einem Frauenhaus kooperiert. 

„Und ansonsten, also aus meiner Erfahrung, im Frauenhaus machen die das sehr wohl, dass sie einen gu-
ten- sehr guten Kontakt hier zur Ausländerbehörde [haben, A.M.] […] Also, ich denke, wenn die-, wenn 
Frauen […] im Frauenhaus [sind, A.M.], dann sind sie nach meiner Ansicht da wirklich gut aufgehoben, 
weil die Vernetzung zwischen Ausländeramt und Frauenhaus gut funktioniert, also diese Härtefallge-
schichten.“ (Gruppendiskussion 2, 419 – 419) 

Die befragte Expertin für das Netzwerk Gesundheit plädiert dafür, Sachbearbeiter/innen der Auslän-

derbehörden für die Rechte der Migrantinnen im Falle Häuslicher Gewalt zu sensibilisieren. 

„Was, denke ich, gut wäre, wäre auch Menschen in Ausländerämtern stärker dafür zu sensibilisieren, […] 
was das eigentlich bedeutet, dass das Aufenthaltsrecht der Frau dadurch bedroht ist, dass der Man sich 
von ihr trennt oder sie rausschmeißt oder wie auch immer oder […] eine Trennung offenkundig macht, 
obwohl die Trennung auf Gewalt beruht. […] wir haben gesetzliche Möglichkeiten, dass die Frau trotz-
dem ins Frauenhaus fliehen kann zum Beispiel, aber das muss einfach stärker sensibilisiert werden.“ (Ex-
pertin für Netzwerk Gesundheit, 57 – 57) 

Damit dies gelingt und eine sensible Haltung optimiert werden kann, schlägt die Expertin für Aufent-

halts- und Strafrecht zur Optimierung des Hilfesystems vor, den Sachbearbeiter/innen in den Auslän-

derbehörden Supervision anzubieten, damit es ihnen gelingt, dem „Druck […] gewachsen“ zu sein. 

Die Befragte stellt sowohl die sprachlich-kommunikativen Probleme heraus, die Schwierigkeit, mit 

einer Klientel zu arbeiten, die lange Wartezeiten in verschiedenen Behörden auf sich genommen hat 

und denen es möglicherweise schwer fällt, Unterlagen vollständig beizubringen. Als weitere Entlas-

tung der Sachbearbeiter/innen schlägt sie eine begleitende Soziale Arbeit, die behördliche Abwick-

lung bei Bedarf unterstützt. 

„Supervision für die Mitarbeiter der entsprechenden Ämter, vollkommen klar. Die sind, wenn ich hier die 
Situation bei der Ausländerbehörde [Name der Stadt, A.M.] anschaue, dem Druck nicht gewachsen. 
Wenn ich tagtäglich zu den Sprechzeiten mit einer Klientel zu tun habe, die schlecht Deutsch spricht, die 
vorher stundenlang gewartet haben in nicht belüfteten Räumen, die sich sonst schon durchgekämpft ha-
ben über Sozialamt et cetera. Wenn ich die dann vor mir sitzen habe, alle sind genervt, dann kann das die 
entsprechende Mitarbeiterin nicht mehr verarbeiten. Die kann nur noch Schreien. Die kann nur noch un-
freundlich werden. Die kann nur noch Hassattacken kriegen. Und das kriegen sie. Und wenn Sie mal gu-
cken, was da hinter den Türen abläuft und die wissen nicht, dass Sie die Anwältin sind. Da geht‘s ab, und 
das entgleist eben auch […]. Die Betroffenen die dahin gehen, die haben auch ihren Anteil, weil sie natür-
lich lieber sagen: ‚Ich verstehe nicht.‘ Wenn sie was vergessen haben, weil sie vielleicht gar nicht geübt 
sind, bestimmte Unterlagen vollständig zu haben, und das Ganze zu durchblicken und zum dritten Mal 
dahin kommen und immer noch nicht vollständig. […] das ist sozusagen gemeinsames Produkt und da 
kann eben auch viel einfach geholfen werden, wenn die Sozialarbeiterin, so diese begleitende Sozialar-
beit, da eben einfach auch ist. Die können das stark entlasten, sind dann eben auch Zeuginnen, was dem 
Gegenüber dann die Möglichkeit gibt, vielleicht doch mehr an sich zu halten, jetzt gar nicht als Kontrolle. 
Es ist, glaube ich ausgesprochen schwächend, wenn ich andauernd einen cholerischen innerlichen Anfall 
habe an dem Schalter, da bin ich nach drei Stunden fertig. So diese beiden Seiten muss man sehen und 
deshalb meine ich, muss da eben auch mehr getan werden, obwohl ich sagen muss, es sind nicht alle so 
schlimm, aber eben doch sehr viele. Ich würde denen gar nicht Böswilligkeit unterstellen, sondern 
schlichtweg Überforderung. Und das ist einfach nicht hilfreich, wenn ich den Leuten immer auf jeder Stel-
le dokumentiere: ‚Ihr seid nicht willkommen. Wir müssen euch ertragen und probieren, euch loszuwer-
den.‘“ (Expertin für Aufenthalts- und Strafrecht, 88 - 88) 

Zu 4) Vernetzung mit Rechtsanwältinnen 

Um Frauen mit ungesichertem Aufenthaltstitel adäquate Unterstützung anzubieten, empfiehlt sich 

die Kooperation mit bzw. die Weitervermittlung an Fachanwält/innen. 
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„Wir sind auch an Rechtsanwältinnen angebunden, die speziell mit Ausländerrecht oder eh Asylrecht ar-
beiten“ (Experte für kultur- und migrationssensible Täterarbeit, 20 – 20) 

„Weitervermittlung, also das ist so, dass wir dann eben auch entweder dann zu euch [dem Integrations-
referat der Stadt, A.M.] den Kontakt aufnehmen oder dann eben auch Fachanwälte aufsuchen, weil ge-
rade Asylverfahren und so, das ist so speziell da, das ist dann außerhalb unserer […] Möglichkeiten ein-
fach auch.“ (Gruppendiskussion 3, 394 – 394) 

Um diese Zusammenarbeit intensivieren zu können, empfiehlt sich bspw. die Bildung eines Netzwer-

kes. So kann es gelingen, den Betroffenen eine zeitnahe und kompetente Beratung vermitteln zu 

können. Eine Möglichkeit bestünde außerdem darin, Rechtsanwältinnen an den jeweiligen Runden 

Tischen gegen Gewalt an Frauen anzubinden. Weitere Möglichkeiten könnten den regionalen Gege-

benheiten und bereits bestehenden Kooperation abgewogen werden. 
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5. Zusammenfassung und Fazit 

Der in Kapitel 2 dargestellte aktuelle Forschungsstand zur Lebenssituation von Opfern Häuslicher 

Gewalt im Migrationskontext sowie die Inanspruchnahme des etablierten Hilfesystems durch Mig-

rantinnen zeigt auf, dass seit Einführung des Gewaltschutzgesetzes 2002 die Anzeigebereitschaft 

deutlich gestiegen ist. Dies lässt schlussfolgern, dass auch die Bereitschaft gestiegen ist, weitere Hil-

fen neben dem polizeilichen Schutz in Anspruch zu nehmen.  

Fachberatungsstellen, die für den Bereich „Gewalt gegen Frauen“ spezialisiert sind, sowie andere 

Institutionen des Hilfesystems erreichen Frauen mit Migrationshintergrund nur unzureichend. Dies 

trifft jedoch nicht auf Frauenhäuser zu. Insbesondere werden Migrantinnen nicht oder kaum er-

reicht, die über keine oder wenige Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen.  

In der vorliegenden Studie wurden zunächst allgemeine Analysen und Empfehlungen aus den Grup-

pendiskussionen und Expert/inneninterviews dargestellt, die sich als erfolgversprechende Strategien 

zur Erleichterung der Inanspruchnahme des Hilfesystems heraus kristallisierten. Folgende Bereiche 

stellten sich heraus: 

1. Das Thema „Häusliche Gewalt“ ist mit Tabus belegt, die es zu enttabuisieren gilt. Hier bieten sich 

verschiedene Strategien an, die insbesondere auch Migrant/innen besser erreicht. 

2. Der Einsatz mehrsprachigen und mehrkulturellen Personals ist aus verschiedenen Gründen eine 

erfolgsversprechende Strategie zur Öffnung sozialer Dienste – sie ist aber nicht die einzige. 

3. Zur Öffnung des Hilfesystems in der Migrationsgesellschaft tragen insbesondere die fachlichen 

Kompetenzen des Personals bei. Diese sind durch Reflexion und Bildung zu optimieren. 

Eine weitere Strategie ist der Kontakt zu und die Vernetzung mit Migrantenorganisationen. Diese 

Strategie wird von einigen Institutionen verfolgt, kann aber  ausgebaut werden. Als besonders zentral 

wird hier der Wert persönlicher Kontakte eingeschätzt, die über eine regelmäßige Vernetzung, ge-

meinsame Aktionen oder/und über Informationsveranstaltungen für Mitglieder der Organisationen 

und Vereine hergestellt werden können. 

Zudem wurden folgende Barrieren zur Inanspruchnahme des Hilfesystems identifiziert: 

1. Die Unwissenheit im Kombination mit Vorurteilen und Mythen über das Hilfesystem, sowie Angst 

vor Stigmatisierung und Diskriminierung führen dazu, dass Frauen im Migrationskontext, die von 

Häuslicher Gewalt betroffen sind, den Weg in das Hilfesystem nicht „finden“, bzw. es nicht in An-

spruch nehmen. 

2. Druck erzeugende normative Botschaften seitens der Familie, des Ehemannes und/oder der 

Community können betroffene Frauen darin hindern, das Hilfesystem in Anspruch zu nehmen. 

Hierbei werden vor allem auch „Schuld, Scham und Schande“ thematisiert. 

3. Ein unsicherer Aufenthaltsstatus, bzw. eine Unkenntnis über diesen, stellt eine große Barriere dar, 

Unterstützung zu suchen. 

Um Frauen und ihre Familien, die von Häuslicher Gewalt betroffen sind, angemessen zu unterstüt-

zen, ist häufig ein komplexes Hilfeangebot erforderlich, an dem verschiedene Institutionen vernetzt 

und kooperativ beteiligt sind. Hier haben sich „Runde Tische gegen Gewalt an Frauen“ und Interven-

tionsprojekte gegen Häusliche Gewalt an vielen Orten etabliert. Zur Unterstützung von Frauen und 

Kindern im Migrationskontext ist die Vernetzung um weitere Institutionen und Fachdienste notwen-

dig, die bislang noch nicht per se an den „Runden Tischen“ vertreten sind und deren Einbindung wei-

ter ausgebaut werden müsste. Vernetzt zu arbeiten, hat laut Aussage der Befragten eine hohe Priori-
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tät. Vernetzung und Kooperation finden in unterschiedlichen Konstellationen statt und werden mit 

unterschiedlichen Zielsetzungen verfolgt, die (auch) eine Öffnung des Hilfesystems in der Migrations-

gesellschaft zur Folge hat. Insbesondere wird die Vernetzung und Kooperation mit Migrantencom-

munities als eine erfolgversprechende Strategie postuliert, die es stärker zu implementieren gilt. 

Zudem bieten niedrigschwellige Angebote, welche von Frauen und Kindern im Migrationskontext 

genutzt werden und zunächst nicht mit dem Thema Häuslicher Gewalt in Verbindung gebracht wer-

den eine gute Plattform, um das Thema zu enttabuisieren, Informationen zum Unterstützungssystem 

und Vertrauen aufzubauen. Eine Vernetzung von verschiedenen Angeboten kann darüber hinaus die 

Zielgruppe besser erreichen. Die ist (bislang) von einzelnen Akteur/innen abhängig und sollte ausge-

baut werden.  

Um eine kontinuierliche Arbeit in spezialisierten Unterstützungseinrichtungen und in niedrigschwelli-

gen Angeboten zu leisten bedarf es jedoch einer Absicherung der Ressourcen. Auf Grund der vorlie-

genden Datenlage in dieser Studie braucht es finanzielle Ressourcen zur Optimierung des Hilfesys-

tems exemplarisch in folgenden Bereichen:  

1. Kulturspezifische Beratung durch professionelle Mitarbeiterinnen mit Migrationshintergrund, 

welche Informationen auch in den Communities verbreiten (Türöffner/- und Brückenbau-

er/innen). 

2. Aus- bzw. Aufbau von niedrigschwelligen Angeboten, welche die Zielgruppe auch langfristig 

erreichen 

3. Ausbau der Täter-, sowie der Öffentlichkeitsarbeit. 

Um Einblicke in und auf verschiedene Handlungsfelder zu gewinnen und Strategien zur Optimierung 

des jeweiligen Bereiches herauszuarbeiten, wurden verschiedene Expert/inneninterviews durchge-

führt und die Analyse der Gruppendiskussionen herangezogen. 

Zusammenfassend kristallisieren sich folgende Ergebnisse heraus: 

Beratungs- und Schutzstellen für Frauen 

In einer kultursensiblen Beratung von gewaltbetroffenen Frauen mit Migrationshintergrund gilt es, 

spezifische Problemfelder zu berücksichtigen. Wichtig für die Beratung ist es deshalb, den genauen 

Kontext zu erfragen aus dem die Frauen kommen, um differenziert auf ihre Situation eingehen zu 

können. In der vorliegenden Studie lassen sich folgende Bereiche für einen adäquaten Beratungskon-

text heraus analysieren, welche nur zum Teil migrationsspezifisch sind: 

1. Aufklärung über Rechte und Informationen über Funktionen weiterer Institutionen des Hilfe-

systems 

2. Einsatz eines multi-kulturellen Teams in Beratungs- und Schutzeinrichtungen 

3. Stärkung eines systemischen Ansatzes und Einbeziehung von Bündnispartner/innen 

4. Kultursensible Beratung ist nicht von einem Migrationskontext abhängig. 

Täterarbeit 

In der vorliegenden Studie konnte lediglich ein begrenzter Einblick in und auf das Tätigkeitsfeld der 

Täterarbeit gegeben werden und vorwiegend auf die Bedeutung der Hilfen für Täter mit Migrations-

geschichte fokussiert werden mit folgenden Ergebnissen: 

1. Täterarbeit wird von den Befragten als wesentliches Betätigungsfeld angesehen, welches 

auszubauen und flächendeckend zu implementieren ist. Gleichzeitig wird die Bereitschaft der 

Täter, an solchen Angeboten teilzunehmen von einigen Befragten als gering eingeschätzt. 
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Aus diesem Grund ist die Förderung der Aufklärung und Motivierung zur Teilnahme ein wich-

tiger Schritt. 

2. Der Fokus der Befragten liegt im Rahmen der durchgeführten Gruppendiskussionen und In-

terviews auf der Schuld des Mannes und weniger auf seinem Hilfebedarf. Um eine adäquate 

Täterarbeit durchführen zu können, bedarf es jedoch differenzierter Analysen zur Lebenssi-

tuation der Betroffenen, die auch den sozialen Druck im Herkunfts- und Migrationskontext 

angemessen berücksichtigt. 

3. Das durchgeführte Experteninterview liefert verschiedene Anhaltspunkte, die für die Gestal-

tung einer Täterarbeit im Migrationskontext relevant sind. Sie betreffen (a) die Inhalte, (b) 

die ethnische Konstellation der Berater/innen und (c) die Zielgruppe. 

Migrationsspezifische Angebote 

Die Analyseergebnisse zur Bedeutung migrationsspezifischer Angebote schließen an die Erkenntnisse 

zu Barrieren an, die die Betroffenen daran hindern, sich im Falle Häuslicher Gewalt an das Hilfesys-

tem zu wenden. Migrationsspezifische Angebote können zum einen dazu genutzt werden, den Be-

troffenen den Weg in das Hilfesystem zu ebnen, indem sie über das Hilfesystem aufklären, Vertrauen 

schaffen und die Betroffenen weitervermitteln. Zum anderen können sie aber auch durch Vernet-

zung und Kooperation mit anderen Fachdiensten und Behörden zu einer Sensibilisierung für die Be-

deutung einer ethnischen Diversität in der Migrationsgesellschaft beitragen. In der vorliegenden 

Studie ergeben sich folgende Ergebnisse, welche sich ausschließlich auf Migrationsberatungsstellen 

und offene Angebote für Migrant/innen beziehen: 

1. Einige Befragte erachten migrationsspezifische Angebote als geeignete erste Anlaufstelle für 

Frauen und ihre Familien, die von „Häusliche Gewalt“ betroffen sind. Dies erfordert zum ei-

nen eine Enttabuisierung der Thematik und zum anderen eine Qualifizierung der dort be-

schäftigten Fachkräfte. 

2. Ein Bildungs- und Beratungszentrum für Muslim/innen soll auf der Basis der kulturellen und 

religiösen Nähe ein niedrigschwelliges und vernetztes Angebot für von Häuslicher Gewalt be-

troffenen Frauen, Paaren und Familien mit muslimischem Hintergrund bereitstellen. 

Dialog-, bzw. Integrationsbeauftragte bei der Polizei  

Zentrales Ergebnis in diesem Feld ist, dass es vertrauensbildender Maßnahmen bedarf, um die Rolle 

und Funktion der Polizei in der Intervention bei Häuslicher Gewalt (und im Allgemeinen) in Communi-

ties transparent zu machen. Diese können erheblich durch Dialogbeauftrage mit Zugang zu den 

Communities unterstützt werden.  

Jugendamt und weitere Institutionen der Jugendhilfe 

Gerade dem Jugendamt gegenüber bestehen viele Vorbehalte, vor allem, dass bei öffentlich werden 

von Häuslicher Gewalt die Kinder automatisch weggenommen würden. Um diesen Vorbehalten ent-

gegen zu treten, eignen sich anhand des vorliegenden Datenmaterials folgende Strategien von ver-

trauensbildenden Maßnahmen:  

1. Aufklärung über Rolle und Funktion des Jugendamtes im individuellen Beratungskontext und 

auf Informationsveranstaltungen innerhalb der Communities unter Einbezug von kompeten-

ten Fachkräften des Jugendamtes.   

2. Vertrauensaufbau in Einrichtungen der Jugendhilfe zur Enttabuisierung des Themas Häusli-

che Gewalt und Kooperation mit Fachkräften des Jugendamtes  
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3. Aufbau, bzw. Ausbau einer kontinuierlichen kompetenten Familienhilfe, welche den Bedar-

fen und Lebenskontexten von Familien mit Migrationshintergrund gerecht werden.   

Bildungsinstitutionen 

Im Rahmen der vorliegenden Studie konnte Bildung im Allgemeinen als Ressource nicht weiter erläu-

tert werden. Es wurden jedoch Strategien der Befragten dargestellt, welche zum einen Fachkräfte 

verschiedener Institutionen des Hilfesystems befähigen können, den Umgang mit der Problematik 

Häuslicher Gewalt zu optimieren und zum anderen Präventions- und Interventionsmaßnahmen bei 

Kindern und Jugendlichen anzusetzen. Des Weiteren wurde die Implementierung von enttabuisie-

renden Maßnahmen im Rahmen von Integrations- und Sprachkursen thematisiert.  

Folgende drei Bereiche kristallisierten heraus, welche zur Optimierung des Hilfesystems beitragen 

können:  

1. Das Thema Häusliche Gewalt und der Umgang mit der Problematik sollte systematisch in die 

Aus-, Fort- und Weiterbildung aller Professionen (soziale Arbeit, Gesundheitswesen, Leh-

rer/innen etc.) integriert werden. 

2. Präventions- und Interventionsmaßnahmen in und durch Kindertagesstätten und Schulen 

können alle Kinder und Jugendliche erreichen (unabhängig vom Migrationshintergrund und 

Bildungsstatus) und sollten systematisch ausgebaut werden. 

3. Die Informationsweitergabe über Rechte und Unterstützungsmöglichkeiten bei Häuslicher 

Gewalt im Rahmen von Integrations- und Sprachkursen erreichen einen Großteil der Migran-

tinnen und ihre Kinder.  

Gesundheitswesen 

Im Rahmen dieser Studie wurden Möglichkeiten zur Optimierung des Hilfesystems thematisiert, wel-

che auf Professionelle bzw. Institutionen des Gesundheitswesens fokussieren. Folgende Bereiche 

stehen nach Ansicht der Befragten im Vordergrund: 

1. In Institutionen des Gesundheitswesens besteht bei Erkennung eines Gewalthintergrundes 

und einem adäquaten Umgang hiermit die Möglichkeit,  eine gerichtsverwertbare Dokumen-

tation der Verletzungen zu erstellen und in das spezialisierte Unterstützungssystem weiter-

zuvermitteln.  

2. Die Gesundheit von Frauen im Migrationskontext wird nicht nur durch die konkrete Gewalt-

erfahrung, sondern zusätzlich durch Diskriminierungserfahrungen, die sie in der deutschen 

Gesellschaft machen. Je nach kulturellem Hintergrund können Symptombenennungen Aus-

druck für weitere Belastungen sein. Dies sollte in Fort- und Weiterbildung vermittelt werden. 

3. Auch im Gesundheitsbereich bedarf es Kulturmittler/innen, welche in den Communities den 

Zugang zum Hilfesystem vermitteln können.  

Bedeutung des Aufenthaltsrechts 

Frauen mit Migrationshintergrund, deren Aufenthaltstitel nicht gesichert ist, erleiden die Häusliche 

Gewalt möglicherweise über einen längeren Zeitraum, als Frauen, die solchen rechtlichen Bestim-

mungen nicht unterliegen. Im Rahmen der durchgeführten Gruppendiskussionen und Interviews 

kristallisierten sich im Hinblick auf die Bedeutung und Anwendung des Aufenthaltsrechts folgende 

Ergebnisse heraus: 

1. Die in § 31 AufenthaltG verfasste Rechtsnorm zur Ehebestandszeit führt dazu, dass Frauen 

mit einer ehebedingten Aufenthaltserlaubnis die Gewalt häufig über einen längeren Zeit-



130 

 

raum ertragen, als Frauen, deren Aufenthalt auch im Falle von Trennung und Scheidung gesi-

chert ist. 

2. Flüchtlingsfrauen unterliegen oftmals aufgrund eines unischeren Aufenthaltsstatus, aufgrund 

des Asylbewerberleistungsgesetzes und aufgrund der Residenzpflicht zusätzlichen Belastun-

gen. 

3. In den Interviews und Gruppendiskussionen wurde die Problematik benannt, dass gewalttä-

tige Ehemänner ihren Frauen aufenthaltsrechtliche Konsequenzen androhen, die teilweise 

real sind, es aber nicht unbedingt sein müssen. Hier ist eine rechtliche Beratung der Be-

troffenen erforderlich. 

4. Zur Optimierung des Hilfesystems werden verschiedene Strategien vorgeschlagen. Sie betref-

fen (a) die Art der Aufklärung und (b) die der Beweissicherung, (c) die Bereitstellung von An-

sprechpartner/innen in Ausländerbehörden für Fachkräfte, die im Hilfesystem tätig sind und 

(d) die Vernetzung mit Rechtsanwältinnen. 

Fazit 

Die vorliegende Studie hat gezeigt, dass eine Vielzahl an Strategien erforderlich ist, um Frauen, die im 

Migrationskontext von Häuslicher Gewalt betroffen sind, adäquater zu unterstützen. Abschließend 

möchten wir nun zwei Strategien hervorheben, die uns vor dem Hintergrund der erhobenen Daten 

als besonders wesentlich erscheinen. 

Dies ist zum einen der Auf- und Ausbau der Kooperationsbeziehungen von Institutionen, die im Be-

reich der Prävention und Intervention Häuslicher Gewalt tätig sind, und denen, die sich explizit an 

Migrant/innen richten. Fachkräfte, die bspw. in der Migrationsberatung tätig sind, haben in der Regel  

bereits das Vertrauen ihrer Klient/innen gewonnen, und stehen als Ansprechpartner/innen – auch in 

psychosozialen Problemlagen – zur Verfügung. Um auch im Falle Häuslicher Gewalt im Migrations-

kontext für die Betroffenen ein/e gute/r Ansprechpartner/in zu sein, ist eine Stärkung der Kompeten-

zen der in diesen beiden Feldern tätigen professionellen Fachkräften erforderlich. Ein regelmäßiger 

fachlicher Austausch zwischen den Fachkräften aus dem Bereich „Migration“ auf der einen Seite und 

„Häusliche Gewalt“ auf der anderen Seite würde hier eine wechselseitige Qualifizierung bewirken. 

Eine weitere zentrale Strategie ist die Weiterbildung professioneller Fachkräfte, die im Bereich nied-

rigschwelliger Angebote (z.B. Stadtteilcafés) tätig sind, sowie ggf. der Ausbau solcher Angebote. 

Auf der Grundlage dieser beiden Strategien kann Familien, die im Migrationskontext von Häuslicher 

Gewalt betroffen sind, der Weg in das Hilfesystem erleichtert werden. Um diese und weitere Ansätze 

in den einzelnen Kommunen und Landkreisen implementieren können, könnten beispielsweise die 

Integrations- und Gleichstellungsbeauftragten betraut und ggf. weiter qualifiziert werden. Ihre Auf-

gabe könnte es sein, die Öffnung des Hilfesystems im Falle Häuslicher Gewalt im Migrationskontext 

zu koordinieren und die einzelnen Dienste fördernd und beratend zu begleiten. 
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